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39. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025

Beginn: 15:30 Uhr

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sitzung ist eröff-

net.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Mögliche Urheberrechtsverletzungen und In-
teressenskonflikte des Bundesbeauftragten für 
Kultur und Medien

ZP 2 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Katharina Beck, 
Dr. Moritz Heuberger, Max Lucks, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Organisierte Steuerhinterziehung wie Cum- 
Cum-Deals aufklären, Steuermilliarden kon-
sequent zurückfordern und Aufbewahrungs-
fristen für Belege bei Finanzinstitutionen ver-
längern

Drucksachen 21/226, 21/300

ZP 3 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 38)
Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Sichert, Dr. Christina Baum, Carina Schießl, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Gefälschte Berufsausbildungszeugnisse bei 
Pflegepersonal bekämpfen

Drucksache 21/2710
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

ZP 4 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Wettbewerbsfähige Industrie – Entlastung 
durch Netzentgeltsenkung und Industrie-
strompreis

ZP 5 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Ener-
giesteuer- und des Stromsteuergesetzes

Drucksachen 21/1866, 21/2469, 21/2669 Nr. 
25

Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 21/…

ZP 6 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Jan Wenzel 
Schmidt, Kay Gottschalk, Hauke Finger, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Bürger, Mittelstand und Industrie entlasten – 
Stromsteuer für alle dauerhaft auf europäi-
sches Mindestmaß absenken

Drucksachen 21/2086, 21/…

ZP 7 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie

Änderungsvertrag zum öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der 
Braunkohleverstromung in Deutschland
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Einholung eines zustimmenden Beschlusses 
des Deutschen Bundestages gemäß § 49 des 
Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes

Drucksachen 21/2598, 21/…

ZP 8 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung mautrecht-
licher Vorschriften

Drucksachen 21/1861, 21/2454, 21/2669 
Nr. 12

Beschlussempfehlung und Bericht des Ver-
kehrsausschusses (15. Ausschuss)

Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 21/…

ZP 9 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Entwicklung und Erprobung 
eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit

Drucksachen 21/1509, 21/2074, 21/2146 Nr. 
1.13

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss)

Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 21/…

ZP 10 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Zuständigkeitsstreitwerts 
der Amtsgerichte, zum Ausbau der Speziali-
sierung der Justiz in Zivilsachen sowie zur 
Änderung weiterer prozessualer Regelungen

Drucksachen 21/1849, 21/2466, 21/2669 Nr. 23

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 21/…

ZP 11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sarah 
Vollath, Janine Wissler, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Bundestagsabgeordnete vollumfänglich in die 
gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen

Drucksache 21/2708
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Federführung strittig

ZP 12 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über den Zugang zu Schuldnerberatungs-
diensten für Verbraucher (Schuldnerbera-
tungsdienstegesetz – SchuBerDG)
Drucksachen 21/1847, 21/2458, 21/2669 Nr. 15
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)
Drucksache 21/…

ZP 13 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Durchführung der Reform und Erweite-
rung des Schutzes geografischer Angaben 
(Geoschutzreformgesetz)
Drucksachen 21/1510, 21/1936, 21/2146 Nr. 1.7
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)
Drucksache 21/…

ZP 14 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung einer elektro-
nischen Präsenzbeurkundung
Drucksachen 21/1505, 21/2073, 21/2146 
Nr. 1.12
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss)
Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 21/…

ZP 15 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Klimaschutz nicht schwächen – Bundesregie-
rung muss Führungsrolle in der Klimapolitik 
einnehmen

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Die Tagesordnungspunkte 32 und 35 werden abge-
setzt. Die weiteren Änderungen und Ergänzungen sowie 
den geänderten Ablauf der Beratungen im Übrigen kön-
nen Sie der Zusatzpunkteliste entnehmen. Sind Sie damit 
einverstanden? – Ich höre und sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen, und wir können in die Tages-
ordnung eintreten. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1: 
Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat für die heutige Befragung die 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Frau Bärbel 
Bas, sowie die Bundesministerin für Wohnen, Stadtent-
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wicklung und Bauwesen, Frau Verena Hubertz, benannt, 
die nun nacheinander die Gelegenheit haben, ihre einlei-
tenden Berichte abzugeben. Hierfür ist eine Gesamtdauer 
von acht Minuten vorgesehen.

Als Erstes hat das Wort die Bundesministerin für Ar-
beit und Soziales, Frau Bärbel Bas.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vieles, was für uns jahrzehntelang selbstverständlich 
war, steht heute unter enormem Druck. Das gilt auch 
für die soziale Marktwirtschaft. Aktuell stehen Tausende 
Arbeitsplätze in unseren Kernindustrien im Feuer: in der 
Stahl- und in der Chemieindustrie, im Maschinenbau und 
in der Automobilbranche. Die Menschen erwarten zu 
Recht, dass wir als Politik handeln. Deswegen betone 
ich: Sichere Arbeitsplätze haben für diese Bundesregie-
rung Priorität!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Und deshalb geht es jetzt auch um ganz konkrete Maß-

nahmen, damit Deutschland ein starker Industriestandort 
bleibt. Dazu sind wir im engen Austausch sowohl mit den 
Branchen als auch mit den Bundesländern. Das haben Sie 
am Automobildialog und am Stahlgipfel sehen können. 
Deshalb haben wir ein Investitionsprogramm in Höhe 
von 500 Milliarden Euro auf den Weg gebracht für In-
vestitionen, die das Leben der Menschen vor Ort spürbar 
besser machen werden. Und deshalb haben wir in der 
vergangenen Woche im Entlastungskabinett einen großen 
Schritt beim Thema Bürokratieabbau gemacht.

Wichtig ist, dass ausländische Fachkräfte schneller und 
einfacher auf den deutschen Arbeitsmarkt kommen kön-
nen. Dafür haben wir Eckpunkte für eine sogenannte 
Work-and-Stay-Agentur beschlossen. Denn wir brauchen 
diese Fachkräfte – in Forschungslaboren, aber genauso in 
den Krankenhäusern und Pflegeheimen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bürgerinnen und 
Bürger erwarten nicht nur einen konjunkturellen Auf-
schwung. Sie erwarten gleichzeitig, dass es in unserem 
Land gerecht zugeht. Sie erwarten soziale Sicherheit, auf 
die sie sich verlassen können. Das ist richtig und gehört in 
einer sozialen Marktwirtschaft zusammen. Deshalb sind 
wir mit dem Tariftreuegesetz im parlamentarischen Ver-
fahren. Das ist wichtig, damit die Unternehmen von öf-
fentlichen Aufträgen profitieren, die ihre Mitarbeitenden 
nach Tarif bezahlen. Deshalb erhöhen wir auch den Min-
destlohn ab Januar 2026. Davon werden 6 Millionen 
Menschen profitieren. Und deshalb machen wir eine Re-
form der Grundsicherung. Diese ist heute in die Ressort-
abstimmung gegangen. Und ich bin mir sicher, dass wir 
auch über dieses Gesetz bald im parlamentarischen Ver-
fahren reden werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben schon jetzt 
vieles bei der Rente auf den Weg gebracht. Auch da 
werden wir Kurs halten und den Zeitplan einhalten, damit 
die Reformen bei der Rente, die jetzt im parlamentari-

schen Verfahren sind, im Januar 2026 in Kraft treten 
können. Darüber hinaus werden wir sehr schnell eine 
Rentenkommission einsetzen, die Anfang des nächsten 
Jahres die Arbeit aufnehmen soll, um die Rente der Zu-
kunft für alle Generationen zu gestalten.

Und auch unsere Arbeits- und Sozialverwaltung muss 
bürgerfreundlicher, schneller und digitaler werden. Dazu 
wird die Sozialstaatskommission Anfang nächsten Jahres 
ihre Vorschläge unterbreiten.

Sie sehen, dass wir derzeit sehr viele Gesetzentwürfe 
im parlamentarischen Verfahren haben. Ich freue mich 
auf die weiteren Beratungen und auf Ihre Fragen. Die 
Priorität ist, mit diesen Gesetzen dafür zu sorgen, dass 
die Wirtschaft gestärkt und die Arbeitsplätze gesichert 
werden. Das ist das Ziel, das uns alle eint.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Das Wort für den zweiten einleitenden 

Bericht hat nun die Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen, Frau Verena Hubertz.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Lassen Sie es mich auf den Punkt bringen: Die 
Lage im Baugewerbe ist ernst. Die Zahl der Baufertig-
stellungen wird in diesem Jahr wahrscheinlich noch mal 
zurückgehen. Das ist jetzt keine Überraschung, sondern 
ein Stück weit die Folge der Krisenjahre der letzten Zeit. 
Der Wohnungsbau stockt. Wir liegen deutlich unter dem, 
was wir eigentlich benötigen.

Aber ich stehe heute nicht hier, um zu beschreiben, was 
ist, sondern ich möchte sagen, was wir tun, um nach 
vorne zu kommen. Und es gibt sie auch, die ersten ermu-
tigenden positiven Signale. Wichtig ist: Es wird nicht die 
eine Lösung geben, und es wird uns auch nicht alles über 
Nacht gelingen. Aber: Es ist machbar. Wir haben eine 
starke Agenda für den Wohnungsmarkt.

Es braucht aus meiner Sicht jetzt vier Dinge.
Erstens. Wir müssen schneller bauen – und deshalb 

Bürokratie abbauen. Mit dem Bauturbo haben wir ge-
meinsam im Oktober das erste wichtige Gesetz dazu be-
schlossen. Damit werden wir auch – das hat der Normen-
kontrollrat beziffert – 2,5 Milliarden Euro sparen, für die 
Verwaltung, für die Bürgerinnen und Bürger und auch für 
die Wirtschaft im Land. Wir wollen den Bauturbo mit 
einem Umsetzungslabor begleiten, damit die Paragrafen 
auch schnell zur Anwendung kommen.

Zweitens. Der Bauprozess muss einfacher werden, da-
mit wir auch die Baukosten adressieren können. Wichtig 
dabei ist der sogenannte Gebäudetyp E; denn schließlich 
kann es nicht immer mehr Normen, mehr Vorschriften 
geben. E wie „einfach“, E wie „effizient“, E wie „endlich 
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wieder bezahlbar“. Daran arbeiten wir in der Bundes-
regierung gemeinsam; mit der Justizministerin Stefanie 
Hubig bin ich hier in einem guten Prozess.

Drittens. Wir müssen effizienter werden auch durch 
Digitalisierung. „BIM“ darf nicht nur ein Wort mit drei 
Buchstaben sein. Wir müssen die Digitalisierung erleich-
tern. Ziel ist eine modellbasierte Planung am Bau: Der 
Architekt entwirft das Gebäude, der Bauantrag kann idea-
lerweise auch digital eingereicht werden, und das Bauamt 
genehmigt schnell und einfach. Es geht aber auch darum, 
die Aktenordner auf der Baustelle loszuwerden, indem 
alle auf ihren Tablets die Planungsstände dabeihaben 
und die Auswirkungen simulieren können.

Und viertens. In dieser Woche steht eine wichtige 
Haushaltssitzung an, die Bereinigungssitzung. Wir haben 
Wichtiges mit diesem Etat, mit diesem Investitionshaus-
halt des Bundesbauministeriums vor. Wir werden den 
sozialen Wohnungsbau mit Rekordmitteln in Höhe von 
23,5 Milliarden Euro stärken. Wir sind mit 11 Milliarden 
Euro im Sondervermögen berücksichtigt. Und wir wollen 
unsere Förderprogramme einfacher gestalten. Wir wol-
len, dass sie zum Bau von mehr Wohnraum führen – für 
Familien, für Menschen im Land, die sich ein eigenes 
Zuhause, die eigenen vier Wände wünschen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen: Die Lage 
ist ernst. Aber wir wissen auch, was zu tun ist. Wenn wir 
jetzt gemeinsam anpacken, dann schaffen wir das – die 
Politik hier im Bund, im Land, aber auch die Kommune 
vor Ort. Wir schaffen es, wenn die Wirtschaft mitzieht. 
Dann werden wir auch wieder mehr bauen. Bauen bedeu-
tet für mich mehr als Beton und Zahlen, es geht um 
Zukunft, um Zuhause und um Chancen. Ich möchte ge-
meinsam mit Ihnen dafür sorgen, dass im Land wieder 
mehr bezahlbarer Wohnraum gebaut wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Wir beginnen jetzt mit dem eigentli-

chen Frageteil. Ich bitte, zunächst Fragen zu den beiden 
Berichten und zu den Geschäftsbereichen der anwesen-
den Mitglieder der Bundesregierung zu stellen.

Das Wort hat als Erstes für die AfD der Abgeordnete 
Jan Feser.

Jan Feser (AfD):
Vielen Dank. – Frau Ministerin Bas, erst einmal danke 

für Ihre Ausführungen.
Wir erinnern uns: 5 Milliarden Euro waren angedacht 

als Einsparungen beim Bürgergeld. 86 Millionen Euro 
sind es jetzt letztlich nur geworden. Hinsichtlich der ge-
ringfügigen Höhe bei den Einsparungen war von Ihnen 
wie folgt argumentiert worden: Man rechne für das Jahr 
2026 mit einem wirtschaftlichen Aufschwung; die im 
Bürgergeld befindlichen Personen müssen qualifiziert 
werden, um sie dann letztlich in diesen Aufschwung zu 
vermitteln. – Im Widerspruch dazu hat BA-Chefin 
Andrea Nahles vor einigen Tagen gesagt, man rechne 
für das Jahr 2026 mit überhaupt keinem wirtschaftlichen 

Aufschwung. Eher brauche man einen Kredit von nun-
mehr 6 Milliarden Euro, um die weiterhin im Bürgergeld 
befindlichen Leute zu alimentieren; denn eine Vermitt-
lung in den wirtschaftlichen Aufschwung finde nicht 
statt. Meine Frage vor diesem Hintergrund: Reden Sie 
in dem Ressort noch miteinander, oder wie kommen sol-
che Diskrepanzen zustande? – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin, Sie können antworten.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Abgeordneter, vielen Dank für Ihre Frage. – Sie 
können sicher sein: Wir reden permanent miteinander. 
Die Rechtskreise, um die es gerade geht, sind unter-
schiedlich. Bei der Arbeitslosenversicherung sind wir 
im SGB III. Bei den Aufgaben, die die BA hat, sind wir 
in einem anderen. Ich habe immer davor gewarnt. Bei 
einer Reform der Grundsicherung im SGB II werden 
keine Milliardenbeträge herauskommen. Wir schaffen 
es ja nur durch Arbeitsmarktmaßnahmen, die Menschen 
aus dem Rechtskreis des SGB II herauszubekommen.

Ich habe die Faustformel – die kennen Sie –: Wenn es 
uns gelingt, dafür zu sorgen, dass wir im Arbeitsmarkt – 
davon gehe ich aus; die Prognosen sind da unterschied-
lich – spätestens Mitte des Jahres einen Aufschwung 
erleben werden – eine Stabilisierung ist jetzt schon da; 
aber es ist noch nicht so, dass es mir gefällt –, dann wird 
die Integration von 100 000 Arbeitsuchenden aus der 
Grundsicherung in den Arbeitsmarkt zwischen 800 Mil-
lionen Euro und 1 Milliarde Euro ausmachen. Und das ist 
übrigens auch mein Ziel: die Menschen wieder in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Haben Sie eine Nachfrage?

Jan Feser (AfD):
Dass es verschiedene Rechtskreise sind – SGB II, 

SGB III –, das ist vollkommen klar. Nur bleibt der Wider-
spruch in den Aussagen „wirtschaftlicher Aufschwung“ 
bzw. „wirtschaftlicher Abschwung“ bestehen. Und das, 
was Frau Nahles hier gesagt hat, ist übrigens durch die 
Wirtschaftsweisen bestätigt worden: Wir werden 2026 
keinen Aufschwung haben. – So, wie stehen Sie dazu?

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Sie freuen 
sich doch, wenn es keinen Aufschwung gibt!)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich habe eine andere Annahme. Wir können uns jetzt 
über Prognosen streiten, ich gehe trotzdem davon aus: 
Durch die Maßnahmen, die wir jetzt ergreifen, das Inves-
titionspaket, das wir gerade erst beschlossen haben – die 
Ausschreibungen finden in naher Zukunft statt –, gibt es 
Planungssicherheit für den Arbeitsmarkt und Planungs-
sicherheit für die Unternehmen. Deshalb rechne ich da-
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mit, dass wir die Anzahl der Arbeitsplätze, die es gibt, 
stabilisieren. Durch den demografischen Wandel, den Sie 
alle kennen, müssen schon die Arbeitsplätze, die es gibt, 
mit Menschen besetzt werden, und wir haben einen 
wahnsinnig großen Gap durch den Fachkräftemangel. 
Viele Unternehmen haben offene Stellen. Mir geht es 
darum, dass wir diese Stellen durch Qualifizierung auch 
mit Menschen besetzen, die jetzt in der Grundsicherung 
sind.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Deshalb glaube ich, dass wir da auch sparen werden.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion stellt nun eine Frage der 

Abgeordnete Stephan Stracke.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Bundes-

ministerin Hubertz, Sie haben sich zu Recht zum Ziel 
gesetzt, den Wohnungsbau anzukurbeln und bezahlbar 
zu machen. Deswegen hat die Bundesregierung als ersten 
Schritt den Bauturbo in Gang gesetzt – ein wichtiger 
Schritt. Gleichzeitig haben wir uns als Koalition darauf 
verständigt, dass wir eine grundlegende Reform des Bau-
gesetzbuches auf den Weg bringen wollen, vor allem mit 
der Zielrichtung, schneller und einfacher bauen zu kön-
nen. Mich würde interessieren, ob Sie diese Zielsetzung 
teilen, die ich gerade beschrieben habe, sodass wir diesen 
Bauturbo eigentlich überflüssig machen können, und wie 
Ihr Zeitplan und Ihre Intention in diesem Bereich aus-
sehen.

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank für Ihre Fra-
ge. – Die Haltung, die Sie gerade unterstrichen haben, 
teile ich ausdrücklich. Der Bauturbo ist der erste Schritt, 
und der zweite Schritt, der folgt, ist unsere große Bau-
gesetzbuchnovelle, zu der wir gerade in der regierungs-
internen Abstimmung sind. Wir müssen dauerhaft mehr 
Tempo organisieren. Wir müssen dauerhaft digitaler wer-
den. Dadurch können wir das komplette Bauleitverfahren 
beschleunigen und einfacher machen. Das Schöne ist: 
Manche Bestandteile des Bauturbos sind gar nicht befris-
tet, sondern gelten unbefristet, wie zum Beispiel Re-
gelungen zum Aufstocken oder zum Bauen in der zweiten 
Reihe.

Die Baugesetzbuchnovelle ist natürlich der große 
Wurf, den wir jetzt brauchen, auch um unsere Städte 
handlungsfähig und zukunftsfit zu machen. Ich bin mir 
sehr sicher, dass die Dinge, die wir im Koalitionsvertrag 
miteinander vereinbart haben, damit dann in Gänze zur 
Umsetzung kommen und wir im parlamentarischen Ver-
fahren immer noch gute Ideen hinzupacken werden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Vielen herzlichen Dank, Frau Präsidentin. Ich möchte 

die Gelegenheit nutzen. – Sie haben den Gebäudetyp E 
angesprochen – eine wichtige Maßnahme, um einfacher 
zu bauen und auch von anerkannten Regeln der Technik 
abweichen zu können. Sie haben deutlich gemacht, dass 
Sie hierzu mit dem Bundesjustizministerium, mit der Jus-
tizministerin im engen Austausch sind. Können Sie er-
läutern, wie Ihr Zusammenwirken aussieht und womit 
wir hier rechnen können?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Gerne. – Wir sind beim Gebäudetyp E nicht im Bau-
gesetzbuch, sondern im Bürgerlichen Gesetzbuch; denn 
wir müssen zivilrechtlich Sicherheit schaffen, damit sich 
die beteiligten Parteien, wenn man davon abweicht, zum 
Schluss nicht gegenseitig verklagen. Das hat eine große 
juristische Komponente. Deswegen liegt die Federfüh-
rung auch bei der Kollegin.

Aber wir müssen natürlich auch die Baupraxis mit ein-
bringen, damit der Gebäudetyp später auch genutzt wird – 
nicht nur von den Expertinnen und Experten, die sich 
schon immer damit beschäftigt haben, sondern auch von 
den ganz normalen Familien. Sie müssen sagen: Mensch, 
ich könnte mir vorstellen, hier oder da ein bisschen ab-
zurüsten. – Da wollen wir Orientierung, aber auch 
Rechtssicherheit geben.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt jetzt 

eine Frage der Abgeordnete Kassem Taher Saleh.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke schön, Frau Präsidentin. – Danke auch Ihnen, 
Frau Bauministerin Hubertz, für Ihre Einführung. Das 
Gebäudeenergiegesetz ist eines der zentralen Gesetze, 
womit wir die Klimaziele im Gebäudesektor erreichen 
wollen. Der Gebäudesektor ist nach dem Verkehrssektor – 
das wissen Sie – der Sektor mit den zweitgrößten CO2- 
Emissionen. Wir hören zum Gebäudeenergiegesetz ak-
tuell relativ viel aus der Bundesregierung. Wirtschafts-
ministerin Katherina Reiche will die 65-Prozent-Regel 
abschaffen. Der Umweltminister von der SPD steht eher 
für die Einhaltung der 65-Prozent-Regel. Aus dem Bau-
ministerium hört man gerade relativ wenig dazu.

Sie haben sich gestern mit der Wirtschaftsministerin 
getroffen. Ich hoffe, dass da eine Einigung entstanden 
ist; denn was wir dringend brauchen, ist Klarheit. Wir 
stecken mitten in der Heizsaison. Verbraucherinnen und 
Verbraucher brauchen Klarheit, die Industrie braucht 
Klarheit und eben auch das Handwerk. Deshalb die Frage 
an Sie, Frau Ministerin: Wie stehen Sie zur Einhaltung 
der 65-Prozent-Regel?
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, in der Tat teile ich 
den Punkt, dass es hier Handlungsdruck gibt. Ich teile 
auch den Punkt, dass wir Verlässlichkeit, dass wir eine 
Perspektive brauchen. Es darf keine Verunsicherung ge-
ben im Markt und bei den Bürgerinnen und Bürgern, die 
noch sehr verunsichert sind durch das Gesetzgebungsver-
fahren, das ich in der letzten Legislatur als stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende verhandelt habe. Deswegen 
kann ich berichten, dass die Kollegin Reiche und ich 
gestern einen sehr offenen, einen sehr konstruktiven Aus-
tausch hatten. Und wir haben uns darauf verständigt, dass 
es der Debatte guttut, wenn wir sie jetzt nicht Punkt für 
Punkt öffentlich miteinander austragen, sondern kon-
struktiv an einer Lösung arbeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zurufe der Abg. Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Mayra 
Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Haben Sie eine Nachfrage?

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Das Europäische Parlament hat vor zwei Jahren die 
EPBD beschlossen; das wissen Sie. Die EPBD sagt aus, 
dass Maßnahmen national umgesetzt werden müssen. 
Das muss bis Mai nächsten Jahres passieren, ansonsten 
drohen milliardenschwere Strafzahlungen. Es soll ein 
Eckpunktepapier geben. Sie sagen ja, Sie haben sich ges-
tern verständigt. Worauf genau haben Sie sich verstän-
digt, und wann kommt endlich das Eckpunktepapier, das 
wir dringend für die Planungssicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger, der Wirtschaft und der Industrie brauchen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sie können sich sicher sein, dass wir die Umsetzungs-
frist der EU-Gebäuderichtlinie zum Mai 2026 sehr genau 
im Blick haben. Da werden Leitplanken gesetzt. Diese 
werden wir natürlich beachten. Das ist die Umstellung 
auf den CO2-Lebenszyklus. Auch beim Primärenergiebe-
darf sowie bei Solar und weiteren Punkten ist ja einiges 
vorgesehen. Diese Dinge besprechen wir gerade mit-
einander. Ich werde hier jetzt keine genaue Frist nennen, 
sondern Sie dürfen sich überraschen lassen von der Lö-
sung, die wir dann miteinander gefunden haben werden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
„Überraschen lassen“? Wir wollen eine Posi-
tion von Ihnen! – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Keine Beantwortung 
der beiden Fragen, Frau Ministerin! Tut mir 
leid! Nicht beantwortet, keine der zwei Fra-
gen!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion stellt nun eine Frage die Abge-

ordnete Rasha Nasr.

Rasha Nasr (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

die Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas. Vielen Dank für 
Ihre einführenden Worte. Ich bin sehr dankbar, dass Sie 
den Bereich Fachkräfteeinwanderung so prominent ge-
nannt haben. Darum dreht sich auch meine Frage: Die 
Bundesregierung plant ja die Einrichtung einer Work- 
and-Stay-Agentur. Könnten Sie uns in einem ersten 
Schritt einmal erläutern, welche Ziele die Bundesregie-
rung mit der Einrichtung einer solchen Agentur verfolgt?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Abgeordnete, vielen Dank für diese Frage. – Das 
Ziel der Work-and-Stay-Agentur ist es in der Tat, eine 
digitale Plattform aufzubauen, über die Menschen aus 
dem Ausland schneller einen Arbeitsvertrag mit Unter-
nehmen schließen können. Wir werden dabei die Berei-
che ressortübergreifend bündeln. Das betrifft einmal das 
Innenministerium. Daran hängen viele kommunale Aus-
länderämter – 549 an der Zahl –, die heute die Prozesse 
sehr unterschiedlich umsetzen. Dabei geht es um Auf-
enthaltsgenehmigungen, um Visa, um Berufsqualifikatio-
nen, die anerkannt werden müssen.

Sie kennen die Beschwerden von vielen Unternehmen, 
die sagen: Ich habe hier einen Arbeitnehmer, eine Arbeit-
nehmerin, der oder die morgen in meiner Pflegeeinrich-
tung anfangen könnte, aber es dauert ewig, bis die Be-
hörden entscheiden, ob dieser Mensch hier arbeiten 
kann. – Das wollen wir bündeln, indem wir die Prozesse 
zentralisieren und dies auch möglichst digital machen. 
Das heißt: Man muss den Antrag und seine Daten nur 
ein Mal abgeben, und es wird im Hintergrund einheitlich 
geprüft. Das große Ziel der Bundesregierung ist, dass die 
Abwicklung schneller geht, damit die Menschen, die wir 
in den Bereichen, in denen Fachkräfte gesucht werden, 
brauchen, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

– dann auch sehr schnell in den Arbeitsmarkt und an 
ihren Arbeitsplatz kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Sie haben die Möglichkeit zur Nach-

frage.

Rasha Nasr (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Die Möglichkeit 

möchte ich gerne nutzen. – Frau Ministerin, können Sie 
uns vielleicht in Bezug auf den Zeitplan mitnehmen: Bis 
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wann soll die Agentur ihre Arbeit aufnehmen, und wel-
che Vorbereitungen sind dafür noch notwendig?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich würde mir wünschen, dass wir die Agentur morgen 
schon hätten. Aber Sie wissen: Der Aufbau einer digita-
len Plattform ist nicht ganz leicht, wobei das wahrschein-
lich noch der einfachere Teil ist. Was wir aber brauchen, 
ist erst mal eine Prozessanalyse. Wir werden, nachdem 
wir die Eckpunkte dafür im Kabinett beschlossen haben, 
sofort eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe aus den 
drei Ressorts einsetzen. Es werden auch der Digitalminis-
ter und andere Ressorts beteiligt, zum Beispiel das Ge-
sundheitsministerium, weil sehr viel, was Fachkräfte an-
geht, den Bereich „Pflege und Gesundheit“ betrifft. Diese 
Arbeitsgruppe soll diese Agentur aufsetzen und wirklich 
schnell einen Prozess in Gang setzen, sodass wir schon in 
dieser Legislatur die Erfolge sehen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke stellt nun eine Frage die 

Abgeordnete Anne Zerr.

Anne Zerr (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin Bas, vor einem Monat endete der Sozialpart-
nerdialog zur Arbeitszeitreform. Seitdem heißt es von-
seiten des Bundesministeriums, man prüfe nun Umset-
zungsmöglichkeiten und Regelungsvorschläge.

Die Abschaffung der täglichen Höchstarbeitszeit be-
deutet mehr Macht für Arbeitgeber zur Anordnung von 
unregelmäßigen und überlangen Arbeitstagen von 12, 
13 Stunden. Für Beschäftigte aber bedeutet es mehr 
Druck, höhere Gesundheitsrisiken und nicht mehr Selbst-
bestimmung über ihre Arbeitszeit. Die Gewerkschaften 
haben sich deswegen auch geschlossen gegen das Vor-
haben der Bundesregierung gestellt und formulieren 
ganz eindeutig, dass der Achtstundentag erhalten bleiben 
muss. Haben Sie trotzdem vor, gegen den Willen der 
Gewerkschaften, die tägliche Höchstarbeitszeit ab-
zuschaffen? Falls ja: Welche konkreten Regelungsvor-
schläge werden denn momentan geprüft angesichts der 
klaren Haltung der Gewerkschaften?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Vielen Dank auch für diese Frage, Frau Abgeordnete. – 
Der Sozialpartnerdialog ist in der Tat abgeschlossen. Es 
war zu erwarten, möchte ich mal sagen, dass kaum eine 
Annäherung stattgefunden hat; auch das ist zwischenzeit-
lich bekannt. Nichtsdestotrotz hat die Regierungskoali-
tion vereinbart, Modelle zu finden, wie wir die Verein-
barkeit von Familie und Beruf verbessern und hier 
flexibilisieren. Ein Instrument kann die Veränderung 
des starren, sogenannten Achtstundentages hin zu einer 
Wochenarbeitszeit sein.

Ich will aber konkret sagen: Wir werden die Positionen 
jetzt erst mal auswerten. Es gab viele Vorschläge beim 
Sozialpartnerdialog, darunter auch solche, nach denen 
das jetzige Arbeitszeitgesetz modifiziert werden muss. 
Das werten wir gerade aus. Mein Plan ist es, Anfang 
des nächsten Jahres einen Vorschlag vorzulegen, wie 
wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern. 
Das ist ein wichtiger Punkt, übrigens auch in Richtung 
Erwerbstätigkeit von Frauen. Was ich aber nicht machen 
werde – das sage ich hier auch ganz klar –, ist, die Schutz-
vorschriften wie Ruhezeiten anzupacken.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin, kommen Sie bitte zum Ende.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Da werden wir nicht rangehen, und das ist auch so im 
Koalitionsvertrag niedergeschrieben.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Anne Zerr (Die Linke):
Viele Menschen mit Sorgeverpflichtungen arbeiten 

jetzt schon gezwungenermaßen in Teilzeit, weil die Be-
treuungsangebote vorne und hinten nicht reichen. Wenn 
Arbeitgeber künftig bis zu 13 Stunden lange Arbeitstage 
anordnen könnten, welche Maßnahmen prüfen Sie denn 
dann, damit nicht noch mehr Beschäftigte, vor allem 
natürlich mal wieder Frauen, in die Teilzeitfalle gezwun-
gen werden, weil es keine 13 Stunden langen Betreuungs-
angebote in diesem Land gibt? Und wie sollen nach Auf-
fassung des Ministeriums Arbeitstage von 12, 13 Stunden 
mit Sorgearbeit, aber auch mit ehrenamtlichem Engage-
ment vereinbar sein?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Ich teile diese Sorge. 
Deswegen will ich noch mal betonen, dass wir an die 
Ruhezeiten nicht rangehen. Und verbunden mit einer Än-
derung des Arbeitszeitgesetzes ist, dass wir auch die elek-
tronische Zeiterfassung aufnehmen; denn wir wissen 
auch, dass viele Überstunden heute nicht erfasst, ge-
schweige denn bezahlt werden. Da sage ich ganz deut-
lich, dass wir beides miteinander vereinbaren müssen.

Es ist so, dass ein Zwölfstundentag nicht familien-
freundlich ist. Es ist aber auch schon nach dem jetzigen 
Arbeitszeitgesetz möglich, mit Tarifpartnern zu solchen 
Vereinbarungen zu kommen, zum Beispiel, wenn es Ar-
beitsspitzen gibt, die in entsprechender Zeit erfüllt wer-
den müssen. Dazu sind übrigens Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auch bereit.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                                                                                                                                                                                              4381 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Rasha Nasr 



Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Aber das darf kein Dauerzustand sein. – Ich mache 
jetzt einen Punkt.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Genau, da machen wir einen Punkt.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Wir haben ja gleich noch Möglichkeiten zur Nachfra-
ge.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit endet die erste Fragerunde.
Wir kommen jetzt zu den Fragen zu den vorangegan-

genen Kabinettssitzungen, zu weiteren Geschäftsberei-
chen sowie zu allgemeinen Fragen. – Das Wort hat für 
die AfD-Fraktion die Abgeordnete Carolin Bachmann.

Carolin Bachmann (AfD):
Frau Bundesbauministerin Hubertz, meine Frage geht 

an Sie. – Ihr Bauturbo zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus fährt ja mit angezogener Handbremse. Ich 
denke, das wissen wir alle. Sie haben letzte Woche auf 
Ihren Kanälen ein Video veröffentlicht, in dem Sie auf 
einer Parkbank sitzen und sich selbst für Ihre Geduld 
applaudieren. Alle Ihre Maßnahmen, die Sie hier jetzt 
aufgezählt haben – also Bauturbo, Gebäudetyp E, sozia-
ler Wohnungsbau –, sollen angebotsseitig auf den an-
gespannten Wohnungsmarkt wirken.

Frau Bundesbauministerin, können Sie sich vorstellen, 
auch auf der Nachfrageseite Lösungen zu finden? Welche 
Ansätze können Sie sich vorstellen, die auf der Nach-
frageseite auf den Wohnungsmarkt wirken? Und drittens, 
ganz konkret: Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen 
einer möglichen Rückführung von Illegalen, von Flücht-
lingen und der Entspannung des deutschen Wohnungs-
marktes?

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! – Weitere Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Das Plenum antwortet für mich. – Frau Kollegin Abge-
ordnete, wir haben verschiedene Herausforderungen, die 
wir angehen müssen. Wir müssen investieren, damit wir 
beim Bauen wieder ins Machen kommen, damit es auf 
den Baustellen vorangeht. Wir haben zum Beispiel einen 
sogenannten Bauüberhang: 800 000 Bauprojekte wurden 
genehmigt, aber es wurde nicht angefangen, zu bauen. 
Eine konkrete Maßnahme ist, dass es hier bald eine För-
derung in Höhe von 800 Millionen Euro geben wird, 
damit wir eben auch schnell handeln können.

Ich will aber noch mal ganz deutlich sagen: Wir tragen 
das Wohnungsproblem nicht auf dem Rücken von Men-
schen aus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir haben hier in diesem Land ganz klar die Haltung: 
Wohnen ist ein Recht. Wohnen ist ein Grundrecht. Des-
wegen ist das nicht unsere Antwort. Es mag Ihre sein, 
aber nicht meine.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Carolin Bachmann (AfD):
Ich fragte ganz konkret nach Lösungen auf der Nach-

frageseite. Die haben Sie offensichtlich nicht. Sie spielen 
die Menschen im Land gegeneinander aus, indem Sie 
diese Leute vielleicht aufgrund des Humanismus nicht 
zurückführen. Wir haben allein 1,2 Millionen Syrer im 
Land. Bei 700 000 fehlenden Wohnungen könnte das eine 
Lösung sein. Sie verschließen hier offensichtlich Ihre 
Augen und benachteiligen damit massiv die Einhei-
mischen, die aufgrund Ihrer misslungenen Wohnungs-
raumpolitik die hohen Mieten, die hohen Baukosten tra-
gen müssen.

(Beifall bei der AfD – Kassem Taher Saleh 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Schall-
platte ist wieder an! – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mein Physiklehrer 
meinte, es gebe keine schlechten Fragen! Sie 
haben das Gegenteil bewiesen!)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Ich bin dankbar, in einem Land zu leben, in dem die 
Mehrheit der Bevölkerung Ihre Haltung nicht teilt und 
das für Vielfalt steht.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat sich der Kollege 

Stracke aus der CDU/CSU-Fraktion gemeldet.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Frau Bundesministerin Hubertz, Sie hatten den Bau-

turbo zum Thema gemacht. Anders als häufig dargestellt, 
ist er tatsächlich ein wichtiger Schritt, damit die Kom-
munen schneller bauen können. Sie haben das Umset-
zungslabor, das Sie auf den Weg gebracht haben, an-
gesprochen. Könnten Sie uns einmal darstellen, wie Sie 
die Kommunen unterstützen, damit sie von der Möglich-
keit des Bauturbos in der tagtäglichen Praxis intensiver 
Gebrauch machen können?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Vielen Dank für Ihre Frage. – Der Bauturbo ist ein 
neues Instrument, eine Experimentierklausel, und dieses 
Instrument müssen wir gemeinsam mit Leben füllen. In 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                             4382 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



diesem Umsetzungslabor wollen wir die Kommunen, die 
Entscheidungsträger vor Ort, über sechs Monate beglei-
ten. Wir wollen voneinander lernen, miteinander lernen 
und vor allen Dingen die Paragrafen mit Leben füllen.

Letzte Woche hatten wir einen tollen Auftakt. Diese 
Woche ging es weiter. Über 2 000 Menschen aus dem 
ganzen Land waren mit dabei. Sie wollten schauen: Wie 
können wir umnutzen? Wie können wir aufstocken? Wie 
gehen wir mit den Fragen der Umweltverträglichkeits-
prüfung oder des Lärmschutzes um? Da gibt es jetzt 
eine Flexibilisierung, und das wollen wir miteinander in 
Anwendung bringen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Es war ein ganz ermutigender Prozess, hier in die Pra-
xis zu begleiten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich habe zu diesem Themenschwerpunkt noch zwei 

Nachfragen, die ich auch beide noch zulasse.
Als Nächster hat der Abgeordnete Reichardt aus der 

AfD-Fraktion die Möglichkeit zur Nachfrage.

Martin Reichardt (AfD):
Frau Ministerin, Sie haben gerade im Zusammenhang 

mit dem Wohnungsmarkt von Haltung gesprochen. Be-
streiten Sie ernsthaft, dass 1 Million Menschen, die hier 
im Land sind und gegebenenfalls zurückgeführt werden 
könnten, den Wohnungsmarkt nicht belasten? Oder sagen 
Sie einfach: Das interessiert mich nicht, weil ich Haltung 
habe?

(Beifall bei der AfD – Dagmar Schmidt [Wetz-
lar] [SPD]: Wo sollen denn die Fachkräfte 
wohnen? – Kassem Taher Saleh [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer soll die Wohnun-
gen bauen? Sie? Sie wollen die Wohnungen 
bauen?)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Weder noch. Ich bestreite nicht, dass wir eine große 
Herausforderung im Land haben, aber ich möchte, dass 
wir Lösungen finden. Die Kollegen haben ja darauf hin-
gewiesen: Wir brauchen Fachkräfte in diesem Land. Da 
hilft es uns, dass wir hier viele Menschen haben, die mit 
anpacken wollen, egal welchen Pass sie mitbringen. Wir 
brauchen die, die auf den Baustellen mit anpacken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Die müssen 
ja auch wohnen!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage hat die Abgeordnete Hanna 

Steinmüller.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, Sie 

haben in Ihrer Antwort die Förderung von 800 Millionen 
Euro für EH55-Häuser genannt. Diese Förderung gab es 
schon einmal unter der Ampelregierung. Damals wurden 
im Jahr 2021 6 Milliarden Euro und im Jahr 2022 inner-
halb eines Monats noch mal 5 Milliarden Euro, also in 
sehr kurzer Zeit, ausgegeben. Sie gehen jetzt von einer 
Förderung in Höhe von 800 Millionen Euro für einen 
Standard, der sich am Markt etabliert hat, aus. Wie viele 
Wohnungen sollen davon gebaut werden, und wie lange 
reicht die Förderung?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Wichtig ist: Wir fördern nicht den gesetzlichen Stan-
dard – das dürfen wir gar nicht –, sondern wir fördern 
unter einer Nebenbedingung, und die ist ganz wichtig, 
nämlich dass man auf die Erneuerbaren setzt. Dafür wer-
den die Millionen mobilisiert.

Ich darf noch nicht zu weit vorweggreifen. Morgen 
kommt der Haushaltsausschuss zusammen. Danach gibt 
es dann alle detaillierten Förderbedingungen. Dann teilen 
wir Ihnen auch gerne die Prognosen dahinter mit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für eine weitere Hauptfrage gebe ich jetzt das Wort der 

Abgeordneten Sandra Carstensen von der CDU/CSU- 
Fraktion.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Bundesministerin Bas, der Tarifpartnerdialog zum 
Thema Wochenarbeitszeit ist abgeschlossen. Wie ist jetzt 
der Zeitplan der Bundesregierung, um das im Koalitions-
vertrag vereinbarte Ziel der Flexibilisierung der Wochen-
arbeitszeit im Arbeitszeitgesetz umzusetzen?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Abgeordnete, vielen Dank für die Frage. – Ich 
hatte es gerade erwähnt: Der Sozialpartnerdialog ist jetzt 
abgeschlossen. Wir werten die Vorschläge aus, die trotz 
Uneinigkeit vorgetragen wurden. Zum Paket gehört, wie 
gesagt, auch die digitale Zeiterfassung, die wir gleich-
zeitig umsetzen müssen, wenn wir das Arbeitszeitgesetz 
anfassen. Deshalb ist mein Zeitplan, spätestens Anfang 
nächsten Jahres mit Vorschlägen aus diesem Dialog zu 
arbeiten.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Das möchte ich mit 

Blick auf die Flexibilisierung gerne tun. Inwiefern wird 
Ihrer Meinung nach die Flexibilisierung bei der Arbeits-
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zeitgestaltung konkret zur Verbesserung der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie beitragen?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Wie das konkret aussieht, kann ich hier noch nicht 
sagen, weil das, wie gesagt, auch damit zusammenhängt, 
welche Vorschläge wir noch in der Prüfung haben. Vieles 
ist nach dem jetzigen Arbeitszeitgesetz schon möglich. 
Die Ruhezeiten wollen wir nicht anfassen; das ist auch 
im Koalitionsvertrag so angelegt. Ich appelliere übrigens 
an die Unternehmen, die auch eine Aufgabe haben. Wir 
haben vorhin schon über die Rahmenbedingungen ge-
sprochen. Ich will eine Unternehmenskultur, wonach 
Überstunden, die geleistet werden müssen, auch bezahlt 
werden und wir wirklich flexibel werden für Familie und 
Beruf.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Nachfrage hat das Wort der Abgeordnete 

Meiser von der Linksfraktion.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank. – Frau Ministerin Bas, zum Thema „Ver-

längerung der täglichen Arbeitszeit“. Welche Kenntnis 
haben Sie über die wissenschaftlich erforschten Auswir-
kungen von langen täglichen Arbeitszeiten über acht 
Stunden, über zehn Stunden auf Gesundheit, auf Arbeits-
schutz, auf Arbeitsunfälle? Ich habe Ihrem Haus schon im 
Juni eine schriftliche Anfrage gestellt. Darauf hat das 
Haus auch geantwortet. Aber mich würde sehr interessie-
ren, ob Ihnen persönlich die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse diesbezüglich bekannt sind.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich könnte es jetzt sehr kurz machen: Die sind mir 
natürlich bekannt. – Natürlich ist Leistungsverdichtung, 
sind lange Arbeitszeiten, vor allen Dingen lange am 
Stück, gesundheitsgefährdend. Das steht außer Frage. 
Deshalb müssen wir, wenn es darum geht, Flexibilität 
zu schaffen, auch den Gesundheitsschutz berücksichti-
gen. Das Arbeitszeitgesetz ist ein Schutzgesetz. Sie kön-
nen sich darauf verlassen: Ich werde darauf achten, dass 
wir das bei den Änderungen, die jetzt anstehen, berück-
sichtigen werden.

(Beifall bei der SPD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Da bin ich mal gespannt!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat das Wort die Abge-

ordnete Nora Seitz.

Nora Seitz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Frau Ministerin Bas, im Koa-

litionsvertrag hat sich die Bundesregierung darauf 
verständigt, den Ausnahmenkatalog nach § 10 des Ar-
beitszeitgesetzes hinsichtlich der Sonn- und Feiertags-
beschäftigung im Bäckerhandwerk zu erweitern. Eine 

zügige Umsetzung war Vereinbarung und würde dem 
Bäckerhandwerk enorme Erleichterung bringen, vor allen 
Dingen auch spürbare Entlastungen im Betriebsalltag. 
Wann plant das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les, diesen Punkt des Koalitionsvertrages umzusetzen?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich kann zumindest berichten, was meinen persönli-
chen Plan im BMAS angeht. Sie wissen, dass, wenn wir 
das Arbeitszeitgesetz einmal anfassen, noch ein Thema 
aus dem Kulturbereich ansteht: Sonntagsöffnung für Bi-
bliotheken. Auch das ist Teil des Koalitionsvertrages. Der 
Plan ist, jetzt keine einzelnen Schritte zu machen; denn 
wir diskutieren das Thema Arbeitszeitgesetz ja ins-
gesamt. Aber Anfang des Jahres wird Teil des Konzeptes 
sein, dass wir diese Sonntagsöffnung, wie im Koalitions-
vertrag angelegt, auch umsetzen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 

die Abgeordnete Dr. Zoe Mayer.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Mi-

nisterin, ich möchte eine Frage stellen zum Thema Ar-
beitsverdichtung. Dabei geht es mir insbesondere um die 
Arbeitskonditionen in deutschen Schlachthöfen. Akkord-
arbeit ist in diesem Bereich immer noch ein großes The-
ma, sprich: Menschen bekommen mehr Lohn dafür, wenn 
sie möglichst schnell viele Tiere töten. Das ist nicht nur 
für die Menschen, die dort arbeiten, unglaublich belas-
tend. Vielmehr kann auch die Einhaltung des Tierschut-
zes nicht gewährleistet werden, wenn da der Druck hoch-
gehalten wird. Deswegen frage ich Sie konkret: Was 
möchte die Bundesregierung tun, um gegen Akkord-
arbeit, gerade in Betrieben wie Schlachthöfen, anzuge-
hen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Sie erinnern sich sicherlich, dass wir bereits in der 
letzten Legislatur – unter Coronabedingungen – die 
Fleischindustrie massiv unter die Lupe genommen und 
auch schon gesetzgeberisch auf sie eingewirkt haben. 
Natürlich bleibt es bei den Arbeitsschutzmaßnahmen 
und Kontrollen. Wenn wir Hinweise bekommen, finden 
gezielte Kontrollen, Schwerpunktkontrollen statt. Des-
halb kann ich für mein Haus sagen: Wir beobachten das 
sehr genau. Natürlich werden wir uns dieses Thema im 
Zuge der Diskussionen, die wir zum Arbeitszeitgesetz 
führen, noch mal anschauen. Aber wir haben in der 
Fleischindustrie schon Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht, und die Kontrollen finden nach wie vor statt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Ich würde jetzt gerne zur nächsten 

Hauptfrage kommen. Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen fragt der Abgeordnete Timon Dzienus.

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ministerin, 

mit dem geplanten Rechtskreiswechsel sollen Menschen, 
die seit dem 01.04. dieses Jahres aus der Ukraine ein-
gereist sind, nur noch Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz erhalten. Also, ich übersetze mal: Wer 
jetzt noch vor Putin flieht, wird aus dem Bürgergeld 
geworfen. Alle Experten sind sich eigentlich einig und 
sind klar dagegen; denn dann können Ukrainer/-innen 
zukünftig nicht mehr durch die Jobcenter betreut werden 
und profitieren auch nicht mehr von den effektiven In-
strumenten wie dem Jobturbo. Auch Ihr Ziel müsste doch 
sein, dass möglichst viele Menschen aus der Ukraine 
nicht auf staatliche Unterstützung angewiesen sind und 
einen Job finden.

Wir wissen aus verschiedenen Studien – erst vor we-
nigen Tagen hat das Bundesinstitut für Bevölkerungsfor-
schung Ergebnisse dazu veröffentlicht –: Mehr als die 
Hälfte der Menschen aus der Ukraine hat einen Job ge-
funden. Und wir wissen: Der Jobturbo war erfolgreich. Es 
war und ist also vollkommen richtig, dass Menschen aus 
der Ukraine, die Bürgergeld brauchen, erst mal im Emp-
fängerkreis bleiben und Unterstützung bei der Arbeits-
suche bekommen. Das ist gut für die Ukrainer/-innen, 
das ist gut für den Staatshaushalt, und das ist auch gut 
für die Wirtschaft. Deswegen frage ich Sie angesichts der 
Pläne der Bundesregierung: Warum wollen Sie von die-
sem Erfolgskurs jetzt abrücken?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Im Koalitionsvertrag ist diese Regelung vereinbart, 
und die setze ich jetzt um. Das heißt aber nicht, dass die 
Ukrainerinnen und Ukrainer nicht sofort Zugang zum 
Arbeitsmarkt haben; der bleibt bestehen. Und es ist 
auch wichtig, dass sie nach wie vor durch die Arbeits-
agenturen betreut werden. Das heißt, sie können Bera-
tung in Anspruch nehmen, sie können Stellenangebote 
wahrnehmen. Es finden übrigens über die BA und die 
Arbeitsagenturen auch Veranstaltungen statt, wo entspre-
chende Unterstützung zugesagt wird.

Ja, es stimmt, den Rechtsanspruch gibt es dann nicht 
mehr. Und Sie haben recht: Der Jobturbo ist wirklich 
erfolgreich, obwohl er am Anfang sehr kritisiert worden 
ist. Deshalb ist dieses Element wichtig. Aber beim 
Rechtskreiswechsel ist es ja nicht verboten, die Agentu-
ren in Anspruch zu nehmen; die Beratung findet ja auch 
statt.

Sie haben, wie gesagt, recht. Auch ich bedauere den 
Rechtskreiswechsel; aber er ist im Koalitionsvertrag ver-
einbart, und das werden wir jetzt auch umsetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, das klingt jetzt danach, dass Sie auch nicht davon 

überzeugt sind. Die Bundesagentur hat vor wenigen Ta-
gen von einer „erheblichen Belastung“ durch den Rechts-
kreiswechsel gesprochen; auch die Bundesagentur ist ja 
dagegen.

Ich nehme schon wahr: Mehr Arbeitsintegration bringt 
offensichtlich mehr Beschäftigung. Und der Rechtskreis-
wechsel wird ja dann zu weniger Arbeitsförderung füh-
ren. Was erwarten Sie denn, was das mit Blick auf die 
Beschäftigungszahlen der Menschen aus der Ukraine 
heißt? Und wie blicken Sie auf die Bundesagentur, die 
ja offensichtlich dagegen ist?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Die Bundesagentur für Arbeit ist nicht dagegen, son-
dern bietet, wie gesagt, nach wie vor ihre Beratungsleis-
tung an. Dennoch ist es bekanntermaßen sinnvoll, dass 
wir auch weiterhin Sprachförderung usw. betreiben. Der 
Rechtskreiswechsel ist eben ein anderer Zugang; aber die 
BA stellt trotzdem Beratungsleistungen zur Verfügung. 
Das wird denjenigen helfen, die schon länger im Land 
sind; sie werden durch Unterstützung und Beratung auf 
dem Arbeitsmarkt Fuß fassen können. Aber es ist natür-
lich sinnvoller, vorher mit Spracherwerb und Integrati-
onskursen zu helfen. Dass die entsprechende Beratung 
wegfällt, ist eben die Folge, wenn man den Rechtskreis-
wechsel umsetzt.

Mir gefällt das nicht – ich sage das ganz offen –, weil 
ich es nach wie vor für richtig halte, dass Integration 
stattfindet, weil es effektiver und nachhaltiger ist auf 
dem Arbeitsmarkt. Aber wir setzen das jetzt um.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Sandra Carstensen [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordnete Lisa Paus hat jetzt das Wort.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Frau Ministerin, die Bevölkerung 

ist zu Recht immer sehr kritisch, wenn es darum geht, 
zusätzliche Bürokratie aufzubauen, wenn zusätzliches 
Personal gebraucht wird. Auch DGB und BDA haben 
sich deswegen an Sie gewandt, weil auch sie diesen 
Rechtskreiswechsel aus Bürokratiegründen für unsinnig 
halten, da mehrere Zehntausend, wahrscheinlich sogar 
Hunderttausend Arbeitsstunden notwendig sind, um die-
sen Rechtskreiswechsel durchzuführen, insbesondere für 
die Bestands-Ukrainer/-innen. Außerdem hat die Bundes-
regierung gesagt, sie wolle das Gegenteil machen. Daher: 
Können Sie dementieren, dass hohe Bürokratiekosten 
entstehen? Und wie rechtfertigen Sie diese unnötigen 
Bürokratiekosten vor der deutschen Bevölkerung?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich kann dementieren, dass es zu erheblichen Büro-
kratiekosten kommt; denn wir haben es im Gesetzentwurf 
so angelegt, dass niemand rückabgewickelt wird, der seit 
dem 1. April im Land ist. Erst danach soll ja der Rechts-
kreiswechsel stattfinden. Jeder hat – je nachdem, wann er 
ins Land gekommen ist – einen Feststellungsbescheid 
und einen Leistungsbescheid nach dem SGB II. Wenn 
der ausläuft, findet der Rechtskreiswechsel statt. Also, 
es wird nichts zurückgerechnet, es entsteht keine zusätz-
liche Bürokratie; vielmehr werden die Personen Zug um 
Zug den Rechtskreis wechseln. Deshalb ist das recht un-
bürokratisch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt zu diesem Thema einige Nachfragen. Ich würde 

jetzt noch drei Nachfragen zulassen, und zwar von Pascal 
Meiser, Karoline Otte und Rainer Kraft. – Herr Meiser, 
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Pascal Meiser (Die Linke):
Frau Ministerin Bas, ich fasse zusammen: Sie sagen, 

die Vermittlungsleistungen und die Arbeitsmarktintegra-
tion würden sich durch den Rechtskreiswechsel nicht 
komplett auflösen, aber sie würden sich für die Ukraine-
rinnen und Ukrainer deutlich verschlechtern. Das heißt, 
es wird wahrscheinlich absehbar nicht so gut gelingen, 
Ukrainerinnen und Ukrainer, die nach dem Stichtag nach 
Deutschland gekommen sind, in Arbeit zu vermitteln. 
Und das nehmen Sie aufgrund des Koalitionsvertrags 
zwar mit Bedauern, aber sehenden Auges in Kauf. Was 
sagen Sie denn, wenn deswegen am Ende mehr Ukraine-
rinnen und Ukrainern Sozialleistungen beziehen müssen, 
statt – was sie wollen – mit eigener Arbeit ihren Lebens-
unterhalt zu verdienen? Das ist doch überhaupt nicht 
sozialdemokratisch und nicht nachvollziehbar, liebe 
Frau Bas.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ihre Feststellung ist nicht ganz korrekt. Ich habe mehr-
fach betont, dass nach wie vor die Agenturen trotzdem in 
Anspruch genommen werden können. Es ist ja nicht so, 
dass keine Unterstützung oder Beratung mehr stattfindet. 
Das, was ich sagen wollte, ist, dass kein Rechtsanspruch 
mehr darauf besteht. Trotzdem bemühen sich die Arbeits-
agenturen, wenn sie Beratungsleistungen anbieten, ge-
zielt in den Arbeitsmarkt zu vermitteln. Deswegen sehe 
ich es nicht so, wie Sie es gerade festhalten wollen. Das 
ist mir wichtig zu betonen. Das betrifft Menschen, die 
schon länger im Land sind, die auch schon Leistungen 
nach dem SGB II erhalten haben. Ich glaube, dass wir 
diese Menschen auch sehr gut auf dem Arbeitsmarkt ver-
mitteln können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordnete Karoline Otte hat jetzt die Möglich-

keit zur Nachfrage.

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mit dem geplanten Gesetz zum Rechtskreiswechsel 

entstehen für die Kommunen und Länder Mehrausgaben, 
und zwar von mindestens 1 Milliarde Euro in 2026. Das 
sind die Zahlen, die uns vorliegen. Das finde ich schon 
ziemlich erheblich. Vor dem Hintergrund, dass das Ge-
setz nur in Kraft treten kann, wenn die Länder dem zu-
stimmen: Wird der Bund, wie im Koalitionsvertrag ver-
sprochen, die Mehrkosten komplett tragen, oder bleiben 
die Kommunen am Ende darauf sitzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Es ist vereinbart, dass 
es eine Kompensation gibt. Die Frage wird nur sein – das 
ist noch in den Verhandlungen –, wie die aussehen wird. 
Wird es eine Pauschale geben, wird es eine Spitzabrech-
nung sein? Das ist noch offen. Aber – das ist auch im 
Koalitionsvertrag so beschlossen – die Kommunen wer-
den dafür eine Entlastung bekommen. Wie die aussehen 
wird, ist noch zu verhandeln. Das steht noch nicht fest.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Und die letzte Nachfragemöglichkeit hat nun der Ab-

geordnete Rainer Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie haben auf die 

Nachfrage der Kollegin Paus geantwortet, dass das mit 
Entbürokratisierung und Reduzierung von Bürokratisie-
rung einhergeht. Auch in Ihren Eingangsstatements ha-
ben sowohl Sie als auch Frau Ministerin Hubertz auf die 
Entbürokratisierungsmaßnahmen der Bundesregierung 
hingewiesen. Ich habe nachgezählt: Allein in dieser Sit-
zungswoche, von Mittwoch bis Freitag, bringt die Bun-
desregierung in zweiter und dritter Lesung 23 Gesetze 
ein,

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Die sind in Ar-
beit!)

Gesetze in erster Lesung und Anträge von Fraktionen 
nicht mitgezählt. Jetzt frage ich mich natürlich, in wel-
cher Welt das Einbringen von 23 Gesetzen in nur einer 
Sitzungswoche zur Entbürokratisierung beiträgt

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das passt nicht zur Hauptfrage! – Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
hätte ich auch fragen können!)

und wie eine Regierung das für sich in Anspruch nehmen 
kann.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin, Sie haben die Möglichkeit, zu ant-

worten; aber das ist natürlich sehr weit weg von der 
Hauptfrage und passt einfach nicht in den Themenkom-
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plex. Herr Kraft, Sie und Ihre Fraktion haben ja noch die 
Möglichkeit, Fragen zu stellen. Sie können dann Fragen 
zum Thema Entbürokratisierung stellen. – Aber natürlich 
hat die Ministerin jetzt die Chance, zu antworten.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein!)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Also, ich kann es kurz machen: Sie müssten Ihre Arbeit 
hier im Parlament einstellen, wenn wir keine Gesetze 
mehr machen. Es kommt also auf den Inhalt an.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Cem Ince [Die 
Linke])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Und damit kommen wir zur nächsten Hauptfrage. Für 

die SPD-Fraktion hat nun die Möglichkeit zu einer Frage 
der Abgeordnete Hendrik Bollmann.

Hendrik Bollmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Ministerin Hubertz, Schrottimmobi-

lien sind nicht nur für Kommunen ein großes Ärgernis; 
sie haben es mittlerweile auch in die mediale Bericht-
erstattung geschafft. Ihre Amtskollegin Bärbel Bas hat 
das mittlerweile intensiv aufgegriffen. Das Ganze zieht 
die Stimmung nicht nur in einzelnen Straßenzügen und 
Nachbarschaften runter, sondern in ganzen Stadtteilen; 
das ist auch eine Frage des Außenbildes. Meine Frage: 
Wie will die Bundesregierung die Missstände rund um 
das Thema Schrottimmobilien beheben?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für Ihre 
Frage. – Ich teile die Dringlichkeit des Handelns an dieser 
Stelle. Ich war selbst kürzlich in Gelsenkirchen und habe 
mir dort eine sogenannte Problemimmobilie, eine 
Schrottimmobilie angeschaut. Das macht etwas mit der 
Nachbarschaft. Es hat eine Wirkung auf die Ausstrah-
lung, wenn die Fenster bröckeln und es komisch riecht. 
Das ist einfach eine Gefahr und auch kein schönes Um-
feld. Deswegen zwei Punkte.

Erstens. Im Zusammenhang mit der Baugesetzbuch-
novelle haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, die 
Handlungsfähigkeit der Kommunen mit dem sogenann-
ten Vorkaufsrecht zu stärken, damit sie tätig werden kön-
nen, wenn etwas verlottert, wenn etwas verwahrlost.

Zweitens haben wir auch ein Instrument dafür, die so-
genannte Städtebauförderung – derzeit in Höhe von 
790 Millionen Euro; das wird auf rund 1,6 Milliarden 
Euro verdoppelt. Damit können die Kommunen vor Ort 
investieren, sanieren, zwischenerwerben und kaufen. Das 
ist ganz wichtig, um die Handlungsfähigkeit zu stärken.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Keine Nachfrage von Herrn Bollmann. – Es gibt aller-

dings eine Nachfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, von der Abgeordneten Sylvia Rietenberg.

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben ja vom Vor-

kaufsrecht geredet und gesagt, dass es dafür eine gesetz-
liche Grundlage braucht. Das begrüßen wir auch. Die 
Frage ist nur: Wie wollen Sie absichern, dass vor allen 
Dingen finanzschwache Kommunen dieses Vorkaufs-
recht dann ausüben können? Das ist ja das Entscheidende 
in der Praxis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Wir müssen unsere Kommunen stärken. Das fängt erst 
mal damit an, dass die Länder genug Finanzkraft haben. 
Sie bekommen 100 Milliarden Euro aus dem Sonderver-
mögen. Aber die Frage „Bund, Land, Kommune“ müssen 
wir in einem Zukunftspakt ein Stück weit neu ordnen; 
denn viele Kommunen sind überfordert, viele Kom-
munen sind überlastet. Die Kommunen brauchen Hand-
lungsfähigkeit vor Ort, damit eben nicht nur die Pflicht-
aufgaben erfüllt werden, sondern auch das, was man für 
ein Miteinander gestalten will, möglich ist, auch in Fällen 
wie den Problemimmobilien.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen hat der Abgeordnete Kassem Taher Saleh.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich danke Ihnen, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, 
Sie haben gerade geantwortet, dass Sie bei einer Ände-
rung im Baugesetzbuch das Vorkaufsrecht anpassen, und 
auch angedeutet, wie die aktuelle Situation der Kom-
munen ist. Ich frage: Wann genau kommt diese Änderung 
im Baugesetzbuch, und wie genau wollen Sie das Pro-
blem am Ende effektiv lösen?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Wir sind gerade, wie eingangs beantwortet, in der re-
gierungsinternen Abstimmung. Und wir wollen das Pro-
blem lösen, indem wir es uns noch mal pragmatisch, 
durch die Brille der Kommune vor Ort anschauen. Im 
Moment ist es total schwer, von außen zu sagen: Das 
Gebäude ist verwahrlost. – Man braucht erst mal 
Begehungsrechte. Es braucht lange, teilweise jahrzehnte-
lange Verfahren. Wir brauchen da schneller Handlungs-
fähigkeit. Das wird sich auch im Gesetzentwurf wider-
spiegeln.
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer letzten Nachfrage gebe ich nun das Wort dem 

Abgeordneten Pascal Meiser.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank. – Frau Ministerin Hubertz, Sie haben das 

Vorkaufsrecht erwähnt. Sie wollen in den von Ihnen ge-
nannten Fällen ein spezielles Vorkaufsrecht schaffen. Wir 
haben aber schon eine länger währende Debatte um das 
Vorkaufsrecht in Milieuschutzgebieten, dessen Aus-
übung durch die Kommunen ein Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts faktisch unmöglich gemacht hat. In 
Berlin ist auf diese Art und Weise – bis zu diesem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts – sehr viel Wohnraum 
vor der Spekulation gerettet worden. Meine Fragen an 
Sie ist: Planen Sie im Zuge der Baugesetzbuchnovelle, 
dieses Vorkaufsrecht wieder so herzustellen, dass die 
Kommunen damit auch arbeiten können, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Pascal Meiser (Die Linke):
– also spekulative Aufkäufe zugunsten Dritter verhin-

dern –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Abgeordneter!

Pascal Meiser (Die Linke):
– und das entsprechend anwenden können? – Vielen 

Dank.

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Danke für die Nachfrage. – Das Gute an Gesetz-
gebungsprozessen ist, dass man innehalten kann. Man 
kann noch mal gucken: Was funktioniert, was funktio-
niert nicht? Welche Anforderungen sind da? Und: Wie 
kommen wir miteinander zu einer besseren Lösung? – 
Gerade wird alles noch mal auf den Tisch gelegt; alles 
wird betrachtet. Und wir gucken, wie wir daraus das beste 
Vorkaufsrecht rechtssicher gestalten können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die nächste Hauptfrage gebe ich nun der Abgeord-

neten Caren Lay das Wort.

Caren Lay (Die Linke):
Herzlichen Dank. – Meine Frage richtet sich an Frau 

Ministerin Hubertz. Sie haben ja vorgestern im Interview 
diverse Maßnahmen, die ich begrüße, sehr pressewirk-
sam angekündigt, darunter auch die Bekämpfung von 
Mietwucher. Wir als Linke und auch ich persönlich 
kämpfen seit vielen, vielen Jahren dafür. Nun hatten wir 
aber vor wenigen Tagen eine Abstimmung dazu, wo Ihre 
gesamte Fraktion, auch Sie persönlich, dagegengestimmt 
hat. Da muss ich Sie einfach fragen: Wenn Sie in der 
Presse etwas fordern, aber in der Praxis das Gegenteil 

tun, finden Sie das aufrichtig? Passt das für Sie zusam-
men?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Vielen Dank für die Frage, Frau Abgeordnete. – Wir 
haben in der Tat Probleme am Mietmarkt, und wir müs-
sen an die Spielregeln ran. Deswegen bin ich sehr dank-
bar, dass unsere Justizministerin Stefanie Hubig die 
Mietpreisbremse verlängert hat, mit einer Expertenkom-
mission unterwegs ist und vor allen Dingen auch schon 
mit Hochdruck an einem zweiten Paket arbeitet.

Ich begrüße erst mal, dass Ihre Fraktion Gesetzesvor-
schläge macht; denn davon lebt ein Parlament: von einer 
Opposition, die sich einbringt. Aber Sie kennen es: Wir 
haben natürlich andere Ansprüche an die Ausgestaltung, 
daran, wie wir das angehen und miteinander abstimmen. 
Wir werden zeitnah unsere Lösungen in der Bundesregie-
rung besprechen und auch Antworten geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können nachfragen, Frau Kollegin.

Caren Lay (Die Linke):
Wäre denn die Absenkung illegal überhöhter Mieten 

nicht vielleicht der bessere und sozialere Plan als das, was 
Ihre Kollegin Frau Bas gerade plant, nämlich, die Kosten 
der Unterkunft zu sanktionieren? Schließlich ist ja nicht 
das Problem, dass Bürgergeldbeziehende in „Luxuswoh-
nungen“ leben, sondern, dass es wenige dreiste Großver-
mieter gibt, die die Gesetze brechen und darauf zählen, 
dass am Ende der Staat die Miete der Bürgergeldbezie-
henden bezahlt. Das ist ungerecht. Wäre das, was ich 
vorgeschlagen habe, nicht der sozialere Weg?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Beim Thema Unterkunft ist die Kollegin Bas bereits 
pragmatisch da unterwegs, wo Schmu betrieben wird; das 
muss man adressieren. Auf der anderen Seite gilt aber: 
Wir brauchen mehr sozialen Wohnungsbau.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist denn das Geld im Haushalt da-
für?)

Denn wir wollen ja nicht die mit keinem Einkommen, die 
mit geringem Einkommen und die, die in unser Land 
gekommen sind, gegeneinander ausspielen. Wir brauchen 
ein bezahlbares Zuhause für die Menschen in unserem 
Land, egal in welcher Situation sie sich befinden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort zu einer Nachfrage hat die Abgeordnete 

Hanna Steinmüller.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, in vielen Lebensbereichen, beispiels-

weise in der Gastronomie oder im Lebensmittelhand-
werk, gilt ja, dass drastische Strafen drohen, wenn man 
sich nicht an die Regeln hält. Wie erklären Sie, dass das 
bislang bei der Mietpreisbremse nicht der Fall ist und es 
nur das stumpfe Schwert im Falle von Mietwucher gibt? 
Wann können wir endlich damit rechnen, dass es für über-
höhte Mieten gerade von Großkonzernen auch Strafen 
gibt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Wenn sich jemand nicht an die Regeln hält, dann muss 
es natürlich irgendwo auch mal Konsequenzen geben. 
Was die Frage angeht, wie Gesetze zustande kommen, 
können wir miteinander auf die letzten Jahre zurückbli-
cken, wo wir teilweise auch gemeinsam regiert haben. Ich 
bin sehr dankbar, dass meine Kollegin Stefanie Hubig 
jetzt an einem Gesetz arbeitet, bei dem das Thema Buß-
geld natürlich einer der zentralen Punkte ist; denn ein 
zahnloser Tiger hilft uns nicht weiter.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat das Wort der Abge-

ordnete Lars Rohwer.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, vielen Dank für die Zulassung der 

Frage. – Frau Ministerin, die Kollegin Lay hat das Thema 
Mietwucher angesprochen. Wir sind uns in der Regierung 
einig, dass wir mit „Bauen, bauen, bauen“ die Mieten 
senken werden.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Genau!)
Sie wissen, dass meine Fraktion sehr am Gebäudetyp E 

interessiert ist. Wir wollen erreichen, dass solche Ge-
bäude rechtssicher, also mit geringeren Haftungsrisiken, 
errichtet werden können. Deswegen möchte ich Sie fra-
gen: Wie bringt sich Ihr Bauministerium konkret in den 
entsprechenden Prozess mit dem Justizministerium ein, 
den Sie vorhin kurz beschrieben haben?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Danke für die konkrete Nachfrage. – Wir können den 
Gebäudetyp E, also den einfachen Gebäudetyp, nur mit 
Leben füllen, wenn er in der Praxis auch angewandt wird. 
Wir standen dazu über die letzten Jahre viel mit der Praxis 
im Austausch. Wir haben viele Hinweise erhalten, was 
man regeln muss, wie ein Praxisleitfaden aussehen muss, 
der Orientierung gibt. Diesen gilt es zusammen mit dem 
Rechtsrahmen als Orientierung für die Praxis auszurol-
len. Daran bin ich mit meinem Ministerium beteiligt, und 
das wollen wir gangbar machen, damit eben einfacher 
und damit bezahlbarer gebaut wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordnete Lisa Paus hat zu einer weiteren 

Nachfrage das Wort.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Ministerin Hubertz, Sie hatten ge-

rade im Zusammenhang mit dem Grundsicherungsgesetz 
davon gesprochen, dass Ihre Kollegin Frau Bas bei der 
Abschaffung des Bürgergeldes sehr pragmatisch mit den 
Kosten der Unterkunft umgeht. Ich teile diese Einschät-
zung nicht.

Deswegen wollte ich Frau Bas fragen: Könnten Sie 
erläutern, wie beispielsweise gesichert ist, dass das Kin-
deswohl nicht gefährdet wird, wenn beispielsweise in 
Bedarfsgemeinschaften einem Elternteil die KdU-Leis-
tungen gestrichen werden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Das haben wir in der Koalition sichergestellt; Sie wer-
den es an dem Entwurf auch sehen. Wir haben für den 
Fall, dass ein Leistungsberechtigter Totalverweigerer ist 
oder die Pflichten verletzt, den Weg gefunden, dass die 
Mietzahlung für die entsprechende Bedarfsgemeinschaft 
nicht gekürzt wird, sondern auf die anderen Mitglieder 
der Bedarfsgemeinschaft aufgeteilt wird. Wir werden die 
Kosten der Unterkunft direkt an den Vermieter zahlen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit kommen wir zur nächsten Hauptfrage. Für die 

AfD-Fraktion stellt nun der Abgeordnete Adam Balten 
die Frage.

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrte Frau Ministerin Bas, der Mindestlohn 

führt zu höheren Kosten für Waren und Dienstleistungen. 
Übersetzt: Er ist inflationstreibend. Der Mindestlohn soll 
weiter steigen, auf 14,60 Euro – für Arbeitgeber und 
Konsumenten ein Problem, für staatliche Steuereinnah-
men ein Segen! Die Steuerprogression lässt hier grüßen.

Mit der Mindestlohnanpassung ist der Mindestlohn 
gegenüber 2019 bald um satte 63 Prozent gestiegen. 
Das ist nicht nur inflationstreibend, sondern bestraft 
auch diejenigen, deren Gehalt nicht im gleichen Maße 
steigt. Ich beziehe mich hier auf die Rentenpunkte. Der 
Mindestlohn treibt den Durchschnittsverdienst nach 
oben. Und wer nicht signifikant mehr verdient – sagen 
wir: ein Jahr lang keine Lohnerhöhung bekommt –, be-
kommt somit weniger Rentenpunkte. Die Zuschauer kön-
nen sich selber fragen, ob ihr Gehalt von 2020 bis jetzt 
um 23 Prozent gestiegen ist, sodass die Höhe der Renten-
punkte pro Jahr stabil gehalten werden konnte – eher 
nicht!
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Meine Frage ist: Welche drei konkreten Maßnahmen 
können Sie nennen, die Sie ergreifen möchten, um die 
Mittelschicht zu entlasten, die das Rückgrat der deut-
schen Wirtschaft ist? – Vielen Dank.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Abgeordneter, vielen Dank für die Frage. – Ich 
will erst mal festhalten, dass ich es richtig finde, dass wir 
überhaupt einen Mindestlohn haben,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

weil es nicht sein kann, dass Menschen den ganzen Tag 
arbeiten und davon am Ende nicht leben können. Dann 
müsste der Staat nämlich ergänzende Leistungen zahlen. 
Das ist nicht mein Ziel. Vielmehr möchte ich, dass die 
Menschen von ihrer Arbeit, wenn sie vollzeitbeschäftigt 
sind, leben können. Deswegen ist der Mindestlohn wich-
tig, und er ist richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und ja, Sie haben recht: Am Ende ist es tatsächlich so, 
dass die Höhe des Mindestlohns austariert werden muss, 
weil viele Branchen davon betroffen sind. Ich würde mir 
wünschen, wir hätten überall gute Tarifverträge. Dann 
müsste man gar keinen Mindestlohn haben.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Stefan 
Nacke [CDU/CSU], Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Cem Ince [Die 
Linke])

Zu den Maßnahmen, die wir jetzt ergreifen: Im Ressort 
des Finanzministers – das ist jetzt nicht mein Ressort – 
haben wir, weil es wichtig ist, dass wir die arbeitende 
Mitte von Steuern und anderen Abgaben entlasten, Re-
formen geplant; wir haben Kommissionen angelegt, in 
denen auch über Sozialleistungen und Beitragsstabilität 
geredet wird. Das sind Maßnahmen, die wir in Angriff 
nehmen werden, um die arbeitende Mitte, was Abgaben 
und Steuern angeht, zu entlasten. Das ist wichtig, und das 
haben wir uns auch fest vorgenommen. Es ist im Koali-
tionsvertrag verankert, und dass wir es auch umsetzen, 
werden Sie nächstes Jahr sehen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Adam Balten (AfD):
Vielen Dank für diese Antwort. – Können Sie eigent-

lich jetzt im Moment den Bürgern versprechen, dass das 
Renteneintrittsalter in dieser Legislaturperiode nicht wei-
ter angehoben wird? Das wäre ja im Grunde genommen 
eine Belastung für die Rentner, die dann länger arbeiten 
müssten. Können Sie versprechen, dass das Renten- –

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die Präsidentin gewandt: Das 
ist eine andere Frage! Das passt doch gar 
nicht! – Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN], an die Präsidentin gewandt: Passt 
nicht zur Hauptfrage!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, das ist keine Nachfrage zu Ihrer ur-

sprünglichen Frage.

Adam Balten (AfD):
Es geht um die Rente.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist das Problem!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Genau. Und Sie hatten Ihre erste Frage zum Mindest-

lohn gestellt. Deswegen würde ich die Frage an der Stelle 
jetzt auch nicht mehr zulassen. – Ich sehe aber auch 
grundsätzlich keine Nachfragen zum Thema Mindestlohn 
mehr.

Damit hat als Nächstes das Wort der Abgeordnete Lutz 
Brinkmann für die CDU/CSU-Fraktion.

Lutz Brinkmann (CDU/CSU):
Werte Frau Präsidentin, vielen Dank für die Zulassung 

meiner Frage. – Sehr geehrte Frau Ministerin Hubertz, 
neben den gestiegenen Baukosten waren in der Vergan-
genheit auch die strengen Kriterien der Förderprogramme 
ein Problem. Ihr Ministerium hat kürzlich darauf reagiert, 
dass die in der letzten Wahlperiode aufgesetzten Förder-
programme – zum Beispiel „Jung kauft Alt“ oder auch 
„Wohneigentum für Familien“ – schlechter liefen, und 
hat insbesondere die Zinsen für Förderprogramme für 
klimafreundliche Neubauten gesenkt.

Zudem haben wir in der letzten Woche sehr erfreut zur 
Kenntnis genommen, dass Sie die EH55-Förderung, 
deren Reaktivierung wir gemeinschaftlich im Koalitions-
vertrag vereinbart haben, im Haushalt 2026 mit 800 Mil-
lionen Euro bedacht haben. Das ist ein starkes Wort und 
ein tolles Zeichen. Dafür sagen wir erst mal Danke.

Jetzt die konkrete Frage.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Genau. Bitte kommen Sie zu Ihrer Frage.

Lutz Brinkmann (CDU/CSU):
Zu welchem konkreten Zeitpunkt werden die Bauher-

rinnen und Bauherren die Anträge auf EH55-Förderung 
stellen können?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Herr Kollege, herzlichen Dank erst mal, dass Sie Ihre 
Freude darüber zum Ausdruck gebracht haben, dass wir 
an den Programmen stetig Verbesserungen vornehmen. 
Das monitoren wir täglich, wöchentlich im Ministerium, 
und wir wollen natürlich, dass die bereitgestellten Mittel, 
auch die aus dem Sondervermögen, abfließen. Bei dem 
Familienprogramm zum Beispiel haben wir die Zinsen 
im Oktober von 1,7 Prozent auf 1,1 Prozent gesenkt. 
Das bezieht sich auf eine Kreditlaufzeit von 35 Jahren. 
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Das gibt jungen Familien, die Eigentum wollen, Pla-
nungssicherheit.

Zur Frage nach der EH55-Förderung. Wir rechnen und 
planen jetzt mit einem Förderbeginn am 15.12., sodass 
wir da noch dieses Jahr loslegen können – vorbehaltlich 
des letzten Hakens dahinter; aber uns eint ja das Ziel. Ich 
bin da optimistisch.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Lutz Brinkmann (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Antwort; das freut uns. – Eine 

Nachfrage zum EH55, und zwar: Welchen konkreten Me-
chanismus sehen Sie vor, um bei höherer Nachfrage zu-
sätzliche Mittel bereitzustellen?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Das ist eine sehr berechtigte Frage, die uns auch in der 
vergangenen Legislatur immer wieder umgetrieben hat. 
Wir wollen diese 800 Millionen Euro jetzt zur Verfügung 
stellen und dort den Mechanismus der Antragstellung 
gelten lassen, also im Wesentlichen das Windhundprin-
zip, weil wir natürlich auch noch andere Dinge vorhaben, 
nämlich eine Zwei-Säulen-Förderwelt mit einem Neu-
bauprogramm und einem Sanierungsprogramm, für die 
wir auch Mittel brauchen. Insofern haben wir den Topf 
sozusagen gedeckelt; aber der Topf kann sich sehen las-
sen und wird einen Unterschied machen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat nun das Wort die 

Abgeordnete Hanna Steinmüller.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr gerne. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ich soll 

mich ja überraschen lassen, was die konkreten Förder-
konditionen angeht. Was ich aus der Zeitung weiß, ist 
aber, dass es nur um Bauprojekte geht, die schon in der 
Planung sind. Wie wollen Sie also sicherstellen, dass es 
nicht zu extrem starken Mitnahmeeffekten kommt, weil 
bei Projekten, die sowieso schon geplant und durchfinan-
ziert sind, einfach das Fördergeld mitgenommen wird 
und somit keine zusätzlichen Wohnungen entstehen? 
Wie wollen Sie sicherstellen, dass das kein sehr teures 
Strohfeuer wird?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Jede Wohnung zählt. Deswegen ist jede Baugenehmi-
gung, die zu einer Baustelle führt, erst mal eine zusätzli-
che. Aber ich darf Sie beruhigen: Man kann sich auch mit 
einer noch nicht erteilten Baugenehmigung bewerben. 
Also, seien Sie schnell und kommen Sie zum Beginn 
der Antragsfrist auf den Platz, sodass Sie dann mit einer 
neu geplanten Immobilie auch noch mit dabei sein kön-
nen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat das Wort die Abge-

ordnete Katalin Gennburg.

Katalin Gennburg (Die Linke):
Vielen Dank für die Ausführungen, Frau Ministerin. – 

Der EH55-Standard ist ja massiv in der Kritik, weil er 
eigentlich veraltet ist und jetzt noch mal so ein richtiges 
Investitionsprogramm für die Baulobby ist. Das heißt, die 
bezahlbaren Wohnungen, die wir brauchen, kommen da-
mit überhaupt nicht an den Start. Zur Not werden sogar 
noch irgendwelche Einfamilienhäuser einfach in die Flä-
che geklatscht und die Zersiedelung noch mehr befeuert.

Daher stelle ich Ihnen eine Frage. Sie haben gerade 
gesagt: „Jede Wohnung zählt.“ Sie haben heute noch 
mal in die Debatte gebracht, dass so wenig Sozialwoh-
nungen da sind, dass, weil Sie nicht so viele neue gebaut 
bekommen, die wenigen jetzt auch noch anders verteilt 
werden sollen. Brauchen wir nicht eigentlich viel mehr 
Sozialwohnungen? Und wo ist der Sozialstandard für den 
Neubau, den Sie hier mal aufs Parkett bringen müssten?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Frau Kollegin, wir brauchen beides. Deswegen inves-
tieren wir doch auch massiv in den sozialen Wohnungs-
bau: Rekordmittel von 23,5 Milliarden Euro über die 
nächsten vier Jahre – nur seitens des Bundes. Das wird 
von den Bundesländern mindestens gematcht, sodass wir 
von 50 Milliarden Euro plus ausgehen. Das ist wirklich 
ein Signal, das uns auch nach vorne bringt, damit bezahl-
barer Wohnraum im Bereich der sozialen Wohnraumför-
derung entsteht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zur letzten Nachfrage zu dem Themengebiet hat das 

Wort der Abgeordnete Lars Rohwer.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, Sie 

haben gerade auf die Frage vom Kollegen Brinkmann 
geantwortet, dass Sie als Ziel das Zweisäulenmodell ver-
folgen. Das freut uns sehr; vielen Dank. Wir wollen als 
CDU/CSU-Fraktion noch mal nachfragen, und das ma-
che ich gerne als deren Abgeordneter, wie die Abstim-
mung mit der KfW weiter voranschreitet. Denn wir war-
ten alle darauf, dass wir das umsetzen können, und ich 
glaube, Sie wollen genauso vorankommen.

(Beifall des Abg. Marc Biadacz [CDU/CSU])

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

In der Tat, Herr Kollege, möchte ich da vorankommen. 
Wir haben zunächst einmal die Abstimmung im Ressort-
kreis. Die Verantwortung für die Sanierungsförderung, 
die BEG-Förderung und die Unterprogramme liegt bei 
der Kollegin Reiche und bei mir diejenige für die ver-
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schiedenen Neubauprogramme, wo man, ehrlich gesagt, 
als normaler Bürger nicht immer so richtig gut durch-
blickt. Deswegen haben wir uns ja auf diesen Zweisäu-
lenvereinfachungspfad begeben. Das Ganze muss kon-
zipiert werden – da sind wir dran –, aber vor allen 
Dingen auch programmiert werden, weil die Antragstel-
lung seitens der KfW nicht immer ganz einfach ist. Des-
wegen sind wir da dran. Spätestens 2027 soll alles live 
gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit kommen wir zur nächsten Hauptfrage. Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Abge-
ordnete Sylvia Rietenberg.

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Ministerin Bas, ich frage Sie zur 

anstehenden Änderung des SGB II. Da ist ja angedacht, 
dass Menschen, die nicht erreichbar sind, ab einem ge-
wissen Zeitraum auch die Kosten der Unterkunft, also die 
Miete, gänzlich gestrichen werden können. Meine Frage 
bezieht sich darauf. Wir haben dazu alle diesen Brief von 
den Verbänden bekommen. Jeder Abgeordnete, jede Ab-
geordnete hat ihn bekommen; er ist Ihnen vielleicht auch 
bekannt. Auch die Verbände befürchten, dass diese Pläne 
zur Verschärfung bei den Kosten der Unterkunft dazu 
führen, dass Menschen wohnungslos werden. Jetzt 
kommt meine Frage: Wie stimmt das Ihrer Einschätzung 
nach mit dem erklärten Ziel der Bundesregierung über-
ein, die Wohnungslosigkeit bis 2030 zu bekämpfen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Ich gebe Ihnen mal ein Beispiel. Es geht um Mitwir-
kungspflichten bei der Reform der Grundsicherung und 
um Pflichtverletzungen. Im SGB I sind die Mitwirkungs-
pflichten in § 66 jetzt schon so angelegt: Wenn ein 
Mensch, der Sozialleistungen bezieht, nicht mitwirkt, 
nicht erreichbar ist, dann kann der Staat die Sozialleis-
tung komplett einstellen. Das beschreiben wir auch in 
dem Grundsicherungsgesetz noch mal. Darum geht es. 
Dass wir Wohnungslosigkeit vermeiden – das habe ich 
gerade geschildert –, ist bei Bedarfsgemeinschaften auf 
jeden Fall so. Es wird kein Kind, kein Partner auf die 
Straße gesetzt. Und vor allen Dingen: Wenn derjenige, 
der sich nicht meldet, nicht auffindbar ist, einen Tag 
später wieder da ist, dann werden die Leistungen wieder 
gezahlt. Deshalb ist das in diesem Entwurf sichergestellt. 
Das will ich an der Stelle noch mal sagen.

Nur: Es ist nicht richtig, so zu tun, als hätte es nie 
Mitwirkungspflichten, Pflichtverletzungen und Sanktio-
nen gegeben. Das stimmt so nicht. Entsprechend ist 
meine Intention. Ich kann nicht, wenn ich keinen mehr 
erreiche, wenn der Nachbar sagt: „Der wohnt hier schon 
lange nicht mehr“, einfach weiterzahlen. Das halte ich für 
falsch. Deshalb werden die Zahlungen dann auch ein-
gestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja. – Ich habe dazu noch mal eine Frage. Wenn das so 

ist, dass die Kosten der Unterkunft bzw. die Miete nicht 
mehr gezahlt wird, befürchten Sie nicht, dass es dann 
unter Umständen Vermieter geben könnte, die zukünftig 
keine Wohnungen mehr an Empfänger von Transferleis-
tungen vermieten, weil sie befürchten, dass die Miete 
nicht überwiesen wird, die Mieteinnahme insofern nicht 
mehr sicher ist und sie im Falle einer Wohnungsräu-
mung – das wissen wir ja alle – auf den Kosten der 
Wohnungsräumung sitzen bleiben? Meine Frage ist 
also: –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Könnte das nicht sozusagen nach hinten losgehen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Wir werden viele Einzelfälle, die jetzt das Licht der 
Welt erblicken, im parlamentarischen Verfahren sicher-
lich noch diskutieren müssen. Ich will Ihnen aber mal 
etwas zu dem umgekehrten Fall sagen, der auch immer 
wieder auftritt. Die Menschen sind nicht auffindbar, sie 
melden sich nicht. Warum soll dann der Staat diese Leis-
tungen weiterzahlen? Das will ich noch einmal festhalten.

Mir ist eher der umgekehrte Weg wichtig. Wie viele 
Vermieter profitieren eigentlich gerade davon, weil sie in 
sogenannten Schrottimmobilien ganz viele Menschen un-
terbringen? Da gibt es viele Menschen auf einer Mini-
quadratmeterzahl; unwürdige Zustände. Ich finde, das 
muss man auch begrenzen. Und das versuchen wir mit 
diesem Gesetz. Mit dem Quadratmeterdeckel wollen wir 
mit Blick auf die Grundsicherung Mietwucher bekämp-
fen. Wir gehen beide Dinge an.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Entschuldigung, gut. Dann mache ich hier einen Punkt.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt nämlich noch einige Nachfragen. Ich glaube, 

Sie können alles noch ausführen. – Für die Fraktion Die 
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Linke hat die nächste Nachfrage die Abgeordnete Caren 
Lay.

Caren Lay (Die Linke):
Vielen herzlichen Dank. – Genau da möchte ich an-

knüpfen. Das Problem sind doch nicht Bürgergeldbezie-
hende, die nicht mitwirken und in viel zu großen Woh-
nungen leben; das ist ein Bild, das hier auch von Kanzler 
Merz gezeichnet wurde. Das Problem sind doch wirklich 
dreiste Großvermieter, die ganz bewusst illegal überhöhte 
Mieten verlangen, die darauf bauen, dass der Staat die 
Miete bezahlt. Aber da ist es doch falsch, jetzt für Bürger-
geldbeziehende von dem Tag an, wo sie ins Bürgergeld 
gelangen, die Karenzzeiten abzuschaffen und zu sagen: 
Ihr müsst jetzt ausziehen und euch was Neues suchen. – 
Das geht doch wirklich völlig an den Realitäten auf dem 
deutschen Wohnungsmarkt vorbei.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Es ist jetzt schon im Gesetz so geregelt, dass die Kom-
munen die ortsübliche Miete überweisen. Man muss nicht 
alles übernehmen, was einem da auf den Tisch gelegt 
wird. Es ist eine Entscheidung der Kommune; da gehen 
wir gesetzgeberisch überhaupt nicht ran. Das will ich hier 
noch mal festhalten. Auch jetzt können die Jobcenter den 
Maßstab der ortsüblichen Miete anwenden. Das machen 
sie ja auch. Das finde ich übrigens auch richtig. Sie be-
schreiben die Situation genau richtig. Aber damit haben 
die Mitwirkungspflichten und die Pflichtverletzungen 
überhaupt nichts zu tun, sondern das ist ein anderes The-
ma, woran wir arbeiten müssen. Es ist auch schon in der 
Diskussion, dass wir hier weitere Maßnahmen ergreifen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich lasse jetzt noch zweimal Nachfragen zu. Johannes 

Wagner und danach Mayra Vriesema erhalten das Wort. 
Danach würde ich keine Nachfrage mehr zulassen.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, 

Sanktionen bei der Grundsicherung sind das Thema. 
Bei Hartz IV hat es 17 Jahre gedauert, bis das Bundes-
verfassungsgericht einige Sanktionen als nicht verfas-
sungskonform eingestellt hat oder gecancelt hat. Wie 
stellen Sie sicher, dass mögliche Sanktionen bei der 
Grundsicherung, die ja sehr weitreichend sind, so wie 
es gerade angesprochen worden ist, nicht auch in mehre-
ren Jahren vom Bundesverfassungsgericht einkassiert 
werden und so lange Tausende, Hunderttausende Men-
schen unter diesen Sanktionen leiden und davon betroffen 
sind?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Caren Lay [Die Linke])

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Das haben wir sichergestellt, weil wir natürlich die 
vorhandenen Urteile bei der Reform berücksichtigt ha-
ben. Wir haben uns die Urteile sehr genau angeschaut. 
Und wir haben die Reform so gestaltet, dass sie meiner 
Einschätzung nach und nach Einschätzung meines Hau-
ses verfassungskonform ist. Denn es kommt immer auf 
die Verhältnismäßigkeit an; die haben wir gewahrt. Des-
halb ist es nicht so, dass wir jetzt einfach irgendetwas 
ausprobieren und warten, bis ein Gericht entscheidet, 
sondern wir haben die Urteile, die es ja gibt, bei der 
Reform berücksichtigt. Da können Sie sich sicher sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Ingo Vogel [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort die Abgeordnete Mayra Vriesema.

Mayra Vriesema (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ministerin Hubertz, das 

Thema Wohnungslosigkeit hat meine Kollegin gerade 
angesprochen. Ein Weg, um der Wohnungslosigkeit in 
Deutschland zu begegnen, wäre, mehr bezahlbaren 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen.

Ihr Ministerium hat kürzlich einen Bericht zum Büro-
leerstand in Deutschland vorgelegt. Wir haben 11 Millio-
nen Quadratmeter leerstehende Fläche in Deutschland. 
Deshalb frage ich Sie ganz konkret: Was planen Sie als 
Ministerin, um diesem Leerstand zu begegnen? Wie wol-
len Sie diesen Leerstand in bezahlbaren Wohnraum um-
widmen, und welche Quoten wollen Sie vielleicht sogar 
vorsehen? – Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Frau Abgeordnete, danke für die Frage.
Punkt eins. Wir müssen natürlich leerstehende Gewer-

beimmobilien zu Wohnungen umbauen und diese um-
widmen. Dafür gibt es ein eigenes Förderprogramm.

Zweitens. Wir haben mit dem Bauturbo die Möglich-
keit, auch schneller umzunutzen und Baurecht zu schaf-
fen.

Drittens. Vor Ort wird dann die Quote festgelegt, wie 
viel für den sozialen Wohnungsbau ausgebracht wird.

Und wir haben natürlich weiterhin unseren Nationalen 
Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit, an dem wir auch 
gemeinsam mit den Ländern, aber auch den Kommunen 
vor Ort arbeiten.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Dann hat das Wort zur nächsten Hauptfrage der Abge-

ordnete Bernd Rützel für die SPD-Fraktion.

Bernd Rützel (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

die Bundesministerin Bas.
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Sie haben einleitend auch über die Rente gesprochen. 
Die Bundesregierung plant, das Rentenniveau bis 2031 
zu stabilisieren. Warum ist das aus Ihrer Sicht so dringend 
notwendig und wichtig, und wie wirkt sich das vor allem 
auch auf die junge Generation aus?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Abgeordneter, vielen Dank für die Frage. – Ich 
will generell sagen, dass wir im Rentenpaket nicht nur die 
Haltelinie haben; wir haben vereinbart, dass das kom-
plette Rentenpaket sechs Elemente enthalten wird.

Warum ist die Haltelinie von 48 Prozent wichtig? Für 
die Generation, die jetzt oder in naher Zukunft in Rente 
geht, bringt dies Sicherheit. 74 Prozent der Menschen in 
Ostdeutschland haben nur diese gesetzliche Säule. Des-
halb sind dort Sicherheit und Stabilität wichtig. Übrigens 
haben auch 50 Prozent der Westdeutschen nur die gesetz-
liche Säule. Sie konnten, aus welchen Gründen auch im-
mer, keine Betriebsrenten oder private Vorsorge aufbau-
en.

Und warum ich immer sage, dass die Haltelinie auch 
nach 2031 noch wirkt und für die dann nächsten Genera-
tionen Sicherheit gibt, ist, weil wir auf diesem Niveau 
ansetzen. Würden wir das nicht tun, würde jetzt nur 
eine Generation davon profitieren. Ich will aber, dass 
auch die folgenden Generationen von dieser Stabilität 
profitieren, und deshalb ist es so angelegt. Damit kommt 
sie auch anderen Generationen zugute, nicht nur einer 
Generation.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Bernd Rützel (SPD):
Vielen Dank. Sehr gerne, Frau Präsidentin. – In diesem 

Rentenpaket geht es ja auch um die Mütterrente, darum, 
dass die Mütterrente vollendet und ausgebaut wird. Wa-
rum ist das so wichtig?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Sie wissen alle, dass wir eine Gerechtigkeitslücke hat-
ten. Dies ist auch von vielen Vätern und Müttern so emp-
funden worden.

Wir hatten andere Rentenpunkte für Kinder, die vor 
1992 geboren sind, und die vollen Rentenpunkte für Kin-
der, die nach 1992 geboren sind. Wir schließen diese 
Gerechtigkeitslücke jetzt, indem alle Kinder an der Stelle 
gleichbehandelt werden. Deshalb packen wir jetzt die 
Mütterrente an. Das war ein lange und oft diskutiertes 
Thema. Und jetzt vollenden wir die Mütterrente.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Nachfrage hat das Wort die Abgeordnete 

Janine Wissler.

Janine Wissler (Die Linke):
Frau Ministerin, Ihre Kabinettskollegin, Wirtschafts-

ministerin Reiche, hat gestern erklärt, dass die gesetzli-
che Rente zukünftig nicht mehr zum Leben reichen wür-
de. Das ist eine bemerkenswerte Aussage für jemanden, 
der nach vier Jahren im Ministeramt auf ein Ruhegehalt 
von 5 000 Euro zurückgreifen kann.

Ich frage Sie, weil Sie ja die für die Rente zuständige 
Ministerin sind, angesichts dessen, dass sich schon jetzt 
zwei Drittel der jungen Menschen Sorgen machen wegen 
Altersarmut und Angst haben, nicht genug Rente zu be-
kommen: Was sagen Sie diesen jungen Menschen ange-
sichts dieser Ansage? Sie können auch gerne das Wort 
„Bullshit“ in Ihre Antwort packen.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Dieses Wort denke ich mir jetzt.
(Beifall der Abg. Katalin Gennburg [Die 

Linke])
Nein, die Vorschläge sind ja alle kein Bullshit. Sie wis-
sen: Wir haben eine Rentenkommission. Und mir ist 
wichtig, dass alle Vorschläge auch in diese Kommission 
kommen.

Aber was ich der jungen Generation sagen will: Ja, wir 
brauchen ein System mit allen drei Säulen. Wobei ich 
immer sage: Die gesetzliche Säule ist immer noch die 
stabilste und sicherste.

(Bernd Rützel [SPD]: So ist es!)
Aber auch die Betriebsrenten sind wichtig. Deshalb 
bauen wir jetzt ja auch über das Betriebsrentenstärkungs-
gesetz diese Säule aus. Ich finde auch, dass wir, anders als 
bei Riester, eine gute private Vorsorge aufbauen müssen, 
die ergänzend helfen wird.

Deshalb planen wir auch, in der Rentenkommission 
eine Antwort auf die Frage zu finden: Wie müssen wir 
eigentlich diese drei Säulen so ausbauen, dass auch die 
jungen Menschen eine Perspektive haben, dass sie am 
Ende eine den Lebensstandard sichernde Rente haben?

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Und das ist das Ziel.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Danke. – Dann lasse ich noch eine Nachfrage zu: der 

Abgeordnete Pascal Meiser.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Bas, der Vor-

schlag, das weitere Absinken des Rentenniveaus zu ver-
hindern, wird ja vor allen Dingen von einer kleinen 
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Gruppe junger Abgeordneter aus der Unionsfraktion an-
gegriffen.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Große Grup-
pe!)

Ich finde das immer sehr irritierend, weil ich weiß, was 
man nach vier Jahren hier als Abgeordneter an Alters-
versorgung bekommt.

Könnten Sie vielleicht sagen, was einer von den jungen 
Abgeordneten, die jetzt hier eingezogen sind, nach vier 
Jahren für eine Altersversorgung bekommt, und wie 
lange jemand, zum Beispiel eine Putzfrau, dafür arbeiten 
muss, um das gleiche Geld zu bekommen?

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Gilt das für 
Sie nicht, Herr Kollege? Gilt das denn für die 
Linken nicht? – Gegenruf von der Linken: 
Doch! Aber wir wollen es ändern!)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Bevor das jetzt hier hin und her geht, will ich nur 
sagen: Das ist im Abgeordnetengesetz nachlesbar. Mei-
nes Wissens ist der Anspruch erst nach acht Jahren ge-
währleistet, ansonsten wird in dem System, aus dem man 
kommt, nachversichert. Das ist zumindest das, was wir 
hier im Deutschen Bundestag entschieden haben.

Aber mir geht es darum – deswegen habe ich ja auch 
den Vorschlag gemacht –, dass wir am Ende eine Er-
werbstätigenversicherung haben; das sollte das Ziel sein. 
Da gehe ich jetzt über das aktuelle Ziel der Regierung 
hinaus. Ich will nur sagen: Am besten wäre es, wenn 
wir alle in ein System einzahlen würden. Damit könnten 
wir es noch stabiler machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die nächste Hauptfrage hat nun der Abgeordnete 

Cem Ince das Wort.

Cem Ince (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Minis-

terin Bas, um das mal in unseren Worten zu sagen: Sie 
beabsichtigen, 123 000 Sicherheitsbeauftragte in deut-
schen Betrieben abzurasieren. In Betrieben mit bis zu 
50 Beschäftigten sollen sie ganz entfallen. Das sind 
96 Prozent aller Betriebe.

Ihnen muss doch bekannt sein, dass gerade in kleinen 
Betrieben die Quote der tödlichen Arbeitsunfälle nicht 
nur am höchsten ist, sondern seit Jahren auch steigt. Den-
noch behaupten Sie, das Schutzniveau werde nicht sin-
ken. Dies kann aber nur richtig sein, wenn Sicherheits-
beauftragte bisher keinen Beitrag zum Arbeitsschutz 
geleistet haben.

Daraus ergibt sich meine Frage: Haben Sicherheits-
beauftragte Ihrer Auffassung nach also bisher keinen Bei-
trag zum Arbeitsschutz geleistet, oder planen Sie hier 
alternative, gleichwertige Instrumente, und, wenn ja, wel-
che?

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Timon 
Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, auch für diese Fra-
ge. – Sie unterstellen, dass ich durch die Abschaffung von 
Sicherheitsbeauftragten den Arbeitsschutz abschaffe. 
Das ist nicht der Fall; das muss man auseinanderhalten. 
Bisher hatten wir einfach nur ein Gesetz gehabt, in dem 
gesagt wurde, dass ohne eine Gefährdungseinschätzung 
im Unternehmen ein Sicherheitsbeauftragter zu bestellen 
ist.

Mit Blick auf die Uhr nenne ich Ihnen kurz ein Bei-
spiel: Wenn ich ein kleines Unternehmen ohne Publi-
kumsverkehr habe, nur Büroarbeitsplätze, muss ich 
dann zwingend einen Sicherheitsbeauftragten bestellen? 
Die Prüfung hat das Unternehmen übrigens nach wie vor 
durchzuführen. Das Unternehmen muss auch nach dem 
Gesetzesvorschlag nachweisen, dass die Arbeitsschutz-
bestimmungen eingehalten werden, und es muss eine 
Gefährdungsanalyse abgegeben werden. Natürlich ist 
zum Beispiel beim Baugewerbe, wenn es ein kleiner Be-
trieb ist, immer eine Gefährdung da, weil es schon allein 
eine Gefahrenlage durch die Tätigkeit gibt.

Wir unterscheiden jetzt die Tätigkeiten. Wir machen 
eine Gefahrenanalyse, und gegebenenfalls muss natürlich 
ein Sicherheitsbeauftragter bestellt werden. Bisher war es 
aber einfach nur pauschal: Ihr müsst bestellen, ob es Sinn 
macht oder nicht.

Die Sicherheitsbeauftragten haben immer gute Arbeit 
gemacht.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Aber wir entlasten jetzt viele Unternehmen von über-
flüssiger Bürokratie, und das macht immerhin 134,6 Mil-
lionen Euro aus. Und ich finde, dass das auch ein guter 
Punkt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Cem Ince (Die Linke):
Sehr gerne. – Frau Ministerin, das habe ich nicht getan. 

Sicherheitsbeauftragte sind für mich ein wesentlicher As-
pekt von Arbeitsschutz. Das ist aber nicht gleichzusetzen 
mit dem Arbeitsschutz insgesamt.

Sie haben leider nicht auf meine Frage geantwortet: 
Was gibt es denn für Sicherheitsvorkehrungen, wenn Si-
cherheitsbeauftragte im ersten Schritt wegfallen und Ge-
fährdungsbeurteilungen durchgeführt werden müssen?

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])
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Da wird es eine Zwischenzeit ohne besonderen Arbeits-
schutz geben, und im Grunde passt es auch nicht zu dem 
Konzept, Bürokratie abzubauen, wenn man dann mit Ge-
fährdungsbeurteilungen anfängt.

(Martin Reichardt [AfD]: Die werden doch 
sowieso gemacht! Das ist doch Quatsch!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie zu Ihrer Frage.

Cem Ince (Die Linke):
Erklären Sie mir bitte noch mal dieses Konzept.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Entschuldigung, aber die Gefährdungsanalyse muss 
sowieso immer gemacht werden.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Ja!)

Und wenn diese hergibt, dass der Sicherheitsbeauftragte 
auch in einem kleinen Unternehmen nicht abgeschafft 
werden kann, weil die Sicherheitslage das nicht erlaubt, 
dann bleibt er bestehen. Deswegen: Da gibt es gar kein 
Gap, wie Sie es hier schildern.

(Beifall des Abg. Johannes Winkel [CDU/ 
CSU] – Martin Reichardt [AfD]: Das stimmt!)

Es bleibt also bei der Gefährdungsanalyse; sie wird ja 
nicht abgeschafft. Nur, wir sagen: Wir brauchen auch 
keine Sicherheitsbeauftragten, die nichts zu tun haben, 
weil in dem Unternehmen keine Gefährdung da ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist der Unterschied, den wir jetzt einfach machen, 
und das ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Cem Ince [Die Linke]: Das 
glaube ich nicht!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Danke schön. – Damit eröffnen wir die dritte Runde, 

und da hat als Erstes das Wort der Abgeordnete Otto 
Strauß.

Otto Strauß (AfD):
Ich habe eine Frage an die Frau Hubertz. – Frau 

Hubertz, eine Heizung fällt in der Regel im Winter aus; 
dann weiß sie, dass sie nicht mehr will. Das ist immer so: 
im Winter. Was wollen Sie jetzt demjenigen empfehlen, 
der kurzfristig eine neue Heizung braucht, was für eine er 
einbauen soll? Denn die kommunale Wärmeplanung ist 
ja noch nicht fertig. Welches Risiko kann er beim Einbau 
einer neuen Heizung eingehen, wenn er vorher eine Gas- 
oder eine Ölheizung hatte? Was soll er jetzt machen? Er 
kann ja nicht lange frieren; er möchte es ja gerne warm 
haben. Also: Geben Sie mal eine konkrete Antwort, was 
er jetzt machen darf, ohne Angst haben zu müssen, eine 
Fehlinvestition getätigt zu haben.

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Das ist eine sehr gute Frage; vielen Dank dafür. – Man 
muss sich das Gebäudeenergiegesetz zusammen mit dem 
Wärmeplanungsgesetz, die beide derzeit gelten, an-
schauen und gucken: Ist schon eine Kommune voran-
geschritten? Also, kann ich mich zum Beispiel an die 
Fernwärme oder ein Nahwärmenetz anschließen, oder 
gibt es das nicht?

Wenn die Heizung jetzt kaputtgeht – manchmal kann 
man sie reparieren –, kann man sich auch – das empfehle 
ich auch – eine Heizung temporär mieten; da gibt es mitt-
lerweile Anbieter. Wenn man sich jetzt aber eine kaufen 
will, dann würde ich auf eine mit Erneuerbaren setzen, 
weil am Ende des Tages eine Öl- oder eine Gasheizung 
wegen des CO2-Preises, der in den nächsten Jahren auch 
durch europäische Mechanismen steigt, immer sehr teuer 
und nicht nachhaltig ist. Deswegen: Lieber einmal schlau 
investieren als jetzt kurzfristig gedacht!

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Otto Strauß (AfD):
Ja. – Ob es unbedingt schlau ist, wenn ich für eine 

Heizung 30 000, 40 000 oder 50 000 Euro statt nur 
10 000 Euro ausgebe, weiß ich nicht. Ich muss dieses 
Geld ja auch haben. Also, von daher wäre es schon rich-
tig, dem Mann oder der Familie sagen zu können: Pass 
mal auf, wenn du dir jetzt eine neue Gasheizung einbaust, 
dann ist das kein Problem. Du darfst sie für die nächsten 
20 Jahre auf jeden Fall betreiben, und du musst auch 
keine Angst haben, dass du kein Gas oder kein Öl mehr 
kriegst. – Also, es geht nicht darum: „Wie sieht die Zu-
kunft aus?“, sondern es geht darum: Wie ist die derzeitige 
Situation, wenn diesen Winter die Heizung ausfällt?

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Dann dürfen Sie das entscheiden. Ich bin ja keine 
Energieberaterin, sondern ich bin diejenige, die die Ge-
setze macht. Und ich bin da auch technologieoffen. Sie 
können gerne noch mal eine Ölheizung einbauen. Aber 
ich finde das nicht so trivial, wie Sie es beschreiben, 
weil eben der CO2-Preis steigt. Deswegen sagen wir 
ja: Wir wollen den Einbau von Heizungen mit erneuer-
baren Energien ermöglichen. – Übrigens: 40 000 bis 
50 000 Euro kostet so eine Heizung auch nicht mehr. 
Wir haben eine Förderung, die auch sozial gestaffelt ist – 
da gibt es bis zu 70 Prozent –, damit wir niemanden 
alleinlassen, wenn es darum geht, sich an der Wärme-
wende zu beteiligen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Nachfrage hat das Wort der Abgeordnete 

Kassem Taher Saleh.
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Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke Ihnen, Frau Präsidentin. – Wir wissen ja alle, 
dass die AfD das Gas aus Russland herholen will.

Ich frage jetzt mal ganz konkret zum Gebäudeenergie-
gesetz, Frau Ministerin – ich habe es in meiner Anfangs-
frage bereits angedeutet, habe aber leider keine Antwort 
bekommen; deshalb probiere ich es jetzt noch mal –: Wie 
steht das Bauministerium, wie stehen Sie zur Einhaltung 
der 65-Prozent-Regel? Herr Schneider hat sich bereits 
klar geäußert, die Frau Ministerin Reiche hat sich bereits 
klar geäußert. Sie haben gemeinsam mit dem Wirtschafts-
ministerium die Federführung. Wie stehen Sie als Bau-
ministerin zu der 65-Prozent-Regel?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katalin Gennburg [Die Linke])

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Ich stehe zu den Klimaschutzzielen. Wir hängen im 
Gebäudesektor hinterher. Ich verhandle aber keine Ge-
setze im Regierungskreis hier im Parlament, weil ich es 
nicht so schlau finde, rote Linien einzuziehen; denn dann 
kommt man schwerer zusammen. Mein Ziel ist, dass wir 
ein gutes Gebäudeenergiegesetz miteinander beschlie-
ßen, dass wir es neu erschaffen und besser, pragmati-
scher, flexibler machen, so wie wir es auch im Koalitions-
vertrag miteinander vereinbart haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer weiteren Nachfrage hat das Wort die Abge-

ordnete Carolin Bachmann.

Carolin Bachmann (AfD):
Danke schön. – Frau Hubertz, Sie haben gerade ganz 

frank und frei davon berichtet, dass der CO2-Preis steigen 
wird. Das ist politisch induziert. Und Sie sagen, jeder 
Bürger könne frei entscheiden, welche Heizung er ein-
baut. Er kann eine Gasheizung einbauen; aber Sie fänden 
es toll, wenn er was anderes einbaut, eine Wärmepumpe 
zum Beispiel.

Wissen Sie, eine Gasheizung können Sie vielleicht für 
6 000 bis 8 000 Euro kaufen; aber eine Wärmepumpe 
kriegen Sie, wenn Sie ein altes Haus haben, nicht für 
6 000, 8 000 oder 10 000 Euro.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zu Ihrer Frage.

Carolin Bachmann (AfD):
Dann müssen Sie 120 000 Euro in die Hand nehmen, 

um das Haus energetisch fitzumachen.
(Saskia Esken [SPD]: Ach, so ein Quatsch! 

Was reden Sie denn da?)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Frage!

Carolin Bachmann (AfD):
Also: Was sollen die Bürger jetzt machen?

(Sylvia Rietenberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben aber echt keine Ahnung!)

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen:

Wir müssen zwischen kurzfristigen Investitionskosten, 
die natürlich geringer sind, und den langfristigen Be-
triebskosten unterscheiden. Natürlich hat keiner von uns 
eine Glaskugel. Denn der nationale Pfad, aufgrund des-
sen wir sehr klar wissen, wie der CO2-Preis steigt, wird 
durch den europäischen Pfad ETS 2 – das kann man 
finden, wie man will; Sie rollen mit den Augen – ersetzt. 
Das geht mit einer Freihandelsphase einher, und da wird 
am Markt der Preis gebildet. Deswegen ist es meine Auf-
gabe, dafür zu sorgen, dass wir die Bürgerinnen und 
Bürger miteinander gut beraten, dass sie eine gute Ent-
scheidung treffen können und dass vor allen Dingen nicht 
der Geldbeutel entscheidet, ob sie für sich individuell die 
richtige Entscheidung treffen können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt kommen wir zu einer weiteren Hauptfrage, und 

dazu hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion der Abge-
ordnete Wilfried Oellers.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage richtet 

sich an die Arbeitsministerin Frau Bärbel Bas. Sehr ge-
ehrte Frau Ministerin, in den Koalitionsvertrag haben wir 
die Themen „inklusiver Arbeitsmarkt“ und „Weiterent-
wicklung der Werkstätten für behinderte Menschen“ auf-
genommen. Meine Frage ist: Wann ist mit einem ersten 
Entwurf zu rechnen, damit wir da in die Umsetzung kom-
men?

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Abgeordneter, vielen Dank für die Frage. – Es ist 
so, dass wir im Moment auf Regierungsseite die Ände-
rung des BGG, also des Behindertengleichstellungsgeset-
zes, in der Diskussion bzw. in der Abstimmung haben. 
Danach wollen wir das Werkstättengesetz einbringen, an 
dem wir im Hause schon parallel arbeiten. Da geht es in 
der Tat darum, dass wir eine echte Alternative zum ersten 
Arbeitsmarkt schaffen und das Entgelt erhöhen; da sind 
viele Bausteine schon angelegt. Der Plan ist zumindest, 
Anfang nächsten Jahres, wenn die Änderung des BGG 
abgeschlossen ist, dieses Reformprojekt mit dem Werk-
stättengesetz vorzulegen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr gerne, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, eine 

weitere Frage. Die Themen im Zusammenhang mit dem 
inklusiven Arbeitsmarkt sind ja immer sehr komplex. 
Meine Frage geht dahin: Wird gegebenenfalls auch die 
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Möglichkeit bestehen, einige Punkte vorzuziehen, oder 
planen Sie ein Gesamtpaket? Hintergrund der Frage ist, 
dass kleinere Pakete sicherlich, hoffentlich schneller 
durchgehen, gerade was die Thematik der Werkstätten 
für behinderte Menschen betrifft.

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Es ist immer schwierig, in der Umsetzung Teile heraus-
zunehmen. Ich plane natürlich insgesamt eine Werkstatt-
reform, die schon etwas umfassender sein soll. Deswegen 
möchte ich eigentlich ungerne einzelne Teile beschließen.

Ein Gesamtpaket ist schon sinnvoller, weil viele Vo-
raussetzungen auch miteinander zusammenhängen. Ich 
nenne das Arbeitsbudget, das mit aufgenommen wird, 
oder dass wir bei der Rente etwas tun, damit der Wechsel 
von einer Werkstatt in den Arbeitsmarkt für die Men-
schen mit Behinderung wirklich kein Nachteil mehr ist. 
Das sind alles sehr komplexe Dinge; deswegen würde ich 
das gerne insgesamt machen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich lasse jetzt noch zwei Nachfragen zu, und damit 

sind wir dann am Ende der Befragung der Bundesregie-
rung angelangt.

Frau Nora Seitz hat jetzt zu einer weiteren Nachfrage 
das Wort.

Nora Seitz (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Frau Bundes-

ministerin, mit dem in der vergangenen Woche beschlos-
senen SGB VI-Anpassungsgesetz haben wir auch eine 
klarstellende Regelung zur Zuständigkeit der Haupt-
schwerbehindertenvertretungen im SGB IX verankern 
können. Gibt es seitens der Bundesregierung noch wei-
tere Vorhaben, um die Schwerbehindertenvertretung zu 
stärken, wie im Koalitionsvertrag vereinbart?

(Cem Ince [Die Linke]: Ich wollte dasselbe 
fragen! Sehr gut!)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Erst mal bin ich froh, dass wir das jetzt schon im 
SGB IX verankert haben. Wir sind natürlich auch mit 
den Verbänden im Gespräch. Es gibt viele Wünsche, wo 
man die Arbeit auch noch unterstützen kann; die werten 
wir im Moment aus. Ich bin sehr optimistisch, dass wir 
das, was im Koalitionsvertrag dazu steht, umsetzen und 
auch zusammen mit der Werkstattreform ein größeres 
Paket für das Thema Inklusion insgesamt machen wer-
den.

Ich hoffe, dass wir bald auch einen Schritt in Richtung 
Barrierefreiheit auf den Weg bringen. Auch das ist eine 
wichtige Voraussetzung, die sich auch die Schwerbehin-
dertenbeauftragten wünschen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Aufgrund der fortgeschrittenen Zeit kann ich leider 

doch keine weitere Nachfrage zulassen. – Hiermit beende 

ich die Befragung der Bundesregierung. Ich bedanke 
mich bei den beiden Ministerinnen, dass sie hier zur Ver-
fügung gestanden haben.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2: 

Fragestunde 

Drucksache 21/2666

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 21/2666 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Zur Beantwortung steht der Parlamentarische Staats-
sekretär Frank Schwabe für den Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schutz bereit.

Wir beginnen mit der Frage 1 des Abgeordneten 
Tobias Matthias Peterka: 

Sieht die Bundesregierung gegenwärtig gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf, um die Unabhängigkeit der Justiz zu stär-
ken, und, wenn ja, welche konkreten Gesetze sind geplant 
(vergleiche www.nzz.ch/feuilleton/auf-einen-witz-folgt-eine- 
hausdurchsuchung-in-deutschland-schwindet-die-meinungs-
freiheit-ld.1908869, abgerufen am 31. Oktober 2025)?

Ihre Antwort auf Frage 1, bitte.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, die Unabhängig-
keit der Justiz ist ein fundamentales Prinzip unseres 
Rechtsstaates und schützt die Integrität der Rechtsord-
nung. Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte sind verpflichtet, ihre Entscheidungen 
ausschließlich auf Grundlage des Gesetzes zu treffen. In 
Deutschland ist dies uneingeschränkt der Fall.

Auch die EU-Kommission hebt in ihrem Rechtsstaat-
lichkeitsbericht für 2025 lobend hervor, dass die deutsche 
Justiz sowohl in der breiten Öffentlichkeit als auch bei 
den Unternehmen als unabhängig wahrgenommen wird. 
Eine politische Instrumentalisierung der Justiz würde 
hingegen das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit und in 
die Demokratie gefährden. Es ist daher von größter Be-
deutung für das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, die Unabhängigkeit der Justiz als un-
verzichtbare Säule des Rechtsstaats zu verteidigen und zu 
respektieren.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, zwei Nachfragen zu stellen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Sie haben jetzt die EU zitiert, dass sie 

Deutschland da eine besondere Vorbildhaftigkeit beschei-
nigt hat. Wenn Sie die Presse verfolgt haben, dann wissen 
Sie, dass dort langsam ein anderes Bild gezeichnet wird, 
dass nämlich die Bürger bei uns das Vertrauen in die 
Unabhängigkeit verlieren.

Sie kennen vielleicht den Fall des Medienwissen-
schaftlers Norbert Bolz, der der „taz“ einen Nazispruch 
vorgeworfen hat, diesen zitiert hat und dadurch morgens 
Besuch durch die Staatsanwaltschaft bekommen hat. Sie 
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kennen vielleicht die Bamberger Justiz, die bei Politiker-
beleidigungen auch gern mal mit vollkommen voraus-
eilendem Gehorsam tätig wird und bei Familien mit be-
hinderten Kindern vorbeischaut. Die Bayreuther Justiz 
stellt die Äußerungen des Bundeskanzlers in die Tradi-
tion des NS-Jargons.

Sehen Sie vielleicht, dass sich da langsam eine absolut 
politische Willfährigkeit und vorauseilender Gehorsam 
entwickelt haben, weil die Justiz ja weiß, dass sie zum 
Beispiel in Bezug auf Staatsanwaltschaften weisungs-
gebunden ist?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, Sie haben in Ihrer Ausgangsfrage 
gefragt, ob die Justiz unabhängig sei. Sie ist unabhängig, 
und sie arbeitet natürlich auf Grundlage von Gesetzen. 
Und am Ende entscheidet die Justiz in ihrer Verantwor-
tung, wie sie entsprechend vorgeht.

Ich kann hier das Vorgehen im Einzelnen, das ja auch 
auf Länderebene stattfindet, nicht kommentieren. Herr 
Bolz war vor vielen Jahren mal mein Professor an der 
Universität in Essen. Insofern: Er ist jemand, der schon 
immer durchaus entsprechend streitbar war. Aber die Be-
wertung, ob bestimmte Dinge Gesetze verletzen, muss 
am Ende in der Tat die Justiz vornehmen.

Ansonsten: Sie verweisen in Ihrer Frage auf Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte. Ja, dort gibt es Weisungs-
befugnisse von Regierungen. Von denen kann aber auch 
nur im Rahmen der Gesetze entsprechend Gebrauch ge-
macht werden. Deswegen glaube ich, dass in Deutsch-
land damit sehr verantwortlich umgegangen wird.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zu einer weiteren Nachfra-

ge.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Dann wissen Sie ja sicher, dass die letzte Regierung 

eine Reform dieses Weisungsrechts angegangen ist, wo 
das zumindest ein bisschen eingehegt wurde. Also ist 
anscheinend auch außerhalb der AfD durchaus die Mei-
nung vertretbar, dass dort vielleicht irgendwas im Argen 
liegt. Wie ist denn dazu die Haltung Ihres Hauses? Wird 
da wieder etwas aufgegriffen? Wird man vielleicht noch 
ein bisschen weiter gehen? Möchte man die Unabhängig-
keit vielleicht komplett herstellen, oder wird das so ge-
lassen mit dem bloßen Verweis: „Man wird schon wissen, 
wie man es benutzt“? Damit kann man natürlich alles 
vom Tisch wischen.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich habe es ja gerade schon gesagt: 
Ja, es ist uns nicht verborgen geblieben – und das wissen 
wir alle –, dass es Diskussionen über die Frage gibt, auch 
auf europäischer Ebene, wie Staatsanwaltschaften arbei-
ten, inwiefern sie weisungsgebunden sind oder nicht. 
Diese Diskussionen kann man auch führen. Trotzdem 
will ich sagen: Es gibt nicht das ideale System. Wenn 

der Rechtsstaat funktioniert, wenn wir eine demokratisch 
gewählte Volksvertretung und eine darauf basierende Re-
gierung haben, dann gibt es eben auch eine demokrati-
sche Kontrolle, zum Beispiel von Regierungen, die am 
Ende ein Weisungsrecht gegenüber Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten haben.

Noch mal: Davon kann nur im Rahmen von Gesetzen 
Gebrauch gemacht werden. Das kann juristisch überprüft 
werden. Und am Ende muss jede Regierung dem demo-
kratisch legitimierten Parlament auch Rechenschaft darü-
ber ablegen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich gebe die Möglichkeit zu einer weiteren Nachfrage 

dem Abgeordneten Stephan Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Noch mal zur Weisungsgebundenheit 

der Staatsanwaltschaft: Im Kern sind das ja die §§ 146 
und 147 Gerichtsverfassungsgesetz. Und das ist ja keine 
„Schwurbelei“ der Alternative für Deutschland, sondern 
sogar andere namhafte Rechtspolitiker und Rechtswis-
senschaftler üben massive Kritik daran. Es ist auch nicht 
„so ungefähr“, dass da Weisungsgebundenheit herrschen 
würde, sondern es ist eine; das ist ganz klar geregelt. 
Faktisch ist der jeweilige Justizminister eines Landes 
der – in Anführungsstrichen – „oberste Staatsanwalt“ 
und Weisungsgeber. Sehen Sie da gar kein Problem?

Sogar der Herr Buschmann, der Vorgänger der jetzigen 
Ministerin, hat gesagt: Das Problem muss irgendwie ge-
löst werden. – Also noch mal die Frage: Was wollen Sie 
konkret dagegen tun, dass politisch geführte Staats-
anwaltschaften in Deutschland so weisungsgebunden 
sind, dass sie nicht das machen, was sie müssten, sondern 
das, was ihnen vorgegeben wird?

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft kennen Sie sich ja aus, ne?)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich habe es ja gerade schon gesagt: 
Es gibt die Diskussion darüber. Und ja, die gibt es natür-
lich auch in Ministerien. Es gibt allerdings keine Ideal-
lösung. Auch das finden wir, glaube ich, in der öffent-
lichen Debatte und auch in der Expertendebatte.

Ich kann nur noch mal darauf verweisen, dass in den 
Fällen, von denen wir reden, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte theoretisch durch Regierungen weisungs-
gebunden sind, aber im Rahmen von Gesetzen und im 
Rahmen der parlamentarischen Kontrolle. Deswegen, 
würde ich sagen, ist das vor dem Hintergrund durchaus 
kontroverser Debatten immer noch der beste Zustand, 
den wir haben können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:

Damit kommen wir zur Frage 2 der Abgeordneten 
Dr. Lena Gumnior: 
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Wird sich die Bundesministerin der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, Dr. Stefanie Hubig, auf europäischer Ebene für 
eine einheitliche, konsensbasierte „Ja heißt Ja“-Regelung im 
Sexualstrafrecht einsetzen (vergleiche https://taz.de/Justiz-
ministerin-ueber-Gleichberechtigung/!6119186/)?

Sie haben das Wort, Herr Schwabe.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Frau Abgeordnete, auf europäischer 
Ebene wird derzeit die Neufassung der Richtlinie zur 
Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuel-
len Ausbeutung von Kindern sowie von Darstellungen 
sexuellen Missbrauchs von Kindern sowie zur Ersetzung 
des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates verhandelt. 
Der von der Kommission am 6. Februar 2024 vorgelegte 
Richtlinienvorschlag enthält in Artikel 3 Absatz 7 bis 9 
einen Vergewaltigungstatbestand zum Nachteil Minder-
jähriger, die nach nationalem Recht das Alter sexueller 
Mündigkeit erreicht haben, der klar im Sinne einer „Nur 
Ja heißt Ja“-Regelung zu lesen ist.

Die bei den Verhandlungen über den Vorschlag im Rat 
gefundene Formulierung „allgemeine Ausrichtung“ ori-
entierte sich dagegen im Wesentlichen an der bereits be-
währten Formulierung des Artikels 36 der Istanbul-Kon-
vention. Eine zentrale Forderung des Europäischen 
Parlaments ist eine sehr detaillierte und insoweit noch 
über den Vorschlag der Kommission hinausgehende For-
mulierung von „consent“ – im Sinne von Einverständnis. 
Die Bundesregierung prüft derzeit, ob Deutschland eine 
weiter gehende Formulierung als „allgemeine Ausrich-
tung“ unterstützen kann. Die Trilogverhandlungen befin-
den sich hier aber noch im Anfangsstadium.

Und da ich Ihre Zusatzfrage vielleicht erahnen kann: 
Die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz wird sich wegen der besonderen Schutzbedürftig-
keit von Jugendlichen innerhalb der Bundesregierung für 
eine Befürwortung der „Nur Ja heißt Ja“-Regelung im 
Anwendungsbereich der Richtlinie einsetzen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Ihre Ausführungen bezogen sich ja 

mehrheitlich auf Jugendliche und Minderjährige. Mich 
würde interessieren, wie die Bundesregierung das sieht, 
wenn die Betroffenen Erwachsene sind. Es gibt mittler-
weile 14 Staaten, zuletzt Frankreich, die ein konsens-
basiertes Sexualstrafrecht eingeführt haben. Es gibt aber 
auch immer noch europäische Staaten, in denen der Straf-
tatbestand der Vergewaltigung immer noch nur bei 
Zwang oder Drohung Anwendung findet. Das heißt, wir 
haben einen sehr breiten Rahmen und kein einheitliches 
Schutzniveau.

In sehr vielen Stellungnahmen von juristischen Fach-
verbänden wurde deutlich, dass die Europäische Union 
hier auch eine Gesetzgebungskompetenz hat; denn die 
Europäische Union kann für Fälle von sexueller Ausbeu-
tung eine EU-einheitliche Regelung treffen. Meine Frage 

ist: Wird sich die Justizministerin für die Fälle, in denen 
Erwachsene betroffen sind, auf europäischer Ebene für 
eine Änderung einsetzen?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, ich habe ja gerade schon gesagt: Es 
gibt eine Bewegung in der europäischen Debatte. Das 
Ministerium ist im Austausch mit den Ministerinnen 
und Ministern derjenigen Länder, in denen es die „Ja 
heißt Ja“-Lösung schon gibt; Sie haben Frankreich an-
gesprochen. In der Tat: Das verändert am Ende auch 
Mehrheitsbildungen innerhalb der Europäischen Union 
und innerhalb des Rates.

Ich kann an dieser Stelle zunächst mal nur sagen, was 
die Position der Bundesregierung ist; über das Thema 
wird gerade geredet. Die Ministerin – das habe ich ge-
sagt – unterstützt auf jeden Fall Regelungen dieser Frage 
auf europäischer Ebene. Wie die Debatte darüber hinaus 
verläuft, muss man sehen.

Im Moment geht es um diese europäische Debatte, und 
da geht es um den Schutz Minderjähriger. Und in diesem 
Zusammenhang ist meine Ministerin für die sogenannte 
„Ja heißt Ja“-Lösung.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine weitere Nachfrage zu 

stellen.

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank. – Dann sehen wir also, dass es auf 

europäischer Ebene noch etwas dauert, bis sich das 
Schutzniveau vielleicht verbessert – insbesondere für Er-
wachsene, die Opfer von Sexualstraftaten geworden sind. 
Wie gedenkt denn die Ministerin auf nationalstaatlicher 
Ebene gerade jene Fälle einzubeziehen, in denen sich 
Betroffene komplett passiv verhalten oder in einer 
Schockstarre befunden haben und daher derzeit nicht in 
den Schutzbereich der Gesetzesvorschriften zu den Ver-
gewaltigungsdelikten einbezogen sind? Gedenkt sie auch 
für solche Fälle eine Reform der Regelungen zu Sexual-
delikten?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, Sie sprechen über sogenannte Free-
zing-Fälle. Darüber gibt es durchaus eine Debatte; denn 
in der „Nein heißt Nein“-Regelung sind bestimmte Situa-
tionen nicht angesprochen. Die Frage ist in der Tat: Was 
ist eigentlich, wenn eine Person aus bestimmten Gründen 
ihre Meinung nicht kundtun kann? Dazu können natür-
lich auch Schockmomente gehören.

Es gibt hier eine nicht ganz klare Rechtslage; das sehen 
wir auch. Deswegen wollen wir im Zuge dieser europäi-
schen Debatte, aber auch auf nationaler Ebene gerne 
überprüfen, ob da Nachschärfungsbedarf besteht.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt hierzu mehrere Nachfragen. Ich werde zwei 

zulassen: von Frau Gebel und von Herrn Peterka.
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Kathrin Gebel (Die Linke):
Frau Präsidentin, vielen Dank fürs Zulassen dieser 

Nachfrage. – Herr Staatssekretär, Sie erwähnten die Is-
tanbul-Konvention. Ich würde gerne an das Thema Ge-
waltschutz anschließen.

Im GREVIO-Bericht zur Umsetzung der Istanbul- 
Konvention in Deutschland ist auch erwähnt, dass ins-
besondere an deutschen Familiengerichten der Kenntnis-
stand zu häuslicher Gewalt und Partnerschaftsgewalt 
recht gering ist, was zu Benachteiligungen von Gewalt-
betroffenen in solchen Verfahren führt. Im spanischen 
Modell ist zum Beispiel vorgesehen, für genau solche 
Fälle spezialisierte Gerichte einzuführen. Deswegen 
würde ich Sie ganz gerne fragen: Wird die Bundesregie-
rung Fortbildungen zu Partnerschaftsgewalt für Richter/- 
innen anbieten und fördern, wie es in Artikel 15 Absatz 1 
der Istanbul-Konvention vorgesehen ist?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, gut, dass Sie die Istanbul-Konven-
tion noch mal erwähnen. Sie wird auf internationaler 
Ebene leider angegriffen; ich habe übrigens leider auch 
ein paar Medienartikel in Deutschland gelesen, in denen 
das gemacht wird. Wir müssen alles tun, um die Istanbul- 
Konvention auf der Ebene des Europarats – da gehört sie 
ja hin – entsprechend zu schützen.

Und natürlich geht es darum, sehr viel mehr darüber zu 
lernen, wie man Gewalt gegen Frauen vorbeugen kann, 
wie man am Ende präventiv tätig werden kann und wie 
auf der Ebene von Familiengerichten ein entsprechendes 
Verständnis entwickelt werden kann. Deswegen soll es 
unter anderem – dazu kommen wir gleich noch in einer 
weiteren Frage – auch eine öffentlichkeitswirksame 
Kampagne geben. Wir wollen aber auch an bestimmten 
Gerichten die psychosoziale Arbeit verbessern und dort 
bestimmte Projekte anstoßen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Peterka hat die Möglichkeit, eine 

Nachfrage zu stellen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank dafür. – Dass die Grünen für eine absolut 

toxische Beweislastumkehr sind, auch parteiintern, ist ja 
bekannt.

(Dr. Lena Gumnior [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist keine Beweislastumkehr! Das 
ist Quatsch!)

Ich stimme dem Justizministerium insoweit zu, dass 
bei Minderjährigen definitiv rigoroser Schutz angezeigt 
ist. Ich verstehe Sie aber so, dass Sie überlegen, diese „Ja 
ist Ja“-Regel auch bei Erwachsenenbeziehungen zumin-
dest ins Auge zu fassen. Vielleicht helfen Sie meiner 
Fantasie auf die Sprünge: Wie kann man dieser Beweis-
last nachkommen, sei es als Mann oder als Frau? Muss 
man Protokolle führen, muss man eine Tonbandauf-
nahme laufen lassen, muss man vielleicht eine Videoauf-
nahme laufen lassen? Wie kann man sich sicher sein, dass 
man sich da außerhalb der Strafbarkeit bewegt?

(Sarah Vollath [Die Linke]: Da hat aber jemand 
Angst!)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich habe, glaube ich, drei Dinge 
deutlich gemacht.

Erstens. Es gibt eine Debatte auf europäischer Ebene, 
zu der sich die Bundesregierung verhalten muss; wir 
befinden uns hier in Abstimmungsprozessen.

Zweitens. Was die Positionierung im Bereich Minder-
jähriger angeht, gibt es eine klare, auch öffentliche Po-
sitionierung meiner Ministerin, die sie in diese Gespräche 
natürlich einbringt.

Und drittens habe ich gesagt: Es gibt Länder, die die 
„Ja heißt Ja“-Regelung bereits anwenden; ich habe das 
Beispiel Schweden gebracht. Wir befinden uns dort, wie 
gesagt, in der Diskussion. Ich kann Ihnen heute aber nicht 
konkret sagen, was das im jeweiligen Einzelfall bedeutet.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:

Damit rufe ich die Frage 3 des Abgeordneten Dr. Ingo 
Hahn auf: 

Gibt es angesichts der jüngsten Verwerfungen bei der Wahl 
von Verfassungsrichterinnen ein Gesetzesvorhaben der Bun-
desregierung mit konkreten Maßnahmen, um die Wahlen der 
Bundesverfassungsrichter dahin gehend anders zu gestalten, 
dass auch Kandidaten der Opposition vom Bundestag gewählt 
werden können, ohne dass sie zuvor durch einen Wahlaus-
schuss müssen?

Sie haben das Wort, Herr Staatssekretär.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, die Bundesregie-
rung hält das in § 6 Absatz 1 Satz 1 des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes geregelte Verfahren für die vom 
Bundestag zu berufenden Richterinnen und Richter des 
Bundesverfassungsgerichts für sachgerecht. Es stellt si-
cher, dass die Richter von einem breiten überparteilichen 
Konsens getragen werden.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können eine Nachfrage stellen.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Ja. – Sehr geehrter Herr Parlamentarischer Staatssekre-

tär Schwabe, vielen Dank für die Antwort. Ich habe in der 
Tat eine Nachfrage.

Es sind ja genau die derzeitigen rechtlichen Regelun-
gen, die verhindern, dass auch Richterkandidaten der Op-
position hier eine echte Chance haben, überhaupt zur 
Wahl gestellt zu werden. Wenn Verfassungsrichterwahlen 
demokratisch erfolgen sollen, dann darf das eben nicht 
zu einer parteipolitischen Entscheidung verkommen. 
Deshalb meine Nachfrage: Wie bewertet die Bundes-
regierung vor dem Hintergrund des Demokratie- und Re-
präsentationsprinzips die derzeitige Praxis, nur Richter-
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kandidaten zur Wahl zuzulassen, die zuvor zwingend die 
Zustimmung der Regierungsfraktionen im Wahlaus-
schuss erhalten haben?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, die Bundesregierung sieht keine 
parteipolitische Beeinflussung in der Situation. Vielmehr 
geht es darum, dass eine erfolgreiche Tätigkeit als Rich-
terin oder Richter voraussetzt, dass die Qualifikation der 
in Betracht gezogenen Personen übergreifend bestätigt 
wird. Ihre Wahl im Plenum bedarf deshalb, ebenso wie 
der Vorschlag im Wahlausschuss, einer breiten Zweidrit-
telmehrheit. Die bisherigen Wahlen und auch die Zusam-
mensetzung des Bundesverfassungsgerichts belegen, 
dass überzeugende Persönlichkeiten in den bisherigen 
Verfahren gefunden worden sind.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie habe die Möglichkeit einer weiteren Nachfrage.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Gut. – Sie betonen ja auch die Unabhängigkeit des 

Bundesverfassungsgerichts. Diese Unabhängigkeit zeigt 
sich vor allem im Umgang zwischen Regierung und Ge-
richt. Wenn Regierungsmitglieder zu privaten Abend-
essen mit Bundesverfassungsrichtern zusammentreffen, 
kann der äußere Eindruck entstehen, dass diese Distanz 
nicht gegeben ist. Deshalb meine Nachfrage: Wie be-
wertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
gegebenen Gewaltenteilung und der richterlichen Un-
abhängigkeit Berichte über genau solche wiederholte 
Abendessen von Regierungsmitgliedern zusammen mit 
Richtern des Bundesverfassungsgerichtes? Und sieht sie 
darin die Gefahr einer möglichen Einflussnahme auf zu-
künftige Entscheidungen des Gerichtes?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich weiß gar nicht, wer mit wem 
zum Abendessen geht.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann müssen Sie 
Zeitung lesen!)

Sie hatten eine Kleine Anfrage gestellt zu der Frage, 
wann die Regierung Vertreterinnen und Vertreter des 
Bundesverfassungsgerichts trifft. Dazu ist auch umfas-
send geantwortet worden. Von daher ist es natürlich mög-
lich, dass es Kontakte gibt.

Es gibt Veranstaltungen, die zum Beispiel unser Mi-
nisterium durchführt, wo auch Verfassungsrichterinnen 
und Verfassungsrichter eingeladen werden und diese 
dann natürlich mit Akteuren aus dem Haus im Austausch 
sind. Aber das sehe ich jetzt nicht als eine unangemessene 
Beeinflussung.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine Nachfrage darf ich Dr. Plum das Wort erteilen.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Herr Präsident! Herr Staatssekretär, die AfD nutzt ja 

im Thüringer Landtag Oppositionsrechte bei der Richter-
wahl, um den Rechtsstaat und die Funktionsfähigkeit der 
Justiz zu schwächen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Missbrauch“ muss man sagen!)

Über viele Monate – bis heute – konnten dort Wahlaus-
schüsse für Richter und Staatsanwälte nicht gebildet wer-
den. Es konnten über einen langen Zeitraum keine neuen 
Richter und Staatsanwälte gewählt werden. Das hat na-
türlich die Justiz geschwächt, und das hat natürlich auch 
den Rechtsstaat geschwächt.

Wie blickt die Bundesregierung auf ein solches Geba-
ren, und wie bewertet sie das auch im Hinblick auf die 
Stabilität des Rechtsstaats insgesamt?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Das ist doch Länder-
sache, Herr Kollege!)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, vielen Dank für die Hinweise. – 
Ich will das gar nicht groß kommentieren. Ich will nur 
noch mal betonen, dass wir ein Interesse daran haben, 
dass höchstqualifizierte Richterinnen und Richter in ihr 
Amt kommen. Und das hat nichts mit Parteipolitik zu tun, 
sondern es hat etwas mit der Verantwortung der Bundes-
regierung und am Ende auch des demokratisch gewählten 
Hauses zu tun, dafür Sorge zu tragen, dass Bestqualifi-
zierte an einem solchen Gericht, zum Beispiel dem Bun-
desverfassungsgericht, landen. Und es wäre sehr gut, 
wenn das auf der Länderebene genauso geschehen könn-
te.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine letzte Nachfrage darf ich Herrn Brandner das 

Wort erteilen.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Och nö!)

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Es geht ja ums Bundesverfassungs-

gericht. Und da haben Sie gerade gesagt, eine politische 
Einflussnahme, was die Wahl der Richter am Bundesver-
fassungsgericht anginge, wäre ausgeschlossen. Wie er-
klären Sie sich dann das faktische Benennungsrecht, 
dass also pro Senat, der ja acht Mitglieder hat, dreimal 
die CDU/CSU, dreimal die SPD, einmal die Grünen und 
einmal die FDP zum Zug kommen?

Es ist ja nicht nur kein offenes Geheimnis, sondern 
allgemein bekannt, dass Sie die Sitze im Senat als Par-
teien unter sich aufgeteilt haben. Also, wenn eine politi-
sche Einflussnahme ausgeschlossen sein soll: Wie ist das 
in Einklang zu bringen damit, dass derjenige, der das 
Vorschlagsrecht hat, die Garantie hat – zumindest in 
99,9 Prozent der Fälle –, dass derjenige, der vorgeschla-
gen wird, dann auch gewählt wird?
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Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich kann mich nur wiederholen: 
Wir wollen, dass höchstqualifizierte Richterinnen und 
Richter an dieses höchste deutsche Gericht kommen, 
und deswegen gibt es entsprechende, auch tradierte Vor-
schlagsrechte. Diese haben bisher jedenfalls dazu ge-
führt, dass wir solche hochqualifizierten Richterinnen 
und Richter am Gericht haben. Deswegen ist es, glaube 
ich, gut, dass wir einen großen Konsens, jedenfalls über 
viele der hier vertretenen Parteien, hinbekommen.

Sie stimmen dem ja nicht zu.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir werden ja gar 
nicht gefragt!)

Es gibt Mutmaßungen darüber, warum das so ist und wer 
denn die Personen sein könnten, die Sie vorschlagen. 
Aber das will ich hier gar nicht bewerten; das wird das 
Hohe Haus, der Deutsche Bundestag, bewerten.

Ich sage nur: Am Ende ist es im Ergebnis dazu gekom-
men – auch jetzt übrigens, bei dem letzten, auch kritisier-
ten und diskutierten Verfahren –, dass höchstqualifizierte 
Richterinnen und Richter für das Bundesverfassungs-
gericht gewählt worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:

Vielen Dank. – Ich rufe auf die Frage 4 der Abge-
ordneten Dr. Lena Gumnior: 

Wie sorgt die Bundesregierung vor dem Hintergrund, dass 
die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, 
Dr. Stefanie Hubig, angekündigt hat, Angriffe auf Menschen, 
die für das Gemeinwohl tätig sind, härter bestrafen zu wollen, 
und dabei aber nach kriminologischen Erkenntnissen Strafver-
schärfungen nicht dazu führen, dass Taten verhindert werden, 
dafür, dass solche Verschärfungen nicht bloß symbolisch wir-
ken, ohne die Ursachen solcher Übergriffe anzugehen (ver-
g l e i c h e  h t t p s : / / t a z . d e / J u s t i z m i n i s t e r i n - u e b e r -  
Gleichberechtigung/!6119186/)?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete, der aktuelle Koali-
tionsvertrag sieht vor, den strafrechtlichen Schutz von 
Einsatz- und Rettungskräften, Polizistinnen und Polizis-
ten sowie Angehörigen der Gesundheitsberufe zu ver-
schärfen und einen erweiterten Schutz für Kommunal-
politikerinnen und Kommunalpolitiker sowie für das 
Allgemeinwohl Tätige zu prüfen. An einem Gesetzent-
wurf, der unter anderem das umsetzt, arbeiten wir zurzeit 
im BMJV.

Außerdem will ich klarstellen, dass kriminologische 
Erkenntnisse nicht besagen, dass Strafverschärfungen 
vollkommen wirkungslos seien. Sie entfalten durchaus 
eine Signalwirkung, nicht nur an die Gesellschaft, son-
dern auch an potenzielle Täter, dass solche Angriffe 
schweres Unrecht sind.

Was aber zutreffend ist – und das hat meine Ministerin 
auch deutlich gemacht in der Öffentlichkeit –: Das kann 
nicht das alleinige Mittel sein, sondern es bedarf eines 
Zusammenspiels mit anderen Maßnahmen, um Straftaten 
zu verhindern.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Nachfrage haben Sie jetzt Gelegenheit.

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, ich gebe Ihnen 

recht, dass das Strafrecht durchaus auch ein kommunika-
tives Mittel ist, um ein Unwerturteil in die Gesellschaft zu 
geben. Wir haben aber gesehen, dass wir bei der letzten 
Strafrahmenverschärfung für Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte trotz höherer Strafen keinen Rückgang der 
Taten verzeichnen konnten. Also, der bessere Schutz der 
für das Gemeinwohl Tätigen kann dann am Ende nicht 
erreicht werden.

Jetzt würde ich gerne Ihren letzten Satz noch einmal 
aufnehmen und Ihnen Gelegenheit zur Ausführung dafür 
geben. Welche weiteren Maßnahmen sind denn dann au-
ßerhalb des Strafrechts geplant, um tatsächlich zu einem 
besseren Schutz für diese Personengruppen zu kommen?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, vielen Dank, dass ich die Gelegen-
heit dazu bekomme. –Natürlich ist das eine gesamtgesell-
schaftliche Debatte; da sage ich Ihnen nichts Neues. Wir 
brauchen auch eine Debatte über Präventionsmaßnah-
men. Wir brauchen Schulungen für das Personal, damit 
es lernt, wie man in bestimmten Konfliktsituationen rea-
giert.

Das gibt mir jetzt auch die Gelegenheit, noch einmal zu 
werben für den neuen Pakt für den Rechtsstaat. Denn am 
Ende müssen Täter wissen: Es gibt einen funktionieren-
den Rechtsstaat, in dem sie zur Rechenschaft gezogen 
werden. Deswegen stellen wir in den nächsten Jahren 
450 Millionen Euro zur Verfügung, um die Länder in 
die Situation zu versetzen, dass Justiz noch besser funk-
tionieren kann als bisher, und damit auch Täter wissen, 
dass sie schnell zur Rechenschaft gezogen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sie haben das Wort zu einer weiteren Nachfrage.

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Es lag schon in der letzten Legislatur-

periode ein Gesetzentwurf vor zur Strafrahmenverschär-
fung. Dazu gab es auch eine Sachverständigenanhörung. 
Ich habe mir einmal die Protokolle angeschaut. Und da 
hieß es mehrheitlich, dass es vor allem ein Vollzugsdefizit 
gibt. Es ist also weniger der fehlende Strafrahmen ein 
Problem, sondern eher das Vollzugsdefizit. Und es wurde 
noch einmal darauf hingewiesen, dass die überwiegende 
Mehrzahl der Täter Männer sind und dass auch Ge-
schlechterrollen und Geschlechterstereotype bei diesen 
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Übergriffen eine Rolle spielen. Was gedenken Sie da-
gegen zu tun?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, ja, Sie haben das richtig wieder-
gegeben. Ich kann nur noch einmal sagen, dass jedenfalls 
meine Ministerin das sehr wohl sieht. Sie sieht sehr 
genau, dass es am Ende ein gesamtgesellschaftliches Pro-
blem ist, auf das es nicht die eine Antwort gibt. Nichts-
destotrotz wird im Hause geprüft, auch dem Koalitions-
vertrag entsprechend, an welcher Stelle wir doch noch 
Strafverschärfungen vornehmen müssen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Jetzt darf ich das Wort erteilen der Abgeordneten 

Eißing zur nächsten Nachfrage.

Mandy Eißing (Die Linke):
Vielen Dank. – Inwiefern plant die Bundesregierung, 

den strafrechtlichen Schutz nicht nur für Einsatzkräfte, 
sondern auch für zivilgesellschaftlich engagierte Men-
schen zu verbessern, also etwa für Menschen, die in De-
mokratieprojekten und in Vereinen im ländlichen Raum 
bedroht werden?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, im Koalitionsvertrag wird genau 
davon gesprochen. Dabei geht es nicht nur um Polizistin-
nen und Polizisten, sondern das betrifft auch andere ge-
fährdete Personen, die durch ihr Engagement für diesen 
Staat, für die Sicherheit des Staates, aber auch für das 
friedliche Zusammenleben in einer besonderen Gefähr-
dungslage sind. Und natürlich geht es auch darum, diese 
Personen besonders zu schützen und strafrechtlich das zu 
tun, was wir tun können.

(Mandy Eißing [Die Linke]: Danke!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer weiteren Nachfrage darf ich Frau Dr. Mayer 

das Wort erteilen.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, es ist 

ausgesprochen wichtig, Menschen zu schützen, die sich 
für das Gemeinwohl einsetzen. Und dazu gehören auch 
Tierschutzaktivistinnen und -aktivisten, die regelmäßig 
Missstände in deutschen Tierbetrieben oder in Schlacht-
höfen aufdecken und die sich mit Einschüchterungskla-
gen konfrontiert sehen.

Die Regierung hat ja hierzu ein Gesetz zur Verbes-
serung vorgelegt. Jetzt zeigen aber aktuelle Prozesse, 
dass das nicht ausreichend ist. Beispielsweise gibt es da 
einen Fall, wo Tierschutzaktivistinnen und -aktivisten vor 
Gericht verklagt wurden, weil sie Videos über eine Be-
täubung von Tieren mit CO2 gemacht haben.

Das ist ein riesiges Thema, das eine enorme Relevanz 
hat für die Menschen, um Transparenz zu schaffen. Die 
werden hier im Stich gelassen. Das Verfahren geht jetzt in 

die nächste Instanz. Was plant die Bundesregierung, um 
solche Menschen in Deutschland künftig rechtlich besser 
zu schützen?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, das ist wie bei anderen Fällen auch: 
Zu ganz konkreten gerichtlichen Prozessen kann ich 
keine Stellung nehmen. Es gibt keine aktuellen Planun-
gen, um Tierrechtsaktivistinnen und -aktivisten in beson-
derer Weise zu schützen. Ich kann nur verweisen auf das, 
was im Moment das Strafrecht hergibt.

Das sagt nichts darüber aus, welche persönliche Sym-
pathie ich vielleicht für die eine oder andere Sache habe. 
Aber wir haben nun mal das geltende Strafrecht, und wir 
haben bestimmte Grenzen, die für gesellschaftliches En-
gagement gesetzt sind. Und in dem Rahmen müssen sich 
auch Tierrechtsaktivistinnen und -aktivisten bewegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Es gibt noch eine weitere Nachfrage.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich würde genau da noch einmal einhaken wollen, Herr 

Staatssekretär, wozu die beiden Kolleginnen vorher 
schon gefragt haben, nämlich bei der Einschüchterung 
von Menschen, die zivilgesellschaftlich aktiv sind. Sie 
haben gerade gesagt: Wir haben da Grenzen im Straf-
recht.

Jetzt ist für mich die Frage, ob man das Strafrecht nicht 
auch für diejenigen Menschen nutzen sollte, die die Justiz 
missbrauchen, um Menschen einzuschüchtern, die sich 
fürs Gemeinwohl engagieren. Dahinter steckt ja ganz 
oft der Gedanke, dass jemand, der etwas fürs Gemein-
wohl tut, weniger Ressourcen hat als derjenige, der ver-
sucht, mit einer Sache Geld zu verdienen, ob das Tierhal-
tung ist, ob das Umweltschutz ist, ob das Belange von 
Gewerkschaftlern sind. Diese engagierten Menschen fin-
den sich dann immer wieder vor Gericht wieder und 
brauchen Energie und Geld, um sich zu verteidigen. Also, 
man müsste ja eigentlich den Täter – an der Stelle denje-
nigen, der die Justiz gegen diese Menschen missbraucht – 
strafrechtlich belangen. Haben Sie da irgendwelche Plä-
ne?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ja, es ist so, dass wir in dieser 
Gesellschaft Menschen brauchen, die sich engagieren; 
und es gibt andere Menschen, die planen, diese Aktivitä-
ten von Menschen einzuschränken.

Es gibt dazu gerade keine aktuellen Gesetzesvorhaben. 
Ich will aber sagen, dass wir an einer anderen Stelle tätig 
sind. Es gibt die sogenannte europäische Anti-SLAPP- 
Richtlinie, die dafür da ist, dass zum Beispiel Medien 
oder NGOs, die sich kritisch mit gesellschaftlichen Fra-
gen beschäftigen, nicht zum Beispiel mit Klageverfahren 
à la USA – da sehen wir es leider – überzogen werden, 
sodass sie durch bestimmte Klagen oder durch Andro-
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hung von Strafzahlungen am Ende ihre Arbeit nicht mehr 
durchführen können. Das ist zum Beispiel ein Thema, das 
wir im Blick haben. Und da sind wir in der Bundesregie-
rung in der Abstimmung, wie wir diese Richtlinie in 
Deutschland umsetzen können.

Vizepräsident Bodo Ramelow:

Vielen Dank. – Damit kommen wir jetzt zur Frage 5 
des Abgeordneten Helge Limburg: 

Welcher Art soll sich die von der Bundesjustizministerin 
Dr. Stefanie Hubig in der Regierungsbefragung am 15. Oktober 
2025 erwähnte geplante Kampagne, um von Gewalt „betrof-
fene Frauen besser aufzuklären und insgesamt in der Gesell-
schaft für eine andere Wahrnehmung zu sorgen“, sein, und auf 
welche Personengruppe zielt sie ab?

Herr Staatssekretär hat Gelegenheit, darauf einzuge-
hen.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, alle zwei Minuten 
wird in Deutschland ein Mensch Opfer häuslicher Ge-
walt, knapp 266 000 Personen im letzten Jahr, davon 
überwiegend Frauen. Die Dunkelziffer dürfte deutlich 
höher sein.

Um betroffene Frauen besser zu schützen, plant das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
neben gesetzgeberischen Maßnahmen eine bundesweite 
Aufklärungskampagne für die Jahre 2025 bis 2027. Der 
Haushaltsausschuss hat hierfür Mittel in Höhe von 2 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt.

Die Kampagne verfolgt zwei Ziele. Erstens. Bewusst-
sein schaffen und Tabus abbauen, um die gesellschaftli-
che Wahrnehmung von häuslicher und partnerschaftli-
cher Gewalt zu verändern. Zweitens. Hilfe sichtbar 
machen. Konkrete Anlaufstellen und Unterstützungs-
angebote sollen besser bekannt gemacht werden.

Die Kampagne richtet sich in erster Linie an von Ge-
walt betroffene Frauen, aber auch an Personen aus ihrem 
sozialen Umfeld. Der Fokus liegt auf dem ländlichen 
Raum, in dem Hilfsangebote häufig weniger bekannt 
sind. Ein Kampagnenstart ist für 2026 möglichst zeitig 
vorgesehen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sie haben Gelegenheit zu einer Nachfrage.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Herr Staats-

sekretär, für die Beantwortung. – Ist denn im Rahmen 
dieser Kampagne oder anderer Kampagnen auch ge-
plant – das ist ja vorhin schon mal angeklungen –, Richte-
rinnen und Richter stärker fortzubilden, Einsatzkräfte in 
der Polizei stärker für Aspekte und Erscheinungsformen 
häuslicher Gewalt zu sensibilisieren?

Ich frage danach, weil in den Fällen, in denen dann 
immerhin doch die Polizei gerufen wird, ja häufig be-
richtet wird, dass es Unsicherheiten gibt – nicht immer, 
aber es kommt doch immer wieder vor –, wie man damit 

konkret umgehen kann. Also: Ist geplant, Justiz und Po-
lizei in diesem Rahmen stärker zu sensibilisieren und zu 
informieren?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, wir sind dem Haushaltsgesetz-
geber sehr dankbar; trotzdem ist das Volumen am Ende 
überschaubar. Es gibt ja noch Gelegenheit, in den nächs-
ten Tagen für weitere Mittel zu sorgen.

Aber nein, wir sind schon dankbar, dass es das gibt. 
Und deswegen soll es in der Tat – ich habe es vorhin 
schon angedeutet – bei häuslicher Gewalt Modellprojekte 
zur Erprobung psychosozialer Prozessbegleitung in Ge-
waltschutzsachen vor Familiengerichten und in Strafver-
fahren geben. Im Rahmen dieses Modellprojektes sollen 
Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter ausgebildet 
werden, damit sie Betroffene in entsprechenden Verfah-
ren im Kontext häuslicher Gewalt in psychosozialer Hin-
sicht unterstützen können.

Und es soll darüber hinaus eine Kampagne geben, die 
zu einer deutlich größeren Sensibilisierung aller Gerichte 
und auch aller an Gerichtsverfahren Beteiligten führt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine weitere Nachfrage haben Sie die Gelegenheit.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Um es klar zu sagen: 

Wir begrüßen natürlich sowohl die Kampagne als auch 
Modellprojekte im Bereich „Begleitung bei den Famili-
engerichten“. Gleichzeitig hat die Ministerin ja auch an-
gekündigt, Gewalt in Sorge- und Umgangssachen nicht 
nur im Rahmen von Modellprojekten, sondern ganz 
grundsätzlich stärker zu thematisieren; sprich: Jemand, 
der Gewalt gegen die Partnerin ausübt, darf dann nicht 
trotzdem das Sorgerecht für gemeinsame Kinder erhalten.

Können Sie denn noch Konkreteres als in der vergan-
genen bzw. vorvergangenen Sitzung des Rechtsausschus-
ses zum Zeitplan sagen? Also, wann wird Partnerschafts-
gewalt auch bei Entscheidungen über Sorge- und 
Umgangsrechte von Gesetzes wegen Berücksichtigung 
finden?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich kann nichts Konkreteres sagen 
als in der letzten Sitzung des Rechtsausschusses. Aber in 
der Tat ist das, wie Sie ja wissen, für die Ministerin – für 
die Koalition insgesamt, darf ich sagen – ein sehr, sehr 
zentrales politisches Anliegen. Insofern haben wir das im 
Blick und versuchen wirklich, alles zu tun, damit wir in 
der ganz konkreten Praxis Frauen, aber natürlich auch 
Kinder wirklich schützen vor gewalttätigen – zumeist 
jedenfalls – Männern.

(Beifall des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf zu einer weiteren Nachfrage der Abgeordneten 

Gebel das Wort erteilen.

Kathrin Gebel (Die Linke):
Danke, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, Frauen 

mit Behinderungen sind ja in einem ganz besonderen 
Maße von Gewalt betroffen. Und da frage ich mich jetzt: 
Welche Maßnahmen plant denn die Bundesregierung, um 
gerade diese Zielgruppe vielleicht noch besonders zu 
schützen? Und sind beispielsweise bei der Erarbeitung 
dieser Kampagne Frauenbeauftragte aus Werkstätten für 
Menschen mit Behinderungen auch involviert und in die 
Erarbeitung dieser Kampagne eingebunden?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, diese Kampagne wird in der Tat 
gerade erarbeitet. Ich kenne sie noch nicht; ich bin ganz 
gespannt. Aber ich würde mal einfach sagen, dass ich 
diese Anregung gerne aufnehme und in diese Vorberei-
tung mit einbringe. Ich kann nichts versprechen, aber ich 
bringe es gerne ein.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer weiteren Nachfrage darf ich der Abgeord-

neten Paus das Wort erteilen.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank. – Auch ich begrüße die Kam-

pagne. Es ist ja gerade in dieser Woche beim Land Berlin 
noch mal deutlich geworden, dass die Zahl der Anzeigen 
wegen Vergewaltigungen in den letzten Jahren drastisch 
gestiegen ist und dass aber leider gleichzeitig auch die 
Zahl der Einstellungen von Verfahren zugenommen hat.

Und vor diesem Hintergrund wollte ich Sie nicht nur 
nach der Kampagne, sondern auch nach Folgendem fra-
gen: Haben Sie einen Überblick über die Situation in den 
Ländern? Ich habe Ihnen jetzt die Zahlen aus Berlin ge-
nannt. Wie sieht es in anderen Bundesländern aus? Und 
inwieweit ist das Thema dann auch Thema in der Justiz-
ministerkonferenz mit hoffentlich weiteren Folgen?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, vielen Dank für den Hinweis. – In 
der Tat, diese Zahlen kennen wir auch und überlegen, 
woran es eigentlich liegt, dass deutlich mehr angezeigt 
wird und es trotzdem nicht zu mehr Verurteilungen 
kommt.

Ich kann Ihnen jetzt dazu leider keine Zahlen liefern zu 
den 16 Bundesländern. Ich weiß gar nicht, inwieweit sie 
vorliegen. Wir haben ja immer ein Problem im Bereich 
Gewalttaten – bei Gewalttaten gegenüber Frauen und 
auch bei Femiziden überhaupt –, diese rechtlich zuordnen 
zu können. Aber ich will mich gerne kundig machen. Und 
wenn wir in der Lage sind, da etwas zu liefern, werden 
wir das tun.

Vizepräsident Bodo Ramelow:

Vielen Dank. – Damit kann ich überleiten zur Frage 6 
des Abgeordneten Helge Limburg: 

Welche Maßnahmen zur Geheimhaltung der Adressen von 
Opfern und Zeugen in unterschiedlichen Gerichtsverfahren 
wird die Bundesregierung umsetzen, um Gewalt oder Nöti-
gung durch den Täter zu unterbinden, wie es die Bundesjustiz-
ministerin Dr. Stefanie Hubig in der Regierungsbefragung am 
15. Oktober 2025 in Aussicht gestellt hat (vergleiche Plenar-
protokoll 21/33, Seite 3553)?

Sehr geehrter Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
Sie haben das Wort.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, wir sind ja im 
Grunde genommen immer noch beim Thema. Das An-
liegen, die Opfer von Straftaten davor zu schützen, dass 
Beschuldigte unberechtigt ihre Adressen erhalten, nimmt 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz sehr ernst. Die Regierungsparteien haben im Koa-
litionsvertrag vereinbart, zu prüfen, inwieweit bei Akten-
einsichtsgesuchen im Strafverfahren auf die Angabe von 
Wohn- und Aufenthaltsanschrift von Opfern und Zeugen 
bei bestimmten Delikten verzichtet werden kann.

Die Expertenkommission zur Strafprozessordnung, die 
am 25. September 2025 ihre Arbeit aufgenommen hat, 
befasst sich derzeit in einer eigenen Arbeitsgruppe mit 
dem Thema „Schutz von Adressdaten“. Überdies setzen 
wir uns bereits aktuell auf EU-Ebene für einen besseren 
Schutz der Adressdaten von Opfern im Strafverfahren 
ein.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Nachfrage: der Abgeordnete Helge Limburg.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Herr Staats-

sekretär. – Sie haben ja jetzt sehr dezidiert Opfer in Straf-
verfahren angesprochen. Das ist natürlich ein Aspekt, 
aber es geht ja auch um Personen zum Beispiel in Fami-
liensachen, über die wir gerade gesprochen haben.

Also als Frage bzw. Anregung: Wichtig ist, glaube ich, 
dass man alle Gerichtsverfahren in den Blick nimmt, weil 
es natürlich auch in hochstreitigen Familiensachen dazu 
kommen kann, dass durch das Herausfinden einer Privat-
adresse dann Nötigung erfolgt oder anderweitig Druck 
ausgeübt wird. Es ist daher, glaube ich, wichtig, den Blick 
weit zu halten.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, das wäre der zweite Teil meiner 
Antwort gewesen. Ich dachte aber, das vielleicht auch 
im Nachfragemodus zu machen. – In der Tat geht es 
darum, auch in familiengerichtlichen Verfahren Adress-
daten geheim zu halten. Bislang kann der Täter in be-
stimmten Verfahren – etwa bei Vormundschafts-, Ab-
stammungs- oder Kindesunterhaltsangelegenheiten – 
Rückschlüsse über den Gerichtsstand ziehen, weil dieser 
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sich nach dem gewöhnlichen Aufenthaltsort eines bei 
dem Opfer lebenden Kindes richtet. Für diese Verfahren 
wollen wir daher einen Wahlgerichtsstand für das Opfer 
einführen. Und da müssen wir schauen, wie das in der 
Praxis funktionieren kann.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer weiteren Nachfrage darf ich Ihnen das Wort 

erteilen.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Inwieweit überprüft die von Ihnen an-

gesprochene Kommission bzw. das BMJ, auch weitere 
Personen, zum Beispiel Mitarbeitende in Beratungsstel-
len, in einen besonderen Adressdatenschutz einzubezie-
hen? Uns wird berichtet, dass auch diejenigen, die in 
Beratungsstellen Frauen bei häuslicher Gewalt beraten 
und dann später möglicherweise als Zeugen in Familien-
verfahren oder im strafrechtlichen Verfahren infrage 
kommen, teilweise Bedrohungen oder Nötigungen aus-
gesetzt sind, sofern ihre Privatanschrift herausgefunden 
wird.

Also inwieweit wird auch da ein Schutz geprüft, und 
zwar möglichst ein Schutz, der nicht erst auf Antrag 
erfolgt? Denn wenn Adressdaten in der Akte sind, kann 
es teilweise schon zu spät sein, weswegen bereits sehr 
frühzeitig im Verfahren auch durch die Polizei oder an-
dere Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft darauf 
hingewiesen werden muss.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, ich bin bei dieser Arbeitsgruppe 
nicht dabei. Aber ich sage es noch mal: Der Koalition 
ist das ein besonderes Anliegen, weswegen das ja auch 
im Koalitionsvertrag niedergelegt ist. Und in der Tat 
muss das, was wir da verabreden und vereinbaren, am 
Ende in der Praxis standhalten. Und diese Fälle, die Sie 
geschildert haben, sind sehr einleuchtend. Deswegen 
würde ich das gerne mitnehmen und in diese Arbeits-
gruppe einspeisen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine weitere Nachfrage darf ich der Abgeordneten 

Gebel das Wort erteilen.

Kathrin Gebel (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, es 

geht ja hier um das Thema, wie weitere Gewalt verhindert 
werden kann. Die Bundesregierung plant auch eine Maß-
nahme zur Verhinderung weiterer Gewalt, nämlich die 
Einführung der elektronischen Aufenthaltsüberwachung, 
gemeinhin bekannt als Fußfessel. Das Ganze wird oft 
unter dem Label „spanisches Modell“ verkauft. Aller-
dings umfasst das spanische Modell ja weitaus mehr 
Maßnahmen und einen ganzheitlichen Ansatz, wie zum 
Beispiel spezialisierte Gerichte oder auch eine standardi-
sierte Gefahrenprognose.

Meine Frage ist: Warum hält es die Bundesregierung 
denn eigentlich für angemessen, eine einzige Maßnahme 
aus einem Gesamtkonzept umzusetzen und trotzdem so 
zu tun, als würde man den Effekt vom ganzen Modell 
bekommen?

(Beifall bei der Linken)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, es ist mir, ehrlich gesagt, neu, dass 
das die einzige Maßnahme wäre. Ich habe die Ministerin 
und die Bundesregierung immer so verstanden, dass wir 
selbstverständlich im Gesamtkonzept überlegen: Was 
können wir tun, um Frauen gerade auch in besonderen 
Fällen vor einem solchen Nachstellen, einer solchen Ge-
walt zu schützen? Und die Ministerin hat immer wieder 
deutlich gemacht, dass es um ein Bündel an Maßnahmen 
geht.

Die elektronische Fußfessel ist am gängigsten; diese 
Maßnahme versteht man ganz gut, und darunter kann 
sich jeder was vorstellen. Aber sicherlich ist sie Teil eines 
umfassenderen Konzepts.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer weiteren Nachfrage darf ich der Abgeord-

neten Paus das Wort erteilen.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank. – Zu diesem Bündel an Maß-

nahmen würde sicherlich auch noch die Evaluation der 
Frage gehören, ob die derzeitige Rechtssituation „Nein 
heißt Nein“ nicht überfällig ist und in „Ja heißt Ja“ ge-
ändert werden sollte.

In der letzten Legislaturperiode ist ja in der EU die 
Gewaltschutzrichtlinie in verabschiedet worden. Bis da-
hin hatte es auf europäischer Ebene darüber keine Ver-
ständigung gegeben. Der Vorgänger von Frau Hubig hatte 
festgelegt, dass eine Evaluation der derzeitigen Gesetzes-
lage in Deutschland in Auftrag zu geben ist. Von daher 
frage ich Sie heute: Gibt es diese Evaluation inzwischen? 
Wie wird bei dieser Evaluation weiter vorgegangen? 
Wann ist mit dieser Evaluation der derzeitigen Rechtslage 
„Nein heißt Nein“ zu rechnen?

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, diese Evaluation gibt es zurzeit 
nicht. Ich habe es gerade schon deutlich gemacht: Wir 
bringen uns auch auf der europäischen Ebene in die De-
batten ein. Wir sind in Diskussionen: in der Koalition wie 
in der gesamten Gesellschaft. Wir haben ja in Deutsch-
land auch bestimmte Schritte gemacht. In den vergange-
nen Jahren haben wir, wie ich finde, jedenfalls dazuge-
lernt. Ich kann mich noch an die „Nein heißt Nein“- 
Debatte hier im Hause erinnern. Aber ich sage es noch 
mal: Wir sind in dieser Diskussion, ich kann aber dazu 
jetzt keine Ergebnisse liefern. Eine solche Evaluation 
liegt bisher jedenfalls nicht vor.
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Die Frage 7 des Abgeordneten Bernd 

Schattner, AfD, wird von der Bundesregierung nicht be-
antwortet.

Ich darf auf die Zeit verweisen und zum Schluss die 
Frage 8 der Abgeordneten Hanna Steinmüller, Bünd-
nis 90/Die Grünen aufrufen: 

Ist der Bundesregierung bekannt, dass laut Berliner Prüf-
stelle insbesondere große Wohnungsunternehmen systema-
tisch gegen Mietpreisgrenzen verstoßen, und, wenn ja, welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus für die Über-
arbeitung des § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes („Mietwucher-
paragraf“; www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2025/10/berlin- 
mietwucher-wohnen-mietpreispruefstelle.html)?

Herr Schwabe, Sie haben das Wort.

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete, der zitierte Medien-
artikel ist dem BMJV ebenso bekannt wie die aktuellen 
praktischen Schwierigkeiten in der Durchsetzung von § 5 
des Wirtschaftsstrafgesetzbuches. Aus diesem Grund 
sieht der Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode 
vor, dass eine Expertengruppe mit Mieter- und Vermieter-
organisationen bis Ende 2026 neben der Harmonisierung 
von mietrechtlichen Vorschriften und einer Bußgeldbe-
wehrung bei Nichteinhaltung der Mietpreisbremse auch 
eine Reform zur Präzisierung der Mietwuchervorschrift 
im Wirtschaftsstrafrecht vorbereitet.

Die Expertengruppe hat am 16. September ihre Arbeit 
aufgenommen. Den Ergebnissen der Expertengruppe 
kann, darf und will ich nicht vorgreifen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, wir sind am Ende der Aktuellen 

Stunde. Ich würde noch eine Nachfrage zulassen.
(Stephan Brandner [AfD]: Die Aktuelle Stunde 

kommt ja noch!)
– Der Fragestunde. Sie haben recht, Herr Brandner. Vie-
len Dank.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich wollte nur da-
rauf hinweisen! Die Aktuelle Stunde ist uns 
wichtig!)

– Ja, ich mache ja assistierte Leitung. – Frau Abgeord-
nete, Sie haben das Wort.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sollten Sie lieber nicht! – Herr Staatssekretär, wir dis-

kutieren hier im Haus ja häufig über Verschärfungen, 
über Bestrafungen von Fehlverhalten. Wie rechtfertigen 
Sie, dass wir gerade bei großen Konzernen, denen man 
nicht vorwerfen kann, dass sie die Rechtslage nicht ken-
nen oder dass sie das besonders schwer verstehen wür-
den, Mietwucher tolerieren, also wenn deutlich überhöhte 
Mieten genommen werden, wohingegen beispielsweise 
im Bereich Gastronomie, Lebensmitteltechnologie oder 
in vielen anderen Bereichen bei einem Fehlverhalten in 
solch einem Umfang definitiv Sanktionen greifen wür-
den? Warum passiert da nicht schneller was? Warum 

lassen Sie da Großvermieter einfach laufen, obwohl sie 
die Rechtslage missachten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, ich darf ja in diesem Ministerium 
tätig sein und mich auch mit Verbraucherschutzfragen, 
mit Mietrechtsfragen beschäftigen. Wir sind eigentlich 
permanent mit der Frage beschäftigt: Wie bekommen 
wir es hin, dass Menschen auf Augenhöhe, selbstbewusst 
und gut informiert Entscheidungen treffen können und 
nicht von anderen Menschen über den Tisch gezogen 
werden? Deswegen ist auch die Frage der Bekämpfung 
von Mietwucher für uns ein wirklich zentrales Anliegen. 
Wir werden ja auch ein zweites Mietrechtspaket vor-
legen, in dem Fragen, die auch im Koalitionsvertrag an-
gesprochen worden sind, zeitnah geregelt werden.

Aber wir haben uns verabredet, dass einige Fragen in 
dieser Mietrechtskommission diskutiert werden sollen. 
Das hat den Grund, dass wir ein Stück weit ein Über-
einkommen erzielen wollen zwischen den Interessen 
von Vermietenden und Mieterinnen und Mietern. Denn 
die guten Vermietenden können eigentlich kein Interesse 
daran haben, in einen Topf mit denen geworfen zu wer-
den, die Mietwucher betreiben. Das wollen wir gerne in 
dieser Kommission regeln. Und wir wollen, dass diese 
Kommission im Laufe des nächsten Jahres ihre Ergeb-
nisse vorlegt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. – Ich 

möchte am Schluss dieser Fragestunde Ihnen einfach ei-
nen Hinweis geben: Ich darf Herrn Staatssekretär 
Schwabe danken, dass er heute seinen Geburtstag mit 
uns teilt und so auskunftsfreudig ist, und darf ihm im 
Namen des ganzen Hauses zum Geburtstag gratulieren.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf den 
Tagesordnungspunkt 3: 

Vereinbarte Debatte: 
70. Gründungsjubiläum der Bundeswehr

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und darf für die Bundes-
regierung dem Bundesminister der Verteidigung, Boris 
Pistorius, das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Ich bin den 
Fraktionen, die diese Debatte ermöglicht haben, sehr 
dankbar. Sie zeigt, wie schon das heutige Gelöbnis zwi-
schen Bundestag und Kanzleramt, wo die Bundeswehr 
seit ihrer Gründung vor 70 Jahren steht: buchstäblich 
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im Zentrum unserer Demokratie. Die Bundeswehr ist 
eine Parlamentsarmee, eingebettet in demokratische 
Kontrolle, wichtiger Teil unserer staatlichen Ordnung. 
Unsere Soldatinnen und Soldaten leisten ihren Dienst 
im Auftrag der Bürger dieses Landes, repräsentiert im 
Parlament und in Verantwortung der Bundesregierung.

Unser Land hat nach dem Zweiten Weltkrieg eine Ar-
mee aufgebaut, die grundlegend anders ist als alle ihre 
Vorgänger: fest verankert in der Demokratie, dem Recht 
und der Freiheit verpflichtet, eine Armee mit Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürgern in Uniform. Seit sieben Jahr-
zehnten leisten unsere Soldatinnen und Soldaten Beein-
druckendes in der Landesverteidigung, im Bündnis, in 
Einsätzen weltweit, in militärischen Evakuierungsope-
rationen und auch im Wege der Amtshilfe immer und 
immer wieder bei Katastrophenlagen aller Art. Dafür 
möchte ich ihnen als Verteidigungsminister, aber auch 
als Bürger dieses Landes meinen ganz besonderen Dank 
und meine allergrößte Anerkennung aussprechen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, seit 1955 haben sich unser 
Land und die Bundeswehr immer wieder stark verändert: 
von den ersten Tagen im Kalten Krieg über die Wieder-
vereinigung bis hin zu Einsätzen auf dem Balkan, in 
Afghanistan oder in Mali. Auch heute stehen wir erneut 
vor Veränderungen; denn wir befinden uns mitten in ei-
nem sicherheitspolitischen Umbruch, wie wir ihn lange 
nicht erlebt haben. Der Krieg ist nach Europa zurück-
gekehrt, und er stellt vieles infrage, was wir über Jahr-
zehnte als selbstverständlich angenommen hatten. Russ-
land führt seinen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
unvermindert fort, mit maximaler Brutalität, Rücksichts-
losigkeit und hybriden Taktiken. Gleichzeitig wachsen 
die Spannungen weltweit, geopolitische Kräfteverhält-
nisse ändern sich, neue Allianzen werden geschlossen.

Das Ergebnis: Deutschland und Europa stehen unter 
Druck – politisch, militärisch, wirtschaftlich. Unser Auf-
trag ist deshalb klarer denn je: Wir müssen unsere Ab-
schreckungs- und Verteidigungsfähigkeit stärken – jetzt, 
entschlossen und ohne Zögern –, weil es sonst niemand 
für uns tun wird. Deshalb richten wir die Bundeswehr 
konsequent auf Landes- und Bündnisverteidigung aus. 
Deshalb arbeiten wir hart an weiteren Verbesserungen 
für eine angemessene Ausstattung und Infrastruktur der 
Bundeswehr. Und nicht zuletzt: Deshalb brauchen wir 
den neuen Wehrdienst.

Meine Damen und Herren, die Bedrohungen sind neu, 
das Ziel ist das gleiche geblieben: Frieden durch Ab-
schreckung sichern; kämpfen können, um nicht kämpfen 
zu müssen. Wir werden die vor uns liegenden Verände-
rungen gemeinsam meistern; davon bin ich fest über-
zeugt. Ich danke Ihnen für die Unterstützung unserer 
Bundeswehr, unserer Parlamentsarmee.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Hannes Gnauck das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Hannes Gnauck (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir feiern 

heute den 70. Jahrestag der Gründung unserer Bundes-
wehr, und wir können mit Stolz auf eine der größten 
Erfolgsgeschichten dieser Bundesrepublik zurückbli-
cken. Die Gründung der Bundeswehr war kein rein orga-
nisatorischer Akt, sondern ein kompletter Neuanfang. 
Nur ein Jahrzehnt nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
entschied sich die junge Bundesrepublik, wieder Streit-
kräfte aufzustellen. Doch eine neue deutsche Armee 
musste auch neu gedacht werden. Die Bundeswehr wurde 
nicht als Instrument der Macht gegründet, sondern um 
den Interessen Deutschlands zu dienen. Heute können 
wir sagen: 70 Jahre Bundeswehr sind 70 Jahre Frieden 
für Deutschland, 70 Jahre Schutz für unser Land, 70 Jahre 
Verlässlichkeit für Europa und die freie Welt.

(Beifall bei der AfD)
Doch dieser Weg war nicht ohne Opfer. Bereits in den 

ersten Jahren zeigte sich, wie anspruchsvoll der Dienst 
sein kann. Im Jahre 1957 starben bei einer Übung an der 
Iller 15 Rekruten, junge Männer, kaum älter als Schüler. 
In den 60er-Jahren folgte dann der Aufbau einer Luft-
waffe – neue Waffensysteme, neue Fähigkeiten. Doch 
auch hier zeigte sich der Preis der Verantwortung. Im 
Zuge der sogenannten Starfighter-Affäre verloren 116 
Piloten ihr Leben.

Es folgte die Zeit des Kalten Krieges und mit ihr die 
Blütezeit der Bundeswehr. In den 80er-Jahren waren 
495 000 Soldaten aktiv im Dienst. Der Wehrdienst ge-
hörte selbstverständlich zum Leben junger Männer. Die 
Bundeswehr war in der Mitte der Gesellschaft verankert; 
sie war präsent in Städten und Gemeinden, in Schulen 
und Vereinen. Wer diente, diente seinem Land, und 
niemand stellte diese Pflicht infrage. Es war ein Jahrzehnt 
der Klarheit, ein Jahrzehnt der Entschlossenheit, ein Jahr-
zehnt, in dem der Verteidigungswille selbstverständlich 
war. In dieser Zeit stand die Bundeswehr Schulter an 
Schulter mit unseren Partnern in der NATO. Deutschland 
war verlässlich, Deutschland war wehrhaft, und es war 
klar: Frieden gibt es nur, wenn wir bereit sind, ihn zu 
verteidigen.

Mit dem Ende des Kalten Krieges und dem Fall der 
Mauer änderte sich die Bedrohungslage und somit natür-
lich auch die strategische Ausrichtung der Bundeswehr. 
Es geschah etwas Einmaliges in der Militärgeschichte: 
Zwei Armeen, die 40 Jahre lang Feindbilder voneinander 
gepflegt hatten, wurden zu einer Streitkraft zusammen-
geführt. Anfang der 90er-Jahre wurden die Soldaten der 
Nationalen Volksarmee in die Bundeswehr integriert. Das 
war kein Risiko, aber eine Bewährungsprobe. Und sie 
gelang, weil etwas in Deutschland stärker war als die 
Grenze, die uns trennte, nämlich der gemeinsame feste 
Wille, wieder ein Volk in einem geeinten Deutschland zu 
sein.

(Beifall bei der AfD)
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Soldaten, die gestern noch auf verschiedenen Seiten stan-
den, schulterten nun gemeinsam Verantwortung für ein 
wiedervereinigtes Land. Diese Soldaten haben gezeigt, 
was Deutschland kann, wenn es zusammenhält.

Aus der Verteidigungsarmee wurde eine Einsatzarmee. 
1993 fiel in Kambodscha der erste deutsche Soldat in 
einem Auslandseinsatz: Alexander Arndt, ein Feldwebel, 
ein Sanitäter. Er fiel nicht im Kampf, sondern beim Ver-
such, zu helfen. Sein Tod war eine Zäsur.

Dann folgte der Krieg in Serbien und im Kosovo. Und 
die Bundeswehr erlebte erstmals wieder die Realität eines 
Krieges in Europa. Deutsche Soldaten standen plötzlich 
zwischen verfeindeten Gruppen, sicherten Straßen, räum-
ten Minen, schützten Zivilisten vor unmittelbarer Gewalt. 
29 deutsche Soldaten verloren dabei ihr Leben. Einige 
starben durch Anschläge, andere durch Unfälle in zer-
störten Gebieten. Doch der Einsatz forderte auch Opfer, 
die erst Jahre später sichtbar wurden. Manche Soldaten 
kehrten körperlich zurück; aber seelisch waren sie noch 
im Einsatz. Posttraumatische Belastungsstörungen nahm 
ihnen die Kraft, weiterzuleben. Manche Soldaten fallen 
eben nicht im Einsatz; manche Soldaten fallen erst nach 
ihrer Rückkehr.

Und dann kam der vielleicht einschneidendste Einsatz 
der Bundeswehr: der rund 20 Jahre dauernde Einsatz in 
Afghanistan. Zum ersten Mal seit 1945 fiel wieder ein 
deutscher Soldat im Gefecht: Hauptgefreiter Sergej Motz. 
Zum ersten Mal wurde die Bundeswehr wieder mit dem 
vollen Ernst eines Krieges konfrontiert. Am Karfreitag 
2010 kämpften junge Fallschirmjäger in Isa Khel. Dabei 
fielen Martin Augustyniak, Robert Hartert und Nils 
Bruns – diese Namen dürfen wir niemals vergessen –; 
sie kamen nicht aus ihrem Einsatz zurück. Und wir schul-
den ihnen Erinnerung, wir schulden ihren Familien Dank, 
und wir schulden unseren Soldaten vor allem Respekt, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Heute stehen wir erneut an einem Wendepunkt. Die 

internationalen Einsätze gehen zurück; die Landes- und 
Bündnisverteidigung rückt wieder in den Mittelpunkt. 
Was uns heute fehlt, ist wahrlich nicht der Mut in der 
Truppe. Was uns heute fehlt, ist eine verantwortungsvolle 
politische Führung, die nicht auf dem Rücken unserer 
Soldaten leichtfertig mit dem Feuer des Krieges spielt.

(Beifall bei der AfD – Falko Droßmann [SPD]: 
Oh! Das jetzt auszunutzen!)

Eine Armee kann nur so stark sein wie die Führung, die 
sie trägt. Wenn wir wollen, dass Soldaten Verantwortung 
übernehmen, dann müssen wir als Politik Verantwortung 
vorleben. Wenn wir erwarten, dass deutsche Männer und 
Frauen im Ernstfall kämpfen, dann müssen wir als Ge-
sellschaft sagen: Es ist ehrenhaft, seinem Vaterland zu 
dienen.

Am heutigen Jubiläum des Gründungstags der Bundes-
wehr erinnern wir uns nicht nur an Geschichte, sondern 
vor allem an Menschen: an alle, die in 70 Jahren Bundes-
wehr treu gedient haben, an Soldaten, die ihr Wort gege-
ben haben, der Bundesrepublik Deutschland treu zu die-
nen und das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer zu verteidigen.

Wir hier im Deutschen Bundestag entscheiden über die 
Einsätze; die Soldaten tragen die Folgen. Sie stehen im 
Staub, im Risiko, im Feuer – nicht wir. Deshalb schulden 
wir ihnen nicht nur Ausrüstung, sondern auch Führung, 
Verantwortung und Rückgrat. Wehrhaftigkeit hat einen 
Preis, und einige haben ihn bereits gezahlt. Diese Sol-
daten haben ihr Leben nicht verloren; sie haben es gege-
ben – für unsere Freiheit, für unser Deutschland, aber vor 
allem für ihre Kameraden.

(Zuruf des Abg. Falko Droßmann [SPD])
Und wer fällt, weil er andere schützt, der ist kein Opfer 
des Schicksals; er ist ein Held.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU darf ich Dr. Norbert Röttgen das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
gratuliert der Bundeswehr und unseren Soldatinnen und 
Soldaten zum 70-jährigen Jubiläum. Ohne die Bundes-
wehr wäre Deutschland nicht das, was es heute ist. 
Ohne die Bundeswehr hätten wir als Land nicht die Er-
folge erreicht, die wir gemeinsam erreicht haben: eine 
stabile Demokratie, stabile demokratische Institutionen, 
die Wiedererlangung unserer staatlichen Souveränität 
und die friedliche Wiedervereinigung. All dies wäre 
ohne die Bundeswehr, ohne die Wehrhaftigkeit Deutsch-
lands nach außen, ohne die NATO-Mitgliedschaft, die 
nur durch die Bundeswehr möglich geworden ist, nicht 
erreicht worden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir nehmen heute die Gelegenheit wahr, unseren Solda-
tinnen und Soldaten und der Bundeswehr als Institution 
dankzusagen und Respekt auszusprechen. Ich möchte 
hinzufügen: Wir sind stolz auf unsere Soldatinnen und 
Soldaten und auf das, was sie erreicht haben und was 
sie für uns tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ein Erfolg der Bundeswehr ist die große und breite 
gesellschaftliche Akzeptanz, die sie heute hat. Die Bun-
deswehr zählt heute zu den Institutionen in unserer par-
lamentarischen Demokratie, denen die Bürgerinnen und 
Bürger großes Vertrauen entgegenbringen. Ich betone 
das, weil es vor 70 Jahren nicht so war. Die Entscheidung, 
die Bundeswehr zu gründen, wieder deutsche Streitkräfte 
einzurichten, war hoch kontrovers. Der Gesetzgebung zur 
Wehrverfassung, die im Jahr 1956 beschlossen wurde 
unter Einschluss der Ermöglichung der Wehrpflicht, 
ging eine große Kontroverse voraus – verständlicherwei-
se. Zehn Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs war die 
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Frage: Ist es richtig, dass Deutsche wieder eine Waffe in 
die Hand nehmen? Es war eine große Kontroverse, die 
dazu stattgefunden hat. Es gab dazu eine kontroverse Ent-
scheidung im Deutschen Bundestag, aber auch kontro-
verse Diskussionen in der Gesellschaft.

Es ging bei dieser Frage auch nicht nur darum, ob sich 
Deutschland wieder verteidigen können soll. Die Ent-
scheidung für die Gründung der Bundeswehr, auch für 
die Wehrpflicht, war ein ganz wesentlicher Teil der stra-
tegischen Politik Konrad Adenauers, der Westbindung, 
weil die Ermöglichung der NATO-Mitgliedschaft dafür 
ein ganz bedeutender Baustein war. Und das wiederum 
war ein entscheidender Baustein für die Politik Adenau-
ers, die auf die Wiedererlangung unserer Souveränität 
und unserer Einheit in Frieden und Freiheit gerichtet 
war. Und nur 35 Jahre später – das muss man sich in 
historischen Zeiträumen einmal vorstellen – wurde diese 
strategische Politik, deren Erfolg alles andere als garan-
tiert war, die kontrovers, herausfordernd und umstritten 
war, aber mit Mut und Weitsicht durchgesetzt worden 
war, mit der Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit 
und Frieden gekrönt. Welch ein Erfolg dieser strategi-
schen Politik für unser Land, meine Damen und Herren! 
Das muss heute unterstrichen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In der Zwischenzeit hat sich die Bundeswehr als sehr 
flexibel, sehr anpassungsfähig gezeigt. Im Kalten Krieg 
war sie ein wesentlicher Teil der Abschreckung, die die 
NATO insgesamt geleistet hat. Auslandseinsätze, die 
Wiedervereinigung, die Integration der Nationalen Volks-
armee in die Bundeswehr – also Ost und West, die dort 
zusammengekommen sind –, all dies bedurfte hoher Fle-
xibilität und Anpassungsfähigkeit.

Dann kam die Zeit, in der wir dachten: Wir sind von 
Freunden umzingelt, das Thema Verteidigungsnotwen-
digkeit hat sich zu unserem Glück aufgelöst. – Leider 
hat sich das als Illusion herausgestellt mit der Rückkehr 
des Landkriegs, den Putins Russland über Europa ge-
bracht hat. Europa erlebt heute wieder Landkrieg, von 
dem wir dachten, dass er der Geschichte angehört. Und 
da erweist sich die Bundeswehr wieder als das, was sie 
über Jahrzehnte hinweg war: der wichtigste einzelne 
deutsche Beitrag dafür, dass unser Land, dass Europa 
und dass das Bündnis in Frieden und Freiheit leben kann, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das war die Bundeswehr, das ist sie, und das wird sie 
bleiben.

Dafür müssen wir politisch die Voraussetzungen schaf-
fen. Diese Anpassungsfähigkeit leistet auch diese 
Bundesregierung – genauso wie alle anderen Bundes-
regierungen seit 1955, die die Bundeswehr in der strate-
gischen Einordnung Konrad Adenauers immer ange-
nommen und unterstützt haben –, indem wir die 
Schuldenbremse aufgelöst haben für Sicherheit und für 
die Bundeswehr, indem wir davon Gebrauch machen für 
die Ausrüstung der Bundeswehr und indem wir jetzt ein 
neues und modernes Wehrdienstgesetz schaffen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
– um der Herausforderung gerecht zu werden, dass die 

Bundeswehr Friedensarmee in Europa bleibt.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist der große, der überragende Auftrag und unser 
Dank.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich der Abgeordneten 

Sara Nanni das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter 
Wehrbeauftragter! 70 Jahre Bundeswehr, und im Jahr 
2025 ist fast nichts mehr so, wie es im Jahr 1955 zur 
Gründung war. Die Gesellschaft und die Bundeswehr 
haben sich weiterentwickelt. Sie haben Erfahrungen mit-
einander gesammelt – gute und schlechte, möchte ich 
sagen – und sind aneinander gewachsen. Aus Reibung 
entsteht Wärme. Das sage ich auch als Grüne ganz be-
wusst an diesem Tag. Ich freue mich sehr, dass unsere 
beiden Fraktionsvorsitzenden heute dieser Debatte bei-
wohnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zwei Dinge sind aber 2025 so, wie sie 1955 auch schon 
waren: Das Versprechen der Bundesrepublik, dass die 
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik dem Frieden 
und der Westbindung allein dienen soll, gilt heute mehr 
denn je.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und: Es stimmte 1955 und es stimmt heute noch, dass die 
Bundeswehr immer nur so stark ist wie die Menschen, die 
in ihr dienen, ihr mit ihrem Mut, ihrer Loyalität, ihrer 
Treue zur Verfassung an Stärke geben. Heute ist ein guter 
Tag, genau diesen Menschen Danke zu sagen:

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

den vielen Männern und Frauen, die ganz unterschiedli-
che, aber mutige Entscheidungen getroffen haben – mutig 
für sich persönlich, für die Kameradinnen und Kamera-
den, für das Land. Sie waren und sind mutig im Einsatz, 
sei es damals in Kambodscha, wo sie bei der ersten 
Auslandsverwendung ohne jegliche Vorerfahrung Pio-
nierarbeit geleistet haben, oder in den Mühlen des Anti-
terrorkampfs in Afghanistan, dessen Erfolge jäh zunich-
tegemacht wurden.
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Sie waren und sind auch mutig, wenn es darum geht, 
Klartext zu sprechen, wenn sie sagen, was nicht läuft, was 
nicht in Ordnung ist und was sich ändern muss,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Diana Herbstreuth [CDU/ 
CSU])

sei es in der Truppe, wo sich Menschen gegen unkame-
radschaftliches Verhalten wehren, oder unter den Gene-
rälen, die uns als Politik reinen Wein einschenken.

Diese Menschen waren und sind auch mutig, allein 
weil sie für dieses Land und seine Verfassungsordnung 
einstehen und sich voller Stolz dazu bekennen – egal 
woher der politische Wind gerade weht –, dass sie Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger in Uniform sind, dass sie 
nach dem Prinzip der Inneren Führung dienen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das, was wir als Bundestag immer vor Augen haben 
sollten, ist: Sie tun das, egal ob sie Ibrahim, Tanja, Tobias 
oder Frank heißen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Diana Herbstreuth [CDU/ 
CSU])

Sie tun das, egal ob sie muslimisch, christlich, jüdisch 
oder atheistisch sind, egal wen sie lieben, egal was die 
Eltern beruflich machen. Und sie tun das voller Mut für 
dieses Land und alle Menschen, die darin leben, für Ei-
nigkeit und Recht und Freiheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer diese Gesellschaft spalten will in solche Deutsche 
und solche Deutsche, der spaltet auch die Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr, der unterminiert – das 
will ich so drastisch sagen – unsere Wehrhaftigkeit, der 
tritt nicht ein für Einigkeit und Recht und Freiheit, der 
soll von Kameradschaft nichts erzählen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Heute, 70 Jahre nach der Gründung der Bundeswehr, 

ist uns ihr originärer Zweck – die Verteidigung der de-
mokratischen Bundesrepublik im Bündnis der westlichen 
Demokratien – so klar wie lange nicht. Was für eine große 
Verantwortung für alle, die heute in der Bundeswehr die-
nen! So klar war der Auftrag nie.

So klar sollte auch unser Engagement als Politik ge-
genüber der Bundeswehr sein. Unsere Parlamentsarmee 
aus Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern in Uniform hat 
mutige Politiker/-innen verdient, die Klartext hören wol-
len, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– die für die Truppe einstehen und für dieses Land.
In diesem Sinne: Auf die nächsten 70 Jahre für Einig-

keit und Recht und Freiheit und für den Frieden in Euro-
pa!

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Ulrich Thoden das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der Linken)

Ulrich Thoden (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute vor 70 Jahren ernannte der erste 
Verteidigungsminister, Theodor Blank, in Bonn die ers-
ten 101 Freiwilligen zu Soldaten. Es war die Geburts-
stunde der Bundeswehr. Als Parlamentsarmee hat sie 
den Bruch mit Reichswehr und Wehrmacht vollzogen, 
also genau mit jenen Institutionen, ohne die die Verbre-
chen des deutschen Militarismus und des Hitlerfaschis-
mus nicht möglich gewesen wären.

Die Grundsätze der Inneren Führung verpflichten die 
Streitkräfte seitdem auf die Menschenwürde. Die Bun-
deswehr ist kein Staat im Staate mehr, sondern ein aner-
kannter Teil unserer Demokratie. Für ihren Beitrag zur 
Stabilität und Verteidigung der Demokratie gilt den Sol-
datinnen und Soldaten unser Dank.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Diese Erfolgs-
geschichte war nur möglich durch eine Kultur militäri-
scher Zurückhaltung, und ohne Friedensbewegung und 
parlamentarische Kontrolle wäre diese Kultur nicht ent-
standen.

(Beifall bei der Linken)
Eine weitere Errungenschaft ist das unabhängige Amt des 
Wehrbeauftragten. Die Linke betont daher ausdrücklich 
ihre Wertschätzung für diese notwendige Institution.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Janina 
Böttger [Die Linke] und Serdar Yüksel [SPD])

Nach der Wiedervereinigung wurde eine historische 
Chance vertan: Die Friedensdividende wurde nicht für 
Abrüstung, sondern für eine neue Interventionsfähigkeit 
genutzt – ein katastrophaler Irrweg, wie wir wissen.

(Beifall bei der Linken)
Deutschland wurde seinerzeit angeblich am Hindukusch 
verteidigt, mit verheerenden Folgen. 62 deutsche Sol-
daten und unzählige afghanische Zivilistinnen und Zivi-
listen, die gestorben sind – allein in Kunduz 2009 über 
90 Tote –, mahnen uns: Der Afghanistan-Einsatz war der 
verlustreichste und zugleich der mit den meisten zivilen 
Opfern in der Geschichte der Bundeswehr. Union, SPD 
und Grüne tragen hierfür die politische Verantwortung. 
Die Linke hat diesen Einsatz immer abgelehnt, und auch 
wenn Sie das natürlich nicht hören und noch weniger 
zugeben wollen: Sie hatte damit die ganze Zeit recht.

Auch militärische Operationen im Roten Meer zur Si-
cherung von Handelsrouten oder die militarisierte Flücht-
lingsabwehr im Mittelmeer haben nichts mit dem Ver-
teidigungsauftrag des Grundgesetzes zu tun.
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(Beifall bei der Linken)
Deshalb sagt Die Linke: Beenden Sie endlich die Aus-
landseinsätze, und kehren Sie zurück zum Auftrag der 
Landesverteidigung!

(Zuruf von der SPD: Super Idee!)
Russlands völkerrechtswidriger Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ist eine Zäsur; aber er rechtfertigt weder Panik-
mache noch ein „Whatever it takes“. Die Bundeswehr 
muss ihren grundsätzlichen Auftrag zur Landesverteidi-
gung – und nur den – erfüllen können, nicht weniger, aber 
auch auf gar keinen Fall mehr.

Zugleich muss sie sich modernisieren: bessere Verein-
barkeit von Dienst und Familie, konsequentes Vorgehen 
gegen Rechtsextremismus und ein klares Bekenntnis zur 
Freiwilligkeit des Dienstes. Denn: Verteidigungsfähig-
keit entsteht nicht durch Zwang, sondern durch demokra-
tische Überzeugung.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie in der NVA, so 
ungefähr!)

In diesem Sinne: Alles Gute zum 70. Geburtstag, Bun-
deswehr, und bleib vor allem friedensfähig!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Falko Droßmann das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Falko Droßmann (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Soldatinnen und Soldaten! Bei der Vorberei-
tung der Rede ist mir ein kleiner Fehler unterlaufen: Ich 
glaube, ich werde die einzige Rede halten, die nicht sagt, 
wie toll meine Partei ist und was wir alles richtig und die 
anderen falsch gemacht haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann wären Sie 
auch schnell fertig! Fünf Sekunden, und die 
Rede wäre vorbei! – Heiterkeit bei Abgeord-
neten der AfD)

– Herr Brandner, wir sprechen hier von Soldaten. Da 
müssen Sie die Klappe halten.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir reden von dem, 
was die SPD richtig gemacht hat! – Martin 
Reichardt [AfD]: Als Fachbereichsleiter sollte 
man auch nicht von „Soldaten“ sprechen!)

Mir geht es bei dieser Rede tatsächlich um 70 Jahre 
Bundeswehr, die wir heute feiern. Am 12. November 
1955 begann für unser Land etwas Neues: eine Armee 
der Demokratie, verankert im Grundgesetz, kontrolliert 
vom Parlament, den Menschen verpflichtet. Doch der 
Beginn war kein Fest ohne Fragezeichen. 1955 war das 
Gesicht der Republik noch gezeichnet: Kriegserfahrung, 
Trauer, Vertreibung, Zerstörung. Viele sagten: Nie wieder 
Krieg! – Andere sagten: Nie wieder wehrlos! Zwischen 
diesen beiden Sätzen spannte sich die ganze Debatte: auf 
den Straßen Proteste gegen Wiederbewaffnung, in Fami-

lien, Kirchen und Betrieben harte Gespräche, Skepsis, 
Furcht, Gewissensfragen. Die junge Bundesrepublik ent-
schied sich dennoch nicht für Militarismus, sondern für 
Verantwortung, für Bündnisfähigkeit, für Sicherheit in 
Freiheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Damit das gelingt, setzte man Leitplanken: Innere Füh-
rung als Prinzip, „Staatsbürger in Uniform“ als Haltung, 
Recht vor Macht, Gewissen vor Befehl – eine Par-
lamentsarmee, deren Einsätze der demokratischen Ent-
scheidung unterliegen. So wurde aus berechtigter Angst 
Vertrauen, aus Misstrauen Bindung, aus Vergangenheit 
Zukunft.

Die Geschichte der Bundeswehr ist seitdem Wandel 
und Treue: im Kalten Krieg Abschreckung und Schutz 
der Freiheit an der Seite unserer Verbündeten, nach 
1990 neue Aufgaben in internationalen Missionen, in 
Afrika, auf See. Zugleich blieb die Truppe verlässlich 
an der Seite der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes, 
im Inland, bei Fluten, Bränden, Katastrophen – immer 
dort, wo sie gebraucht wurde.

Zur Reife gehört aber auch Selbstkritik: 1970 die Er-
klärung der Leutnante, der Ruf nach einem modernen 
Offizierbild – Führung als Dienst, Tradition mit Maß, 
Verantwortung mit Haltung –, 1971 die Hauptleute von 
Unna: klare Worte zu Disziplin, Ausbildung, Alltag – 
unbequem, aber heilsam. Beides hat die Innere Führung 
geschärft, nicht geschwächt, und genauso bewahrt sich 
eine demokratische Armee ihre Glaubwürdigkeit: durch 
Mut zu Kritik und Loyalität.

Die Bundeswehr ist vor allen Dingen Menschenwerk. 
Seit 1955 haben rund 10 Millionen Männer und Frauen in 
Uniform gedient. Aktive Reservistinnen und Reservisten, 
Ehemalige, sie sind Veteraninnen und Veteranen unseres 
Landes. Ihnen gebührt Respekt, Anerkennung und kon-
krete Fürsorge.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und wir neigen das Haupt vor den Gefallenen. Ihr Opfer 
verpflichtet gerade uns, jeden Tag.

Unsere Aufgabe hier im Parlament bleibt klar: kein 
Einsatz ohne Mandat, klare Aufträge, gute Ausrüstung, 
exzellente Ausbildung, Verfahren, die beschaffen statt 
verzögern, null Toleranz für Extremismus, volle Achtung 
vor Recht und Menschenwürde, Fürsorge im Einsatz und 
danach.

70 Jahre Bundeswehr bedeuten Verantwortung, Ver-
lässlichkeit, Vertrauen. Die Bundeswehr ist keine Armee 
neben der Demokratie; sie ist die Armee der Demokratie. 
Aus der Angst von gestern wurde die Haltung von heute, 
aus dem Zweifel von damals die Entschlossenheit, Frei-
heit zu schützen.

Allen, die dienen, und ihren Familien sage ich: Danke! 
Wir stehen zu Ihnen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.
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Falko Droßmann (SPD):
– heute und morgen, mit Rückhalt, Respekt und Herz.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in dieser Aussprache hören wir für 

die CDU/CSU-Fraktion Thomas Erndl.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Marja-Liisa Völlers [SPD])

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber Herr Minister! 

Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! Heute, an diesem 
besonderen Tag, können wir, finde ich, einmal stolz sein – 
stolz auf das, was wir als Land, was wir als Gesellschaft 
erreicht haben. Auf unseren eigenen Trümmern ist vor 
mehr als sieben Jahrzehnten die junge Bundesrepublik 
entstanden, mit dem Grundgesetz als neuem Wertegerüst 
ausgestattet. Und am heutigen Tag vor exakt 70 Jahren 
wurde die Institution geschaffen, die ebendieses Werte-
gerüst – unsere freiheitlich-demokratische Grundord-
nung, wie wir das immer so schön bezeichnen – vor 
äußeren Feinden schützen soll: unsere Bundeswehr. 
Herzlichen Dank allen, die Deutschland dienen und die 
in den letzten 70 Jahren Deutschland gedient haben!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundeswehr – unsere Streitkräfte – liefert und hat 
geliefert: als Bündnisarmee, in Hoch-Zeiten des Kalten 
Krieges in Alarmstellungen, als Armee der Einheit, bei 
Naturkatastrophen, in internationalen Einsätzen, ja, auch 
beim Einsparen. Sie wird aber auch jetzt liefern, für un-
sere Landes- und für unsere Bündnisverteidigung. Beides 
gehört zusammen.

Wir haben uns jahrzehntelang auf andere verlassen 
können, und jetzt müssen sich andere auf uns verlassen. 
Unsere Freunde in Mittel- und Osteuropa werden sich auf 
uns verlassen können, meine Damen und Herren. Das ist 
ein Versprechen; aber das ist eben auch ein Auftrag.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und dafür schaffen wir die Voraussetzungen: finanziell 
mit dem historischen Beschluss vom März, die Verteidi-
gungsausgaben von den Schuldenregeln auszunehmen – 
ich danke ausdrücklich allen Fraktionen, die sich hier 
eingebracht haben –, materiell mit Beschaffungs-
beschleunigung und personell mit in diesen Tagen und 
Wochen intensiv diskutierten Regelungen für einen 
neuen Wehrdienst.

Unsere Bundeswehr, das sind viele: freiwillig Wehr-
dienstleistende, Soldaten auf Zeit, Berufssoldaten, zivile 
Mitarbeiter, aber eben auch Reservistinnen und Reservis-
ten und Veteranen. Alle, die Uniform tragen oder getra-
gen haben, haben – genauso wie die jungen Menschen 
heute Nachmittag – gelobt bzw. geschworen, „der Bun-

desrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht 
und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidi-
gen, so wahr mir Gott helfe“. „Tapfer zu verteidigen“, 
schon allein aus diesen Worten wird sichtbar, dass Sol-
datsein kein normaler Beruf ist. Man ist nicht nur von 
morgens bis abends im Büro, in der Werkstatt oder auf 
der Baustelle gefordert; man ist notfalls 24 Stunden, 
7 Tage gefordert, und nicht nur mit Kenntnissen und 
Fähigkeiten, sondern als ganzer Mensch.

Deswegen war es wichtig, dass wir uns in den letzten 
Wochen intensiv darüber unterhalten haben, wie wir ge-
nügend Nachwuchs für diese besondere Aufgabe gewin-
nen können. Wenn wir das abgeschlossen haben, schlage 
ich vor, dass wir auch die in den Blick nehmen, die schon 
Soldaten sind. Nach sieben Jahrzehnten ist es an der Zeit, 
dass wir das Laufbahnrecht und die Besoldungsstruktur 
der Berufs- und Zeitsoldaten überarbeiten, so wie wir das 
im Koalitionsvertrag festgehalten haben, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Attraktive Bedingungen für alle Bereiche, das muss 

unser Ziel sein, damit unsere Parlamentsarmee weiter 
eine Armee in der Mitte der Gesellschaft und vor allem 
aus der Mitte unserer Gesellschaft bleibt. Das ist unser 
Auftrag, meine Damen und Herren. In der Mitte der Ge-
sellschaft muss auch das ehrende Gedenken an die blei-
ben, die in Auslandseinsätzen oder im Dienst ihr Leben 
verloren haben. Auch das ist unser Auftrag.

Wir haben große Aufgaben vor uns. Wir werden inten-
siv die weiteren Fragen besprechen. Auch der Herr Mi-
nister hat bei der Bundeswehrtagung noch eine ganze 
Reihe an neuen Punkten aufgetan und Aufträge erteilt, 
wie wir unsere Bundeswehr in die Zukunft führen. Das 
Parlament hat die große Aufgabe, genau diesen Zukunfts-
pfad intensiv zu begleiten. Daran werden wir gemessen, 
und daran werden wir uns aktiv beteiligen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit schließe ich die Aussprache zum 70. Grün-

dungsjubiläum der Bundeswehr.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 1: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der AfD
Mögliche Urheberrechtsverletzungen und In-
teressenskonflikte des Bundesbeauftragten für 
Kultur und Medien

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erteile ich für die 
AfD-Fraktion Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als be-

kannt wurde, wer neuer Bundesbeauftragter für Kultur 
und Medien werden soll, da war die linke Kulturszene 
in heller Aufregung. 70 000 Unterschriften wurden gegen 
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Wolfram Weimer gesammelt. Die Konservativen sahen in 
ihm einen Hoffnungsträger. Inzwischen, Herr Weimer, 
hat sich das umgedreht. Sie haben viele Hoffnungen ent-
täuscht – weniger aufgrund Ihrer politischen Fehler, die 
es auch gab, sondern aufgrund Ihrer moralischen Verfeh-
lungen.

(Beifall bei der AfD)
Ich beginne mit einem Zitat aus einer verdienstvollen 

Anfrage der Grünen vom 4. August 2025. Dort heißt es:

„Mitglieder der Bundesregierung […] unterliegen 
aufgrund der Bedeutung ihrer Staatsämter besonders 
hohen Integritätsstandards. Die Achtung der Anfor-
derungen an Integrität und die Vermeidung von In-
teressenkonflikten durch sie sind grundlegend, um 
das Vertrauen in demokratische Willensbildungs-
prozesse auf Bundesebene aufrechtzuerhalten.“

Oder – um es mit den Worten von Wolfram Weimer zu 
sagen – Ehrlichkeit ist die Grundlage für Vertrauen, In-
tegrität und Aufrichtigkeit.

Herr Staatsminister Weimer, es waren Äußerungen wie 
diese, warum wir so große Hoffnungen mit Ihrer Beru-
fung verbunden haben. Die Enttäuschung ist jetzt umso 
größer. Und ich muss sagen: Inzwischen habe ich den 
Eindruck, mit Claudia Roth waren wir fast noch besser 
bedient als mit Ihnen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Aber nur fast!)

Vielleicht hätten wir nur etwas genauer lesen müssen. 
In Ihrem Buch „Das konservative Manifest“ steht näm-
lich auch noch etwas anderes. Dort machen Sie sich über 
Compliance-Abteilungen lustig – Zitat –: Dort arbeiten 
die Moralapostel der Moderne. Deren Regeltreue und 
Korruptionsbekämpfung sei für Sie Kontrollsucht; 
Seite 90 f. in Ihrem Buch.

Dann fangen wir mal mit der Regeltreue an. Das von 
Ihnen damals verantwortete Magazin „The European“ 
schmückte sich mit Hunderten von Autoren, die – jetzt 
kommt die Pointe – gar nichts davon wussten, dass sie bei 
Ihnen als Autoren gelistet sind. Darunter waren solche 
wohlklingenden Namen wie Annalena Baerbock, der 
Papst, Alexander Dobrindt, Alice Weidel. Besonders pi-
kant: Sogar der Plagiatsjäger Stefan Weber war dabei; 
inzwischen dürften Sie das bereut haben. Etliche dieser 
Autorenprofile wurden inzwischen gelöscht. Man hat 
versucht, die Spuren im Internet zu verwischen.

Meine Damen und Herren, das Urheberrecht ist ein 
hohes Gut. Zu Recht verlangen wir von allen Studenten, 
dass sie die von ihnen verwendeten Quellen exakt an-
geben, dass sie jedes Zitat genau kennzeichnen. Wenn 
das für Studenten und Schüler gilt, meine Damen und 
Herren, dann gilt es doch erst recht für den Bundesbeauf-
tragten für Kultur und Medien.

(Beifall bei der AfD)
Sie selbst haben das ja immer wieder eingefordert, 

Herr Weimer, zuletzt auf der Frankfurter Buchmesse. 
Da haben Sie den amerikanischen Techkonzernen „geis-
tigen Vampirismus“ vorgeworfen und entpuppten sich 
dann selbst als kleiner Vampir.

(Stephan Brandner [AfD]: Dracula!)

Das Verhältnis von Herrn Weimer zum Urheberrecht 
kann man ungefähr so beschreiben wie das eines Ta-
schendiebs zum Privateigentum.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Viel schlimmer ist aber noch der zweite Bereich, auf 
den wir nachher noch weiter eingehen werden, nämlich 
die Verquickung von privaten Interessen und öffent-
lichem Amt. Ja, Sie sind aus der Geschäftsführung aus-
getreten; das erledigt jetzt Ihre Frau für Sie. Was Sie aber 
dem Parlament verschwiegen haben, ist, dass Sie, ich 
glaube, immer noch 50 Prozent der Anteile an der 
Weimer Media Group halten.

Diese Firma, meine Damen und Herren, ist keineswegs 
einfach nur ein Medienunternehmen, sondern was sie 
eigentlich macht, ist: Sie verkauft Kontakte zur Politik. 
Wenn man sich mal durchliest, wer alles bei diesem 
Ludwig-Erhard-Gipfel dabei war, stellt man fest: Das 
ist wirklich ein Stelldichein der Bundesregierung. Ganz 
stolz hat Ihre Frau dem „Münchner Merkur“ gesagt, dass 
diese Bundesregierung eigentlich beim Ludwig-Erhard- 
Gipfel geschmiedet worden ist. Sie sagt – ich darf das 
noch kurz zitieren –: „Der Ludwig-Erhard-Gipfel ist 
quasi die Keimzelle der neuen Bundesregierung.“

Wenn ich mir diese Verflechtungen auf dem Ludwig- 
Erhard-Gipfel so anschaue, wo für viel Geld die Tickets 
verkauft worden sind und wofür es, glaube ich, 
750 000 Euro an staatlichen Fördergeldern gab – das 
kann man alles noch mal genau aufklären –, dann entsteht 
doch der Eindruck: Das war nicht die Keimzelle der 
neuen Bundesregierung; das scheint vielmehr die Brut-
stätte gewesen zu sein.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, diese Amigos vom Tegern-
see – der Begriff passt hier, zufälligerweise wieder in 
Bayern – ruinieren unser Land und machen sich selbst 
die Taschen voll. Wir brauchen einen Untersuchungsaus-
schuss!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Ottilie Klein 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eine neue Sitzungswoche und wieder neue 
Verdächtigungen, Unterstellungen und Verzerrungen 
durch die AfD. Halten wir fest: Der Vorgang ist klar-
gestellt. Die AfD-Vorwürfe gegen den Staatsminister 
sind konstruiert.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
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Die Weimer Media Group hat sich ausführlich zu der 
ganzen Angelegenheit geäußert. Und trotzdem versucht 
die AfD, zu skandalisieren, wo kein Skandal ist; das 
hatten wir erst letzte Woche zum Verlagspreis.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Martin Reichardt [AfD]: Ich dachte, das hatten 
wir bei Ihrer Aktuellen Stunde zur Spionage!)

Es stellt sich schon die Frage, ob die AfD uns nun jede 
Woche an der neuesten erfundenen Verschwörung, dem 
neuesten aufgebauschten Skandal oder der neuesten ein-
gebildeten Ungeheuerlichkeit teilhaben lässt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Gehen Sie doch 
mal auf die Argumente ein!)

Das einzig Gute daran ist: So demaskiert sich die AfD 
selbst. Ihr einziges Interesse an Kultur ist der Kultur-
kampf. Der AfD passt es nicht, dass Staatsminister 
Weimer eine erfolgreiche Kulturpolitik der Mitte fährt. 
Und der AfD passt es nicht, dass er die Medien- und 
Pressefreiheit gegen extreme Strömungen verteidigt.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Halten wir fest: Diese Bundesregierung setzt sich klar 
und unmissverständlich für starke Medien und eine starke 
Presse- und Medienfreiheit ein. Das haben wir im Koali-
tionsvertrag festgeschrieben und lösen es jeden Tag aufs 
Neue ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass die AfD und 
ihre Unterstützer ein gestörtes Verhältnis zur Presse- 
und Medienfreiheit haben, wurde erst wieder am vergan-
genen Wochenende deutlich. Es ist kein Zufall, dass sie 
eine Buchmesse der extremen Rechten in Halle feiert.

(Lachen bei der AfD – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Der „extremen Rechten“!)

– Lachen Sie nur! – Bezeichnend, dass gerade diese 
Buchmesse den Zugang von Journalisten und damit die 
Presse- und Medienfreiheit eingeschränkt hat.

(Martin Rabanus [SPD]: Hört! Hört!)

Tatsächlich entbehrt es nicht einer gewissen Ironie, 
dass sich gerade die AfD in dieser Debatte zu einem 
Wächter in Sachen Moral und Tugendhaftigkeit hochsti-
lisiert. Wenn Sie mit gleichem Elan in der AfD mal nach 
Verfehlungen suchen würden, wäre die Führungsriege 
dieser Partei nur noch sehr dünn besetzt.

Nur um einmal ein paar Beispiele zu nennen: Allein in 
den letzten Wochen gab es Urteile gegen AfD-Abgeord-
nete wegen Fotocollagen mit Hitlergruß oder Manipula-
tion von Videos. Verdachtsfälle, Untersuchungen, Straf-
befehle oder Urteile zu – da muss ich mich jetzt genau 
konzentrieren, damit ich hier alles aufzählen kann – La-
dendiebstahl, Körperverletzung, Spionage, Untreue und 
Betrug, Volksverhetzung, Beleidigung, Urheberrechts-
verletzungen und Bestechlichkeit.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber nicht von 
uns! Von uns nicht! – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das ist jetzt Whataboutism!)

Die Biografien mancher AfD-Spitzen lesen sich wie ein 
Inhaltsverzeichnis des Strafgesetzbuchs. Von dieser Par-
tei brauchen wir wirklich keine Nachhilfe zu Regeltreue 
und Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, würden Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion zulassen?

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Nein. – Wenn ich mir zum Schluss noch diese Bemer-

kung erlauben darf: Die AfD wähnt sich ja in einem 
System der Unfreiheit; das haben Sie mit Ihrer wirren 
Gleichsetzung der Bundesrepublik mit der DDR deutlich 
gemacht – übrigens ein System der Willkür, in dem Men-
schen weggesperrt, terrorisiert und ermordet wurden.

(Martin Reichardt [AfD]: Mit den Rechtsnach-
folgern arbeiten Sie doch zusammen! Ich weiß 
gar nicht, was Sie sich da so aufregen!)

Und dabei merken Sie noch nicht mal, wie sehr Sie sich 
mit dieser Debatte selbst widersprechen. Denn bei Ihren 
Freunden in Russland

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der AfD – Zuruf von der AfD: Vier Mi-
nuten hat’s gedauert!)

würde man für diese Kritik an Regierenden im Gefängnis 
landen oder Schlimmeres.

Deshalb bin ich tatsächlich froh über die heutige De-
batte, weil sie die gesamte Absurdität und die Wider-
sprüche im Medien- und Freiheitsverständnis der AfD 
offenbart. Sie spricht von Freiheit und unterstützt die 
Autoritären. Sie spricht von Kultur und betreibt Spaltung. 
Sie redet Skandale herbei und toleriert dafür Straftäter in 
den eigenen Reihen. Eine solche Partei braucht niemand.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Martin Reichardt [AfD]: Sagt 
Ihnen der Name „Meineid-Zimmermann“ 
noch was? Fällt Ihnen der noch ein? Meineid- 
Zimmermann!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich Awet 

Tesfaiesus das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Awet Tesfaiesus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die heutige Debatte ist von der AfD beantragt worden, 
und das sollte uns eigentlich schon misstrauisch machen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Martin 
Reichardt [AfD]: Ihr Misstrauen ehrt uns! 
Wirklich!)
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Denn es geht ihr wie immer nicht nur um das, was auf der 
Tagesordnung steht; es geht ihr nicht um das Urheber-
recht, nicht um die Rechte von Künstlerinnen, Künstlern 
und Kreativen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Doch! Doch!)
nicht um journalistische Standards. Es geht ihr immer um 
eins:

(Martin Reichardt [AfD]: Oh, jetzt kommt’s!)
um Diskreditierung demokratischer Institutionen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Es geht um An-
stand! – Beatrix von Storch [AfD]: Delegiti-
mierung der Regierung!)

und – man muss es leider sagen – immer auch darum, 
fremden Herren zu dienen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Wer ist denn Ihr Herr?)

In der Sendung „Markus Lanz“ hat Frau von Storch 
ganz offen gesagt, dass sie Informationen an die Freunde 
in Amerika weitergibt – im Zusammenhang mit europäi-
schen Regulierungsfragen, etwa beim Digital Services 
Act. Wer sich also damit rühmt, politische Informationen 
in die USA zu liefern, um europäische Vorhaben zu unter-
laufen,

(Zuruf von der AfD)
der hat jedes Recht verloren, anderen hier in diesem Haus 
moralische Maßstäbe zu predigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD – Martin 
Reichardt [AfD]: Was meinen Sie denn, wofür 
Joschka Fischer seine Professur gekriegt hat, 
so als Taxifahrer?)

Ich will es deutlich sagen: Wir Grünen streiten mit 
Staatsminister Weimer gerne auch hart in der Sache im-
mer dort, wo es Anlass zur Kritik an seinem Handeln gibt, 
etwa bei dem heute verabschiedeten Gedenkstättenkon-
zept. Aber wenn er angegriffen wird, weil er sich gegen 
Interessen der US-Big-Data-Konzerne stellt, dann ma-
chen wir nicht mit; denn diese Auseinandersetzung geht 
weit über parteipolitische Grenzen hinaus. Sie betrifft die 
Frage, wem wir in der digitalen Welt dienen wollen: den 
Konzernen im Silicon Valley oder den Menschen, die bei 
uns Inhalte schaffen.

Wir brauchen eine Kultur- und Medienpolitik, die un-
sere Souveränität verteidigt. Und ja, wir brauchen die 
Digitalabgabe, und zwar als Ausdruck kultureller Ge-
rechtigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ellen Demuth [CDU/CSU])

Kreative Arbeit ist kein Hobby, sondern Grundlage unse-
res demokratischen Diskurses. Wer an ihr verdient, muss 
auch etwas an die Kreativen zurückgeben.

Aber, meine Damen und Herren, wir dürfen hier nicht 
stehen bleiben. Generative künstliche Intelligenz fordert 
uns heraus, das Urheberrecht gänzlich neu zu denken. 
Wenn KI-Modelle mit Milliarden geschützter Werke trai-
niert werden, dann kann es nicht sein, dass die Urheber/- 

innen am Ende leer ausgehen. Das ist kein technisches 
Detail, das ist eine Frage der Fairness, der kulturellen 
Vielfalt und letztlich der Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Holger Mann [SPD])

Denn Kultur ist mehr als nur Content. Kultur ist das, 
was uns zu Menschen macht, was Perspektiven eröffnet, 
Fragen stellt, irritiert, berührt. Wenn wir zulassen, dass 
sie zum bloßen Rohstoff für Datenmodelle wird, verlie-
ren wir mehr als Einkommen: Wir verlieren Bedeutung. – 
Darum brauchen wir neue Verwertungsrechte für das Kl- 
Zeitalter, Rechte, die sicherstellen, dass schöpferische 
Arbeit auch dann geschützt bleibt, wenn sie digital ver-
wertet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])

Eine grüne Kulturpolitik heißt: Kreativität schützen, 
Vielfalt sichern und Innovation ermöglichen, aber im 
Dienste des Gemeinwohls und nicht der reinen Rendite! 
Sie heißt, Verantwortung zu übernehmen, wo Techno-
logie menschliche Maßstäbe verschiebt. Und sie heißt, 
dafür zu sorgen, dass Europa im digitalen Raum nicht 
nur Konsument bleibt, sondern Gestalter wird.

Herr Weimer, wenn Sie es ernst meinen mit dem, was 
Sie über kulturelle Souveränität sagen, dann lassen Sie 
uns handeln! Setzen Sie die Digitalabgabe um! Stärken 
wir gemeinsam Urheber/-innen, und machen wir 
Deutschland und Europa zu Orten, an denen Kultur 
auch im digitalen Zeitalter frei, gerecht und lebendig 
bleibt!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Martin Rabanus das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich will vorab klipp und klar sagen: 
Es ist legitim, Fragen zu stellen, zu Geschäftspraktiken 
von Unternehmen ebenso wie zu Compliance-Fragen von 
Regierungsmitgliedern. Übrigens gilt das auch für Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages; dazu komme ich 
aber später noch mal.

Richtig ist nämlich: Wir müssen sicherstellen, dass 
politische Entscheidungen nicht von persönlichen Inte-
ressen geleitet sind. Deswegen gibt es auch eine Vielzahl 
von Verhaltensregeln, die einzuhalten sind. Es gibt be-
sondere Regeln für Personen des öffentlichen Lebens in 
herausgehobenen politischen Ämtern, und das ist sogar 
sehr weitreichend. Um das ganz klar zu sagen: Das ist 
auch richtig so.
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Und ob wir an der einen oder anderen Stelle Trans-
parenz oder Offenlegungspflichten weiter schärfen müs-
sen, ist stets zu diskutieren; auch das ist überhaupt keine 
Frage.

Aber – jetzt zu Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der AfD – darum geht es Ihnen ja gar nicht.

(Zurufe von der AfD: Doch!)
Sie haben überhaupt kein Aufklärungsinteresse. Sie wol-
len natürlich keinen konstruktiven Beitrag in dieser De-
batte leisten.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Warum denn 
nicht?)

In den letzten Jahren war von Ihnen nichts darüber zu 
hören, dass unter anderem Ihre geistige Umweltver-
schmutzung auf der Seite des „European“ verbreitet wur-
de.

(Zuruf von der AfD: Hä?)
Warum ändert sich das plötzlich?

(Zurufe von der AfD)
Es ändert sich deswegen plötzlich, weil Sie eine Möglich-
keit wittern. Sie wittern die Möglichkeit, eine Person des 
öffentlichen Lebens, in diesem Fall den Herrn Staats-
minister Weimer,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
und natürlich – Frau Tesfaiesus hat darauf hingewiesen – 
gleich die ganze Institution zu diskreditieren. Das ist das, 
was Sie wollen: Sie wollen den nächsten Akt in Ihrem 
Schmierentheater heute hier aufführen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Ottilie 
Klein [CDU/CSU])

Auch darauf ist von Frau Kollegin Klein hingewiesen 
worden.

Letzte Woche haben Sie noch versucht, den Deutschen 
Verlagspreis und alle, die damit zusammenhängen,

(Zuruf von der AfD: Auch ein Skandal!)
als irgendwie linksradikale Staatszersetzer darzustellen. 
Damit sind Sie übrigens krachend gescheitert,

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
und das ist auch gut so.

Heute entlarven wir Sie eben wieder.
(Martin Reichardt [AfD]: Sie entlarven uns seit 
angeblich zehn Jahren! – Zuruf des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD])

Sie sind die einzige Partei im Deutschen Bundestag, die 
aber auch gar nichts für unser Land leistet, und dann auch 
noch mit einer Fraktion wie der Ihren.

Ich habe vorhin gesagt, ich komme noch mal darauf 
zurück. Vielleicht mal zur Erklärung vorab: Abgeordnete 
sind zu Recht besonders geschützt, wenn es um Strafver-
folgung geht, beispielsweise bei Vollstreckungsverfah-
ren, bei Durchsuchungen zur Beweissicherung, bei Dis-
ziplinarmaßnahmen oder derlei Dingen mehr. Also, 
Abgeordnete sind besonders geschützt.

Bevor die Strafverfolgung ermitteln kann, müssen wir 
hier im Deutschen Bundestag die Immunität aufheben. 
Und nun raten Sie mal, welche Aufhebungen von Immu-
nitäten es in den letzten Monaten gegeben hat!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ist nie was bei 
rausgekommen! Alles Verleumdung!)

Das ist übrigens Abteilung Faktencheck, leicht rauszube-
kommen über die Suchmaske des Deutschen Bundes-
tages. Einfach mal „Immunität“ eingeben, dann gibt es 
zum Thema „Aufhebung von Immunitäten“ folgende 
Ergebnisse: 6. November: Arne Raue, Antrag auf Ge-
nehmigung zur Durchführung eines Disziplinarverfah-
rens. Ebenfalls 6. November: Raimond Scheirich, Antrag 
auf Genehmigung zum Vollzug gerichtlicher Durch-
suchungs- und Beschlagnahmebeschlüsse.

(Zuruf von der SPD: Oh! – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Ist noch nie was rausgekommen dabei!)

9. Oktober: Stephan Brandner, Antrag auf Genehmigung 
zur Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens, übri-
gens wiederholt, am 11. September schon mal. Ebenfalls 
am 9. Oktober: Matthias Moosdorf, Antrag auf Genehmi-
gung zur Durchführung eines Strafverfahrens. 11. Sep-
tember: Maximilian Krah, Antrag auf Genehmigung 
zum Vollzug gerichtlicher Durchsuchungs- und Be-
schlagnahmebeschlüsse.

(Zuruf von der SPD: So was! – Zuruf von der 
AfD: Das sind keine Verurteilungen! – Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Immer wieder, in manchen Sitzungswochen mehrfach, 
gab es solche Fälle, alle in den Reihen der AfD.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Keine Verurtei-
lungen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion gestatten?

Martin Rabanus (SPD):
Da ich nicht glaube, dass er noch Namen hinzufügt, 

nicht. Das bringt uns in der Debatte tatsächlich jetzt nicht 
weiter.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie sind ja sehr 
selbstsicher!)

Die Vorwürfe, die dabei eine Rolle spielen: Beleidi-
gung, Hass, Hetze,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Keine Belege!)
Zeigen des Hitlergrußes, Bestechlichkeit, Geldwäsche, 
Zweckentfremdung von Geldern. All das sind Vorwürfe, 
über die wir hier reden. Natürlich gilt in jedem Fall die 
Unschuldsvermutung.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Reden Sie zur 
Sache!)

Aber ganz ehrlich: Man traut es Ihnen einfach zu.
(Martin Reichardt [AfD]: Was wir Ihnen zu-
trauen …! – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nicht 
einen Beleg!)
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Meine sehr verehrten Damen und Herren von der AfD, 
sorgen Sie doch mal für Ordnung in Ihren eigenen Rei-
hen,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

bevor Sie mit dem gehobenen Zeigefinger und moralin-
saurer Stimme andere anklagen!

(Sven Wendorf [AfD]: Wen klagen Sie denn 
an?)

Was Sie hier machen, ist durchsichtig und, mit Verlaub, 
erbärmlich.

(Martin Reichardt [AfD]: Wenn es erbärmlich 
wäre, wäre es sozialdemokratisch, und das sind 
wir nicht!)

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich David Schliesing 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

David Schliesing (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Quasi im Wochentakt leben die Rechtsaußen hier 
im Plenum ihre obsessive Hassliebe gegen Staatsminister 
Wolfram Weimer aus, der sie offenbar tief enttäuscht hat, 
weil er sich nicht ständig vor ihren Karren spannen lässt. 
Dass sie uns alle dabei zu Geiseln ihrer Kampagnen ma-
chen, ist, ehrlich gesagt, unerträglich.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Letzte Woche war es die Verleihung des Deutschen 
Verlagspreises, heute sind es die Urheberrechtsverletzun-
gen und massiven Interessenkonflikte im Zusammenhang 
mit Weimers Medienunternehmen. Wie letzte Woche gilt 
es auch jetzt, klarzumachen, dass die angeblichen Sau-
bermänner von der AfD, in der sich reihenweise Man-
datsträger tummeln, die Verfahren wegen Betrug, Steuer-
hinterziehung, Geldwäsche, Bestechlichkeit an der Backe 
haben – es wurde gerade schon genannt –, mit ihrer Kam-
pagnenstrategie nicht durchkommen dürfen.

(Beifall bei der Linken und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Die 
Rede hatten wir schon! – Gegenruf des Abg. 
Holger Mann [SPD]: Redundanz hilft beim 
Lernen!)

Aber es dabei bewenden zu lassen, funktioniert auch 
nicht. Und das liegt daran, dass der Staatsminister seit 
Wochen nichts unternommen hat, um die massiven Vor-
würfe von Urheberrechtsverletzungen bei „The Euro-
pean“ glaubhaft aufzuklären.

(Martin Reichardt [AfD]: Dann haben wir ja 
doch recht!)

Sein anhaltendes Schweigen ist genauso inakzeptabel wie 
das massenhafte Löschen der beanstandeten Artikel ohne 
vorherige Aufklärung und Transparenz.

(Martin Reichardt [AfD]: Dann haben wir ja 
wohl alles richtig gemacht!)

Reden von Politikerinnen und Politikern zu veröffent-
lichen, ist sicher kein Vergehen, wenn auch im Fall von 
Frau Weidel generell ein Fehler.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Ihre Reden will ja keiner veröffent-
lichen! Die sind so jämmerlich, das kann man 
sich ja kaum anhören!)

Anders sieht es beim unautorisierten Veröffentlichen von 
Texten ohne Quellenangabe aus. Systematische Urheber-
rechtsverletzungen, um die Autorenliste seines Magazins 
aus Renommee- und Profitgründen auf 2 000 Personen 
aufzublasen, sind keine Kavaliersdelikte.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Richtig!)
Und Urheberrechtsverletzungen zum Geschäftsmodell zu 
machen, verbietet sich erst recht, wenn man der zustän-
dige Medienstaatsminister ist.

(Beifall bei der Linken – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Darf ich klatschen?)

Wer richtigerweise hohe Qualitätsstandards für den Jour-
nalismus hierzulande einfordert, sollte diese bei seinen 
eigenen Presseerzeugnissen gefälligst auch umsetzen.

Klar ist: An einer lückenlosen Aufklärung führt kein 
Weg vorbei.

(Abg. Martin Reichardt [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion zulassen?

David Schliesing (Die Linke):
Nein, danke. – Wenn Sie das nicht hinbekommen, Herr 

Weimer, dann spricht das leider klar gegen Ihre charak-
terliche und fachliche Eignung. Es wäre beschämend, 
wenn Sie erst durch Gerichte dazu gezwungen werden 
müssten.

Mit Ihrem fehlenden Unrechts- und Problembewusst-
sein sind Sie allerdings nicht allein. Rechte – von der AfD 
bis weit hinein in die Union – haben das neoliberale 
Motto „Bereichert euch!“ so tief verinnerlicht, dass sie 
in jeder Krise sofort schauen, wie sich daraus Kapital 
schlagen lässt.

(Beifall bei der Linken)
Ihr Geschäftsmodell lautet: Partei als Beutegemeinschaft 
und Ämter als Selbstbedienungsläden. Die Liste von Kor-
ruptionsskandalen und Affären der Union in der letzten 
Zeit ist lang: Maskenaffäre, Aserbaidschan-Affäre, Au-
gustus-Intelligence-Affäre oder erst jüngst die Förder-
geldaffäre der Berliner CDU. Die Selbstreinigungskräfte 
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scheinen völlig außer Kraft gesetzt. So wird Demokratie 
aber ganz sicher nicht gestärkt, sondern todsicher delegi-
timiert.

(Beifall bei der Linken)

Das darf nicht passieren. Und deswegen müssen wir viel 
grundsätzlicher die Fragen nach Transparenz, Integrität 
und demokratischer Kontrolle auf die Tagesordnung set-
zen.

In der schwarz-roten Bundesregierung bekleiden 
gleich drei Unternehmer/innen Ministerposten. Mit Frau 
Reiche wurde eine Energieunternehmerin zur Energie-
ministerin gemacht. Mit Herrn Wildberger, zuvor Vize-
präsident des mächtigen Lobbyverbands HDE, wurde 
nicht nur ein Unternehmer, sondern auch ein Toplobbyist 
für die Interessen von Konzernen wie Aldi, Lidl und 
Amazon zum Minister gemacht. Als 50-prozentiger An-
teilseigner an seiner Weimer Media Group hat der Medi-
enstaatsminister selbst handfeste Interessen in seinem 
Aufgabenbereich,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist das Pro-
blem!)

zum Beispiel, wenn die Mehrwertsteuer für Zeitungen 
gesenkt oder Mittel aus dem Plattform-Soli zur Stärkung 
der Medienlandschaft ausgegeben werden sollten. Es ist 
selbst für völlig gutgläubige Zeitgenossen kaum vorstell-
bar, wie er sein Amt unabhängig ausüben kann, solange 
er seine Firmenanteile nicht aufgibt.

(Beifall bei der Linken)

Und das hat er eben bis heute nicht getan.
Das kann nicht so weitergehen. Denn durch Ihre Ver-

weigerung, Verantwortung zu übernehmen, bieten Sie 
Rechtsextremen jeden Tag neue Angriffsflächen

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Und Linksextre-
men vor allem!)

und schaden der Glaubwürdigkeit der Politik.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da haben wir noch 
nicht über Kultur gesprochen!)

Wir brauchen endlich umfassende Offenlegungs- oder 
Anzeigepflichten für den Besitz von Aktien und Firmen-
anteilen. Es ist völlig hanebüchen, dass Bundestagsabge-
ordnete Beteiligungen an Unternehmen ab einer Schwelle 
von 5 Prozent der Anteile offenlegen müssen, dies aber 
für Minister/-innen oder Staatssekretäre, die nicht zu-
gleich Abgeordnete sind, nicht gilt.

(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])

In vielen anderen Ländern und auch auf EU-Ebene ist 
dies anders. Geben Sie sich einen Ruck, und lassen Sie 
die Amigo-Netzwerke hinter sich! Die Demokratie be-
dankt sich schon jetzt.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich dem Abgeordneten 

Reichardt von der AfD das Wort erteilen.

Martin Reichardt (AfD):
Ich fange mit einer kurzen Replik an. Wir müssen uns 

von einer Partei wie Ihrer, bei der unlängst noch der 
reuelose RAF-Terrorist Klar in einem Beschäftigungsver-
hältnis stand, sicherlich nicht angreifen lassen.

Ihnen ist aber sicherlich Folgendes in Ihrer Rede auf-
gefallen: Nachdem Sie einige Minuten lang ein Bashing 
gegen die AfD betrieben haben, haben Sie hier genau das 
gesagt, was wir auch sagen. Ich weiß nicht, ob Ihnen das 
in Ihrem kommunistischen Dogma nicht aufgefallen ist; 
aber Sie haben uns in allem recht gegeben.

(Beifall bei der AfD – Katalin Gennburg [Die 
Linke]: Ihre Doppelmoral!)

Damit bedanke ich mich letztlich dafür, auch wenn Sie 
das nicht einsehen werden.

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Es ist un-
erträglich, was Sie lügen! – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben 
doch gleich noch zweimal fünf Minuten! Was 
soll denn das jetzt?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zur Erwiderung darf ich dem Abgeordneten Schliesing 

das Wort erteilen.

David Schliesing (Die Linke):
Vielen Dank für Ihre Kurzintervention. – Ich glaube, 

wir haben relativ deutlich gemacht, dass es schon einen 
Unterschied gibt, weil wir in der Sache reden und Sie 
einfach hier nur Hetze betreiben wollen und Strategien 
fahren,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

um Relevanz zu bekommen und Aufmerksamkeit zu 
schaffen. Ich habe es schon letzte Woche gesagt: Ihre 
Strategien verlieren sich leider so ein bisschen im Nebu-
lösen, und so wird es auch in diesem Falle sein. Wir sind 
an der Sache interessiert. Das ist der Unterschied.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Pascal Reddig das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Bei allem, was Sie jetzt gerade in den ersten 
fünf Minuten vorgetragen haben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der AfD, stellt sich mir, ehrlich gesagt, die 
Frage: Wieso haben Sie überhaupt diese Aktuelle Stunde 
beantragt und sich diesen Unsinn nicht erspart?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Das glaube ich wohl, dass 
sie Ihnen nicht gefällt!)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                             4420 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

David Schliesing 



Ihre Aktuelle Stunde trägt ja den Titel „Mögliche Urhe-
berrechtsverletzungen und Interessenskonflikte des Bun-
desbeauftragten für Kultur und Medien“. Herr Baumann, 
Sie haben gerade reingerufen: Gehen Sie mal bitte auf die 
Argumente, die aus der AfD kamen, ein! – Das würde ich 
gern machen, aber es kamen ja gar keine Inhalte zum 
Thema Urheberrechtsverletzungen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann haben Sie 
nicht zugehört!)

Ich habe, ehrlich gesagt, auch gar nicht erwartet, dass wir 
uns jetzt hier mit den Tiefen des Urheberrechts befassen, 
obwohl Sie es in den Titel Ihrer Aktuellen Stunde ge-
schrieben haben. Aber zumindest haben Sie doch juristi-
sche Mitarbeiter in Ihrer Fraktion, die das mal hätten tun 
sollen. Dann wären Sie zu dem Schluss gekommen, dass 
ganz viele Punkte, die Sie hier vorgetragen haben, völ-
liger Schwachsinn sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Welche denn?)
Ich kann Ihnen gerne mal sagen, warum.

Erstens. Im Kern geht es ja um die Frage, ob das 
Debattenmagazin „The European“ Urheberrechtsverlet-
zungen begangen hat, ob öffentlich verfügbare Texte 
wie Reden und Pressemitteilungen unter anderem von 
Politikern ohne explizite Zustimmung publiziert werden 
durften.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nicht „publi-
ziert“! Als Autoren angegeben!)

Das ist der Vorwurf, der im Raum steht. Damit erzeugen 
Sie, ehrlich gesagt, einen totalen Widerspruch. Denn Sie 
nennen es zwar Urheberrechtsverletzungen des Kultur-
staatsministers; Ihre Vorwürfe beziehen sich aber über-
haupt nicht auf den Kulturstaatsminister, sondern auf das 
Debattenmagazin „The European“. Das heißt, Urheber-
rechtsverletzungen des Kulturstaatsministers sehen Sie 
selbst nicht, Ihre Aktuelle Stunde haben Sie aber dennoch 
so genannt. – Das ist der erste Widerspruch, der sich hier 
sehr, sehr deutlich ergibt.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Wem gehört 
denn der Laden?)

Zweitens. Der Kulturstaatsminister ist und war – das 
wissen Sie ja auch – nie Chefredakteur des Debattenma-
gazins. Er hatte also gar keine publizistische Verantwor-
tung.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Er ist Anteilseig-
ner!)

Wenn Sie sich mal mit dem Urheberrecht befasst hätten, 
hätten Sie gewusst, dass es am Ende natürlich um die 
redaktionelle Verantwortung geht. Ein ganz einfaches 
Beispiel: Wenn Sie sich irgendwann daran stören, dass 
der FC Bayern ein besonders schlechtes Spiel hingelegt 
hat, dann beschweren Sie sich doch auch nicht bei Audi 
als Anteilseigner, sondern bei den Spielern oder bei der 
Mannschaft.

(Dr. Götz Frömming [AfD], auf die Regie-
rungsbank zeigend: Nee! Er ist der Trainer! 
Er hat die Verantwortung!)

Und drittens. Auch der Vorwurf der Urheberrechtsver-
letzung ist am Ende völlig aus der Luft gegriffen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wird das auf die 
Mitarbeiter abgeschoben?)

Denn natürlich ist es so, dass wir, wenn Stellungnahmen 
und Reden von Politikern veröffentlicht werden, nicht die 
Deutungshoheit darüber haben, ob die veröffentlicht wer-
den. Darüber kann man sich ärgern.

(Zuruf des Abg. Dr. Christoph Birghan [AfD] – 
Gegenruf des Abg. Roland Theis [CDU/CSU])

Und weil ja Kolleginnen und Kollegen von Ihnen nach 
Russland reisen wollten: Vielleicht ist es in Russland 
anders. – In einer Demokratie, in der Presse- und Mei-
nungsfreiheit herrscht, ist es aber zulässig. Deswegen 
müssen wir das als Politiker auch aushalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Aktuelle Stunde zeigt aber, dass es Ihnen am Ende 
gar nicht darum geht, sich hier mit der Sachfrage zu 
befassen, ob Urheberrechtsverletzungen vorliegen oder 
nicht. Letztendlich ist es eine Frage, die zivilrechtlich 
geklärt werden würde, wenn es überhaupt so weit käme. 
Am Ende geht es Ihnen ausschließlich darum, hier ein 
Scheinthema zum Gegenstand der Aktuellen Stunde im 
Deutschen Bundestag zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Rabanus [SPD])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bundestag ist 
das legislative Organ. Wir sollten uns hier mit klugen 
Gesetzen und mit Themen befassen, die die Menschen 
wirklich bewegen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das bewegt die 
Menschen!)

Er ist jedenfalls keine Theaterbühne für solche Themen, 
die Sie hier immer wieder auf die Bühne bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Das bewegt die Menschen! – Martin Reichardt 
[AfD]: Wir bewegen immerhin 27 Prozent der 
Menschen in Deutschland!)

Wenn man das einmal zusammennimmt und an die 
fehlende Sachlichkeit der Inputs, die von Ihnen kamen, 
denkt, stellt sich die Frage: Warum haben Sie die Ak-
tuelle Stunde dann eigentlich beantragt? Denn Sie haben 
eigentlich immer noch nichts zur Sache, zur Frage des 
Urheberrechts gesagt. Deswegen: Warum haben Sie sie 
beantragt, und wieso äußern Sie sich in dieser Form? Und 
vor allem: Woher stammen die Anschuldigungen? Dazu 
haben wir eben auch schon ein bisschen was gehört.

Die „FAZ“ schreibt – Zitat –: „Diesen Vorwurf erhebt 
der stramm rechts stehende Blogautor Alexander Wal-
lasch“. Ich muss gestehen, ich kannte den Herrn vorher 
nicht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir erheben den!)
Allen, denen es ähnlich geht, die Herrn Wallasch bislang 
nicht kannten, empfehle ich jedenfalls einen Blick in die 
Berichte des Bayerischen Landesamtes für Verfassungs-
schutz. Darin kam man ja zu dem Schluss, dass ganz viele 
Beiträge russische Narrative bedienen.
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(Martin Reichardt [AfD]: Das sind ja so Ihre 
Haus-und-Hof-Organe! – Zuruf von der SPD: 
Aha!)

Für alle, die sich jetzt fragen, wie der Blog eigentlich 
aussieht, auf den sich die AfD bezieht – ich habe mir den 
angeschaut, und ich will es allen anderen ersparen –: 
Links gibt es einen Newsticker, auf dem heute, im No-
vember 2025, noch Coronanachrichten über Karl 
Lauterbach aus dem Jahr 2022 laufen, rechts einen But-
ton, auf dem steht: „Mit PayPal Geld schenken“, drum-
herum ganz viele Schriftzüge: Hier könnte Ihre Werbung 
stehen.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Spannend! – 
Martin Reichardt [AfD]: Der kriegt eben keine 
Zwangsgebühren wie die von Ihnen hofierten 
Medien!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der AfD, in der letz-
ten Woche haben Sie sich mit dem Antrag zum Deutschen 
Verlagspreis auf Götz Kubitschek bezogen. Diese Woche 
beziehen Sie sich auf Herrn Wallasch. Ich habe die Bitte, 
dass Sie sich wenigstens künftig auf seriöse Medien be-
ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Nach der letzten Woche gibt es jetzt den zweiten Angriff 
auf den Staatsminister.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

zulassen?

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Nein, danke.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist aber nicht 
mutig!)

Vielleicht als letzten Punkt – wir haben es heute auch 
schon ein paarmal gehört –: Sie stören sich daran, dass 
der Kulturstaatsminister eine völlig andere Politik macht 
als seine Vorgängerin, dass Sie keinen Kulturkampf mehr 
betreiben können,

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das 
stimmt!)

weil er wertkonservativ ist und sich trotzdem von Extre-
misten abgrenzt. Das ist die richtige Haltung. Genau das 
macht einen Kulturstaatsminister der Mitte aus. Sie kön-
nen keinen Kulturkampf mehr betreiben; das stört Sie. 
Aber das ist am Ende so, und deswegen müssen Sie damit 
leben. Lassen Sie bitte solche Schaufensteranträge! Dann 
können wir in Zukunft auch wieder über ernste Themen 
hier im Plenum sprechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Rabanus [SPD] – Martin Reichardt 
[AfD]: Sie können auch mal auf Ihren CDU- 
Bürgermeister zu sprechen kommen, der mit 
Dragqueens posiert!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD darf ich den Abgeordneten Martin Erwin 

Renner aufrufen.

(Beifall bei der AfD)

Martin Erwin Renner (AfD):
Grüß Gott! Hochverehrtes Präsidium! Verehrte Kolle-

gen! Wir reden heute über Verantwortung, über Vertrau-
en, über politische Glaubwürdigkeit. Und wir reden über 
einen Staatsminister, der Verantwortung predigt, aber er-
kennbar nicht lebt: Wolfram Weimer, Kulturstaatsminis-
ter, zuständig für Medien, für Kultur, auch für politische 
Kultur. Aber keinesfalls sollte er für die oligarchische 
Tegernsee-Connection mit ihren Tegernsee-Summits zu-
ständig sein. Die bewiesenen Fakten liegen auf dem 
Tisch. Herr Weimer hat Unterlassungserklärungen unter-
schrieben – nicht eine, mehrere –, weil Texte von Per-
sonen ohne deren Zustimmung kopiert und veröffentlicht 
wurden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: So ist es!)

Ein Staatsminister, der Verantwortung trägt, darf so etwas 
nicht tun. Punkt!

(Beifall bei der AfD)

Das ist keine Kleinigkeit, das ist keine unglückliche Pan-
ne, das ist ein Spiegelbild der aktuell und schon länger 
agierenden politischen Kaste in unserer Demokratie – 
Ihrer Demokratie.

Wenn jemand, der für Kultur und Medien verantwort-
lich ist, nicht sauber arbeitet, dann verlieren er und das 
Amt die Glaubwürdigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Nur aus Glaubwürdigkeit entsteht Vertrauen, und Ver-
trauen ist die valide Währung der Demokratie, meine 
Damen und Herren. Einen Skandal zu verursachen, zu 
versuchen, die Sache mal nebenbei auszusitzen, ist ein 
schlechter Witz wie, heute fremde Texte zu kopieren 
und morgen für Urheberrechte eintreten zu wollen. Man 
schmückt sich offenbar gern mit fremden Federn, und 
man will Kumpanei mit großen Namen. Und ja, Herr 
Weimer ist hier in guter Gesellschaft, alle mit der glei-
chen Gesinnung:

Am 9. November trat unser, also der Bundespräsident 
vor die Nation. Ein Tag voller Geschichte. Ein Tag der 
Mahnung. Doch statt auszugleichen, statt zu verbinden, 
war der Ton hart und aggressiv: Brandmauer, Wehrhaftig-
keit, Parteiverbot – Millionen Bürger fühlten sich an-
gesprochen, aber nicht positiv, sondern ausgegrenzt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Derya 
Türk-Nachbaur [SPD])

Diese Rede war keine Einladung zur Einigkeit. Diese 
Rede klang wie ein Aufruf zum Kampf der politisch Un-
anständigen gegen die Anständigen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Und dann kommt Friedrich Merz, der selbsternannte 
Hoffnungsträger, der Hieronymus Carl Friedrich von 
Münchhausen der Wahlversprechen, vornehm adlig da-
her, führt große Worte und bleibt mit seinen Taten un-
terste Schublade.

(Johannes Volkmann [CDU/CSU]: Mit der 
kennen Sie sich aus!)

Schnell mit Parolen, wenn Kameras laufen, still, wenn 
Verantwortung gefragt ist, und weinerlich, wenn man 
Größe zeigen müsste.

(Beifall bei der AfD)
Alle diese Charaktere sprechen gerne in großen Wor-

ten, in grenzenloser Selbstgewissheit, in pathetischer Ma-
nier: „Unsere Demokratie“, immer wieder und immer 
lauter, als handle es sich um ein exklusives Privileg, aller-
dings in deren Alleinbesitz. Doch was meinen Sie mit 
„unserer Demokratie“? Meinen Sie einen Staatsminister, 
der Unterlassungserklärungen unterschreiben und Lügen 
eingestehen muss? Meinen Sie einen Bundespräsidenten, 
der Millionen Bürger politisch und moralisch ausgrenzt?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Recht hat er! – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Guter Mann!)

Meinen Sie einen Bundeskanzler, der vieles verspricht, 
aber nichts davon einhält? Meinen Sie Ihre politische 
Apparatschikkaste, die mit dem Bürger gar nicht mehr 
diskutieren will? Dann, meine Damen und Herren, dürfen 
Sie diese „unsere“, also Ihre Demokratie gerne behalten.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Lehnen Sie die 
Demokratie ab? – Martin Rabanus [SPD]: Das 
ist mal eine klare Aussage!)

Meine Fraktion und ich, wir wollen echte und wahre 
Demokratie, Demokratie, die nichts in Hinterzimmern 
ausklüngelt, Demokratie, die nicht auf Hypermoral grün-
det.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie, Herr Weimer, und Ihre Genossen stehen sinnbild-
lich für dieses ganze traurige Schauspiel auf der schon 
brüchig gewordenen Bühne, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Martin Rabanus [SPD]: 
Es wird immer klarer, wo Sie stehen!)

Schillernde Rhetorik – und dahinter gar nichts, nur Rou-
tine, Taktik, Täuschung und Selbstinszenierung. Sie alle 
stehen für denselben Ungeist,

(Zurufe von der SPD)
für eine politische Klasse der Moraliban, die Moral pre-
digt, aber Selbstgerechtigkeit lebt. Das Vertrauen in die-
se, Ihre verwahrloste Politik schwindet immer mehr. Die 
Bürger sehen, was ist.

(Beifall bei der AfD)
Sie erkennen die großen Worte und die nichtsnutzigen 
Taten. Erst wenn diese politisch eigennützige Hyper-
moral endet, kann unser Land wieder blühen. Erst wenn 
Ehrlichkeit, Aufrichtigkeit, Anständigkeit und Trans-
parenz gelebt werden,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das, was Sie alles nicht haben!)

entsteht wieder neues Vertrauen.

(Zuruf der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Wenn Sie unserem Land wirklich helfen möchten, 
wenn Sie die politische Kultur schützen möchten, dann 
treten Sie zurück, Herr Weimer, am besten noch heute, 
und laden Sie Ihre Gesinnungsgenossen gerne ein, es 
Ihnen gleichzutun.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Holger Mann das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wir leben in einer Zeit, in der Informationen in 
Sekunden um die Welt gehen – und in der sich Wahrheit 
und Täuschung manchmal gefährlich nahekommen. Und 
ja, gerade deshalb brauchen wir Regeln, die schützen, 
was in dieser Medienberichterstattung wertvoll ist: die 
Pressefreiheit und das Urheberrecht. Pressefreiheit und 
Urheberrecht sind keine Relikte der Vergangenheit; sie 
sind zutiefst moderne Schutzrechte. Sie schützen eben 
nicht nur Journalistinnen und Fotografen, Künstler oder 
Wissenschaftlerinnen. Sie schützen uns alle; denn sie 
bewahren die Grundlagen einer freien, fairen, transparen-
ten und vor allen Dingen glaubwürdigen Öffentlichkeit.

Das Urheberrecht sagt bekanntlich im Kern: Wer etwas 
mit eigenem Wissen und Kreativität neu schafft, hat ein 
Recht darauf, dass andere es nicht unerlaubt verwenden, 
es nicht als Eigenes ausgeben oder verfälschen. Und das 
ist – das will ich hier deutlich sagen – gerade für uns 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten essenziell, 
denn es ist eine Frage der Gerechtigkeit. Auch geistige 
Arbeit ist Arbeit, und jede Arbeit verdient Respekt, An-
erkennung und eine gerechte Bezahlung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Doch für die aktuelle Debatte ist zu klären: Gab es 
denn Verstöße gegen das Urheberrecht, wie vom Antrag-
steller unterstellt? Um was handelt es sich denn? Sie 
kritisieren, dass Reden und Pressemitteilungen von 
AfD-Abgeordneten von „The European“ dokumentiert 
wurden. Meine Damen und Herren, da muss ich sagen: 
Das verwundert; denn zum einen gehört es zur Verein-
barung hier im Parlament, dass sich unsere politischen 
Reden und ja wohl erst recht Pressemitteilungen an die 
Öffentlichkeit richten und natürlich zitiert wie dokumen-
tiert werden können. Und zum anderen, meine Damen 
und Herren, erinnern wir uns gut daran, wie sich die 
AfD regelmäßig in ihrer selbstgewählten Opferrolle suhlt 
und kritisiert, dass über sie nicht oder nicht umfänglich 
genug berichtet worden wäre. Jetzt aber stellen Sie sich 
hierhin und kritisieren, dass Sie zitiert und Reden voll-
umfänglich dokumentiert wurden.
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(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee, darum geht 
es nicht! Nein, das ist falsch!)

Sie drehen es sich also, wie Sie es brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Holger Mann (SPD):
Bitte schön.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Das ist lieb! 
Danke!)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Herr Kollege Mann, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen.
Ich möchte nur mal darauf hinweisen: Es geht nicht um 

den völlig normalen Vorgang, dass aus Reden zitiert wird, 
egal ob aus unserer oder Ihrer Fraktion. Es geht darum, 
dass hier komplette Reden, komplette Artikel auf der 
Seite veröffentlicht worden sind

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Das ist auch zu-
lässig!)

– das ist auch zulässig, richtig – und der Anschein er-
weckt wurde, es würde sich hierbei um Autoren ebendie-
ses Magazins handeln. Das ist schlichtweg unredlich, 
wenn man das nicht sauber kennzeichnet.

Sie fallen hier ja sogar hinter das zurück, was die 
Weimer Media Group schon längst eingeräumt hat: dass 
in mehreren Fällen handwerklich unsauber gearbeitet 
worden ist, um mal diese etwas euphemistische Wortwahl 
aufzugreifen.

(Martin Rabanus [SPD]: Noch weniger ein 
Skandal!)

Wollen Sie das bitte zur Kenntnis nehmen, dass es hier 
nicht um Zitate geht, sondern um das Inszenieren einer 
Autorschaft, die es überhaupt nicht gab?

(Beifall bei der AfD)

Holger Mann (SPD):
Gut, dass Sie am Ende noch die rhetorische Frage ge-

stellt haben. Gehen wir doch mal ins Detail.
Zum einen: Sie haben recht, die Weimer Media Group 

hat direkt darauf reagiert und hat gesagt, sie habe wohl 
einen Fehler gemacht bei der Auszeichnung der Quellen, 
weil sie mit dem Begriff „Autor“ gearbeitet habe und 
nicht zum Beispiel die Quelle mit Verlinkung angeführt 
habe. Da gebe ich Ihnen recht. Wo ich Ihnen nicht recht 
gebe – und das haben Sie ja unter anderem beim BKM 
und bei der Bundesregierung angefragt –, ist, dass es hier 
darum gehe, dass ganze Reden dokumentiert wurden; 
denn diese wurden ja offensichtlich mit den Urhebern 
ausgezeichnet, auch wenn sie nicht ordentlich als Urhe-
ber benannt wurden. Genauso wurden dort auch Presse-

mitteilungen veröffentlicht. Genau darauf habe ich Bezug 
genommen, und das haben Sie mit Anfragen an die deut-
sche Bundesregierung breit kritisiert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im Übrigen haben Sie über Urheberrechtsklagen alle 
Möglichkeiten des Zivilrechts. Dann können Ihre so-
genannten Bisher-Autoren oder Urheber sogar noch dafür 
bezahlt werden. Das würde ich Ihnen raten.

Ich würde fortsetzen. Ebenso erstaunlich ist: Die 
Hauptkritik bezieht sich ja offenbar auf Reden und Pres-
semitteilungen und anderes, die „The European“ schon 
vor vielen Jahren dokumentierte. Deshalb bin ich mir 
auch gar nicht so sicher, ob es Sie wirklich stört, wie 
veröffentlicht wurde, sondern vielleicht eher, was. Denn 
da stimme ich Ihnen zu: Da wäre mir vieles peinlich, was 
da von Ihnen veröffentlicht wurde.

(Heiterkeit des Abg. Johannes Volkmann 
[CDU/CSU] – Zuruf des Abg. Martin Erwin 
Renner [AfD])

Und – auch das wurde hier schon in der Debatte ge-
sagt – Sie versuchen, eine Connection zwischen Herrn 
Weimer und seiner Redaktion herzustellen. Aber tatsäch-
lich ist er als Herausgeber nicht der Verantwortliche für 
die redaktionellen Beiträge. Auch da war Ihr Bild falsch. 
Das ist nun mal die Redaktion, und damit vor allen Din-
gen der Chefredakteur.

(Zuruf von der AfD)
Es verstärkt sich deshalb bei uns der Eindruck: Sie 

suchen nach irgendeinem Hebel. Das „Mögliche“ – und 
da sind Worte auch manchmal verräterisch – im Titel 
Ihrer Aktuellen Stunde vor „Urheberrechtsverletzungen“ 
zeigt aus meiner Sicht, dass Sie die Debatte auf Sand 
bauen. Aber mit der Methode „Mit Dreck werfen, irgend-
was wird schon hängen bleiben“ haben Sie Erfahrung. 
Das haben Sie schon letzte Woche in der Debatte um 
den Deutschen Verlagspreis gezeigt.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Meine Damen und Herren, für uns ist klar: Mit Frei-

heitsrechten kommt Verantwortung. Das gilt besonders 
für Medien, leider nicht im selben Maße für die digitalen 
Plattformen, die sich soziale Medien nennen. Gerade des-
halb aber bleibt die Pressefreiheit ein hohes Gut. Sie gibt 
das Recht, frei zu berichten, zu kritisieren und zu kom-
mentieren. Wir müssen daher den öffentlichen Raum ver-
teidigen, in dem Informationen überprüfbar und nach-
vollziehbar sind. Nur dann kann das Publikum den 
Unterschied sehen zwischen Journalismus und Propagan-
da, zwischen Wahrheit und Täuschung.

Wenn wir hier also über Verantwortung in Medien 
sprechen, dann sollten wir auch über diejenigen reden, 
die genau dieses Vertrauen systematisch untergraben, 
zum Beispiel Parteien, die Journalistinnen und Journalis-
ten als „Feinde des Volkes“ diffamieren und von Partei-
tagen ausschließen – ich kenne da eine – oder die die 
öffentlich-rechtlichen Medien zerschlagen wollen – ich 
kenne da eine – oder die lieber die sogenannten alterna-
tiven Wahrheiten verbreiten, statt sich mit Fakten aus-
einanderzusetzen.
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(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer Pressefreiheit 

angreift, greift auch die Demokratie an. Denn dort, wo 
Journalismus eingeschüchtert wird, wo Menschen sich 
nicht mehr trauen, ihre Meinung frei zu äußern, da ver-
liert Demokratie ihr Fundament.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
– Die Wahrheit tut manchmal schon weh; ich weiß.

(Martin Reichardt [AfD]: Die Wahrheit tut 
nicht weh! Sie sagen nur nicht die Wahrheit!)

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sagen 
wir deshalb klar: Ja, Kritik an Medien ist legitim, Ver-
achtung der Presse aber ist gefährlich.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Dr. Anna 

Lührmann das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Immer wieder will die AfD hier über die Arbeit 
von Verlagen urteilen. In einer Demokratie ist es aber 
nicht die Aufgabe der Politik, über Journalismus zu ur-
teilen. Wir sind hier im Deutschen Bundestag. Es ist nicht 
die Aufgabe des Deutschen Bundestages, über die Arbeit 
von Verlagen zu urteilen. Das nennt man Pressefreiheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD] – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Darum geht es 
gar nicht!)

Jahrelang haben Sie von dem genannten Portal profi-
tiert. Warum ist es Ihnen denn ausgerechnet jetzt ein Dorn 
im Auge?

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Ich kann es Ihnen sagen: Ein Trump-Freund hat Miss-
fallen geäußert, und sofort dreht die AfD ihr braunes 
Fähnchen in den Wind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
rufe von der AfD)

Damit machen Sie sich zum Handlanger ausländischer 
Mächte. Das ist beschämend. Sie schaden unserem Land. 
Sie treten unsere Werte mit Füßen. Sie sind wahrhaft 
Antipatrioten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und Sie wollen ablenken von der eigentlichen Bedro-
hung für Journalismus in Deutschland. Aber den Gefallen 
tue ich Ihnen nicht. Also: Wer bedroht den unabhängigen 
Journalismus in Deutschland?

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Das ist die AfD, und das sind die Big-Tech-Konzerne: 
Eine ganz schön unheilige Allianz!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Volkmann [CDU/ 
CSU])

Der unabhängige Journalismus hat zwei Kernvoraus-
setzungen. Das eine ist die Freiheit von Zensur durch den 
Staat. Und das haben wir in Deutschland. Jeder und jede 
darf schreiben, was sie will.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Zum anderen braucht es auch ein vielfältiges Angebot 
von Presse und auch die Freiheit von Gewalt. Wir brau-
chen in ganz Deutschland Redaktionen, die uns Politike-
rinnen und Politikern auf die Finger schauen, die kriti-
sche Fragen stellen – ich weiß, das mögen Sie von der 
AfD nicht so gerne –, die hinterfragen, die recherchieren,

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Texte zu klau-
en, ist nicht recherchieren! – Gegenruf der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh! Da fühlt sich jemand an-
gesprochen!)

die Sachen rausfinden, aufdecken. Und das ist in Gefahr! 
Und warum? Weil die Techkonzerne wie Google einfach 
das Wissen absaugen, ohne am Ende dafür zu bezahlen. 
Das ist wirklich ein Skandal! Sie dominieren außerdem 
den Werbemarkt. Aber unabhängigen Journalismus gibt 
es eben nicht zum Nulltarif. Deswegen muss sich das 
dringend ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Riesige Finanzströme fließen in die Taschen von 
Musk, von Zuckerberg und Co. Diese Einnahmen fehlen 
jetzt unserem unabhängigen Journalismus. Deswegen 
brauchen wir dringend eine Digitalabgabe auf Werbe-
umsätze, bevor es zu spät ist und die Lokalzeitungen 
alle kaputt sind.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Herr Weimer, Sie haben dazu einen Gesetzesvorschlag 
für den Herbst angekündigt. Wo bleibt der denn?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Er will die 5 Mil-
liarden Euro von Google nicht aufs Spiel set-
zen!)

Wir brauchen Taten und keine leeren Ankündigungen. 
Die Einnahmen sollen dem Medienstandort nutzen, 
auch für Kultur, für Medienkompetenz. Denn unsere De-
mokratie braucht eine vielfältige Presselandschaft wie die 
Luft zum Atmen. Die Digitalabgabe ist auch ein Schutz-
schirm für unsere Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn wo kämen wir hin, wenn die Digitalkonzerne 

sich am Ende durchsetzten? Das muss man sich mal vor-
stellen: Dann würde am Ende die KI uns die Nachrichten 
aufbereiten. Das heißt, da würde jemand sitzen – wahr-
scheinlich in den USA –, könnte durch eine Änderung an 
einer Zeile Code entscheiden, welche Nachrichten hier in 
Deutschland angezeigt werden.
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(Zuruf von der AfD)
Das wäre das Ende der Pressefreiheit. Deswegen brau-
chen wir dringend eine aktive Regierung, die etwas zur 
Stützung des unabhängigen Journalismus tut, indem jour-
nalistische Arbeit auch wirklich entlohnt wird und die 
Algorithmen transparent werden und uns hier nicht do-
minieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: „Algorithmen“ 
spricht sich mit „i“ und nicht mit „ü“!)

Das andere Problem ist Gewalt gegen Journalismus. 
Sie haben ja vielleicht wahrgenommen: Es gibt viele 
weltweite Indizes, die Pressefreiheit vergleichen. Leider 
ist in denen Deutschland in den letzten Jahren ein Stück-
chen heruntergerutscht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wer regiert denn 
da?)

Und der Hauptgrund dafür ist,
(Zuruf von der AfD)

dass Journalistinnen und Journalisten in Deutschland ihre 
Arbeit nicht mehr sicher machen können, weil sie bei der 
Ausübung ihrer Arbeit angegriffen werden: auf Partei-
tagen der AfD, auf Demonstrationen im AfD-Umfeld. 
Ich nenne nur mal ein paar Meldungen.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh ja!)
In Thüringen wurde bei einer AfD-Veranstaltung in 

Plothen ein Reporter der „Ostthüringer Zeitung“ beim 
Verlassen des Veranstaltungssaals beleidigt und geschla-
gen.

(Stephan Brandner [AfD]: Es geht hier um 
staatliche Eingriffe!)

Danach entdeckte er Schrauben in allen vier Reifen sei-
nes Autos.

(Stephan Brandner [AfD]: War bestimmt die 
Antifa! Die haben sich vertan!)

Beim Parteikongress der AfD am 29. Juni 2024 in 
Essen wurden die Journalistin Miriam Lau und andere 
von Demonstrierenden verbal angegriffen, ihnen wurde 
keine Akkreditierung gegeben.

Bei einer Kundgebung der AfD in Thüringen wurde 
einem Reporter durch Teilnehmer die Arbeit erheblich 
erschwert,

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und es brauchte physischen Schutz durch Polizei und 
Sicherheitsdienste.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Wie oft bin ich 
schon bedroht worden!)

Das heißt, wenn die AfD hier von Pressefreiheit redet, 
ist das, wie wenn ein Fuchs davon redet, dass er den 
Hühnerstall bewachen will. Das können wir nicht zulas-
sen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ellen Demuth [CDU/CSU] 
und Martin Rabanus [SPD])

Ich will mir nicht vorstellen, wie unser Land wäre, wenn 
Sie hier regieren würden.

Lassen Sie uns die wahren Herausforderungen an-
packen! Unsere Demokratie braucht unabhängigen Jour-
nalismus wie die Luft zum Atmen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Durch Steuern, 
Zensieren, Beobachten, Hausdurchsuchun-
gen!)

Schützen wir ihn, und brechen wir die Macht der Digital-
konzerne!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Ellen Demuth das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Martin Rabanus [SPD])

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Heute sprechen wir hier über Urheber-
rechte, über Integrität und über Verantwortung in der 
Kulturpolitik. Es geht um Vertrauen in den Rechtsstaat 
und um fairen Umgang mit geistigem Eigentum. The-
men, die weit über eine einzelne Person hinausgehen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Und Verquickun-
gen mit der Industrie!)

Doch wer diese Debatte eröffnet, sollte zuerst mal selbst 
in den Spiegel schauen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Urheber-
recht schützt nicht nur Werke, es schützt Menschen: 
Künstlerinnen, Fotografen, Journalistinnen. Sie leben da-
von, dass ihre Arbeit respektiert wird. Und genau dafür 
steht Staatsminister Weimer.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei Abge-
ordneten der AfD – Dr. Christoph Birghan 
[AfD]: Ja, als schlechtes Beispiel!)

Deshalb wirkt es paradox, wenn ausgerechnet Sie, die 
AfD, sich hier als Hüterin des Urheberrechts inszenieren. 
Die eigenen AfD-Kreisverbände werden verurteilt, weil 
sie Bilder ohne Zustimmung nutzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Kreisverbände sind 
aber keine Bundesbeauftragten!)

Und ein Abgeordneter Ihrer Partei musste eine Unterlas-
sungserklärung abgeben wegen manipulierter Fotos.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, wie Herr 
Weimer! Der musste auch eine unterschrei-
ben!)

Das ist keine Prinzipientreue, liebe AfD, das ist schlicht 
und ergreifend nur Doppelmoral.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Interessant, dass Sie jetzt einen kleinen Kreis-
verband auf eine Stufe stellen mit dem Bundes-
beauftragten!)
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Transparenz ist selbstverständlich unabdingbar. Vor-
würfe müssen geprüft werden – sachlich, fair und rechts-
staatlich. Aber wer Anklage erhebt, der muss selbst an-
ständig handeln. Und die AfD-Fraktion, die hier heute 
spricht, ist – die Vorredner sprachen es bereits an – in 
unzählige eigene Skandale verwickelt: von illegalen 
Spenden über verdeckte Wahlkampfhilfen bis hin zur 
Nähe zu ausländischen Netzwerken.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Na, mit Spenden 
kennen Sie sich ja aus, ne? Walther Leisler 
Kiep hieß der, glaube ich! – Stephan Brandner 
[AfD]: Roland Koch!)

– Herr Frömming, wer so agiert wie Sie, der sollte beim 
Thema Integrität lieber schweigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Weimer 
zeigt hingegen: Die Kulturpolitik braucht Klarheit in der 
digitalen Welt. Er warnt vor digitalem Kolonialismus und 
geistigem Vampirismus durch KI-Konzerne. Er stellt mit 
dem „Weimatar“ den ersten offiziellen KI-Avatar eines 
Ministers vor – mit der Botschaft: Wir müssen KI nicht 
regulieren, sondern wir müssen sie gestalten.

(Abg. Dr. Christoph Birghan [AfD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)

Kreative Arbeit darf – genau richtig – nicht zur Daten-
quelle für unkontrollierte Algorithmen werden.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, würden Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion gestatten?

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Nein, danke. Ich glaube, ehrlich gesagt, es ist in der 

Debatte schon fast alles gesagt worden,
(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Nur noch nicht 

von Ihnen!)
und ich glaube nicht, dass Sie noch irgendwas Sinnvolles 
hinzuzufügen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Dann können Sie sich ja 
hinsetzen! – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Herr Weimer hat den „Weimatar“ vorgestellt und damit 
eine klare Botschaft gesendet: Wir müssen die KI nicht 
regulieren, sondern wir müssen sie gestalten. Die Lösung 
liegt in der Gestaltung der Kulturrechte der Zukunft und 
nicht im Schutz von gestern.

Sehr geehrte Damen und Herren, Kulturpolitik ist kein 
Empörungszirkus, sie ist das Fundament unserer Demo-
kratie. Sie lebt von Respekt, von Menschen, von Ideen 
und Kunst. In einer Zeit, in der Extremismus und Medien-
desinformationen Vertrauen zerstören, brauchen wir ei-
nen Staat, der schützt, nicht spaltet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Heute sollten wir deshalb über Haltung reden, über den 
Schutz von Freiheit und von Kreativität, nicht über 
Schlagzeilen oder gar Personalien.

Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Weimer arbeitet 
für die Kultur des Landes, die AfD betreibt schäbige 
Inszenierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der eine schützt Urheberrechte, und die andere verletzt 
sie. Der eine steht für den Rechtsstaat, die andere für 
Doppelmaß. Deshalb stehen wir als CDU/CSU in dieser 
Frage für Fairness, für Recht und für unsere Kultur.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine Kurzintervention darf ich das Wort dem Ab-

geordneten Christoph Birghan, AfD, erteilen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die können die Debatte alleine führen, 
wenn die hier dauernd reden!)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Sehr geehrte Frau Kollegin Demuth, Sie haben jetzt 

unseren Staatsminister als den Lordsiegelbewahrer des – 
wie soll ich sagen? – geistigen Eigentums, des Urheber-
rechts dargestellt. Letztlich beruft er sich ja auf sein Zi-
tatrecht. Es sind ja in dem Magazin auch ganze Werke 
zitiert worden. Ist Ihnen eigentlich bewusst, unter wel-
chen Voraussetzungen man solche Zitate machen darf? 
Komplette Werke zitieren darf man eigentlich gar nicht; 
aber das hat er getan. Komplette Werke sind zum Beispiel 
Reden. Es geht ja nicht nur um Politikerreden, sondern 
auch um Reden oder Beiträge von Nichtpolitikern. Der 
Papst wurde da zum Beispiel auch plagiiert. Das geht 
eigentlich nur, wenn man damit einen eigenen Gedanken, 
ein eigenes Werk stützen will, und es muss auch die 
Quelle angegeben werden, also woher das Zitat stammt.

Also: Glauben Sie wirklich, dass das, was der Herr 
Weimer gemacht hat, im Einklang mit dem Urheberrecht 
steht? Daran habe ich ganz, ganz starke Zweifel.

Danke. 

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Sie haben doch 
gar nichts vorgetragen, was Herr Weimer ge-
macht hat! – Gegenruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD]: Doch, Herr Frömming! – 
Weiterer Gegenruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Herr Kollege von der AfD, ich habe mich, glaube ich, 

eindeutig ausgedrückt, und meine Vorredner, vor allen 
Dingen Pascal Reddig, haben dazu alles Wesentliche ge-
sagt.

Vielen Dank.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                                                                                                                                                                                              4427 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ellen Demuth 



(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Tolle Erwiderung!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD darf ich Ronald Gläser das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Frau 

Dr. Klein, es hat vier Minuten gedauert, bis Sie den Russ-
landvorwurf gegen uns erhoben haben.

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Aber das liegt 
doch an Ihnen!)

Das war ganz schön lang. Aber es hat nichts mit der 
Sache zu tun,

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Das war ein 
Vergleich!)

genauso wenig wie Herrn Rabanus’ Aufzählung von Im-
munitätsaufhebungen gegen Abgeordnete von uns,

(Martin Rabanus [SPD]: Ja, das tut weh! Das 
tut weh!)

die von einer voreingenommenen Justiz vorgenommen 
werden,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Zu Recht!)
bei denen meistens nichts herauskommt und die auch 
nichts bewirken.

(Martin Rabanus [SPD]: Es liegt doch an 
Ihnen! – Johannes Volkmann [CDU/CSU]: 
Jetzt ist nicht nur die Presse voreingenommen, 
sondern auch die Justiz?)

Das war alles billiger Whataboutism, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Pascal Reddig [CDU/ 
CSU]: Es hat nicht mal zehn Sekunden gedau-
ert, bis Sie sich wieder in der Opferrolle se-
hen! – Zurufe von der SPD)

Herr Mann und Frau Lührmann – vor allem Frau 
Lührmann –, Sie haben sich darüber beklagt, wir würden 
gegen die Pressefreiheit eintreten und die AfD schließe 
Journalisten von ihren Parteitagen aus.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Stimmt! Ist 
doch so!)

Ich empfehle Ihnen: Lesen Sie mal die „B.Z.“ dieser 
Tage. Da gab es einen Artikel über den Parteitag Ihrer 
Partei, über die Aufstellung der Abgeordnetenhauskan-
didaten für die Wahl im nächsten Jahr.

(Zuruf der Abg. Katalin Gennburg [Die 
Linke])

Darin war ein Bericht einer Journalistin, die sich darüber 
beklagt hat, dass sie keine Fotos machen konnte, keine 
Mitschnitte machen konnte und die Arbeitsbedingungen 
insgesamt so schlecht waren,

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Aha!)
dass sie da nicht richtig arbeiten konnte.

(Beifall bei der AfD)
Wer im Glashaus sitzt, der sollte nicht mit Steinen wer-
fen, meine Damen und Herren.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Waren Sie da oder nicht?)

Der Einzige, der zu dieser ganzen Debatte was beige-
tragen hat, war der Kollege Reddig von der CDU. In der 
Tat – Sie haben recht –: Man kann Politikerreden einfach 
so übernehmen. Aber – das wurde bei „Nius“ klar heraus-
gearbeitet – bei diesen Gastautorenseiten war es doch so, 
dass die so optimiert waren, dass die Suchmaschinen die 
Leute nicht gefunden haben. Hat jemand, der da als Gast-
autor geführt wurde, sich selbst gesucht, hat er nichts 
gefunden. Dahinter steckt ein System, und das müssen 
wir aufklären.

Es ist richtig, dass es die Forderung danach gibt; und 
die ist ja nicht nur von uns gekommen. Das sage ich allen, 
die hier sagen: Oh, das ist eine rechte Kampagne. – Nein, 
ist es nicht.

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Doch!)
Uns geht es um die Wahrheit. Das hat nichts mit rechts 
oder links zu tun.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist auch der Kollege Rabanus gewesen, es war der 
Kollege Stegner, es war der Verein LobbyControl – der 
jetzt auch nicht im Verdacht steht, rechts zu sein –, die 
gleich nach dem Ausscheiden des Herrn Weimer aus der 
Geschäftsführung der Weimer Media Group gesagt ha-
ben: Da liegt immer noch ein Interessenkonflikt vor, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Lieber Herr Staatsminister, zu Beginn Ihrer Amtszeit 

habe ich hier gesagt: Es wäre ein Verlust, wenn Sie nicht 
in dieser Regierung wären. – Ich weiß nicht, ob ich mich 
da nicht getäuscht habe. Es gab so viele Vorschusslor-
beeren, gerade aus unseren Reihen: Endlich mal ein Mi-
nister, der seinen Mitarbeitern das Gendern untersagt! 
Herrlich! Endlich mal ein Minister, der sich nicht von 
grünen Denk- und Sprechverboten beeindrucken lässt, 
der ausspricht, was ist:

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
Zwangsabgabe statt Demokratieabgabe. Auch eine herr-
liche Sache! Endlich mal ein Minister, der kein Partei-
apparatschik ist, sondern der als Feuilletonist und später 
als Selfmadeverleger was auf die Beine gestellt hat und 
jetzt als Seiteneinsteiger in der Politik was aufmischen 
will. Solche Leute brauchen wir. Davon ist nicht mehr 
viel übrig.

Und die Herrschaften hier drüben, in der grünen, wo-
ken Kulturschickeria,

(Clara Bünger [Die Linke]: Wir sind die 
Linken! – Maik Brückner [Die Linke]: Hier 
ist Die Linke!)

deren politischer Arm auch hier sitzt, waren vom ersten 
Moment an fast vorm Herzkasper: Da kommt der Kul-
turkampf! Der wird uns die ganzen Mittel streichen. Wo 
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soll das nur hinführen? Der Mann ist komplett ungeeig-
net. – Davon ist auch nichts übrig geblieben. Die Herr-
schaften haben inzwischen hier einen antifaschistischen 
Schutzwall um den Staatsminister errichtet,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)

wohingegen sich bürgerliche Wähler abwenden, weil sie 
eine Wende erwartet haben.

(Beifall bei der AfD)

Die wurde ihnen versprochen, und die ist nicht gekom-
men.

Meine Vorredner haben das alles schon gesagt: Gast-
autorengate, Tegernsee. – Es ist sehr ärgerlich, dass es 
nicht zu einer Wende gekommen ist. Sie verhalten sich 
genauso wie der Kanzler: Sie versprechen Dinge, und 
hinterher setzen Sie die nicht um.

Für uns sieht es leider so aus, als gäbe es hier ein Still-
halteabkommen, einen schmutzigen Deal zwischen der 
grün-woken Kulturschickeria und ihrem politischen 
Arm auf der einen Seite und der Regierung auf der ande-
ren Seite:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alle unter einer 
Decke! – Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Meine 
Güte!)

Ihr finanziert brav weiter unsere ganzen Antifa-Verlage, 
die Lenin-Poster, die Antifa-Taschenkalender und die 
Leitfäden zum Verfassen von Bekennerschreiben, und 
dafür werden wir in den Altmedien, in den Mainstream- 
Medien, keine Rücktrittsforderungen erheben, damit es 
keinen großen politischen Skandal gibt. Noch funktio-
niert dieses System – aber nicht mehr lange. Herr Reddig, 
Sie haben sich ja auch sehr abfällig über neue Medien 
geäußert. Die Leute haben jetzt Internet; sie informieren 
sich aus anderen Quellen. Es werden immer weniger, die 
Ihnen noch glauben.

Ich muss Ihnen auch sagen, Herr Dr. Weimer, Sie ha-
ben wirklich das Potenzial, zum Totengräber der Partei zu 
werden, der Sie dieses Amt hier verdanken. Denn die 
Leute haben sich den Wechsel gewünscht – sie haben 
deswegen CDU gewählt –, und sie bekommen die Fort-
setzung der Politik von Claudia Roth. Das kann doch 
nicht sein.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dr. Anna 
Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und sie kriegen nicht nur grüne Politik, sie kriegen auch 
noch Amigo-Politik im Endstadium, CDU-Politik im 
Endstadium, und das, wo Sie doch gerade erst angefan-
gen haben. Wo soll das alles nur enden?

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Johannes Volkmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 

Jetzt kommt die geistig-moralische Wende, 
oder?)

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD, ich 
muss sagen: Ich bin enttäuscht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Stephan Brandner [AfD]: Ach! Haben wir alles 
richtig gemacht! – Weitere Zurufe von der 
AfD: Oh!)

Dass Sie keine Gesetzgebung können, das wissen wir 
schon.

(Stephan Brandner [AfD]: Es geht hier gar 
nicht um Gesetzgebung!)

Dass Sie bei Haushaltsanträgen keinerlei Kreativität zei-
gen, das war uns auch bekannt. Dass Ihre Anträge hand-
werklich meistens ziemlich dürftig sind, das merkt man 
auch nach wenigen Monaten im Parlament.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie viele haben Sie 
denn schon gemacht? Sie haben noch keinen 
einzigen gemacht!)

Aber dass Sie selbst bei Skandalisierung so erbärmlich 
versagen wie heute, das hätte ich nicht gedacht. Ich hätte 
ein Feuerwerk der Skandalisierung erwartet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: Wir 
stehen für sachliche Politik!)

Das war allenfalls ein laues Lüftchen. Ich muss sagen: 
Das müssen Sie noch üben.

(Stephan Brandner [AfD]: Skandalisieren tun 
Sie besser! Stimmt schon!)

Worum geht es hier eigentlich? Ich erkläre das auch für 
die Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal.

Erstens. Wir haben das in dieser Aktuellen Stunde jetzt 
schon mehrfach gehört: Die öffentliche Dokumentation 
politischer Reden ist kein Skandal, sondern gelebte de-
mokratische und publizistische Praxis. Ein Debattenma-
gazin hat Debatten dokumentiert

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Und Texte ge-
klaut! – Zuruf des Abg. Stephan Brandner 
[AfD])

und die Autoren dabei umgangssprachlich als Autoren 
bezeichnet.

(Zuruf des Abg. Otto Strauß [AfD])

Nichts anderes macht übrigens auch unsere Parlaments-
zeitung „Das Parlament“, die wahrscheinlich viele von 
Ihnen in Ihren Kreisgeschäftsstellen ausliegen haben. 
Auch dort gibt es eine Rubrik „Debattendokumentation“. 
Ich bin mir sicher, dass Sie die Zeitung nach dieser Ak-
tuellen Stunde abbestellen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Christoph Birghan [AfD]: 
Beschäftigen Sie sich mal mit Zitatrecht!)
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Zweitens. Der Kulturstaatsminister hatte in seinem 
Amt operativ nichts damit zu tun. Er war redaktionell 
nicht dafür verantwortlich.

Drittens. Das ist für mich der entscheidende Punkt 
dieser Debatte: Acht Jahre lang hat Sie all das nicht ge-
stört, nämlich dass Ihnen „The European“ zusätzliche 
Reichweite zum Beispiel für die Reden von Alice Weidel 
gegeben hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, weil das so gut 
getarnt war! Tarnen, Tricksen, Täuschen war 
das! – Ronald Gläser [AfD]: Das wusste ja 
keiner!)

Sie können jetzt sagen, das sei Ihnen nicht aufgefallen. 
Aber wenn man eine einfache Operatorensuche in den 
sozialen Medien macht, dann stellt man fest, dass 
Beiträge aus „The European“ bereitwillig von Ihren 
Kreisverbänden und von Funktionsträger-Accounts Ihrer 
Landtags- und Bundestagsabgeordneten in den sozialen 
Netzwerken geteilt wurden.

(Zuruf der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])
Das heißt, acht Jahre lang hätten Sie Zeit gehabt, sich 
darüber zu beschweren.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Das macht die 
ganze Sache nicht legal!)

Und das Timing – Frau Dr. Lührmann hat bereits er-
wähnt, dass das erstaunlich ist – verrät mehr über Sie 
als über den Vorgang, den Sie heute versuchen zu skan-
dalisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Denn Sie schreien plötzlich: Textdiebstahl und Skan-
dal. – Ich habe mich gefragt: Woher kommt diese Vehe-
menz? Selbst bei der Vorgängerregierung, bei der Ampel, 
haben Sie keine namentliche Stunde beantragt,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie meinen Aktuelle 
Stunde oder namentliche Stunde?)

die Robert Habeck namentlich genannt hätte, die Claudia 
Roth namentlich genannt hätte, die irgendeinen SPD- 
oder FDP-Minister namentlich genannt hätte.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! Hier auch nicht!)
Das ist also schon was Besonderes. Das machen Sie nur 
beim Kulturstaatsminister Weimer.

(Stephan Brandner [AfD]: Nee! Stimmt doch 
gar nicht!)

Der Eindruck, den Sie bei uns hier erwecken, ist, dass es 
Ihnen lieber ist, dass sich dieses Haus mit der Frage 
beschäftigt, ob der Kulturstaatsminister nicht nachts 
heimlich in die Schweiz fährt, um bei Alice Weidel Ma-
nuskripte vom Tisch zu klauen,

(Martin Erwin Renner [AfD]: Jetzt wird es 
aber peinlich, mein Lieber!)

als mit wichtigen Themen wie Digitalsteuer, künstlicher 
Intelligenz und den Themen, mit denen sich der Kultur-
staatsminister beschäftigt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Christoph 
Birghan [AfD]: Ad hominem können Sie, 
mehr nicht, ne? – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Waren Sie auch schon am Tegernsee? Oder ist 
das die Bewerbungsrede? Da muss er grinsen!)

Sie tun das, was autoritäre Charaktere überall tun: Sie 
diffamieren, um zu isolieren. Ich bin froh, dass die De-
batte heute gezeigt hat – –

(Stephan Brandner [AfD]: Dazu kommen wir 
ja gleich beim nächsten Tagesordnungspunkt!)

– Möchten Sie eigentlich noch eine Zwischenfrage an-
melden, Herr Brandner – Sie hatten heute ja so wenig 
Redezeit –,

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Nein!)

oder wollen Sie die ganze Zeit nur pöbeln?
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn es scheint mir, dass der einzige Debattenbeitrag, 
den Sie hier zum Kultur- und Medienbereich leisten, 
aus der Beschimpfung der handelnden Akteure besteht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Frauke Heiligenstadt [SPD])

Sie beschimpfen einen Kulturstaatsminister, der sich in 
den letzten Monaten wie kein anderer für jüdisches Leben 
in Deutschland starkgemacht hat, der sich für die Platt-
formregulierung mit Digitalkonzernen anlegt.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Sie lenken ab! – 
Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] – 
Abg. Stephan Brandner [AfD] und Dr. Anna 
Rathert [AfD] melden sich zu einer Zwischen-
frage)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage.

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Dazu kommen wir in einer Minute. – Sie beschimpfen 

all diejenigen. Und wenn man sich mit der Politik in der 
Sache auseinandersetzen will, kommt von Ihnen nichts 
anderes als Beschimpfungen und das, was wir üblicher-
weise kennen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Bitte, die Zwischenfrage.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Brandner, können Sie sich mit der Kollegin eini-

gen, wer die Zwischenfrage stellt? Sie haben sich zeit-
gleich gemeldet.

(Stephan Brandner [AfD]: Habe ich nicht ge-
sehen!)

Diese Zwischenfrage lassen wir jetzt noch zu.
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Dr. Anna Rathert (AfD):
Herr Volkmann, wir kennen uns jetzt schon einige Zeit. 

Wir haben uns auch schon ein paarmal im Auswärtigen 
Ausschuss gesehen. Ich habe auch erlebt, wie Sie Lügen 
über uns auskippen, wenn amerikanische Gäste zu Gast 
sind, offizielle Gäste des Bundestages.

(Zuruf von der SPD: „Lügen“ ist unparlamen-
tarisch!)

Ich frage mich manchmal: Zeigen Sie jetzt das wahre 
Gesicht Ihres Großvaters? Oder würde sich Ihr Großvater 
im Grabe umdrehen, wenn er Sie hier erleben würde?

(Stephan Brandner [AfD]: Berechtigte Frage! – 
Zurufe von der CDU/CSU und der SPD – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie peinlich!)

Sie hatten Gelegenheit, lange mit einem Psychologen 
auf dieser Klausurtagung zu sprechen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schäbig!)
Ich wollte gerne wissen: War das ein Arbeits- und Orga-
nisationspsychologe oder ein psychologischer Psycho-
therapeut?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist keine Sachfrage!)

Und hatten Sie Gelegenheit, mit ihm auch mal über das 
psychologische Phänomen der Projektion zu sprechen? 
Denn alles, was Sie uns immer vorwerfen, ist genau 
das, was Sie selbst tun:

(Martin Erwin Renner [AfD]: Ja!)
Sie diffamieren, Sie isolieren, Sie verleumden. Wir dür-
fen nicht vergessen, dass Herr Weimer eine Unterlas-
sungserklärung unterzeichnet hat. Das macht man nicht, 
wenn die Vorwürfe aus der Luft gegriffen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist keine Sachfrage!)

Aber was Sie hier immer gegenüber uns sagen, das sind 
Vorwürfe, die Sie aus der Luft greifen und sich einfach 
ausdenken.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, kommen Sie jetzt bitte zu Ihrer Frage. – 

Im Übrigen erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf dafür, 
dass Sie den Kollegen der Lüge bezichtigen, und zwar 
direkt und persönlich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Da brauchen Sie gar nicht zu lachen, sonst erteile ich 
Ihnen gleich den nächsten Ordnungsruf. Stellen Sie jetzt 
Ihre Frage!

Dr. Anna Rathert (AfD):
Meine Frage ist, ob Sie Gelegenheit hatten, mit dem 

Psychologen einmal über Projektion zu sprechen, und ob 
Ihnen das vielleicht weiterhelfen konnte. Das würde mich 
sehr freuen.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! So manchmal verrutscht bei Ihnen die bürger-
liche Maske, wenn Sie hier faschistische Begriffe wie 
„Sippenhaft“ anwenden,

(Stephan Brandner [AfD]: Hat sie doch gar 
nicht gesagt!)

wenn der Kollege Renner den Bundeskanzler wegen sei-
ner Bemerkungen über die Opfer der Shoah lächerlich 
macht und über Weinerlichkeit spricht und wenn der Kol-
lege Gläser davon spricht, dass hier ein antifaschistischer 
Schutzwall errichtet wurde, bei dem wohlgemerkt Men-
schen erschossen wurden.

(Zuruf des Abg. Martin Erwin Renner [AfD])

Man merkt bei solchen Wortbeiträgen wie Ihren, wes 
Geistes Kind Sie sind. Ich bin froh, dass, solange Wolf-
ram Weimer in diesem Stuhl sitzt und die Parteien der 
politischen Mitte hier die Mehrheit bilden, Sie niemals 
Zugriff auf Machtressourcen in diesem Land haben wer-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Christoph Birghan [AfD]: 
Vielleicht ist er schneller weg, als er denkt!)

Und weil Sie die Vereinigten Staaten angesprochen 
haben: Ich finde es schon bemerkenswert, dass sich die 
Kollegin von Storch bei „Markus Lanz“ in die Talkshow 
setzt und dort freigiebig zugibt, dass man dem Vizeprä-
sidenten der Vereinigten Staaten Namenslisten mit poli-
tischen Gegnern der AfD übergeben hat.

(Zuruf von der AfD: Das macht ihr alle! – 
Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Ich glaube, dass das sehr viel über den Charakter Ihrer 
Partei und den Zweck dieser Debatten in diesem Haus 
zeigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jeder unternehmerisch tätige Deutsche sollte wissen, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssten zum Schluss kommen, bitte.

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
– an welchen Maßstäben die AfD ihr Handeln misst, 

nämlich nicht an denen von Recht und Gesetz, sondern an 
denen von weltanschaulicher Loyalität. Sie haben sich 
entschieden, diese Debatte dann einzuberufen, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie müssen zum Schluss kommen, bitte.

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
– mache ich; ich bin beim letzten Satz –, als Staats-

minister Weimer nicht mehr in Ihrem politischen Sinne 
gehandelt hat. Sie hatten Hoffnung.
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, kommen Sie jetzt bitte zum Schluss!

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Er hat sie enttäuscht. Deswegen skandalisieren Sie 

hier. Selbstverständlich stellen wir uns dagegen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache zu diesem Debat-

tenpunkt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Tobias Matthias Peterka, Thomas 
Fetsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Staatliche Finanzierung der Amadeu Antonio 
Stiftung aus Bundesmitteln beenden

Drucksache 21/2709
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die AfD-Fraktion Stephan 
Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Steuer-

geldvampirismus in der Regierung war gerade das The-
ma. Jetzt kommen wir zum Steuergeldvampirismus in der 
Zivilgesellschaft, und da sind wir natürlich sehr schnell 
bei der Amadeu Antonio Stiftung. Pinke Pille, der Anti-
feminismus-Monitor, Regenbogenschutzfonds – das alles 
und noch viel mehr Unsinn sind Projekte und Publikatio-
nen, die den Steuerzahler ungefähr 3 Millionen Euro von 
seinem hart verdienten Geld kosten, das der Antonio 
Amadeo Stiftung zufließt, die dann solche Projekte ver-
zapft.

Die Hauptaufgabe der Amadeu Antonio Stiftung liegt 
neben diesen komischen Projekten im Einsammeln von 
Steuergeld. Wie ein Braunkohlebagger pflügt und gräbt 
sich diese Stiftung durch die Förderlandschaft; ich habe 
mir überlegt, dass man das ganz gut so formulieren kann.

(Beifall bei der AfD)

Über 20 Zuwendungsgeber der öffentlichen Hand in 
Bund, Ländern und Gemeinden wurden allein 2024 er-
folgreich angezapft – sagt das Lobbyregister des Deut-
schen Bundestages; keine Erfindung von uns –, darunter 
Familien-, Bildungs-, Innen-, Justizministerium, Bundes-

zentrale für politische Bildung, Bundesbeauftragte für 
dies und das und viele andere mehr – und wofür, frage 
ich mich.

Hier, links von der ja durch und durch demokratischen 
AfD-Fraktion

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
sitzt die geballte links-woke weniger demokratische 
Schickeria, und da nutze ich mal die Chance, eine Frage 
zu stellen: Gibt es irgendein Projekt, eine einzige Maß-
nahme der zig Millionen teuren Amadeu Antonio Stif-
tung, die Deutschland auch nur ein kleines Stückchen 
besser gemacht hätte?

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Zusammen 
gegen Judenhass! Wie finden Sie das?)

Nix, nix! Sogar von den Experten von links kommt 
nichts. Das unterstreicht doch unseren Ansatz, dass die 
Amadeu Antonio Stiftung so was von entbehrlich ist, 
wenn nicht mal Ihnen hier als das geballte Gewissen 
und Wissen der linken Schickeria etwas dazu einfällt.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Unionsfraktion. Lassen Sie die zu?

Stephan Brandner (AfD):
Na klar, immer gerne, wenn Sie die Uhr anhalten.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Herr Brandner, Sie haben gerade gefragt, welche Maß-

nahme zum Beispiel Deutschland ein bisschen voran-
gebracht hat. Wie finden Sie die Kampagne „Jetzt du! 
Wir zusammen.“ gegen Antisemitismus und Judenhass? 
Sind Sie der Meinung, dass eine Kampagne gegen Anti-
semitismus Deutschland nicht voranbringt?

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Stephan Brandner (AfD):
Ja, das können Sie so sehen. Aber ich habe ja nicht 

mich gefragt, welche Aktion mir besonders gut gefällt, 
sondern ich habe Sie gefragt, und da ist Ihnen offenbar 
nichts anderes eingefallen.

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Dann haben Sie sich an den Google-Automaten gesetzt 
und in die Tasten gehauen. Also, das war sehr durch-
sichtig.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Keine 
Antwort!)

Ich dachte, hier kommen spontane Zurufe. Mit einer ge-
wissen Zuarbeit kriegt man so was natürlich hin.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Also, wir halten hier keine Zwiesprache; das ist das 

eine.
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Als Zweites will ich an dieser Stelle sagen – die Rede-
zeit ist noch angehalten –: Wir stellen hier grundsätzlich 
keine Fragen, auf die wir keine Antworten erwarten, 
wenn wir hier im Plenum sprechen, Herr Kollege 
Brandner; vielleicht so viel dazu.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ein rheto-
risches Mittel! Entschuldigung!)

– Na ja, das war, so wie es formuliert war, kein rhetori-
sches Mittel, und ich darf an dieser Stelle darauf hinwei-
sen, dass es so natürlich nicht geht.

Stephan Brandner (AfD):
Sie sind die Präsidentin, Sie dürfen auf alles hinweisen, 

Frau Lindholz.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, gegründet von der ehema-
ligen Stasispitzelin Anetta Kahane führt diese Stiftung 
seit vielen Jahren eine Tradition der Stasi/SED – linke 
Repression, Bespitzelung, Einrichtung von Meldestellen, 
Manipulation und Zersetzung – weiter. Inzwischen agiert 
und agitiert – jetzt hört von der CDU gut zu! – diese 
Stiftung, diese vermeintliche Wunderwaffe gegen rechts, 
sogar offen gegen die Union,

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
spricht von rassistischen Ressentiments und rechtsextre-
mistischen Positionen, die die Union vertreten soll. Und 
Sie fördern trotzdem weiter in der devoten und naiven 
Hoffnung, es wird mal irgendwann besser. Es wird nicht 
besser werden, sage ich Ihnen.

Der Spruch „Links ist vorbei“ von Friedrich Merz war 
auch ein Schuss in den Ofen. Links ist nicht vorbei. Sie 
buttern viel mehr Geld in die Stiftung, als sie jemals 
zuvor bekommen hat. Wem fällt da nicht der Spruch 
ein: „Lügen haben kurze Beine, Friedrich zeig, wie lang 
sind deine“?

(Wolfgang Dahler [CDU/CSU]: Unglaub-
lich! – Zurufe von der SPD: Oh! Oh!)

Er zeigt sie und geht dann aufrecht unter den Teppich. 
Verstehen Sie? Das ist Friedrich Merz!

Meine Damen und Herren, die Schattenkultur der 
linken NGOs muss trockengelegt werden – „Schatten-
kultur“ ist ein Begriff der CDU –, aber Sie wollen es 
nicht. Sie wollen es deshalb nicht, weil Sie alle in diesem 
Stiftungsrat irgendwie vertreten sind: SPD, Grüne, Linke, 
FDP-Vertreter findet man dort, auch den schon mehrfach 
politisch gescheiterten Thüringer Verfassungsschutzchef 
findet man dort; einen Sozialpädagogen, der offenbar 
beruflich nicht ausgelastet ist und die Stiftung berät.

Dann ist die Stiftung auch für Sammelaktionen von 
Spenden berühmt-berüchtigt, Stichwort „Rammstein- 
Sänger“. Für Opfer sexueller Gewalt wurden 
800 000 Euro eingesammelt. Das Geld ist irgendwie ver-
sickert und wird nicht wieder herausgerückt, obwohl sich 
kein einziges Opfer gemeldet hat, meine Damen und 
Herren.

(Clara Bünger [Die Linke]: So ein Quatsch! 
Informieren Sie sich doch mal, Herr 
Brandner!)

Es gibt eine Spitzelstelle Antifeminismus – sogar 
Dorothee Bär sieht das Ganze kritisch – und, und, und.

So, ich komme zum Ende. Wir von der AfD sind keine 
Verbotspartei. Wir wollen die Stiftung natürlich nicht ver-
bieten. Wir legen aber großen Wert darauf, dass diese 
Stiftung sich eigenfinanziert.

(Beifall bei der AfD)
Und sie hat gestern damit angefangen. Sie hat im Vorgriff 
zu heute schon eine Spendenaktion ins Leben gerufen. 
Das habe ich mit großer Freude zur Kenntnis genommen. 
Also: Lasst die Stiftung Spenden sammeln, aber lasst den 
deutschen Steuerzahler mit so einem links-grünen woken 
Unsinn –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Brandner, kommen Sie bitte zum Schluss.

Stephan Brandner (AfD):
– und solchen linksextremistischen Stiftungen in Ruhe.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich will an dieser Stelle sagen: Die Unterstellung, dass 

der Bundeskanzler lügt, rüge ich.
(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 

AfD: Hä?)
– Doch, das ist genau so gesagt worden; das Zitat lässt 
sich im Protokoll auch so wiederfinden.

Ich sitze hier seit 20 Minuten und weiß nicht, ob Sie 
heute Abend so weitermachen wollen, den Kollegen per-
manent Lügen zu unterstellen. Ich finde das auf jeden Fall 
äußerst unparlamentarisch, wenn ich ganz ehrlich sein 
soll. So geht es irgendwie auch nicht. Man kann die 
Dinge auch anders formulieren.

So, der nächste Redner in dieser Debatte ist für die 
Unionsfraktion Marvin Schulz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Marvin Schulz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen! Meine Herren! Man soll das Werkzeug nicht 
zerstören, nur weil einem das Werk nicht gefällt – so 
soll zumindest sinngemäß dereinst Johann Wolfgang 
von Goethe gesprochen haben. Ich finde, das ist ein klu-
ger Gedanke, sagt er doch im Wesentlichen Folgendes: 
Auch bei Kritik gilt es, Maß und Mitte zu bewahren. 
Insofern sage ich zu Beginn der Debatte über diesen An-
trag für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Zivilgesell-
schaftliches Engagement begrüßen wir, politischen Ak-
tivismus lehnen wir ab, und, meine Damen und Herren, 
beides ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir sprechen heute über die Amadeu Antonio Stiftung, 

eine Stiftung, die seit vielen Jahren Projekte gegen Anti-
semitismus, gegen Rechtsextremismus und gegen Rassis-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                                                                                                                                                                                              4433 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsidentin Andrea Lindholz 



mus unterstützt. Die Gelder kommen aus dem Bundes-
haushalt unter anderem für ein Förderprogramm, für das 
ich Berichterstatter im Deutschen Bundestag sein darf.

Ich sage in aller Offenheit: Es gibt Kritik an der Arbeit 
dieser Stiftung. Es gibt Diskussionen zu einzelnen Pro-
jekten, zu Formulierungen, zur politischen Schlagseite. 
Ich finde im Übrigen, dass man diese Kritik äußern darf, 
vielleicht sogar muss; denn Demokratie braucht Trans-
parenz. Insofern ist es überhaupt kein Problem, heute 
diese Debatte zu führen. Ich sage aber auch: Es gibt einen 
Unterschied zwischen berechtigter Kritik und pauschaler 
Ablehnung, und Ihr Antragstext, meine Damen und Her-
ren, scheint mir die feinen Unterschiede verwischen zu 
lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Antrag, den Sie eingebracht haben, adressiert vorder-
gründig die haushalterische Situation; in ihm schwingt 
aber auch politische Ablehnung mit.

(Stephan Brandner [AfD]: Ein wenig!)

Ich gestehe ganz offen, dass ich Teile des Demokratie-
förderprogramms, über das wir auch in einem anderen 
Kontext sprechen, durchaus kritisch sehe. Dennoch, 
meine Damen und Herren, will ich in aller Deutlichkeit 
warnen: Die finanzielle Förderung zivilgesellschaftlichen 
Engagements ist kein Stromkreis, den wir nach Belieben 
abschalten können, nur weil uns das Licht nicht gefällt.

(Zurufe von der AfD: Doch!)

Man könnte wahrscheinlich auch sagen, dass der Miss-
brauch durchaus abzustellen ist. Wir dürfen dabei den 
Gebrauch nur nicht zerstören, wohl aber neu justieren.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der Gebrauch ist 
Missbrauch!)

Bildungsministerin Prien hat zuletzt in der vergange-
nen Woche hier im Plenarsaal gesagt, dass sie die Arbeit 
des Demokratieförderprogramms und damit auch alle in 
ihm enthaltenen Maßnahmen, auch die Fördermaßnah-
men der Stiftung, auf den Prüfstand stellen wird. Sie 
wird im Übrigen auch neue Schwerpunkte setzen – 
Schwerpunkte, die im Jahr 2025 aktueller nicht sein 
könnten: Antisemitismus zum Beispiel; Antisemitismus 
in Zeiten, in denen jüdische Mitbürger hier in Berlin – 
und das will ich mal als Berliner Abgeordneter sagen – 
sich teilweise nicht einmal mehr ohne Polizeischutz auf 
die Straßen wagen können.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Seit 2015! – 
Stephan Brandner [AfD]: Und woran liegt 
das? Hätten Sie mal 2015 die Grenzen nicht 
aufgemacht!)

Insofern ist es durchaus richtig, dass die Ministerin da die 
Schwerpunkte setzt.

Ich nehme im Übrigen auch zur Kenntnis, dass die hier 
diskutierte Stiftung in der Vergangenheit Projekte gegen 
Antisemitismus durchgeführt hat,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

dass sie sich klar zum Existenzrecht des Staates Israels 
bekennt, dass sie sich starkmacht gegen Antisemitismus.

(Stephan Brandner [AfD]: Wird man jetzt da-
für schon gelobt, oder was?)

Und wenn ich hier auf die linke Seite des Saals schaue, 
dann nehme ich auch zur Kenntnis, dass der Common 
Sense im Hinblick auf Antisemitismus noch nicht einmal 
über alle Fraktionen geht. Insofern finde ich die Projekte 
gut. Ich finde die Überprüfung genauso richtig, die jetzt 
stattfinden wird. Ich sage aber auch: In einem Rechtsstaat 
können wir nicht von heute auf morgen pauschal einfach 
abschalten.

Insofern will ich vielleicht einmal zusammenfassen 
mit Blick auf den Antrag und mit Blick auf das Pro-
gramm, das ja hier auch zur Diskussion steht: Kritik ja, 
Kontrolle selbstverständlich, aber Vorverurteilung nicht. 
Ich wünsche mir Demokratieförderung, die zukünftig 
präziser, zielgerichteter ist.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wo ist denn gute 
Demokratieförderung?)

Aber wer pauschal abstellen möchte, der beschädigt. Und 
wir sollten das Werkzeug nicht zerstören, nur weil uns 
das Werk nicht gefällt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Amen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist Misbah Khan 

für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Versuch, unabhängige Organisationen 
zum Schweigen zu bringen, folgt einem klaren Muster:

(Beatrix von Storch [AfD]: Unabhängig? Him-
mel, Herrgott! – Stephan Brandner [AfD]: Die 
sollen nicht schweigen, die sollen nur selber 
zahlen! Mehr wollen wir doch gar nicht!)

dem autoritären Versuch, unsere Freiheit und unsere De-
mokratie anzugreifen. Und die AfD-Fraktion erklärt mit 
diesem Antrag die komplette demokratische Zivilgesell-
schaft zum Feind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken)

Uns allen ist klar, dass die Amadeu Antonio Stiftung 
hier an dieser Stelle nur ein Symbol ist: ein Symbol für all 
jene Organisationen, die sich in diesem Land einsetzen 
für unsere Demokratie und für unsere Gesellschaft.

(Stephan Brandner [AfD]: Für linken Unsinn!)
Was heute für die Stiftung gefordert wird von der AfD, 
das könnte morgen genauso gut für andere Organisatio-
nen gefordert werden: für die Konrad-Adenauer-Stiftung, 
für die Landjugend, für den Zentralrat der Jüdinnen und 
Juden, für den Bauernverband oder für das Anne Frank 
Zentrum.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Kein Bürger 
würde freiwillig Geld geben für einen solchen 
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Unsinn! – Stephan Brandner [AfD]: Andere 
Stiftungen bekommen noch mehr!)

Wer heute einen Teil der Zivilgesellschaft angreift, der 
greift morgen den nächsten an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Und es wird nicht aufhören, bis alle Stimmen, die unlieb-
sam sind, zum Schweigen gebracht worden sind. Das ist 
das autoritäre Muster, das wir in diesem Land nicht zu-
lassen dürfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Die AfD weiß genau, dass sie nur durch Spaltung an 
die Macht kommen kann, und sie lebt von den Feind-
bildern, die sie in einer erschreckenden Effizienz produ-
ziert.

(Zuruf von der AfD)
Ihr Ziel ist klar: dieses Land zu zerreißen, Vertrauen zu 
zerstören, Konflikte zu schüren und Debatten so zu ver-
härten, dass die AfD mit ihrer extremen Agenda – die 
richtet sich gegen große Teile der Bevölkerung, die unter 
dieser Agenda deutlich leiden würden – breit getragen 
würde.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Muster hat in unserem Land schon einmal er-
folgreich funktioniert.

(Stephan Brandner [AfD]: Was erzählen Sie 
denn da? In der DDR oder wo?)

– Herr Brandner, vielleicht hören Sie jetzt zu. – Vor genau 
87 Jahren, fast auf den Tag genau, fanden die November-
pogrome statt, eines der düstersten Kapitel unserer Ge-
schichte: ein Teil der Geschichte, in der eine ganze Be-
völkerungsgruppe zum Feind erklärt worden ist. Und die 
Konsequenzen des fehlenden Widerstands haben wir bis 
heute noch zu tragen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genauso ist es!)

Rund um den 9. November organisieren unzählige 
Menschen in diesem Land Veranstaltungen zum Kampf 
gegen Antisemitismus und versuchen, sie mit Leben zu 
füllen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles Heuchelei!)
Eine der Organisationen, die für diese Gedenkarbeit ein 
zentrales Gerüst bildet, wird heute in diesem Antrag deut-
lich von Ihnen angegriffen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Antisemitismus 
kommt von links! Sagt der israelische Bot-
schafter!)

Gemeinsam mit dem Anne Frank Zentrum organisiert die 
Amadeu Antonio Stiftung jährlich die Bildungs- und die 
Aktionswochen gegen Antisemitismus.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Machen Sie das 
mal in Neukölln, Ihre Aktionswochen!)

Allein in diesem Jahr sorgte diese Initiative dafür, dass an 
über tausend Standorten in Deutschland der Kampf gegen 
Antisemitismus sichtbar wurde.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles Heuchelei!)
Und angesichts der Tatsache, dass man der AfD vieles 
vorwerfen kann, aber sicher nicht, dass sie die Bedeutung 
von historischen Daten nicht versteht, ist dieser Angriff 
auf eine Organisation, die sich gerade für die Aktions-
wochen gegen Antisemitismus in diesem November ein-
setzt, an Bösartigkeit und Menschenverachtung kaum zu 
überbieten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Dr. Götz Frömming [AfD]: Oh, jetzt 
schämt euch!)

Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich meinen 
Blick abwenden von der AfD und hinwenden zur Frak-
tion des Bundeskanzlers. Die Debatte heute lässt sich 
nicht nur auf die AfD verkürzen. Der Hass, der sich gegen 
unsere demokratische Zivilgesellschaft richtet, würde nur 
einen Bruchteil an Wirkung entfalten, wenn nicht andere 
sich immer wieder gerne von der AfD vor den Karren 
spannen lassen würden. Im Februar dieses Jahres, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Union, haben Sie sich ent-
schieden, sich an einer massiven Misstrauenskampagne 
gegen die demokratische Zivilgesellschaft zu beteiligen. 
Es war Ihre Fraktion, die mit 551 Fragen zur Amadeu 
Antonio Stiftung und zu 13 anderen NGOs versucht 
hat, Zweifel zu säen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das war mal 
sinnvolle Oppositionsarbeit!)

Wir dürfen das nicht zulassen! Populistische Kräfte ar-
beiten gegen die Zivilgesellschaft, weil sie sie klein ma-
chen wollen, wenn sie sie nicht sogar zerstören wollen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mein letzter Satz. – Die Verantwortung, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, dies zu verhindern, die tragen wir 
alle gemeinsam. Wir müssen die Vielfalt der Stimmen in 
diesem Land stärken.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Felix Döring 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Felix Döring (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist kein Zufall, 
dass die AfD diesen Angriff auf die Amadeu Antonio 
Stiftung hier heute startet.
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(Beatrix von Storch [AfD]: Das stimmt! – 
Stephan Brandner [AfD]: Genau!)

Denn die Stiftung hat schon sehr früh und schon sehr klar 
herausgearbeitet, was der Verfassungsschutz jetzt auch 
einige Zeit später bestätigt hat: Sie sind gesichert rechts-
extrem.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vom Rechtsextremismus geht die größte Gefahr für un-
sere Gesellschaft aus. Das teilen übrigens auch weite 
Teile der Bevölkerung.

(Beatrix von Storch [AfD]: Immer weniger!)
In der jüngst erschienenen repräsentativen Umfrage 

der Friedrich-Ebert-Stiftung zur Mitte-Studie –
(Zuruf von der AfD: Friedrich-Ebert-Stiftung! 

Super!)
– ich weiß, dass Sie das nicht so gut finden; die arbeiten ja 
wissenschaftlich, damit haben Sie es nicht so sehr –

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

sagen 70 Prozent aller Befragten: Ich finde es bedrohlich, 
dass der Rechtsextremismus in diesem Land zunimmt. – 
Und weitere 61 Prozent sagen dort: Es braucht mehr 
politische Bildung gegen den Rechtsextremismus. – 
Und genau daran arbeitet die Amadeu Antonio Stiftung.

(Zuruf von der AfD: Das sind Suggestivfragen! 
Kennen Sie das?)

Deshalb gehören ihre Mittel nicht weggestrichen, son-
dern aufgestockt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Sie unterstellen ihr eine Nähe zum Extremismus und 
liefern dazu keinen einzigen Beleg.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir unterstellen die 
nicht! Die ist da!)

Ganz im Gegenteil: Sie listen seitenlang auf, welche Pro-
jekte gefördert werden und machen damit eines ganz klar: 
Die geförderten Projekte sind öffentlich einsehbar, sie 
sind fachlich geprüft, und sie sind wissenschaftlich eva-
luiert.

(Stephan Brandner [AfD]: Von wem denn?)
Deshalb werden wir es nicht zulassen, dass Sie hier stän-
dig versuchen, unsere demokratische Zivilgesellschaft in 
Misskredit zu bringen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie argumentieren weiterhin mit der DDR-Vergangen-
heit der ehemaligen Vorsitzenden Anetta Kahane. Die ist 
übrigens längst aufgearbeitet, und Frau Kahane gehört 
auch schon längst nicht mehr der Stiftung an. Aber 
wenn das ausreichen soll, um die Finanzierung einzustel-
len, und Sie auch nicht mit zweierlei Maß messen wollen, 

dann müssen Sie doch angesichts der Tatsache, dass die 
meisten verurteilten Straftäter aus Ihrer Fraktion kom-
men,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Rentner hun-
gern, und Sie bedienen Ihre Klientel!)

zwangsläufig zum Ergebnis kommen, dass Ihnen nicht 
nur die Mittel gestrichen gehören, sondern auch, dass 
Sie als Partei verboten gehören, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: So viel zum Thema Vielfalt! 
Das ist peinlich, was Sie da sagen!)

Sie behaupten weiterhin, die Amadeu Antonio Stiftung 
sei nicht neutral. Ich habe es schon ganz oft von hier 
vorne gesagt: Demokraten können nicht neutral sein ge-
genüber dem Rechtsextremismus, so wie die Feuerwehr 
auch nicht neutral sein kann gegenüber einem Wohnungs-
brand.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Die Amadeu Antonio Stiftung arbeitet Tag für Tag dafür, 
dass es weniger brennt, während Sie Tag für Tag dafür 
arbeiten, dass ein Feuer nach dem nächsten gelegt wird.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das haben Sie 
gelegt!)

Und genau deshalb gehört die Amadeu Antonio Stiftung 
auch weiter unterstützt, und Sie gehören verboten.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Clara Bünger.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die AfD hetzt über Minderheiten, gegen Asyl-
suchende und Menschen mit Migrationshintergrund, ver-
breitet Antisemitismus und Rassismus, relativiert die 
Verbrechen des Nationalsozialismus und stellt organi-
sierte Rechtsextremisten als Mitarbeiter ein, sogar ver-
urteilte Gewalttäter.

(Stephan Brandner [AfD]: Bingo! Bingo! 
Bingo! Jetzt haben wir alles untergebracht!)

Die AfD ist die größte Gefahr für unsere Gesellschaft.
(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb ist es wich-

tig, dass Initiativen und Organisationen wie die Amadeu 
Antonio Stiftung sich für den Erhalt und die Verteidigung 
von Grundrechten und Demokratie einsetzen. Und es ist 
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richtig, dass diese Organisationen für ihre Arbeit auch 
finanzielle Unterstützung bekommen; denn Demokratie 
gibt es eben nicht zum Nulltarif.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: 
Das ist keine Arbeit, das ist Agitation! – Zuruf 
der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Amadeu António Kiowa war ein junger Mann aus 
Angola, der 1990 in Eberswalde von Neonazis zu Tode 
geprügelt wurde. Er war eines der ersten bekannten To-
desopfer rechter Gewalt nach der Wiedervereinigung.

(Zuruf des Abg. Dr. Christoph Birghan [AfD])
Und die AfD hat heute die Chuzpe, die Stiftung, die 
seinen Namen trägt, anzugreifen. Ich erwarte, dass Ini-
tiativen, die solchen Angriffen ausgesetzt sind, entschie-
den verteidigt werden! Von allen Demokratinnen und 
Demokraten in diesem Land und in diesem Haus und 
natürlich auch von der Union.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: 
Sie können ja spenden!)

Sehr geehrte Damen und Herren, der Antrag der AfD 
zeigt, wie sie mit Widerspruch umgeht. Sie spricht gern 
von Meinungsfreiheit; gemeint ist: Freiheit nur für die 
eigene Meinung.

(Felix Döring [SPD]: So ist es!)
Wer der AfD widerspricht, wird angegriffen, ein-
geschüchtert

(Stephan Brandner [AfD]: Ihr habt ja meistens 
recht!)

oder, wie Herr Brandner schon mal sagte: am liebsten per 
Haftbefehl verfolgt.

Der AfD geht es hier nicht darum, Geld zu sparen. Es 
geht ihr darum, zivilgesellschaftliche Strukturen an-
zugreifen und zu vernichten. Seit Jahren versucht die 
AfD, demokratische Institutionen, die sich gegen Rassis-
mus, Antisemitismus und Rechtsextremismus einsetzen, 
als „nicht neutral“ oder „extremistisch“ darzustellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie können doch gar 
nicht neutral sein! Das hat Ihr Vorredner ge-
sagt! Sie widersprechen sich gegenseitig!)

Dahinter steckt eine politische Strategie: Die AfD will 
unliebsame Bildungsarbeit delegitimieren – und jene 
Stimmen zum Schweigen bringen, die ihre national-völ-
kische Ideologie aufdecken.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und deshalb haben Sie von der AfD auch Angst vor 
Organisationen wie der Amadeu Antonio Stiftung, weil 
sie das tun, was Sie am meisten fürchten: aufklären, do-
kumentieren und widersprechen.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Steuergeld 
verschwenden!)

Aus diesem Grund brauchen wir sie.

(Stephan Brandner [AfD]: Die AfD brauchen 
Sie!)

Und wir brauchen ein Demokratiefördergesetz,

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

damit Initiativen, die sich entschlossen gegen Rechts-
extremismus einsetzen, dauerhaft abgesichert sind.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Konrad Körner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Worum geht es bei Demokratie- und Medien-
förderung? Es geht um Vielfalt, um Vielfalt in den Mei-
nungen. Deswegen, Frau Kollegin Bünger, achten wir 
übrigens sehr darauf, dass jede Art von Extremismus 
bekämpft wird, dass all das gefördert wird, wodurch 
Links- oder Rechtsextremismus oder religiöser Extremis-
mus wirksam bekämpft wird. Das haben Sie in Ihrer Rede 
gerade mal wieder vergessen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Clara Bünger [Die Linke]: Nee, nee! – Beatrix 
von Storch [AfD]: Islamismus in Deutsch-
land!)

Ich halte es für sehr befremdlich, wenn die AfD sich jetzt 
einen einzelnen Förderempfänger herauspickt, den sie 
mundtot machen will. Aber natürlich verfängt das erst 
einmal.

(Zuruf des Abg- Gereon Bollmann [AfD])

Manche Sachen, die von der Amadeu Antonio Stiftung 
veröffentlicht werden, oder manche Aussagen, die dort 
gemacht werden, finde ich persönlich auch schwer erträg-
lich.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)

Wenn dort zum Beispiel Jan Fleischhauer und Manuel 
Ostermann – aufrechte konservative Demokraten –

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

als „bekannte Scharfmacher“ bezeichnet werden, dann ist 
das aus meiner persönlichen Sicht inakzeptabel. Zu leicht 
vermischt sich dort die Grenze zwischen Aufklärung und 
politisch linker Agitation. Aber nur weil wir persönlich 
manche Dinge ablehnen, vielleicht auch mutmaßlich mit 
einigen, die dort arbeiten, politisch nicht übereinstim-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                                                                                                                                                                                              4437 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Clara Bünger 



men, schreibe ich noch keinen völlig abstrusen Antrag, in 
dem ich fordere, denen einfach den Geldhahn zuzudre-
hen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie schreiben gar 
keinen Antrag! Die Statistik weist keinen aus!)

Dieser Antrag, wie er hier vorliegt, zeigt sehr schön 
auf, wo die Unterschiede zwischen uns und Ihnen liegen, 
die Unterschiede zwischen anständiger, manchmal viel-
leicht langweiliger bürgerlicher Politik und dem extre-
men, plumpen, geifernden Narrenschiff wie Ihrem, das 
uns nur in den Abgrund führen kann:

Erstens. Sie pauschalieren. Sie machen sich nicht ein-
mal die Mühe, zu differenzieren. So erhält die Stiftung ja 
gar keine institutionelle, also grundsätzliche Förderung, 
sondern nur eine Förderung für einzelne Projekte.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Das bedeutet: Diese Stiftung rechnet projektbezogen ab, 
erhält die Unterstützung also nur für den konkreten Fall.

Und es gibt da Projekte, bei denen man streiten kann, 
ob sie notwendig sind, ob sie den Anforderungen der 
Haushaltsordnung entsprechen. Aber so tief gehen Sie 
gar nicht, mit so vielen Details muss man Sie gar nicht 
belästigen.

(Zuruf von der AfD: Muss man auch nicht!)
Denn ob ein Projekt seinen Förderbestimmungen wider-
spricht, das muss überprüft werden, damit abgerechnet 
werden kann. Das tut das Bildungsministerium bereits, 
und ich freue mich, dass unsere Bildungsministerin das 
auch angekündigt hat, übrigens völlig unabhängig vom 
Einzelfall.

Aber wir haben es ja gerade gehört: Für Herrn 
Brandner ist das grundsätzlich der Feind. Eine Kampagne 
gegen Antisemitismus und Judenhass, da weiß er nicht so 
richtig, ob das jetzt gut ist. Ist das Ihr Verständnis von 
Demokratie? Man sieht also schnell: Pauschalieren al-
leine reicht nicht. Sollten wir deswegen grundsätzlich 
eine Organisation in Bausch und Bogen im Bundestag 
an den Pranger stellen? Nein, das macht man nur in Auto-
kratien, wo man Volksfeinde braucht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Sind wir jetzt eine Autokratie, oder 
was?)

– Nein, aber Sie bedienen sich des Handwerkskastens da 
sehr gut, Herr Brandner.

(Gereon Bollmann [AfD]: Das ist doch alles 
öffentlich, haben Sie gesagt!)

Zweitens. Sie denunzieren. Das ist Ihr zweiter Fehler. 
Natürlich wird in Ihrem Antrag eine Person mit dezidiert 
jüdischem Glauben mal so nebenbei erwähnt, damit man, 
wenn man es liest, etwas darüber nachdenkt. Und natür-
lich wird da nur von einer umstrittenen Stiftung gespro-
chen. Eine Stiftung darf umstritten sein, wie sie will, auch 
die Unionsfraktion kann sie kritisieren. Aber können Sie 
konkrete Aussagen darüber machen, bei welchen Projek-
ten etwas schiefgegangen ist, bei welchen Projekten ge-
gen Förderauflagen verstoßen worden sein soll? Fehlan-
zeige! Die Arbeit machen Sie sich nicht mal. Setzen, 
sechs!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der AfD: Dagegen 
kann man doch gar nicht verstoßen!)

Ihr Antrag ist eine Ansammlung von Google-Such-
ergebnissen. Aber Hinweise auf Fehlverhalten? Fehlan-
zeige! Da muss ich sagen: Wenn Sie eine Organisation 
kritisieren wollen, dann können Sie doch nicht einen An-
trag schreiben ohne einen einzigen richtigen Vorwurf. Sie 
geben doch dieser Organisation sogar noch einen Persil-
schein.

Das ist der Unterschied zwischen bürgerlicher und ra-
dikaler Politik: Wir differenzieren zwischen Projekten, 
die wir vielleicht nicht gut finden, wo wir politisch 
auch andere Schwerpunkte setzen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Das tun Sie nicht einmal. Den Leuten aufs Maul schauen, 
nicht nach dem Mund reden! Die Kunst ist es, den 
Stammtisch und die Meinungen in Gesetze oder in An-
träge zu gießen. Sie versagen bei dieser Übersetzungs-
leistung wieder kläglich.

Drittens. Sie radikalisieren. Sie radikalisieren auch in 
diesem Antrag.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja!)
Denn Sie sollten wissen, dass bei projektbezogener För-
derung Förderbescheide ausgestellt werden. Diese sind 
über die Projektdauer bindend. Es besteht kein Anspruch 
auf Förderung, aber wenn die Förderung einmal bewilligt 
ist, besteht ein Anspruch auf Zahlung. Deswegen sind die 
aktuellen Förderungen gar nicht disponibel. Der Staat 
kann, wie Sie fordern, für 2026 nicht einfach alle Zah-
lungen einstellen.

Das ist in einem Rechtsstaat übrigens eine Selbstver-
ständlichkeit.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
– Haben Sie Wortfindungsschwierigkeiten, Herr 
Brandner? Das kennt man von Ihnen sonst gar nicht. – 
Wenn eine Regierung eine verbindliche Zusage gibt, ist 
dieses Projekt zu fördern. Wenn Festlegungen getroffen 
werden, muss sich der Staat an sein Versprechen halten.

Diese Art, zu leben, zu verteidigen, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
– das ist die Aufgabe staatlicher Förderung. Deswegen 

brauchen wir eine ausgewogene Demokratieförderung. 
Rechtsstaatlich bedenklich tieffliegende Anträge brau-
chen wir nicht.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bevor ich zum nächsten Redner komme, möchte ich 

gerne noch einen Hinweis in Richtung von Frau Bünger 
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geben. – Liebe Frau Bünger, Sie haben vorhin bei Ihrer 
Rede sehr ausführlich gestikuliert. Das ist grundsätzlich 
in Ordnung. Aber wir zeigen nicht mit dem Finger auf 
andere. Ich sage nur: Es war grenzwertig. Schauen Sie es 
sich noch mal an. Beim nächsten Mal gibt es dafür von 
meiner Seite einen Ordnungsruf.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

– Ja, in Richtung AfD. Schauen Sie sich einfach Ihre 
Rede noch einmal an. Ich würde es jetzt hier nicht so 
deutlich sagen, wenn es nicht grenzwertig gewesen wäre. 
Ich habe vorhin davon abgesehen, das zu sagen. Wir 
können gerne auch mit Gesten reden, aber wir zeigen 
nicht mit den Fingern auf andere. – So, ich hoffe, das 
ist jetzt klar.

Dann kommen wir jetzt zur AfD-Fraktion. Der nächste 
Redner in dieser Debatte ist Gereon Bollmann.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! „An ih-

ren Früchten sollt ihr sie erkennen“, heißt es im Mat-
thäusevangelium. Wie sehen nun die Früchte der Amadeu 
Antonio Stiftung aus, jener Stiftung, die sich eigenstän-
dig mit den Fragen der politischen Willensbildung be-
fasst, einer Stiftung, deren Gemeinnützigkeit bisher nicht 
aberkannt wurde, obwohl dies kontinuierlich gegen die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs verstößt? Diese 
Stiftung hat sich dem Kampf gegen rechts verschrieben, 
was auch immer im woken Umfeld damit gemeint ist. Im 
Zweifel ist nämlich alles rechts. Jegliche Differenzie-
rung: Fehlanzeige.

(Zuruf des Abg. Felix Döring [SPD])

– Herr Döring, Herr Mann, Sie haben hier Tiefe, Sie 
haben Belege vermisst. Ich will das gerne nachliefern. 
Aber hören Sie jetzt zu.

Die Stiftung betreibt unter dem Namen „Belltower. 
News“ ein Onlineportal. Eine „Belltower“-Autorin fei-
erte den Überfall auf einen Abgeordneten, der von einem 
Linksextremisten brutal zusammengeschlagen wurde,

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)

mit den Worten, dass er – wörtlich – „zusammengelatzt 
wurde, ist übrigens die konsequente Durchführung von 
#NazisRaus“.

Negative Schlagzeilen hat die Stiftung auch gemacht, 
als sie Spenden für die angeblichen Opfer des Ramm-
stein-Sängers Till Lindemann sammelte – immerhin 
800 000 Euro.

(Zuruf des Abg. Felix Döring [SPD])

Nachdem die Vorwürfe sich in Luft aufgelöst hatten, 
behielt die Stiftung die zweckgebundenen Spenden ei-
genmächtig und will sie nun anderweitig verwenden.

(Zuruf des Abg. Felix Döring [SPD])

Nach meiner Auffassung ist das, Herr Döring, strafbare 
Untreue.

(Beifall bei der AfD)

Übrigens ließ sich die Stiftung bei dieser Anti-Ramm-
stein-Sammlung von der federführend tätigen angebli-
chen Antirassismusaktivistin Jasmina Kuhnke unterstüt-
zen. Die hatte auf X den widerwärtigen Kommentar 
gepostet: Selbst die Eltern von Jens Spahn sind mittler-
weile pro Abtreibung. Verständlich. –

(Maja Wallstein [SPD]: Kritisieren Sie eigent-
lich Ihre Mitglieder auch? Oder kritisieren Sie 
AfD-Mitglieder nicht?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, ich spre-
che Sie jetzt mal an: Ist es nicht ein Akt der Selbstach-
tung, Leute, die sich derartig äußern, von der öffentlichen 
Alimentierung auszuschließen?

(Beifall bei der AfD)

Reicht es hier wirklich, dem Koalitionspartner blind zu 
folgen?

Die feine Stiftung hat ein dichtes Netz von Organisa-
tionen an ihrer Leine. Dazu gehören auch die „Eltern 
gegen rechts“, die jüngst in Windeseile die üppige Ali-
mentierung der Stiftung abgegriffen haben, um gegen die 
Stadtbild-Äußerung des Bundeskanzlers zu mobilisieren.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus den Reihen der SPD-Fraktion.

Gereon Bollmann (AfD):
Ja, halten Sie die Uhr an. Mache ich gerne.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, mal los! Wir sind 
gespannt!)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich habe tatsächlich 

eine Frage an den Redner der AfD, der hier gerade Posts 
auf Twitter oder anderen Plattformen kritisiert hat.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Er hat einen 
Namen!)

Ich frage mich, ob Sie, Herr Kollege, in der gleichen 
Form auch widerwärtige Posts oder Nachrichten Ihrer 
AfD-Mitglieder und -Funktionäre kritisieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Die kriegen aber 
auch keine Steuergelder! – Zuruf des Abg. 
Maximilian Kneller [AfD])

Zum Beispiel hat ein AfD-Stadtverordneter aus Cottbus 
einer Schülerin geschrieben, dass er hoffe, dass sie mal 
von einem Schwarzen ordentlich durchgenommen werde, 
ohne dass sie das wolle, weil sie dann hoffentlich wieder 
klar im Hirn werde. Das ist ein Vergewaltigungswunsch 
eines AfD-Stadtverordneten. Kritisieren Sie solche und 
andere Posts von vielen Ihrer Abgeordneten hier ebenso 
in dieser Schärfe?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)
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Gereon Bollmann (AfD):
Frau Kollegin, ich antworte mal mit einer Gegenfrage: 

Was denken Sie eigentlich von uns?
(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN: Nein!)
– Okay, das darf ich nicht. Meinetwegen. – Also, denken 
Sie von mir persönlich, dass ich so etwas, wenn es mir zu 
Ohren kommt, irgendwie tolerieren kann? Das versteht 
sich doch von selbst, dass das nicht geht und nicht hin-
genommen werden kann.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Hört! Hört!)

Wir können auch nicht alle Vorfälle, die passieren, deren 
Zahl insbesondere wegen der ungezügelten Migrations-
politik zunimmt – ich sage nur: zwei Massenvergewalti-
gungen pro Tag,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist denn das?

die wir nur statistisch zur Kenntnis nehmen, aber wo wir 
die Personen nicht kennen – individuell kritisieren. Das 
ist wohl völlig klar.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Das ist Ihre Rechtfertigung? – Zuruf 
des Abg. Felix Döring [SPD])

Außerdem arbeitet die feine Stiftung auch noch demo-
kratiefeindlich. Eine andere „Belltower“-Autorin ist 
jüngst dadurch aufgefallen, dass sie zusammen mit einem 
Politiker der Linken einem ihr missliebigem Presseorgan 
„auf die Tasten treten“ wollte, der Redaktion „das Leben 
unbequem machen“ wollte und sie von ihrem Betriebssitz 
vertreiben wollte.

Wer die Pressefreiheit angreift, ist ein Verfassungs-
feind.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Die Finanzierung der Amadeu Antonio Stiftung, noch 
dazu in Millionenhöhe, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Gereon Bollmann (AfD):
– muss sofort aufhören.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Derya 
Türk-Nachbaur [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Danke. – Der abschließende Redner in dieser Debatte 

ist für die SPD-Fraktion Helge Lindh.
(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Mir hat Putin nichts getan.“ Dieser tiefgründige Satz 
von Chrupalla gestern bei „Markus Lanz“ hat nicht nur 
für richtig Stress innerhalb der AfD gesorgt, weil er ja 
dem neuen proamerikanischen und Trump-freundlichen 

Kurs von Frau Weidel entgegensteht, nein, er besagt auch 
wirklich alles über die AfD.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Denn in diesem Putin-Russland, dem Land Ihrer feuchten 
Träume, wurde die Zivilgesellschaft weitestgehend aus-
geschaltet. Genau das ist Ihre Wunschvorstellung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es war die Amadeu Antonio Stiftung, die als eine der 
ersten Institutionen auf prorussische Narrative bei Ihnen 
und auf Ihre Politik der Desinformation hingewiesen hat. 
Genau das betreiben Sie mit Ihrer Diskreditierungs- und 
Diffamierungskampagne gegen die Amadeu Antonio 
Stiftung; Sie wollen letztlich die gesamte demokratieför-
dernde Zivilgesellschaft plattmachen.

Sie würden sicher auch sagen, wenn es um den Kampf 
gegen Rechtsextremismus geht: Mir hat ein Nazi noch nie 
was getan. – Logischerweise!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Denn das ist ja Ihr Prinzip: Solange es anderen schadet 
und Ihnen nutzt, ist es richtig. Die Logik ist: Hauptsache, 
uns geht es gut. Mir hat niemand etwas getan. – Nach 
diesem Prinzip leben Sie. Ihr Hass ist Ihr Betriebsmodell.

Wenn ich mir anschaue, wie Herr Chrupalla da ant-
wortet und Russland verharmlost, wenn ich mir an-
schaue, wie Sie tagtäglich in Ihren Portalen, Ihren Grup-
pen, Ihren Chatgruppen Menschen zum Hass freigeben, 
können wir doch dankbar sein für die Arbeit, die die 
Zivilgesellschaft leistet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Die Zivilgesellschaft ist eben nicht gegen die AfD und für 
andere Parteien parteiisch im politischen Wettbewerb, 
nein, sie ist im Wettbewerb demokratischer Haltung par-
teiisch gegen antidemokratische, verfassungswidrige 
Haltung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Denn Chancengleichheit im Parteienwettbewerb heißt 
eben nicht Chancengleichheit für Hass, Rassismus und 
Verfassungswidrigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Und es ist so scheinheilig: Sie sind ja nicht gegen die 
gesamte Zivilgesellschaft. Gegen „Apollo News“ und 
„Nius“ sind Sie nicht. Da würde Herr Chrupalla dann 
wieder nach vorne treten und sagen: Mir haben „Nius“ 
und „Apollo News“ noch nie was getan. – Ja, logisch, 
weil ja die gemeinsame Kampagne darin besteht, zu dis-
kreditieren und Stimmung zu machen. Das ist das Per-
fide. Sie tun so, als wäre es die Amadeu Antonio Stiftung, 
die, gefördert mit öffentlichen Mitteln, die Nazikeule 
rhetorisch-programmatisch gegen Sie schwingen würde. 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                             4440 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Das Problem ist aber, dass in diesem Land tatsächlich 
verbal und physisch die Nazikeule geschwungen wird, 
und zwar befördert und angestiftet von dem Vorfeld mit 
dem Namen AfD. Und die wird mit einem dreistelligen 
Millionenbetrag auf Bundesebene, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Helge Lindh (SPD):
– Partei und Fraktion – steuerlich begünstigt und staat-

lich alimentiert.
Deshalb sage ich zum Schluss an diejenigen der Ama-

deu Antonio Stiftung: Ihr seid nicht allein, und wir lassen 
euch nicht allein.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen!

Helge Lindh (SPD):
Denn ihr habt diejenigen nicht alleingelassen, die 

schon früh, schon Anfang der 2000er-Jahre unter Anti-
semitismus litten. Und wir lassen euch nicht allein, weil 
ihr Rassismus da benannt habt, wo wir es nicht geschafft 
haben.

(Das Mikrofon wird abgeschaltet. – Beifall bei 
der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/2709 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 5a bis 5c: 
a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Anpassung der Krankenhausreform 
(Krankenhausreformanpassungsgesetz – 
KHAG) 
Drucksache 21/2512
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Johannes Wagner, Dr. Janosch Dahmen, 
Simone Fischer, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Kindergesundheit stärken – Versorgung 
umfassend verbessern und nachhaltig fi-
nanzieren

Drucksache 21/2721
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stella Merendino, Nicole Gohlke, Dr. Michael 
Arndt, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Vorhaltungen der Krankenhäuser verläss-
lich finanzieren – Ausgliederung sämtli-
cher Personalkosten aus den Fallpauscha-
len
Drucksache 21/2707
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Die erste Rednerin 
in dieser Debatte ist für die Bundesregierung Nina 
Warken, Bundesministerin für Gesundheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Heute ist ein wichtiger Tag. Wir starten in die Beratungen 
zum Gesetzentwurf zur Anpassung der Krankenhaus-
reform. Wir gehen mit diesem Gesetzentwurf den ent-
scheidenden Schritt, damit die Krankenhausreform dann 
auch in der Wirklichkeit ankommen wird. Kurz gesagt: 
Wir machen die Krankenhausreform alltagstauglicher. 
Das ist gut für die Krankenhäuser, aber vor allem gut 
für die Patientinnen und Patienten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn sie haben ein Anrecht darauf, verlässlich und hoch-
wertig in einem Krankenhaus, das erreichbar ist, behan-
delt zu werden.

Wichtig ist und bleibt: Es wird keine Abstriche bei den 
grundlegenden Zielen des Krankenhausversorgungsver-
besserungsgesetzes geben. Wir wollen und wir brauchen 
mehr Qualität in der Versorgung, vor allem bei speziali-
sierten Eingriffen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dazu müssen Leistungen besser gebündelt werden. Leis-
tungen sollen dort erbracht werden, wo die notwendige 
Ausstattung und Expertise vorhanden sind. Das ist rich-
tig, das ist auch unstreitig, und daran darf nicht gerüttelt 
werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im Entwurf des Anpassungsgesetzes bleibt daher grund-
sätzlich das erhalten, was notwendig ist, um die Qualität 
der Krankenhäuser nachhaltig zu stärken. Dazu gehören 
zum Beispiel die Qualitätskriterien der Leistungsgruppen 
einschließlich der erforderlichen Anzahl von Fachärztin-
nen und Fachärzten sowie die grundsätzlichen Regelun-
gen zur Vorhaltevergütung.

Aber wir nehmen jetzt an den Stellen Anpassungen 
vor, an denen die bisherige Reform unausgereift war 
und zu Verwerfungen in der Versorgung geführt hätte. 
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Denn es kann nicht Sinn einer Reform sein, funktionie-
rende und qualitativ hochwertige Strukturen ohne Not zu 
zerstören,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Aber das ist pas-
siert in Wittstock und andernorts!)

wie es sonst beispielsweise bei einigen Fachkliniken oder 
auch in der onkochirurgischen Versorgung der Fall gewe-
sen wäre. Und es kann auch nicht Sinn einer Reform sein, 
die Länder und alle Beteiligten zeitlich so unter Druck zu 
setzen, dass eine vernünftige Umsetzung vor Ort nicht 
gewährleistet werden kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den letzten Mona-
ten bin ich viel im Land unterwegs gewesen, habe zahl-
reiche Krankenhäuser besucht und mit den Verantwort-
lichen vor Ort gesprochen. Auch mit den Ländern haben 
wir einen Dialog auf Augenhöhe geführt; denn letztlich 
sie sind es, die die Verantwortung für die Umsetzung der 
Reform vor Ort tragen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unisono heißt es: Wir brauchen eine Reform der Kran-
kenhausversorgung – aber wir brauchen Anpassungen bei 
der geltenden Reform, damit wir sie besser umsetzen 
können.

Diese Anpassungen kommen jetzt. Dazu zählen zum 
Beispiel mehr Möglichkeiten für Ausnahmen und Koope-
rationen. Das ist ein wichtiger Schritt zur Sicherstellung 
der Versorgung im ländlichen Raum. Wichtig hierbei: Die 
Länder können über Ausnahmen nicht allein entscheiden, 
sondern nur zusammen mit den Krankenkassen. Die Ein-
führung der Vorhaltevergütung wird um ein Jahr verscho-
ben. Wir entzerren den Umsetzungsprozess insgesamt. 
Zudem werden konkrete Qualitätskriterien verschiedener 
Leistungsgruppen praxistauglich angepasst. Mit diesem 
Anpassungsgesetz schaffen wir also die Bedingungen 
dafür, dass die Reform vor Ort umgesetzt werden kann, 
dass sie somit erfolgreich ist – und den Patientinnen und 
Patienten im Sinne einer wirklichen Versorgungsverbes-
serung dient. Und wir schaffen damit auch mehr Akzep-
tanz; denn ohne Akzeptanz wird es keine Transformation 
geben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist eine enorme Verantwortung, die stationäre Ver-
sorgung von über 80 Millionen Menschen weiterzuent-
wickeln. Der Bund bekennt sich zu dieser Verantwortung, 
auch indem er bis zu 29 Milliarden Euro in den Trans-
formationsfonds investiert. Damit entlasten wir die Bei-
tragszahlenden der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sorgen mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf für Bedingungen, unter 
denen die Krankenhausreform zum Erfolg geführt wer-
den kann. Damit setzen wir ein wichtiges Vorhaben aus 
dem Koalitionsvertrag um. Ich freue mich auf konstruk-
tive Beratungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Dr. Christina 

Baum für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Ge-

sundheitsversorgung in Deutschland ist zu einer Gesund-
heitswirtschaft verkommen, und dieses Gesetz ändert 
nichts an dieser grundsätzlichen Fehlentwicklung. Dieses 
Krankenhausgesetz ist die Reform der Reform – teuer, 
kleinteilig und am Kern vorbei. Es schafft keine Sicher-
heit, sondern verwaltet Unsicherheit. Denn das Grund-
problem bleibt: die profitorientierte Ausrichtung. Der 
wirtschaftliche Druck zwingt Kliniken, Fallzahlen zu ge-
nerieren.

(Zuruf der Abg. Dr. Tanja Machalet [SPD])

Das Ergebnis sind Übertherapien, weil abgerechnet wer-
den muss, um am Jahresende keine roten Zahlen zu 
schreiben – nicht, weil es medizinisch nötig ist. So be-
handelt man keine Patienten, so verwaltet man Bilanzen.

(Beifall bei der AfD)

Gesundheitsversorgung ist allerdings Daseinsvorsorge, 
eine staatliche Pflichtaufgabe, kein Geschäftsmodell.

Wenn Krankenhäuser die staatlichen Vorgaben der 
Leistungsgruppen nicht erfüllen, dann droht ihnen das 
Aus. Die Regierung verweist zwar im Gesetzentwurf 
auf Ausnahmeregelungen für Leistungsgruppen – doch 
Ausnahmen sind kein Konzept, sondern das Eingeständ-
nis, dass die Regeln an der Versorgungsrealität vorbei-
gehen.

(Beifall bei der AfD)

Sie sind befristet, an aufwendige Antrags- und Nachweis-
verfahren geknüpft und schaffen neue Bürokratie sowie 
Rechtsunsicherheit. Am Ende entsteht ein Flickentep-
pich: Der eine Standort bekommt eine Ausnahme, der 
nächste nicht. Planungssicherheit sieht anders aus. Und 
vor allem: Eine Ausnahme ersetzt keine verlässliche 
Grundfinanzierung und ändert nichts am ökonomischen 
Druck.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Mit jeder erzwungenen Konzentration verschwinden 
gewachsene Strukturen: Fachpersonal, Ausbildung, 
Netzwerke, Vertrauen. Die Behauptung, Zentralisierung 
sichere automatisch Qualität, bleibt ein vorgeschobenes 
Argument, um kleine Häuser zu schließen.

(Beifall bei der AfD)

Qualität entsteht nicht durch Postleitzahlwechsel, son-
dern durch Zeit, Personal, Erfahrung und Nähe zum Pa-
tienten. Genau hier liegt der Wert des kleinen Kranken-
hauses: persönliche, individuelle Betreuung, der Mensch 
hat einen Namen und ein Gesicht, nicht nur eine Fall-
nummer. Wir wollen flächendeckend wohnortnahe Kran-
kenhäuser erhalten – in Stadt und Land.
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Die Vorhaltevergütung soll entökonomisieren. In 
Wahrheit geschieht das Gegenteil. Beschäftigtenvertreter 
warnen zu Recht: Die Kliniken brauchen eine echte Vor-
haltefinanzierung.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Das, was vorliegt, ist eine Verschlimmbesserung.

(Beifall bei der AfD)

Bund und Länder müssen handeln, um planlose Schlie-
ßungen zu stoppen. Was ist jetzt zu tun?

Erstens: Es braucht eine echte, fallzahlunabhängige 
Vorhaltefinanzierung – verlässlich, planbar, unbürokra-
tisch, tarif- und inflationsfest.

Zweitens: den Transformationsfonds auf Daseinsvor-
sorge ausrichten statt auf Strukturabbau.

Drittens: Bürokratie radikal reduzieren, damit Ärzte 
behandeln und Pflegekräfte pflegen können.

Es braucht mehr als eine Reform. Es braucht ein 
Grundverständnis: Das Wohl der Patienten muss über 
der Rendite stehen.

(Beifall bei der AfD)

Dafür zahlen die Menschen hohe Beiträge, darauf haben 
sie einen Anspruch.

Am Ende bleibt die Frage: Was ist uns unsere Gesund-
heit wert? Wenn wir ein gutes System wollen, müssen wir 
Steuergelder einsetzen – statt sie in alle Welt zu verschen-
ken. Und genau das werden wir tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Dr. Christos Pantazis.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Krankenhausreform ist und bleibt 
das zentrale Reformvorhaben in dieser Legislatur – und 
mit ihr die Weiterentwicklung mit dem hier vorliegenden 
Krankenhausreformanpassungsgesetz, dem KHAG.

Mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungs-
gesetz haben wir einst die tiefgreifendste Reform der 
stationären Versorgung der letzten 20 Jahre eingeleitet, 
weil wir den Fehlanreizen eines kommerziellen Systems 
endlich etwas entgegensetzen wollten.

(Beifall bei der SPD)

Mein besonderer Dank gilt daher dem ehemaligen Ge-
sundheitsminister Karl Lauterbach für seine fachliche 
Tiefe, seine Beharrlichkeit und seine klare Haltung, mit 
der er diese Reform gegen viele Widerstände voran-
gebracht hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als Arzt habe ich erlebt, was passiert, wenn wirtschaft-
liche Zwänge stärker wirken als medizinische Vernunft. 
Das geht auf Kosten von Zeit, Qualität und Menschlich-
keit. Und als Abgeordneter weiß ich: Krankenhauspolitik 
gelingt nur, wenn sie Planungssicherheit schafft, Qualität 
stärkt und die Finanzierung stabilisiert. Dieses Gesetz 
soll genau das tun.

Der Transformationsfonds bleibt das Herzstück der 
Reform, wird aber künftig nicht mehr aus Beitragsgel-
dern, sondern aus dem Sondervermögen finanziert. Das 
entlastet die GKV und ihre Versicherten um bis zu 25 Mil-
liarden Euro bis 2035.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zugleich erhöhen wir den Bundesanteil in den ersten vier 
Jahren über den sogenannten Wachstumsbooster deut-
lich: 4 Milliarden Euro zusätzlich.

Wir wissen: Eine Reform dieser Größenordnung muss 
wirken und darf nicht überfordern. Darum verschieben 
wir die Vorhaltevergütung um ein Jahr; sie ist voll wirk-
sam ab 2030. Das ist kein Aufschub, sondern gute Ge-
setzgebung: Qualität vor Tempo.

Zugleich geben wir den Ländern mehr Flexibilität. Die 
starren Erreichbarkeitskriterien entfallen, Fachkliniken 
können künftig Personal und Ausstattung gemeinsam 
nutzen. Das stärkt Effizienz, Spezialisierung und Versor-
gungssicherheit zugleich. Bei den Leistungsgruppen 
bleibt der Kurs klar: Qualität ist der Maßstab, nicht Be-
liebigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der Gemeinsame Bundesausschuss kann bei der onkolo-
gischen Chirurgie flexibler agieren, um Spezialisierung 
zu sichern und regionale Versorgung auch zu gewähr-
leisten.

Gleichzeitig sehen wir aber – und das muss ich beto-
nen – als SPD-Bundestagsfraktion im weiteren Verfahren 
noch erheblichen Beratungsbedarf, insbesondere bei der 
konkreten Ausgestaltung der Kooperationen von Fach-
krankenhäusern, der Anrechenbarkeit von Fachärzten so-
wie bei den Pflegepersonaluntergrenzen.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme zum Schluss. Die Krankenhausreform ist 
kein Selbstzweck. Sie ist ein Versprechen an Patientinnen 
und Patienten, dass gute Versorgung überall erreichbar 
bleibt, und an die Beschäftigten, dass ihr Einsatz endlich 
Anerkennung und Stabilität erfährt. Denn am Ende geht 
es nicht um Strukturen oder Paragrafen. Es geht um Ver-
trauen, dass im Krankheitsfall auf unser Gesundheitssys-
tem Verlass ist. Deswegen wollen wir als SPD weiter-
entwickeln – verbessern, nicht verwässern.

In diesem Sinne danke ich Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Dr. Armin Grau.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir erleben in der Krankenhauspolitik gerade 
einen unglaublichen Zickzackkurs. Zuerst verteilt die Re-
gierung unter dem irreführenden Namen „Soforttransfor-
mationsmittel“ 4 Milliarden Euro wie mit der Gießkanne 
über die Kliniken, und dann nimmt sie ihnen gleich wie-
der 1,8 Milliarden Euro weg durch das Streichen der 
sogenannten Meistbegünstigungsklausel. Widersprüchli-
cher geht es nicht mehr.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Kein Wunder, dass der Bundesrat jetzt wohl den Vermitt-
lungsausschuss dazu anrufen will!

Nach 35 Jahren ärztlicher Tätigkeit im Krankenhaus 
bin ich 2021 hier in den Bundestag gekommen, mit 
zwei Hauptmotivationen: Eine davon war eine große 
Krankenhausreform mit einer Reform der Fallpauschalen 
durch Einführung von Vorhaltebudgets für ein Ende des 
Hamsterradeffekts in den Kliniken und eine bessere Pa-
tientenversorgung mit einer Konzentration spezialisierter 
Leistungen und einer bedarfsgerechten Grundversor-
gung, gerade auch im ländlichen Raum, mit einer aktiven 
Krankenhausplanung, die Qualitätsaspekte einbezieht 
und wo die Vergütung an Qualität gebunden ist, und mit 
mehr ambulanter Versorgung an den Krankenhäusern – 
alles zum Wohl der Patientinnen und Patienten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Eine solche Reform haben wir in umfassender Abspra-
che mit den Ländern gemacht. Durch ganz starke Mit-
wirkung von uns Grünen ist diese Reform auch wirklich 
gut geworden.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber jetzt wird sie zu meinem großen Leidwesen ver-
zögert und verwässert unter der falschen Vorgabe, mehr 
Flexibilität oder Alltagstauglichkeit zu ermöglichen.

Überall in unserem Land ist es wichtig, dass die Men-
schen Krankenhäuser gut erreichen können. Sie aber 
schaffen die bundeseinheitlichen Erreichbarkeitsvor-
gaben jetzt einfach ab. So entsteht ein Flickenteppich in 
der Versorgung

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

zum Nachteil der Kranken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie schaffen Leistungsgruppen einfach ab wie die In-
fektiologie, und das nach der Coronapandemie, wo wir 
doch gesehen haben, wie wichtig dieses Fach ist.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fa-
tal!)

Für die Fachkliniken – hochspezialisierte Krankenhäu-
ser – lockern Sie die Regeln mit der Gefahr, dass Kliniken 
zu Fachkrankenhäusern umgewandelt werden und wich-
tige Qualitätskriterien gar nicht mehr erfüllen müssen.

Sie ermöglichen bei Krebsoperationen eine Lockerung 
der Mindestfallzahlen

(Zuruf der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])
mit der Begründung, keine regionalen Versorgungseng-
pässe entstehen zu lassen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lebensgefährlich!)

Krebs ist aber kein Notfall. Bei diesen bedrohlichen Er-
krankungen erwarten die Menschen höchste Qualität und 
größtmögliche Erfahrung und sind auch gern bereit, für 
eine Operation weiter zu fahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und Sie verschieben die Einführung der Vorhaltever-

gütung und vergrößern die planerische Unsicherheit.
Sie machen einen Kniefall vor den Interessen einzelner 

Länder. Ihr Entwurf ist das Gegenteil dessen, was unser 
Krankenhauswesen jetzt braucht. Statt die dringend not-
wendige Strukturreform konsequent umzusetzen, wei-
chen Sie zentrale Elemente der Krankenhausreform auf.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lebensgefährlich! – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die CDU/CSU gewandt: Fragt mal 
Professor Hecken, eure Parteifarbe!)

Wir haben mit der Krankenhausreform auch viele 
wichtige Verbesserungen für die Versorgung von Kindern 
durchgesetzt, zum Beispiel Zuschläge für die Kinderkli-
niken. Auch für die Kinderheilkunde bringt Ihr Entwurf 
Verschlechterungen. Mein Kollege Johannes Wagner ist 
Kinderarzt und hat in unserem Antrag zum Thema Kin-
dergesundheit wichtige Forderungen zusammengefasst.

Sie haben Leistungsgruppen wie „Spezielle Kinder- 
und Jugendchirurgie“ und „Spezielle Kinder- und Ju-
gendmedizin“ einfach gestrichen. Die Kinder brauchen 
diese aber ganz dringend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Das sagen auch die Fachgesellschaften.
Wir haben in der Ampel dafür gesorgt, dass Kinder 

nicht unnötig lange in Kliniken bleiben müssen, und da-
für Abschläge bei kurzen Verweildauern abgeschafft. Die 
Umsetzung verzögern Sie jetzt. Warum eigentlich? Dafür 
gibt es keinen vernünftigen Grund.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum eigentlich? – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das schadet den Kindern!)

Außerdem fordern wir Maßnahmen bei der Kinderkran-
kenpflege, der mentalen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen und bei der Sicherstellung von Kindermedi-
kamenten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                             4444 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsidentin Andrea Lindholz 



Wir Grüne werden uns im parlamentarischen Verfah-
ren mit Änderungsanträgen dafür einsetzen, dass die ge-
nannten und so manch andere Verschlechterungen korri-
giert werden.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Unser Ziel bleibt eine Reform, die Qualität stärkt, Ver-

sorgung sichert und Krankenhäuser zukunftsfest macht.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Ates Gürpinar.
(Beifall bei der Linken)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Was Karl Lauterbach und die Ampel in der 
letzten Legislatur als Krankenhausreform verkauften, 
war in Wirklichkeit ein Klinikschließungsprogramm.

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist falsch! – Dr. Tanja 
Machalet [SPD]: Quatsch!)

Wir können das Gesetz getrost so nennen,
(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sonst bist du ja oft gut; aber 
das ist falsch! – Dr. Tanja Machalet [SPD]: Das 
ist falsch!)

weil der ehemalige Gesundheitsminister selbst mit die-
sem Gesetz ein Vorhaben abschloss, das er bereits 2019 
ankündigte. Er behauptete damals, dass die Hälfte bis 
zwei Drittel der Kliniken verzichtbar wären. Er sagte, 
man könne sie einfach schließen. Und das war die Um-
setzung.

Und Sie, liebe Union, setzen das jetzt weiter um. In der 
Opposition haben Sie noch gebrüllt wie ein Löwe; nach 
einem halben Jahr landen Sie eher als Bettvorleger. Sie 
schaffen zwar die eine oder andere Übergangsregelung. 
Aber Sie verhindern nicht, dass flächendeckend bedarfs-
notwendige Kliniken schließen. Vor allem im ländlichen 
Raum wird das im Notfall Menschenleben kosten.

Das allergrößte Problem ist doch, dass sich niemand 
von Ihnen – weder von der Ampel noch von der Union – 
an die Grundlage dieses Systems herantraut, und zwar die 
Finanzierung. Es lohnt sich auch mit Ihrem Gesetz wei-
terhin, am Personal zu sparen. Die Fallpauschalen und 
auch die „Pseudovorhaltevergütung“, eine Art nachgela-
gerte Fallpauschale, schaffen den Anreiz, möglichst viele 
Fälle mit möglichst wenig Personal zu machen. So gene-
rieren die Krankenhauskonzerne Gewinne mit der Ge-
sundheit.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Das geht gar 
nicht!)

Aber dieser Profit ist letztlich das, was jährlich Hunderte 
Millionen Euro Versichertenbeiträge kostet.

Eine besonders dreiste Zweckentfremdung von Ver-
sichertengeldern will ich am Beispiel meines Wahlkreises 
mal kurz erläutern: die Schön-Kliniken. Über den priva-
ten Klinikkonzern ärgere ich mich gerade besonders, weil 
er jetzt unter anderem die Herzchirurgie schließen will 
und die sogenannte JERWA, eine deutschlandweit einzig-
artige Abteilung für junge Erwachsene mit Behinderung. 
Aber der Konzern spendet jedes Jahr Geld an die Union. 
Ausgerechnet rund um das Krankenhausgesetz war der 
Betrag dann doch ein wenig höher. Ich finde, das sollte 
verboten werden, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)
Für all das zahlen die Beschäftigten. Sie leiden unter 
Unterbesetzung und massiver Überlastung und baden 
am eigenen Leib aus, dass mit diesem System schlicht 
keine gute Versorgung der Patientinnen und Patienten 
möglich ist.

Wir als Linke zeigen mit unserem Antrag, wie es gehen 
könnte. Wir wollen sämtliche Personalkosten aus den 
Fallpauschalen herausnehmen. Die Krankenkassen sollen 
den Krankenhäusern die Personalkosten vollständig 
refinanzieren: für Pflege, für Reinigung, für Logistik. 
Sprich: Das gesamte Personal, das notwendig ist, um 
eine bedarfsgerechte Versorgung bereitzustellen, wird fi-
nanziert. Dazu müssen wissenschaftlich fundierte Instru-
mente zur Personalbemessung entwickelt werden.

Liebe Frau Warken, liebe Koalition, Krankenhäuser 
sind keine Unternehmen.

(Beifall bei der Linken)
Die Profitlogik muss endlich raus aus der Gesundheit. 
Deswegen: Stimmen Sie unserem Antrag zu, damit kein 
bedarfsnotwendiges Krankenhaus aus wirtschaftlichen 
Gründen schließen muss, damit Krankenhauspersonal be-
darfsgerecht finanziert wird und damit endlich verhindert 
wird, dass Gelder für die Gesundheitsversorgung in den 
Taschen privater Konzerne landen!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Stephan Pilsinger.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Meine Damen und Herren! Verehrte Frau Präsidentin! 

Vom Grundsatz her sagen wir als Unionsfraktion: Die 
Krankenhausreform muss kommen – das haben wir 
auch in der letzten Wahlperiode gesagt –, wir wollen 
aber pragmatische Verbesserungen.

Eines ist völlig klar: Wir haben in Deutschland eine 
sehr fragmentierte Krankenhauslandschaft. Knapp 
30 Prozent unserer Ausgaben im Gesundheitssystem ge-
ben wir für die Krankenhäuser im stationären Bereich 
aus. Das ist im internationalen Vergleich sehr viel. Wir 
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haben auch eine sehr hohe Bettenquote. Mit 7,7 Kranken-
hausbetten pro 1 000 Einwohner hat Deutschland, bezo-
gen auf die Bevölkerungszahl, eine 60 Prozent höhere 
Bettenkapazität als der EU-Durchschnitt.

Meine Damen und Herren, viele Betten sind gut. Aber 
wenn man sich das deutsche Gesundheitssystem an-
schaut, dann muss man sagen: Wir geben zwar viel 
Geld für die Gesundheit aus, aber die Effizienz ist nicht 
ausreichend.

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da hat er leider recht!)

Wenn man sich die Themen „Krankheitslast“ oder „Le-
benserwartung“ anschaut, sieht man: Deutschland ist da 
nur im Mittelfeld, obwohl wir sehr viel Geld pro Kopf für 
die Gesundheit der Menschen ausgeben. Deswegen ist 
eine Sache wichtig in dieser hochemotionalen Debatte: 
Wir müssen das Geld für die Gesundheit in Deutschland 
effizienter ausgeben. Deswegen müssen wir auch im 
Krankenhausbereich notwendige Reformen einleiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christos Pantazis [SPD])

Es ist doch völlig klar: Wenn jemand einen elektiven 
Eingriff vornehmen lässt, zum Beispiel eine Hüft-OP, 
dann ist das ein planbarer Eingriff. Menschen, die inten-
siv darüber nachdenken und entsprechend gebildet sind, 
wählen ihre Krankenhäuser danach aus, ob der Eingriff in 
dem Krankenhaus häufig gemacht wird oder nicht. Es 
gibt Zahlen, die klar belegen: Wenn jemand etwas häufi-
ger macht, beispielsweise eine Hüft-OP, dann ist es meist 
auch so, dass die Qualität besser ist. An dieser Stelle muss 
man aber sagen: Gerade bei Krebsoperationen oder bei 
elektiven Eingriffen kann es doch nicht sein, dass Men-
schen, die weniger gebildet sind, im Kreiskrankenhaus 
vor Ort mit schlechterer Qualität behandelt werden

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])

und Menschen mit einem höheren Bildungsstand in hoch-
spezialisierte Häuser gehen. Das ist nicht sozial und auch 
nicht gerecht. Deswegen – wenn Die Linke davon redet, 
dass Menschen benachteiligt werden –: Wir kämpfen für 
soziale Gerechtigkeit.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken – Nicole 
Gohlke [Die Linke]: Das ist wirklich ein sehr 
guter Lacher!)

Daher müssen wir dafür kämpfen, dass auch Menschen 
mit niedrigem Bildungsstand ordentlich und adäquat be-
handelt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Saskia Esken [SPD])

Sie sprechen in Ihren Reden davon, dass die Kranken-
hauskonzerne so hohe Gewinne machen. Ich muss Sie da 
mit den Zahlen konfrontieren: Über 80 Prozent der Kran-
kenhäuser in Deutschland sind hochdefizitär.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Genau!)

Das betrifft auch private Krankenhäuser. Deswegen ist es 
unsachgemäß, zu sagen: Das Krankenhaussystem dient 
nur dazu, dass die Privaten viel Geld verdienen und die 

Gesetzlichen Miese machen. – Gerade die freien gemein-
nützigen Träger sind als private Träger die Hauptbetrof-
fenen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Freie Gemeinnüt-
zige sind nicht privat! Das ist ein Unterschied, 
Herr Kollege! Das müssten Sie als Christlich- 
Soziale Union aber wissen!)

Das, was Sie sagen, ist unsachgemäß; alle Krankenhäuser 
sind betroffen. Deswegen ist es völlig falsch, alles nur auf 
die Kapitalismuskeule herunterzubrechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir wollen das Kranken-
hausgesetz nicht zerstören. Wir wollen es verbessern; wir 
wollen es pragmatischer machen und besser zur Anwen-
dung führen. Daran arbeiten wir in diesem Gesetzespro-
zess. Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit, um die 
Krankenhausreform zu einem sinnvollen Ende zu führen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Claudia Weiss.

(Beifall bei der AfD)

Claudia Weiss (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wir sprechen heute in erster Beratung über 
das Krankenhausreformanpassungsgesetz, ein Gesetz, 
das über die Zukunft der stationären Versorgung ent-
scheidet und damit über etwas, das für jede Familie in 
diesem Land von grundlegender Bedeutung ist: die me-
dizinische Versorgung von Kindern und die Erreichbar-
keit von Krankenhäusern im ländlichen Raum.

Dieser Gesetzentwurf enthält große Worte: Qualität, 
Transparenz, Struktur. Doch hinter diesen Schlagworten 
steht ein Konzept, das die Realität vieler Kliniken ver-
kennt.

Die pädiatrische Versorgung, die Kinder- und Jugend-
medizin, wird mit diesem Gesetz massiv gefährdet.

(Beifall bei der AfD)

Was jahrzehntelang mühsam aufgebaut wurde, droht jetzt 
Schritt für Schritt verloren zu gehen. Die speziellen Leis-
tungsgruppen, die sie bislang klar strukturiert haben, sind 
gestrichen oder verwässert. Damit verlieren Kinderkli-
niken ihre fachliche und planerische Verankerung.

Auch die Finanzierung ist unausgewogen. Die so-
genannte Vorhaltevergütung deckt laut Deutscher Kran-
kenhausgesellschaft die Fixkosten vieler kleiner Kliniken 
nicht ab. DKG-Vorstandsvorsitzender Dr. Gaß warnt: 
Diese Vorhaltefinanzierung erschwert jede bedarfsori-
entierte Planung. Sie schafft Unsicherheit, wo Stabilität 
nötig wäre. – Die Folgen sind absehbar, und sie treffen 
die Schwächsten zuerst.

(Beifall bei der AfD)
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Kinderkliniken, Geburtshilfen und Notfallstationen 
geraten unter Druck. Die Deutsche Gesellschaft für Kin-
der- und Jugendmedizin weist darauf hin, dass zahlreiche 
Kinderkliniken und spezialisierte Abteilungen, etwa in 
der Neonatologie, durch die derzeitige Krankenhaus-
politik in ihrer Existenz gefährdet sind. Besonders im 
ländlichen Raum können kleine Krankenhäuser die neuen 
Strukturvorgaben kaum erfüllen. DKG, Marburger Bund 
und Landkreistag sagen es übereinstimmend: Diese Re-
form begünstigt große Zentren und gefährdet die wohn-
ortnahe Versorgung.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Genau!)

Wenn ein Kind nachts mit Fieberkrampf ins Krankenhaus 
muss, darf die entscheidende Frage nicht lauten: „Wie 
weit ist das nächste Zentrum?“, sondern: „Wie schnell 
bekommt es Hilfe?“

(Beifall bei der AfD)

Kinder sind keine kleinen Erwachsenen; sie brauchen 
spezialisierte Ärzte, kindgerechte Pflege und eine sichere 
Struktur, auch außerhalb von Ballungsräumen. Darum 
braucht dieses Gesetz Korrekturen: verbindliche Vorhal-
tefinanzierung für Kinder- und Jugendmedizin, Wieder-
einführung der Leistungsgruppen LG 16 und 47, Schutz-
mechanismen für kleine Krankenhäuser im ländlichen 
Raum.

Gesundheitsversorgung darf nicht auf der Landkarte 
ausgedünnt werden. Sie muss am Patientenbett beginnen, 
besonders wenn dort ein Kind liegt. Gesundheitsversor-
gung ist kein Kostenfaktor; sie ist Teil der Daseinsvor-
sorge. Wer Kinderkliniken und Landkrankenhäuser auf-
gibt, spart kurzfristig Geld, aber riskiert langfristig 
Vertrauen, Qualität und Menschenleben.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte: Dr. Tanja 

Machalet für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ein Wort zur AfD: Ich finde es bemerkenswert, dass Sie 
beim Thema Krankenhausreform auf die Tränendrüse 
drücken, auf der anderen Seite aber noch in der letzten 
Woche gefordert haben, medizinische Leistungen für 
Menschen mit Migrationshintergrund auf das absolute 
Minimum zu beschränken. Das ist nämlich Ihr wahres 
Gesicht.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Ja, genau!)

Die Tränen, die Sie vergossen haben, können Sie sich 
sparen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Was hat das denn damit zu tun?)

Auch ich komme aus einem ländlichen Wahlkreis, in 
dem in den letzten Jahren Krankenhäuser zunehmend in 
Schwierigkeiten geraten sind. Wir hatten auch einige In-
solvenzen. Aber der Grund dafür ist nicht, lieber Kollege 
Gürpinar, die Krankenhausreform. Der Grund dafür ist, 
dass wir die Krankenhausreform noch nicht umgesetzt 
haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Das zeigt, wie wichtig es ist, dass wir das KHAG endlich 
auf den Weg bringen, um Planungssicherheit zu geben.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die war schon auf dem Weg!)

Und auch ich möchte an dieser Stelle dem lieben Kolle-
gen Karl Lauterbach noch mal danken, dass er uns eine 
wirklich gute Grundlage gegeben hat, mit der wir jetzt 
arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Ja, wir gehen auf die Kolleginnen und Kollegen der 
CDU zu und verändern ein paar Fristen, wenn auch nicht 
ganz ohne Bauchschmerzen; Kollege Pantazis hat es 
schon angesprochen. Wir haben noch erheblichen Bera-
tungsbedarf, zum Beispiel bei der Ausgestaltung von Ko-
operationen, aber vor allem auch beim Thema Pflegeper-
sonaluntergrenzen. Dazu wollen und werden wir uns im 
Verfahren noch verständigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit insgesamt 50 Milliarden Euro eröffnen wir durch 
die strukturelle Transformation neue Chancen für unsere 
Gesundheitsversorgung. Das KHAG stellt die Finanzie-
rung auf solide Füße. Wir entlasten die gesetzlichen 
Krankenversicherungen substanziell bis 2035 um rund 
25 Milliarden Euro, weil wir künftig jährlich 2,5 Milliar-
den Euro aus dem Sondervermögen bereitstellen und 
nicht länger aus Beitragsmitteln.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anne 
Janssen [CDU/CSU] – Ates Gürpinar [Die 
Linke]: Das haben Sie aber letztes Mal be-
schlossen! Also, das ist ein bisschen einfach 
gemacht!)

Wir machen die Krankenhausreform praxistauglicher, 
indem wir Bürokratie abbauen und die Versorgungsqua-
lität weiter stärken. Das ist genau das, was wir im Koali-
tionsvertrag vereinbart und den Bürgerinnen und Bürgern 
versprochen haben.

Wir wollen mit der Reform niemanden überfordern. 
Wir wollen die Krankenhauslandschaft optimieren, um 
auch in Zukunft eine qualitativ hochwertige und erreich-
bare Versorgung zu gewährleisten. Länder, Krankenhäu-
ser und Kassen gewinnen etwas mehr Flexibilität und 
können auch regionale Besonderheiten, die es tatsächlich 
gibt, besser berücksichtigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für mich persönlich 
bedeutend ist, dass gerade kleine Häuser – die sind ja hier 
mehrfach angesprochen worden –, –
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie müssten zum Schluss kommen, bit-

te.

Dr. Tanja Machalet (SPD):
– zum Beispiel das Krankenhaus Nastätten in meinem 

Wahlkreis, durch die Reform Zukunftsperspektiven 
bekommen. Die langfristige Sicherung wohnortnaher sta-
tionärer Grundversorgung bleibt unser sozialdemokrati-
sches Kernanliegen. Krankenhäuser dürfen für nieman-
den in Deutschland zum Privileg werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die Unions-

fraktion Axel Müller.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Kaum ein Bereich der Daseinsvorsorge ist für die Men-
schen so unmittelbar spürbar wie die Krankenhausver-
sorgung. Wenn etwas in Reichweite sein muss, dann ist 
das ein Krankenhaus, dem man im Ernstfall auch ver-
trauen kann.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Genau!)
Doch Nähe allein reicht nicht aus. Es kommt auf Qualität 
an. Und da müssen wir ehrlich sagen: Trotz höchster 
Ausgaben im stationären Bereich – Deutschland liegt 
im OECD-Schnitt rund ein Drittel über den EU-Ländern – 
bleiben die Ergebnisse hinter vergleichbaren Ländern zu-
rück. Diese strukturellen Probleme schlagen sich auch 
auf die Lebenserwartung und die Versorgungsqualität 
nieder.

Um besser zu werden, braucht es genau diese Reform. 
Sie stellt die Krankenhausversorgung auf ein solides, 
modernes und gerechtes Fundament. Wir haben nach 
dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz von 
2024 gesehen, wie schwierig Bund-Länder-Kompeten-
zen zu verbinden sind. Da setzen wir mit dem Kranken-
hausreformanpassungsgesetz nunmehr an.

Ich bin mir bewusst, dass wir auch am Ende dieser 
Beratungen nicht alle Forderungen und Wünsche sofort 
erfüllen können. Manche Leistungsgruppen bleiben zu-
nächst unbesetzt – nicht aus Starrheit, sondern weil wir 
den Mut haben, endlich einen Knopf an dieses Gesetz-
gebungsverfahren zu machen. Kolleginnen und Kolle-
gen, wir müssen ins Handeln kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Entscheidend ist dabei jedoch: Dieses Gesetz ist – das 
sage ich allen Kritikern – kein starres Regelwerk, sondern 
ein lernendes System. Wir werden die Umsetzung kri-
tisch begleiten, transparent evaluieren und dabei dort, 
wo nötig, auch nachsteuern. Denn verantwortungsvolle 

Politik ist kein fertiges Produkt. Sie ist ein Prozess, der 
lernt, prüft und verbessert. Dabei ist uns daran gelegen, 
den unterschiedlichen Strukturen und Bedarfen in den 
einzelnen Bundesländern und innerhalb derselben mehr 
Raum zu geben.

In aller Kürze vier Punkte.
Erstens. Wir sorgen – die Ministerin hat es gesagt – bei 

der Finanzierung des Transformationsfonds für mehr Ge-
rechtigkeit und entlasten die Beitragszahler der gesetzli-
chen Kassen um 29 Milliarden Euro.

Zweitens. Wir respektieren die den Ländern nach dem 
Grundgesetz zugewiesene Kompetenz bei der Kranken-
hausplanung und schaffen mehr Möglichkeiten, von dem 
strengen Korsett der Mindestvorhaltezahlen abzuwei-
chen, zumindest vorübergehend.

Drittens. Wir erkennen die Notwendigkeit einer guten 
onkologischen Versorgung für Krebspatienten in räumli-
cher Nähe an, wenn ein Haus seine Erfahrung durch ent-
sprechende Expertise qualifiziert nachgewiesen hat.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Axel Müller (CDU/CSU):
Ja, bitte.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 
Kollege Müller, dass Sie die Frage zulassen. – Ich habe 
in Ihrer Rede und auch in den Reden der Kolleginnen und 
Kollegen einvernehmlich gehört, dass Sie sich anschi-
cken, die Krankenhausversorgung zusammen mit den 
Ländern zu stärken. Jetzt ist es so, dass Sie vor nicht 
einmal sechs Wochen 4 Milliarden Euro zusätzlich zur 
Förderung der Krankenhäuser auf den Weg gebracht ha-
ben, um sie dann vier Wochen später mit Einsparungen in 
Höhe von 1,8 Milliarden Euro erneut zu belasten. Mit 
diesem Gesetz bringen Sie heute darüber hinaus den Vor-
schlag ein, dass die Förderbeträge für die Kinderheilkun-
de, für die Geburtshilfe, für die Schlaganfallversorgung, 
für die Schwerverletztenversorgung für das Jahr 2027 
gestrichen werden. Können Sie mir erklären, wie die Kür-
zungen in Höhe von 1,8 Milliarden Euro für diese wich-
tigen Versorgungsbereiche im Einklang mit dem Ziel ste-
hen, die Krankenhausversorgung zu stärken? Wie kann 
man dieses gleichzeitige Gasgeben und Bremsen den 
Menschen vernünftig erklären?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege Dahmen, für die Zwischen-

frage. – Sie haben meine kritische Haltung in diesem 
Punkt jetzt nicht erwähnt; ich will sie hier auch nicht 
noch einmal darlegen. Ich kann vielleicht eines zur Ver-
deutlichung sagen: Die Einsparungen von 1,8 Milliarden 
Euro dienen ja nicht nur den Krankenhäusern, sondern 
auch allen Beitragszahlern und Beitragszahlerinnen in 
diesem Land, die die Krankenhäuser mitfinanzieren müs-
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sen. Wir müssen schon auch darauf achten, dass wir für 
Beitragsstabilität sorgen, und das haben wir mit dieser 
Entscheidung getan. Ich bin der festen Überzeugung, 
dass ansonsten die Beiträge weiter durch die Decke ge-
hen. Es ist zu befürchten, dass sie weiter steigen; aber wir 
wollen das auf jeden Fall vermeiden. Und das ist der 
Hauptgrund, warum wir diese Einsparungen vorgenom-
men haben.

Der andere Grund ist: Wenn man unterm Strich alles 
betrachtet, was wir den Häusern in den letzten Jahren 
haben zukommen lassen und was diese künftig noch zu 
erwarten haben, dann kommen wir auf einen Betrag von 
über 8 Milliarden Euro. Das muss man an dieser Stelle 
auch mal sagen. Es mag schmerzhaft sein, wenn man 
etwas, was man scheinbar gegeben hat, wieder weg-
nimmt. Aber in der Gesamtsumme betrachtet, haben wir 
die Häuser, auch in der Ampelzeit, deutlich besser-
gestellt, als sie es vorher waren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der vierte Punkt, den ich noch nennen möchte: Wir 
geben den Häusern ein Jahr länger Zeit – das ist gesagt 
worden –, um eine Neuausrichtung der Leistungsver-
gütung zu erreichen.

Es gibt natürlich Optimierungsbedarf. Beispielsweise 
wird in den weiteren Beratungen zu erörtern sein, ob es 
richtig ist, dass sich die Länder bei Planungen im Rahmen 
ihrer Kompetenz künftig mit den Kassen ins Benehmen 
setzen müssen, dass der Transformationsfonds nur ab 
einem bestimmten Stichtag greift, oder ob ein Radius 
von 2 Kilometern bei einem Standort nicht zu klein ist. 
Weitere flankierende Maßnahmen sind auf dem Weg, wie 
die Notfallversorgung und eine Neuausrichtung der am-
bulanten Versorgung.

Ich komme zum Schluss. Wenn die Menschen etwas 
verlieren, weil es unausweichlich ist – und das wird nicht 
zu vermeiden sein –, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssten zum Schluss kommen.

Axel Müller (CDU/CSU):
– wie das Krankenhaus um die Ecke, müssen sie einen 

adäquaten Ersatz bekommen, um das zu erreichen, wo-
rauf es uns ankommt: die optimale flächendeckende Ver-
sorgung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/2512, 21/2721 und 21/2707 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Wenn 
das nicht der Fall ist, dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 6: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Maik 
Brückner, Clara Bünger, Nicole Gohlke, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

Queeres Leben stärken – Christopher-Street- 
Days schützen

Drucksache 21/2575
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Und der erste Red-
ner in dieser Debatte ist für die Fraktion Die Linke Maik 
Brückner.

(Beifall bei der Linken)

Maik Brückner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Viele queere Menschen fühlen sich 

in Deutschland nicht sicher. Kein Wunder! Beinahe wö-
chentlich hört man von queerfeindlicher Gewalt auf den 
Straßen. Überall, wo queeres Leben sichtbar ist, wird es 
angegriffen. Jeder zweite CSD in diesem Jahr wurde at-
tackiert. Dahinter stecken oftmals rechtsextreme Grup-
pen. Und das ist ein Skandal.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

CSDs erreichen Menschen aus der Mitte der Gesell-
schaft. Besonders die kleinen CSDs gehören zu den 
Schauplätzen, an denen Demokratie und Freiheit ganz 
konkret erkämpft und gegen Nazis verteidigt werden. 
Deshalb gilt unser Dank allen, die sich hier engagieren.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn queere Menschen sich Sorgen um ihre Sicherheit 
machen, dann ist das keine Einbildung. Unsere Verfol-
gungsgeschichte macht uns sensibel für Gefahren. Sie 
lehrt uns aber auch eine gesunde Skepsis gegenüber 
dem Staat. Die Antwort der Konservativen ist dann 
schnell: Eine Polizeiwache hier, mehr Abschiebungen 
da – und dann ist die Welt für weiße Wohlstands-Schwule 
wieder sicher. Aber ich kann Ihnen versichern: Die aller-
meisten Schwulen durchschauen Ihr perfides Spiel, und 
sie taugen nicht als Zielgruppe für Ihre rassistische Pro-
paganda.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie polemisieren gezielt gegen das Selbstbestim-
mungsgesetz oder die Regenbogenfahne. Damit verschie-
ben Sie den Diskurs immer weiter nach rechts. Und Sie 
verunsichern seit Monaten die Communitys mit der Mel-
dewesenverordnung zum Selbstbestimmungsgesetz. Seit 
Amtsantritt dieser Regierung haben wir keine einzige 
queerpolitische Initiative Ihrerseits diskutiert – keine ein-
zige! Ihre Untätigkeit grenzt an unterlassene Hilfeleis-
tung, und das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.
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(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Frauen hier im Saal können vielleicht noch am 
ehesten nachempfinden, wie es sich für queere Menschen 
anfühlt, wenn sie nachts allein im Bus sitzen und plötz-
lich eine Horde besoffener Männer zusteigt. Oft muss 
man jedes sichtbare Zeichen seiner Identität verstecken, 
und sei es nur der Regenbogenbutton an der Jacke. Es ist 
eben nicht nur die Angst vor gewalttätigen Übergriffen; 
es ist auch die Scham und das Gefühl, sich selbst ver-
leugnen zu müssen. Das ist eine Erfahrung, die ich nur 
allzu gut selbst kenne und die ich niemandem wünsche.

Wenn Sie diesem Antrag zustimmen, dann wäre das 
ein erster Schritt. Wir wollen unter anderem, dass sich 
die Innenministerkonferenz mit der Sicherheit queerer 
Menschen beschäftigt und dass der nationale Aktionsplan 
„Queer leben“ weiterentwickelt wird.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Für die queeren Communitys geht es ums Ganze. Tun 
Sie das Mindeste!

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Florian Oest.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Oest (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ – 
dieser Satz ist mehr als bloßes Verfassungsrecht; dieser 
Satz ist ein Versprechen. Das ist die Grundlage für unser 
Zusammenleben in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Nyke Slawik 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jeder Mensch 
ist wichtig, jeder Mensch ist wertvoll, jeder Mensch ver-
dient Achtung und Respekt.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: 5 Euro ins Phra-
senschwein!)

Es ist ein hohes Gut, dass alle Menschen in Deutschland 
leben und lieben können, wie und wen sie möchten. Un-
ser Land steht für Recht und Freiheit – Werte, die unseren 
Umgang miteinander prägen. Wir sind alle miteinander 
verpflichtet, diese Werte mit ganzer Kraft zu schützen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Solange die Rechte anderer gewahrt bleiben, kann je-
der in Deutschland seine Meinung frei äußern und de-
monstrieren. Dieses Recht auf öffentliche Meinungs-
äußerung und Schutz ist unumstößlich. Es ist eine 
Selbstverständlichkeit, und diese Selbstverständlichkeit 

gilt auch für die vielen Christopher Street Days in unse-
rem Land. Darauf achtet auch unsere Polizei – mit Hal-
tung, mit Stärke und mit Entschlossenheit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist schon 
sehr schwer zu ertragen, wenn ausgerechnet jene, die 
unserer Polizei nur allzu oft mistrauen

(Zuruf von der Linken)
und in Teilen sogar Gewalt gegen Polizistinnen und Po-
lizisten tolerieren, jetzt noch mehr Polizeiarbeit fordern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
CDU/CSU: Sehr richtig!)

Die polizeilichen Fallzahlen belegen einen deutlichen 
Anstieg queerfeindlicher Straftaten in den letzten Jahren. 
Aber alles, was Ihnen dazu einfällt, ist dieser Antrag: 
Symbolpolitik.

(Maik Brückner [Die Linke]: Das ist ein erster 
Schritt! Mein Gott!)

Und das sorgt nicht für mehr Sicherheit.
Mehr Sicherheit bedeutet vor allem, unserer Polizei 

den Rücken zu stärken – mit Worten, vor allem aber mit 
Taten. Nur so kann unsere Polizei ihren Schutzauftrag 
effektiv erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Awet Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Zurufe von der AfD)

Die Polizei in Deutschland ist der Garant für Sicherheit 
und Ordnung. Wenn es darauf ankommt, schützt unsere 
Polizei unser aller Rechte und Leben.

Sie fordern in Ihrem Antrag Dinge, die es schon lange 
gibt und Grundlage der polizeilichen Arbeit sind. Viele 
Demonstrationen werden gemeinsam mit den Veranstal-
tern vorbesprochen; jede Einsatzlage wird nachbereitet. 
Die Polizei setzt auch hier immer auf Kooperation mit 
den Veranstaltern. Das ist die koordinierte Arbeit unserer 
Sicherheitsbehörden. Diese Professionalität ist vielleicht 
nicht jedem hier bekannt, sollte jedoch für jeden in die-
sem Hohen Haus ein gutes Beispiel sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Demonstrationen sind für unsere Polizei keine ein-
fache Aufgabe, vor allem, wenn Demonstranten auf Ge-
gendemonstranten treffen. Auch in dieser schwierigen 
Lage erfüllen Polizisten ihren Auftrag.

Unsere Sicherheitsbehörden sind lernfähig, professio-
nell und wachsam. So entwickelt sich Polizeiarbeit stetig 
weiter. Sicherheitskonzepte, wie sie etwa beim vergange-
nen Christopher Street Day in Bautzen umgesetzt wur-
den, zeigen klare Fortschritte. Das, was Sie in Ihrem 
Antrag fordern, setzt die Polizei schon längst um.

Unsere Polizei verdient Unterstützung, Respekt und 
Dank, nicht aber Misstrauen und Gewalt,

(Awet Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht doch um queere Menschen!)

besonders von jenen, die vorgeben, für Toleranz einzutre-
ten. Ein gutes Miteinander entsteht nicht durch Symbol-
politik.
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(Abg. Maik Brückner [Die Linke] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)

Respekt entsteht, wenn wir gut und vernünftig miteinan-
der umgehen, wenn wir Toleranz zeigen, auch jenen ge-
genüber, die anders denken, fühlen und lieben. Unser 
Land lebt vom Blick für das Ganze. Wir schützen das 
Grundrecht auf Demonstrationen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage.

Florian Oest (CDU/CSU):
Ich würde gern meine Rede zu Ende bringen, Frau 

Präsidentin.

(Maik Brückner [Die Linke]: Dürfen Sie ja 
auch!)

Wir schützen zugleich jene, die Demonstrationen auch 
in komplizierten Lagen ermöglichen, oft unter Einsatz 
ihres Lebens. Den vorliegenden Antrag lehnen wir ab.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Christopher Drößler.

(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vermut-

lich zum ersten Mal finden sich die Linken heute in der 
Rolle des gestrigen Reaktionärs. Denn Ihre Obsession mit 
der Regenbogenlobby und sogenannter Queerness ist ge-
wissermaßen out, und das sogar ganz wörtlich.

Wie das Zentrum für Heterodoxe Sozialstudien der 
Universität Buckingham in einer jüngsten Studie zeigt, 
ist die Anzahl von Jugendlichen, die sich als trans oder 
queer identifizieren, im freien Fall. Auch die Jugend 
strebt nach dem Selbsterhalt und nach dem, was man 
objektiv ist, nicht nach dem, was man sich einbildet zu 
sein.

(Beifall bei der AfD – Maik Brückner [Die 
Linke]: Und was sind Sie?)

Ein Beispiel, wohin Wokeismus führen kann, zeigt der 
Fall Mario O., auch bekannt als Jurassica Parka. Dieser 
bereits 2023 für den Besitz von Kinderpornografie 
verurteilte Pädophile arbeitete als Dragqueen ja unter 
anderem mit Ihrem Lieblingsclown des Öffentlich- 
Rechtlichen zusammen. Gemeint ist natürlich Jan Böh-
mermann, der in seinem Format die Normalisierung so-
genannter Dragqueens propagiert,

(Maik Brückner [Die Linke]: Es geht um den 
Schutz von Christopher Street Days! Thema 
verfehlt! Wirklich peinlich!)

wie sein abgabenfinanzierter Arbeitgeber auch. Und wie 
allein dieses Beispiel zeigt, entlarven sich in obszöner 
Weise als Frauen verkleidete Männer oft als Perverse, 
und davon haben die allermeisten Mitbürger die 
Schnauze voll.

(Zuruf der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die verrückten Ideen der woken Ära werden wieder in 
ihre Echokammern zurückgetragen und die dazugehöri-
gen Verrückten aus den Parlamenten auch.

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])
Selbst das völlig wahnsinnige Selbstbestimmungsgesetz 
hierzulande wurde nicht zuletzt von Marla-Svenja 
Liebich ad absurdum geführt.

(Ina Latendorf [Die Linke]: Es geht um den 
Christopher Street Day! – Derya Türk- 
Nachbaur [SPD]: Rechtsextremist!)

Aber um was geht es Ihnen eigentlich? Sie versuchen 
mit diesem Antrag, Ihren Regenbogen-NGOs die Staats-
gelder zu sichern. Posten schaffen und Staatsressourcen 
nutzen, nur darum geht es Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Wenn man sich schon eines verurteilten 
Rechtsextremisten als Referenz bedienen 
muss!)

Die Verweise auf die Gefahrenlage queerer Menschen 
ist natürlich auch blanker Hohn. Sie wissen ganz genau, 
dass die von Ihnen mitgetragene Politik offener Grenzen 
und unbeschränkter Migration zu kulturellen Konflikten 
geführt hat, die sich auch hier entfalten. Man kann keine 
pluralistische Utopie probieren, wohl wissend, dass das 
Zusammenleben fundamental neu ausgehandelt werden 
muss, und sich dann darüber wundern, dass insbesondere 
diese extrem westliche Art der Freizügigkeit für Entset-
zen sorgt.

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])
Was Sie hier als Queerfeindlichkeit markieren, ist doch 

insgesamt nur die Ablehnung ihrer gesellschaftszerset-
zenden Agenda. Die Leute haben genug vom Regenbo-
gen.

(Beifall bei der AfD)
Aber das ist Ihnen natürlich egal. Dieses Verhalten 

offenbart ohnehin Ihr spezielles Verständnis von Demo-
kratie und Menschenrechten. Sie gehen nämlich nicht 
von der Volkssouveränität und bewahrenswerten Normen 
aus, die unsere innere Ordnung überhaupt erst möglich 
machen. Im Gegenteil: Für Sie ist Demokratie ein dia-
lektisches Spiel zwischen Lobbygruppen und Straßen-
aktivisten auf der einen Seite und parlamentarischen Ak-
tivisten auf der anderen Seite. Am Ende dieses Prozesses 
steht dann Ihre Vision einer bis zur Geschlechtslosigkeit 
emanzipierten Menschheit. Gott bewahre!

(Beifall bei der AfD)
Dass Sie ihr revolutionäres Subjekt dabei ausgerechnet 

bei Leuten verorten, die Karl Marx selbst einst als Lum-
penproletariat bezeichnete, sagt alles über den heutigen 
Zustand der Linken aus.
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(Maik Brückner [Die Linke]: Sie haben ja eine 
Ahnung von Karl Marx!)

Nichtsdestotrotz kann der Kulturterror, den Sie mit 
diesem Antrag aufrechterhalten wollen, nicht ewig zur 
Last der Gesellschaft fortgeführt werden. Woke ist vor-
bei, meine Damen und Herren!

Bevor hierzulande mehr Polizei zur Sicherung irgend-
welcher bunten Partys beansprucht wird,

(Zurufe von der SPD und der Linken)
müssen erst mal unsere Grenzen gesichert und muss ge-
gen Gefährder im Inland vorgegangen werden.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte!)

Und ich sage es noch deutlicher: Solange hierzulande 
Weihnachtsmärkte nicht mehr stattfinden können, müs-
sen Ihre Regenbogenvereine hintenanstehen.

(Beifall bei der SPD und der Linken)
Wir lehnen Ihren Antrag aus vollster Überzeugung ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Helge Lindh 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-

ruf von der AfD: Oah!)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich wollte was zum CSD sagen; jetzt muss ich was zu 
Herrn Drößler und zur AfD sagen. Es ist ein Schicksal!

(Zuruf von der AfD: Oah!)
Sie haben ja eben deutlich gemacht – das kann man 

zumindest als erkenntnisfördernde Leistung bezeich-
nen –, warum so viele CSDs heutzutage unter Bedrohun-
gen und dem Regime der Angst funktionieren. Das ist 
genau diese Propaganda, die Sie da betreiben. Und ich 
muss sagen: Schämen Sie sich!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wie können Sie es wagen? How dare you?
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee!)

Eine niedersächsische Landtagsabgeordnete der AfD 
charakterisierte den CSD als abartige Perversion und 
kranke Fantasie. Ihr Spiel ist, dass Sie alle CSDs in 
Deutschland als hypersexualisierte Veranstaltungen de-
nunzieren.

(Zurufe von der AfD)
Die Pointe ist aber: Die Hypersexualisierung betreiben 
Sie,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Zuruf von der AfD – 

Gegenruf der Abg. Nyke Slawik [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist aber so!)

und das sagt mehr über Sie als über die CSDs.
Wo sind Ihre Anträge zum Fall Gisèlle Pelicot, zu 

heteronormativen Beziehungen, in denen vergewaltigt, 
geschlagen und missbraucht wird? Wo sind sie? Nir-
gendwo lese ich das, nirgendwo höre ich das. Schämen 
Sie sich, dass Sie das nicht benennen und darauf nicht 
hinweisen!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Sie treten hier CSD-denunzierend, belehrend auf. 
Wenn ich an Ihre Zwischenrufe denke, an Ihren Habitus, 
an das, was Kolleginnen und Kollegen berichten, an das, 
was Menschen mit ihrer eigenen geschlechtlichen Iden-
tität und sexuellen Orientierung hier auf den Fluren erle-
ben, an das Auftreten Ihrerseits, dann sage ich nur:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Quatsch! Das ist 
doch Quatsch! – Weitere Zurufe von der AfD)

Es tut dringend not, dass die AfD-Fraktion ein Schu-
lungsseminar in Sexismus, Antifeminismus und gegen 
Queerfeindlichkeit besucht.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Amadeu Antonio Stiftung und andere werden Kapa-
zitäten schaffen und mit ihrem Know-how dafür sorgen, 
dass Sie diese Schulung als Massenschulung bekommen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Denn – das müssen wir uns alle klarmachen – selbst-
bestimmt seine geschlechtliche Identität und sexuelle 
Orientierung leben zu können und sicher CSDs besuchen 
zu können, ist kein Ausdruck von Ideologie, sondern ein 
Ausdruck von Leben. Wenn das Ideologie wäre, dann 
wäre das deutsche Grundgesetz Ideologie.

(Beifall der Abg. Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Maik Brückner 
[Die Linke])

Und die bittere Pointe ist: Sie glauben wahrscheinlich, 
dass das deutsche Grundgesetz Ideologie ist. Das ist 
aber nicht der Fall.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Sie werden immer 
schlimmer!)

Es liegt in unserer Verantwortung, dass Menschen si-
cher CSDs besuchen können. Das können sie dank Ihres 
Handelns aber nicht. Es kommt nicht aus heiterem Him-
mel, dass zwei Drittel der CSDs in den östlichen Bun-
desländern und ein Drittel der CSDs in den westlichen 
Bundesländern durch rechtsextreme Angriffe, Denunzia-
tionen und Aktionen bedroht sind.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.
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Helge Lindh (SPD):
Dafür sorgen nicht primär Migrantinnen und Migran-

ten und Flüchtlinge, sondern Ihre Leistung, Ihre Propa-
ganda, Ihr Hass.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Nyke Slawik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Nyke Slawik (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Es ist gut, dass Menschen bundesweit 
an immer mehr Orten CSDs organisieren und diese zahl-
reich besuchen. Ich war dieses Jahr selbst auf vielen im 
ländlichen Raum sowie in Städten. Aber kaum ein CSD, 
den ich besuchte, war nicht von Neonazidemos bedroht.

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Was macht das mit unserer Gesellschaft, wenn friedliche 
Veranstaltungen für Vielfalt und Menschenrechte nur un-
ter Polizeischutz stattfinden können?

(Beatrix von Storch [AfD]: Wie der AfD-Par-
teitag! – Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth 
[AfD])

Das sollte alle Demokratinnen und Demokraten hier im 
Raum mit Sorge erfüllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Als ich letzte Woche Bundesministerin Prien in der 
Regierungsbefragung darauf ansprach, sagte sie, auch 
sie erfülle das mit Sorge. Auch die Bundesregierung ist 
besorgt. Aber was tut Schwarz-Rot für den Schutz quee-
rer Menschen? Schauen wir uns das doch mal an: Die 
Regenbogenflagge wird zum unerwünschten Symbol er-
klärt.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Quatsch!)

Der Kanzler vergleicht die Queer-Community mit einem 
Zirkus.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist leider auch 
so!)

Die Aufnahme des Diskriminierungsschutzes für queere 
Menschen in Artikel 3 des Grundgesetzes wird mit faden-
scheinigen Gründen von der Union ausgebremst, obwohl 
viele CDU-regierte Bundesländer im Bundesrat dafür-
stimmten. Der Innenminister will Menschen im Mel-
dewesen auf ewig als trans kenntlich machen, anstatt sie 
vor Zwangsoutings zu schützen. Das Selbstbestimmungs-
gesetz soll überprüft werden, das Förderprogramm 
„Demokratie leben!“, von dem auch queere Antidiskrimi-
nierungsprojekte profitieren, vom Verfassungsschutz 
überprüft werden. – Und Sie machen sich allen Ernstes 

Sorgen, dass queere Menschen auf der Straße angegriffen 
werden? Vielleicht wollen Sie von Schwarz-Rot sich mal 
an die eigene Nase fassen,

(Zuruf der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])
was Ihre Verantwortung für die Lage ist und wie Sie zur 
Stimmung aktuell in diesem Land beitragen.

Wenn ich mit queeren Menschen in der Community 
spreche, kriege ich vor allem eins gespiegelt: Angst. 
Angst, dass sie zur Zielscheibe politischer Angriffe wer-
den. Und viele Menschen in diesem Land warten auf 
Lösungen für die drängenden Probleme unserer Zeit: 
dass wirksame Pläne gegen die steigenden Mieten vor-
gelegt werden, dass die Klimakrise bekämpft wird. Doch 
statt das anzupacken, sehen wir eine Politik, die, von 
rechts befeuert, Ablenkungsdebatten führt und Feindbil-
der schafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Es wird beispielsweise gehetzt gegen Geflüchtete – 
Stichwort „Abschiebungen“ –, Armutsbetroffene – Stich-
wort „Kürzungen beim Bürgergeld“ – und Transper-
sonen – Stichwort „Selbstbestimmungsgesetz überprü-
fen“.

(Beatrix von Storch [AfD]: Abschaffen! Wir 
wollen das nicht „überprüfen“! Das muss 
weg!)

Ja, befeuert wird das vor allem von Rechtsextremen 
und ihrem parlamentarischen Arm. Aber die Wahrheit 
ist doch, liebe Bundesregierung: Sie machen sich in Tei-
len mit dieser gesellschaftlichen Stimmung gemein. 
Schauen Sie sich Ihre Gesetzgebungsvorhaben an! Und 
ja, in dieser gesellschaftlichen Stimmung, in der ganze 
Gruppen von Menschen zu Sündenböcken erklärt wer-
den, werden CSDs von Rechtsextremen angegriffen. 
Deswegen stelle ich Ihnen allen Ernstes die Frage: Wie 
lange wollen Sie sich noch von der AfD die Agenda 
diktieren lassen? Noch haben Sie die Chance, das desa-
ströse Bild, das Sie seit Regierungsantritt in der Queer-
politik gezeichnet haben, zu korrigieren, beispielsweise 
indem Sie dem Votum des Bundesrates folgen, queere 
Menschen im Grundgesetz endlich anzuerkennen, gleich-
zustellen, zu schützen oder gleichgeschlechtliche Paare 
im Familienrecht gleichzustellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Und vor allem appelliere ich an Sie: Beenden Sie die 
Angriffe auf bisher Erreichtes! Schützen Sie CSDs und 
friedliche Demonstrationen! Stellen Sie sich hinter 
queere Menschen und die Forderungen der Community!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken – Dr. Christian Wirth 
[AfD]: Queere Menschen für Palästina!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Siegfried Walch.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Siegfried Walch (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung ist 
eines der grundlegenden Freiheitsrechte. Ich bin sehr 
stolz darauf, in einem Land leben zu dürfen, wo jeder 
für sich selber entscheiden kann, wie er leben möchte, 
und natürlich auch, wie und wen er liebt. Ganz nebenbei 
gesagt – und das darf ich als Liberal-Konservativer und 
als heterosexueller Mann auch mal sagen –: Schwul oder 
lesbisch zu sein, ist etwas völlig Normales.

(Beifall des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])
Niemand hat das Recht, jemanden zu diskriminieren, 
weil er eine andere sexuelle Orientierung hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Das ist eine persönliche, private Entscheidung. Da sollten 
wir uns alle einig sein, dass es nichts Besonderes ist. 
Jeder kann hier nach seiner Fasson selig werden, oder 
wie wir in Bayern sagen: leben und leben lassen.

(Beifall des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])
Extremisten greifen genau dieses Lebensgefühl aber 

an. Natürlich passiert das. Wir haben in den letzten Jahren 
erlebt – und ja, auch darüber muss man reden; das kann 
man nicht wegdiskutieren –, dass Hass und Vorurteile in 
dieses Land importiert wurden.

(Zurufe von der AfD: Oh! – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Von wem denn?)

Das kann man nicht wegdiskutieren, wenn man es ernst 
meint mit denen, die man schützen möchte.

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])
Deswegen möchte ich schon klipp und klar sagen – und 
da sind Zwischenrufe völlig fehl am Platz –: Jeder, der in 
unser Land kommt, muss akzeptieren, dass hier unsere 
Gesetze gelten, unsere Regeln, unser Wertesystem an-
zuerkennen ist. Hier gilt nicht die Scharia, hier gelten 
auch keine fundamentalistischen Ideen, hier gilt das 
Grundgesetz, meine Damen und Herren. Das ist klipp 
und klar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von der 
AfD: Unser Land, unsere Regeln! – Maik 
Brückner [Die Linke]: Schämen Sie sich! – 
Sarah Vollath [Die Linke]: Was soll das? – Zu-
ruf der Abg. Awet Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

– Ja, es ist schon klar, dass Sie nervös werden.
(Ates Gürpinar [Die Linke]: Wenn die AfD 

Beifall klatscht, werde ich nervös!)
Wer genau kümmert sich darum? Es sind unsere Behör-
den.

Übrigens, Grundlage Ihres Antrags sind ja auch Zahlen 
des Bundeskriminalamts. Sie zitieren die in den letzten 
Jahren drastisch gestiegenen Fallzahlen. Sie monieren sie 
zu Recht; bei dem Punkt sind wir uns einig. Aber eines ist 
doch völlig klar – das geht aus Ihrem Antrag eigentlich 
auch hervor –: Die Sicherheitsbehörden schauen bereits 
jetzt ganz genau hin, was hier passiert. Sie tun es! In 
Ihrem Antrag tun Sie aber so, als ob das BKA hier eine 

Situation erkennen würde und jetzt die Beamtinnen und 
Beamten darauf warten würden, dass der Bundestag 
ihnen sagt, dass sie auch handeln müssen. Nein, unsere 
Behörden erkennen eine Situation und handeln angemes-
sen. Dafür haben sie Respekt und Vertrauen verdient, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ingo Vogel [SPD] – Zuruf des Abg. Maik 
Brückner [Die Linke])

Das BKA arbeitet seit Jahren eng mit den Ländern und 
der Zivilgesellschaft zusammen. Die Erkenntnisse daraus 
fließen bereits jetzt in die Polizeiausbildung und auch in 
Präventivprogramme ein. Auch die Innenministerkon-
ferenz hat sich mit der Sicherheit queerer Menschen 
mehrfach befasst, zuletzt übrigens im Frühjahr 2025.

Aus Ihrem Antrag geht Ihr Grundproblem hervor: Sie 
vertrauen unseren Behörden nicht, Sie misstrauen unse-
ren Behörden. Sie tun gerade so, als wären sie auf Ihre 
Weisheiten angewiesen.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
Ich möchte klipp und klar sagen: Unsere Polizistinnen 
und Polizisten leisten hervorragende Arbeit. Sie schützen 
Demonstranten, sie schützen Versammlungen, sie schüt-
zen Kundgebungen aller Art, und sie schützen natürlich 
auch die vielen Veranstaltungen des Christopher Street 
Days, und das oft unter schwierigsten Voraussetzungen. 
Deswegen brauchen unsere Polizisten keine ideologisch 
eingefärbten Projekte, sondern Rückhalt, Ausrüstung und 
Personal.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
des Abg. Ingo Vogel [SPD] – Sonja Lemke 
[Die Linke]: Rassismustraining!)

Meine Damen und Herren, genau dafür sorgt diese 
Bundesregierung. Die Polizei wird fortlaufend im Be-
reich Hasskriminalität geschult. Bund und Länder küm-
mern sich längst darum. Es gehört zum Standard in der 
Polizeiausbildung. Ich finde es völlig deplatziert, immer 
zu suggerieren, man müsste das der Polizei jetzt endlich 
einmal sagen. So etwas geht nicht.

Statt neue Papiere zu schreiben, wäre es viel besser, Sie 
stellten sich hinter die sicherheitspolitischen Initiativen 
dieser Bundesregierung. Dann würden Sie nämlich wirk-
lich etwas für queere Menschen und die Sicherheit der 
Menschen in diesem Lande tun.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
Linken)

Lassen Sie uns die Ausstattung verbessern, Liegen-
schaften in Ordnung bringen, Fahrzeuge beschaffen und 
genug Menschen für die Polizei gewinnen! Das stärkt die 
Sicherheit aller Menschen und somit natürlich auch die 
Sicherheit der vielen Christopher-Street-Day-Veranstal-
tungen in diesem Lande.

(Maik Brückner [Die Linke]: Haben Sie eine 
Ahnung! Ganz ehrlich!)

Noch was. Eines schützt alle gleichermaßen: Das ist 
nämlich das Grundgesetz, es ist der Rechtsstaat, und es ist 
eine Flagge, meine Damen und Herren. Sie hat drei Far-
ben: Schwarz, Rot und Gold.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
rufe von der AfD: Bravo! – Maik Brückner 
[Die Linke]: Jetzt können Sie mal schauen, 
wer da klatscht!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Beatrix von Storch.
(Beifall bei der AfD – Sarah Vollath [Die 
Linke], an den Abg. Siegfried Walch [CDU/ 
CSU] gewandt: Zuhören jetzt! Ihre Kollegin 
spricht!)

Beatrix von Storch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der An-

trag der Linken beklagt einen besorgniserregenden An-
stieg an Gewalt gegen queere Menschen. Natürlich haben 
Sie auch eine Erklärung – große Überraschung –: Es sind 
Rechtsextremisten und rechtskonservative Kreise.

(Maik Brückner [Die Linke]: Das sind Studien, 
die das beweisen!)

Wissen Sie, was kognitive Dissonanz ist?
(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Nyke 
Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Damit 
kennen Sie sich gut aus!)

Das sind zwei Dinge, die miteinander denklogisch unver-
einbar sind – hier: linkes Weltbild und Realität. Das passt 
einfach nicht zusammen.

(Beifall bei der AfD)
Im Mai 2024 stellte Christopher Schreiber vom Les-

ben- und Schwulenverband Berlin-Brandenburg fest: Die 
meisten queerfeindlichen Straftaten in Berlin geschehen – 
wo? nein, nicht in Zehlendorf –

(Adis Ahmetovic [SPD]: Da, wo die AfD stark 
ist!)

in Mitte, in Friedrichshain-Kreuzberg und in Neukölln. 
Ich komme aus Mitte, und ich verrate Ihnen jetzt ein 
Geheimnis: Das sind keine rechtskonservativen Hoch-
burgen.

(Heiterkeit bei der AfD)
Das sind die Wahlkreise der Kollegen Steinmüller von 
den Grünen und Meiser und Koçak von den Linken.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Und gegen 
Schwerdtner haben Sie auch verloren!)

Das heißt, nicht der ländliche Raum und die Randbezirke 
sind das Problem für Queere, sondern linke und grüne 
Hochburgen.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
In einem lichten Moment hat die linke „taz“ einen 

Artikel veröffentlicht, der hieß: „Wie bunt ist Neukölln 
wirklich?“ Inhalt: Die steigende Zahl der Angriffe auf 
Homo- und Transsexuelle. Die „taz“ stellt sich ratlos 
die Frage: Warum? Ja, warum nur sind Schwule und 
Lesben ausgerechnet in Neukölln und in Friedrichshain- 

Kreuzberg besonders gefährdet? Hat hier jemand viel-
leicht eine Ahnung, woran das liegen könnte? Die „taz“ 
tastet sich heran und stellt fest: Es sind Männergruppen,

(Helge Lindh [SPD]: Das ist doch scheinhei-
lig!)

junge Männer – heiße Spur. Wahrscheinlich sind es die 
berühmten australischen Austauschstudenten; Junge, 
Junge, Junge.

(Heiterkeit bei der AfD)

Homosexuelle und Queere leben in Gefahr, und Juden 
trauen sich in Neukölln nicht mehr, eine Kippa zu tragen. 
Könnte das vielleicht auf den gleichen Grund zurück-
zuführen sein?

(Maik Brückner [Die Linke]: Sie sind so resis-
tent gegen Studien! Lesen Sie doch! Mein 
Gott!)

Ich sage Ihnen jetzt mal was: Islamische Migranten 
sind die neue Basis der Linken. Wer das ausspricht, wie 
der Neuköllner SPD-Bezirksbürgermeister Martin Hikel, 
wird von der SPD gestürzt. Hikel sprach nämlich über 
muslimischen Antisemitismus. Das ist bei Linken total 
tabu. Muslimische Gewalt gegen Homosexuelle ist da 
auch total tabu.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Was ist mit 
rechter Gewalt gegen Homosexuelle? – Maik 
Brückner [Die Linke]: Sie wollen die Studien 
gar nicht lesen! Sie wollen nur hetzen!)

Die Antwort der Linken auf muslimische Gewalt in 
Großstädten ist: flächendeckend Beratungsstellen für 
Queere im ländlichen Raum vom Allgäu bis zur Ucker-
mark und natürlich mehr CSD-Paraden bis in den letzten 
Winkel der Republik. – Das wird Islamisten wie Abdul-
lah Al H., der in Dresden ein schwules Paar niedergesto-
chen hat, oder aber auch Issa Al Hassan, der beim Festi-
val der Vielfalt in Solingen drei Menschen abschlachtete, 
total stark beeindrucken.

Die Linken leben in einem Paralleluniversum und wol-
len darin nicht gestört werden. Und das Problem von den 
Kollegen der Union ist: Sie ketten sich an diese linken 
Parteien, an dieses linke Narrenschiff.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Beatrix von Storch (AfD):
Und solange sie daran gekettet sind, werden sie mit den 

Linken gemeinsam untergehen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die SPD-Frak-

tion Hakan Demir.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Hakan Demir (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Ich will hier noch mal den Punkt der politischen 
Allianz aufmachen. Auch wenn wir, wie wir das von 
der CDU/CSU gehört haben, nicht in allen Punkten mit 
dem d’accord sind, was die Linksfraktion heute geschrie-
ben hat, muss klar sein, dass wir hinter dem Grundgesetz 
stehen, dass wir hinter der Gleichheit aller Menschen 
stehen. Das ist die Klammer, die ich heute wieder zwi-
schen Linkspartei, SPD, Grünen und CDU/CSU ziehe. 
Das müssen wir hier einmal deutlich machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen auch deutlich machen, was die AfD gesagt 
hat. Wir haben das Thema „Angriffe auf CSDs“. Gucken 
wir uns die Orte an. Ich sage nur: Bad Freienwalde, 
Eberswalde und Bautzen; das sind nicht Neukölln und 
Mitte. Das müssen Sie hier auch einmal klarmachen. Da 
werden teilweise AfD-Sommerfeste gegen CSDs auf-
gebäumt. Das ist auch nicht demokratisch; das muss 
man hier auch einmal klar sagen.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist bittere Realität, dass CSDs angegriffen werden, 
und es ist auch bittere Realität, dass es queerfeindliche 
Angriffe gibt. Ich habe darüber mit jemandem gespro-
chen, der das ganz persönlich erlebt hat, Danjel Zarte. 
Er ist Inhaber des Cafés und Restaurants „Das Hoven“. 
Er und seine Mitarbeitenden wurden angegriffen, ein-
geschüchtert, bespuckt. Manche seiner Stammgäste, 
Menschen, die sonst Tag für Tag dort waren, kamen 
plötzlich nicht mehr. Um seinen Laden am Laufen zu 
halten, hat Danjel 14-Stunden-Schichten gemacht, nur 
damit niemand alleine arbeiten muss. Es ist wichtig, 
dass sich zahlreiche Menschen aus dem Kiez und darüber 
hinaus mit ihm solidarisiert haben. Hunderte kamen zu 
seinem Festival der Liebe vor seinem Restaurant. Die 
Nachbarschaft organisiert eine Spendenaktion. Trotzdem 
hätte ich es verstanden, wenn Danjel irgendwann gesagt 

hätte: Ich kann nicht mehr. – Aber er hat das nicht getan. 
Er hat weitergemacht. Dafür, Danjel, habe ich tiefsten 
Respekt. Deine Haltung, dein Mut, sie berühren mich.

Ich sage auch ganz offen: Wir dürfen nicht anfangen, 
den Mut von Menschen wie ihm für selbstverständlich zu 
halten. Wer angegriffen wird, sollte nicht nur auf seine 
eigene Stärke bauen müssen, sondern immer auf die 
Stärke des Staates vertrauen können.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Staat muss ein Schutzschild sein, hinter dem alle 
stehen können. Es ist richtig, dass wir Täter konsequenter 
bestrafen müssen. Aber wir müssen auch früher ansetzen, 
in Schulen, in Betrieben, in Familien. Wir müssen über 
Männlichkeit sprechen, über Respekt, über Verantwor-
tung. Die Grundwerte, auf denen eine pluralistische Ge-
sellschaft aufbaut, wachsen nicht von alleine. Der Glaube 
an die gleichen Rechte für alle Menschen muss verteidigt 
werden. Er muss gelernt werden, er muss gelebt werden. 
Dafür stehen wir hier zusammen ein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 21/2575 an den Innenausschuss vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Wenn das nicht der Fall ist, dann verfahren wir wie vor-
geschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 13. November 2025, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist damit geschlossen. Einen schönen 
Abend noch.

(Schluss: 21:27 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bachmann, Carolin AfD

Bauer, Marcel Die Linke

Becker, Carsten AfD

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Bohnhof, Peter AfD

Brantner, Dr. Franziska BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bremer, Anne-Mieke Die Linke

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Frieser, Michael CDU/CSU

Gebhard, Wilhelm CDU/CSU

Grimm, Christoph AfD

Gysi, Dr. Gregor Die Linke

Hermeier, Mareike Die Linke

Höchst, Nicole AfD

Hostert, Jasmina SPD

Klose, Annika SPD

Koçak, Ferat Die Linke

Koegel, Jürgen AfD

Köktürk, Cansin Die Linke

König, Anne CDU/CSU

Krauthausen, Manuel AfD

Ladzinski, Thomas AfD

Lamely, Pierre AfD

Loop, Denise 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lugk, Bettina SPD

Merendino, Stella Die Linke

Naujok, Edgar AfD

Neuhäuser, Charlotte 
Antonia

Die Linke

Protschka, Stephan AfD

Abgeordnete(r)

Raue, Arne AfD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Scheirich, Raimond AfD

Schötz, Evelyn Die Linke

Steffen, Dr. Till BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Vogtschmidt, Donata Die Linke

Wadephul, Dr. Johann 
David

CDU/CSU

Wiener, Dr. Klaus CDU/CSU

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 21/2666)

Frage 9
Die Frage wird gemäß Nr. 9 Satz 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde (Anlage 4 der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages) nicht beantwortet.

Frage 10
Die Frage wird gemäß Nr. 9 Satz 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde (Anlage 4 der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages) nicht beantwortet.

Frage 11
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Besteht nach Ansicht der Bundesministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz, Dr. Stefanie Hubig, aktuell die Gefahr 
politischer Einflussnahme auf die Justiz, und wie begründet sie 
ihre Antwort?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Justiz in Deutschland ist unabhängig und funk-

tioniert gut. Richterinnen und Richter sind nach dem 
Grundgesetz unabhängig und nur dem Gesetz unterwor-
fen. Es gibt keinen Anlass zu vermuten, dass auf Richte-
rinnen und Richter unzulässig Einfluss genommen wird.
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Frage 12
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Welche Bedeutung misst die Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz, Dr. Stefanie Hubig, dem Bürokra-
tieabbau zu, und auf welche finanzielle Entlastung für Unter-
nehmen und Privatpersonen beziffert sie die Einsparungen, die 
durch den im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
vorgesehenen Bürokratieabbau möglich wären (www. 
koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025. 
de/files/koav_2025.pdf)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die spürbare Entlastung von Unternehmen sowie Bür-

gerinnen und Bürgern von bürokratischen Belastungen ist 
ein Kernanliegen sowohl der Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz als auch der Bundesregierung 
insgesamt.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag verein-
bart, dass sie bis zum Ende der Legislaturperiode 25 Pro-
zent der Bürokratiekosten und 10 Milliarden Euro Erfül-
lungsaufwand abbauen wird. Das sind ambitionierte 
Ziele, aber auch wir im Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz sind davon überzeugt, dass 
wir hier echte Fortschritte brauchen und diese auch ge-
meinsam hinbekommen werden.

Gleichzeitig ist es gerade für uns im Verbraucher-
schutzministerium wichtig, darauf hinzuweisen, dass Bü-
rokratie regelmäßig eine wichtige Schutzfunktion erfüllt. 
Daher ist es ebenso richtig, dass im Koalitionsvertrag 
festgeschrieben ist, dass relevante Standards aus den Be-
reichen Menschenrechte, Bürgerrechte, Verbraucherrech-
te, Arbeitnehmerrechte oder zur Verhinderung von Steu-
erbetrug nicht abgesenkt werden sollen.

Jedes Ressort trägt in eigener Verantwortung zu diesen 
Zielen bei. Mehrere Maßnahmen des Bundesministeri-
ums der Justiz und für Verbraucherschutz zum Bürokra-
tierückbau mit Entlastungswirkung für Bürgerinnen und 
Bürger sowie Unternehmen wurden bereits im Kabinett 
beschlossen. Dazu zählen

– die Digitalisierung des Vollzugs von Immobilienver-
trägen,

– das Gesetz zur Einführung einer elektronischen Prä-
senzbeurkundung,

– das Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Zwangs-
vollstreckung,

– das Gesetz zur Entwicklung und Erprobung eines On-
line-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit. Das sind 
erste wichtige Schritte.

Darüber hinaus arbeitet unser Haus an weiteren Maß-
nahmen zur Bürokratieentlastung: Unter anderem werden 
wir das Vorhaben zum Gebäudetyp-E-Gesetz umsetzen 
sowie die nationale Umsetzung des derzeit auf EU-Ebene 
in Verhandlungen befindlichen EU-Omnibus-Entlas-
tungspakets zur Nachhaltigkeitsberichterstattung auf 
den Weg bringen.

Frage 13
Frage des Abgeordneten Maik Brückner (Die Linke):

Welche konkreten Maßnahmen zur Reform des Abstam-
mungsrechts ergreift die Bundesregierung, nachdem die Bun-
desministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, 
Dr. Stefanie Hubig, im Juli 2025 erklärt hat, sie wolle den 
Adoptionszwang für lesbische Mütter überwinden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Wie mit der Frage der Co-Mutterschaft umzugehen ist, 

ist derzeit Gegenstand interner Prüfungen. Die Bundes-
regierung bittet um Verständnis, dass konkrete Aussagen 
zu Regelungsbedarfen und denkbaren Maßnahmen, die 
diese adressieren, erst zur gegebenen Zeit erfolgen.

Frage 14
Frage der Abgeordneten Caren Lay (Die Linke):

Wann kommt die angekündigte Mietrechtsnovelle, und was 
wird der Inhalt sein?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Der Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode 

sieht verschiedene mietrechtliche Maßnahmen vor. Das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
plant die Umsetzung dieser Vorhaben in mehreren Ge-
setzgebungsverfahren. Damit soll erreicht werden, dass 
besonders drängende Maßnahmen möglichst zeitnah auf 
den Weg gebracht werden. Die Verlängerung der Miet-
preisbremse ist als erstes Projekt bereits umgesetzt.

Derzeit ist die Erstellung eines Referentenentwurfs in 
Arbeit, mit dem unter anderem Indexmietverträge sowie 
möbliertes Wohnen und Kurzzeitvermietungen einer er-
weiterten Regulierung unterworfen werden sollen. Zu-
dem sollen in dieses Vorhaben Regelungen zur Schon-
fristzahlung bei der ordentlichen Kündigung sowie die 
Anhebung der Wertgrenze bei Kleinmodernisierungen 
auf 20 000 Euro aufgenommen werden. Es ist geplant, 
dass der Referentenentwurf möglichst noch im Jahr 
2025 veröffentlicht wird.

Frage 15
Frage des Abgeordneten Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, damit 
Verbraucherinnen und Verbraucher zivilrechtliche Gewährleis-
tungs- und Haftungsansprüche gegen Plattformen wie Temu 
und Shein wirksam durchsetzen können, und, wenn ja, wel-
che?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, auch im On-

linehandel mit außereuropäischen Plattformen Verbrau-
cher zu schützen sowie fairen Wettbewerb sicherzustel-
len. Um die gesamteuropäischen Herausforderungen im 
Onlinehandel bei Anbietern aus Drittstaaten zu bewälti-
gen, hat die Bundesregierung einen Aktionsplan E-Com-
merce mit konkreten Maßnahmen erarbeitet.
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Was Ansprüche gegen die Plattformen selber betrifft, 
so schließen Verbraucherinnen und Verbraucher im Inter-
net ihre Verträge, in der Regel Kaufverträge, allerdings 
nicht mit den Plattformen selbst ab, sondern mit den 
Unternehmen, die auf diesen Plattformen anbieten. Zivil-
rechtliche Gewährleistungsansprüche gegen die Plattfor-
men stehen ihnen daher nicht zu. Im Übrigen gilt für die 
Plattformen nach dem Digital Services Act ein Haftungs-
privileg.

Um die Durchsetzungsmöglichkeiten für die Verbrau-
cher zu verbessern, setzt sich die Bundesregierung im 
Rahmen des Aktionsplans gegenüber der EU-Kommis-
sion unter anderem dafür ein, dass die verantwortlichen 
Wirtschaftsakteure sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Europäischen Union verpflichtet werden, ihre Er-
reichbarkeit sicherzustellen und einen Zustellungsbevoll-
mächtigten zu benennen.

Frage 16
Frage des Abgeordneten Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung eine Modernisierung des Ver-
trags- und Haftungsrechts im bürgerlichen Recht, um Rechts-
sicherheit beim Einsatz von KI-Agenten zu schaffen, und, falls 
ja, welche Änderungsvorschläge gibt es?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Das Bundesministerium der Justiz und Verbraucher-

schutz beobachtet die Rechtsentwicklung in diesem Be-
reich sehr sorgfältig, sieht derzeit auf nationaler Ebene 
allerdings keinen Handlungsbedarf.

Dies gilt neben dem Vertragsrecht auch für das außer-
vertragliche Haftungsrecht: Kommt es zum Beispiel im 
Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes durch eine KI zu Diskriminierungen, kön-
nen sich hieraus gegebenenfalls auch Unterlassungs- 
und Schadensersatzansprüche ergeben. Bei Persönlich-
keitsrechtsverletzungen, zum Beispiel durch von einem 
Chatbot erzeugte Beleidigungen, sind außerdem delikts-
rechtliche Schadensersatzansprüche nach § 823 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches denkbar.

Frage 17
Frage der Abgeordneten Kathrin Gebel (Die Linke):

Kennt die Bundesregierung den ganzheitlichen Ansatz des 
spanischen Modells bei der Einbindung der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung (eAÜ) (spezialisierte Gerichte für 
geschlechtsspezifische Gewalt, standardisiertes Gefahrenprog-
nose-Tool, detaillierte Femizid-Statistiken und öffentliche 
Thematisierung und Sensibilisierung zu geschlechtsspezifi-
scher Gewalt), und, wenn ja, hält sie diesen für auf Deutsch-
land übertragbar, und, wenn ja, welche weiteren Maßnahmen 
des Programms möchte sie umsetzen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Bestandteile des sogenannten Spanischen Modells 

sind der Bundesregierung bekannt.
Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 

elektronischen Aufenthaltsüberwachung und der Täter-
arbeit im Gewaltschutzgesetz ist die Einführung des 
Zwei-Komponenten-Modells, bei dem der Täter ein Sen-

degerät als elektronische Fußfessel und das Opfer ein 
Empfangsgerät auf Wunsch erhält, geplant. Damit wird 
bereits ein ganz zentrales Element des Spanischen Mo-
dells in Deutschland umgesetzt. Konkret heißt das: In 
Hochrisikofällen können Familiengerichte künftig anord-
nen, dass der Täter eine sogenannte elektronische Fuß-
fessel tragen muss. Gleichzeitig erhält das Opfer auf 
Wunsch ein mobiles Empfangsgerät – es erhält damit 
sofort eine Benachrichtigung, wenn sich der Täter einem 
festgelegten Sicherheitsbereich nähert. Der Gesetzent-
wurf soll noch im November vom Kabinett beschlossen 
werden.

Die Einführung der elektronischen Aufenthaltsüber-
wachung und der Täterarbeit im Gewaltschutzgesetz ist 
Bestandteil eines Bündels an Maßnahmen, um den 
Schutz von Frauen vor häuslicher Gewalt zu verbessern, 
die im Koalitionsvertrag vereinbart sind und die wir nun 
zügig umsetzen wollen.

Konkret werden wir etwa Verbesserungen zum Schutz 
gewaltbetroffener Personen im familiengerichtlichen 
Verfahren auf den Weg bringen. Wir werden den An-
spruch auf psychosoziale Prozessbegleitung für Opfer 
von gravierenden Fällen häuslicher Gewalt erweitern, 
und wir werden den Schutz von Frauen im materiellen 
Strafrecht erhöhen. So sieht der Koalitionsvertrag etwa 
Verschärfungen beim Tatbestand der Nachstellung vor.

Und nicht zuletzt arbeitet das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) mit Hochdruck 
an einem Gesetzentwurf, um den Schutz vor Gewalt noch 
stärker im Sorge- und Umgangsrecht zu verankern.

Auch zur öffentlichen Sensibilisierung zu geschlechts-
spezifischer Gewalt und häuslicher Gewalt ist bereits 
eine Informations- und Aufklärungskampagne des 
BMJV in der Vorbereitung.

Zur Gefahrenprognose nutzen die Landespolizeien 
nach Kenntnis der Bundesregierung bereits verschiedene 
Risikoanalyseinstrumente. Um Gefährdungsanalysen in 
Gewaltschutz- und Kindschaftssachen weiter zu verbes-
sern, werden wir den Familiengerichten im Zusammen-
hang mit der Einführung der elektronischen Aufenthalts-
überwachung zudem die Möglichkeit geben, Auskünfte 
aus dem Waffenregister einzuholen.

Eine bundesweit einheitliche rechtliche Definition des 
Begriffes „Femizid“ existiert bislang noch nicht. Eine 
Statistik, die „Femizide“ erfassen würde, wird daher 
nicht geführt. Der Bundesregierung ist das Problem der 
unterschiedlichen Definitionen und sind die damit ver-
bundenen Herausforderungen bekannt. Sie hat den Be-
darf einer einheitlichen Begriffsbestimmung mit dem 
Ziel einer einheitlichen Erfassung solcher Taten erkannt. 
Daher wird sich ein Untergremium des Arbeitskreises 
„Innere Sicherheit“ der Innenministerkonferenz mit der 
Erarbeitung einer bundesweit einheitlichen Definition 
des Begriffs „Femizide“ befassen.

Frage 18
Frage des Abgeordneten Aaron Valent (Die Linke):

Ist der Bundesregierung der Vorschlag der Bundesrechts-
anwaltskammer, den Zugang zu unabhängiger anwaltlicher 
Beratung als Grundrecht im Grundgesetz zu verankern, be-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 39. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. November 2025                                                                                                                                                                                              4459 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



kannt, und, wenn ja, wie positioniert sie sich dazu im Hinblick 
auf die Tatsache, dass die Verteidigung und Durchsetzung der 
Grundrechte von Menschen weltweit unter Druck geraten, und 
plant das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz hierzu einen Gesetzentwurf, um die Grundrechte der 
Menschen in Deutschland zu stärken (www.brak.de/ 
newsroom/newsletter/nachrichten-aus-berlin/2025/ausgabe- 
20-2025-v-1102025/brak-hauptversammlung-beschliesst-zu- 
g r u n d r e c h t - a u f - a n w a l t l i c h e n - b e i s t a n d - u n d - z u -  
sammelanderkonten/)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Der Vorschlag ist der Bundesregierung bekannt. Nach 

Auffassung der Bundesregierung ist die vorgeschlagene 
Regelung wegen des bereits umfassend bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Schutzniveaus nicht erforderlich. 
Mit dem Rechtsstaatsprinzip gemäß Artikel 20 des 
Grundgesetzes und der Berufsfreiheit gemäß Artikel 12 
des Grundgesetzes bietet unsere Verfassung bereits ein 
hohes Schutzniveau, das durch die Justizgrundrechte 
flankiert wird. Die allgemeine Handlungsfreiheit schützt 
zudem schon jetzt die freie Entscheidung jedes Einzel-
nen, sich anwaltlichen Beistand zu suchen.

Um Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte internatio-
nal besser zu schützen, unterstützt die Bundesregierung 
die Convention for the Protection of the Profession of 
Lawyer, die auf Ebene des Europarats erarbeitet wurde. 
Diese Konvention ist das erste bindende völkerrechtliche 
Instrument, das den Schutz der Berufsausübung von 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zum Gegenstand 
hat. Deutschland hat die Verhandlungen auf Ebene des 
Europarats eng begleitet. Es ist beabsichtigt, dass 
Deutschland die Konvention in Kürze zeichnet.

Frage 19
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Schließt sich die Bundesregierung der Einschätzung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und des Deutschen Rich-
terbundes an, dass das Weisungsrecht der Justizministerien 
über Staatsanwaltschaften in Deutschland ein mögliches Ein-
fallstor für politische Einflussnahme darstellt, und wie gedenkt 
die Bundesregierung sicherzustellen, dass die Unabhängigkeit 
der Staatsanwaltschaften wirksam geschützt wird, oder plant 
sie eine Abschaffung oder grundsätzliche Reform dieses Wei-
sungsrechts im Sinne einer verfassungsrechtlichen Veranke-
rung der Weisungsfreiheit (www.mdr.de/nachrichten/ 
deutschland/gesellschaft/staatsanwaelte-nicht-unabhaengig- 
weisungsrecht-justizminister-100.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Das Weisungsrecht der Justizministerinnen und Justiz-

minister ist bereits seit Langem Gegenstand rechtspoliti-
scher Diskussionen.

Allerdings muss bei allen Vorschlägen immer berück-
sichtigt werden, die demokratische Rückbindung der 
Staatsanwaltschaft sicherzustellen und ihre Kontrolle 
durch das Parlament zu ermöglichen. Gründe für die Bei-
behaltung des Weisungsrechts liegen in der Ausgestal-
tung des Systems der Strafverfolgung. Die Staatsanwalt-
schaft gehört trotz ihrer Eingliederung in die Justiz zur 
Exekutive. Für die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft ist die 
jeweilige Justizministerin oder der jeweilige Justizminis-
ter dem Parlament gegenüber rechenschaftspflichtig.

Frage 20
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung sicher-
gestellt werden, dass betroffene Verbraucher in Deutschland 
ihre Ansprüche gegenüber Technologiekonzernen tatsächlich 
durchsetzen können, wenn die Hersteller der einzig relevanten 
KI-Technologieanbieter Unternehmen sind, die ihren Sitz in 
den USA oder China haben, und welche konkreten Maßnah-
men oder internationalen Vereinbarungen strebt die Bundes-
regierung an, um in solchen Fällen Haftung, Durchsetzung 
und Rechtszugang zu gewährleisten (www.handelsblatt.com/ 
technik/ki/produkthaftung-justizministerium-will-ki-haftbar- 
machen/100154650.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Wir arbeiten derzeit am Regierungsentwurf des neuen 

Produkthaftungsgesetzes, das die neu gefasste EU-Richt-
linie fristgerecht zum 9. Dezember 2026 umsetzen wird. 
Dort wird erstmals klargestellt, dass Software voll-
umfänglich von der Produkthaftung umfasst sein wird. 
Damit sind auch sämtliche KI-Systeme von der Haftung 
erfasst. Haftungsvoraussetzung ist, dass die Software be-
ziehungsweise das KI-System einen Fehler aufweist, der 
zu einem Schaden an Körper und Gesundheit oder an 
Sachen bzw. Daten führt.

Außerdem werden neben den Herstellern und Liefe-
ranten eines Produkts künftig auch Importeure, Beauf-
tragte, Fulfillment-Dienstleister und bestimmte Anbieter 
von Onlineplattformen in die Haftung einbezogen, wenn 
ansonsten kein in der Europäischen Union ansässiger 
Haftungsgegner auffindbar ist. Damit tragen wir globali-
sierten Wertschöpfungsketten Rechnung und machen es 
für Geschädigte gerade bei grenzübergreifenden Konstel-
lationen erheblich leichter, ihre Ansprüche durchzuset-
zen.

Frage 21
Frage des Abgeordneten Aaron Valent (Die Linke):

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu möglichen 
Unterwanderungen des Schöffenamtes durch Rechtsextremis-
ten und Reichsbürger in Deutschland vor, wie in Medien-
berichten angegeben (https://correctiv.org/aktuelles/justiz- 
polizei/2024/06/05/mindestens-elf-verfassungsfeindliche- 
s c h o e f f e n - r e c h t s e x t r e m e - r e i c h s b u e rg e r / ;  w w w.  
deutschlandfunk.de/schoeffen-bewerbung-ehrenamt- 
rechtsextreme-100.html; www.lto.de/recht/hintergruende/h/ 
schoeffen-wahl-jahr-recherche-justiz-extremisten-gerichte- 
ehrenamtliche-richter), und, wenn ja, plant die Bundesregie-
rung, gesetzgeberisch dagegen vorzugehen, zum Beispiel 
durch eine Gesetzesinitiative, um die Verfassungstreuepflicht 
gesetzlich zu verankern, wie es auch die Justizministerinnen 
und Justizminister der Länder auf der Herbstkonferenz am 
7. November 2025 vorschlagen (https://rsw.beck.de/aktuell/ 
daily/meldung/detail/justizministerkonferenz-sachsen- 
schoeffeamt-verfassungstreue#:~:text=Die%20L%C3% 
A4nder%20betonen%20gleichwohl%2C%20dass,sich% 
20hier%20sorgsam%20abstimmen%20m%C3%BCssen; 
www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/justiz- 
schoeffen-wahl-blockade-reform-100.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Dass es ganz offensichtlich Tendenzen aus den von 

Ihnen genannten Kreisen gibt, gerade das Schöffenamt – 
einen wichtigen Pfeiler der Bürgerteilteilhabe am Staats-
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wesen – durch die Besetzung mit Verfassungsfeinden zu 
unterwandern, ist alarmierend. Diese Hinweise sollten 
nicht verharmlost werden.

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass es sich bislang auf 
das ganze Bundesgebiet gesehen noch um Einzelfälle 
handelt. Dennoch ist Wachsamkeit geboten. Darin ist 
sich das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz (BMJV) mit allen demokratischen Kräften im 
Parlament einig.

Bereits in der letzten Legislaturperiode gab es einen 
Gesetzentwurf hierzu, der aber letztlich nicht zum Ab-
schluss kam. Daher wird das BMJV einen neuen Gesetz-
entwurf erarbeiten, der das Erfordernis der Verfassungs-
treue von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern 
ausdrücklich regelt.

Anzumerken ist aber, dass bereits nach geltender 
Rechtslage eine Berufung erkennbar verfassungsfeind-
licher ehrenamtlicher Richterinnen und Richter aus-
geschlossen ist. Nicht nur hauptamtliche, sondern auch 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter unterliegen einer 
Pflicht zur besonderen Verfassungstreue. Dies folgt aus 
der Funktion ehrenamtlicher Richterinnen und Richter als 
den hauptamtlichen Richterinnen und Richtern gleichbe-
rechtigte Organe staatlicher Aufgabenerfüllung; verfas-
sungsrechtlich abgesichert durch Artikel 33 Absatz 5 
des Grundgesetzes. Dies ist ständige Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes.

Die vom BMJV geplante explizite gesetzliche Ver-
ankerung macht die Pflicht der ehrenamtlichen Richte-
rinnen und Richter zur Verfassungstreue aber besser 
sichtbar und hebt deren besondere Bedeutung ausdrück-
lich hervor.

Frage 22
Frage der Abgeordneten Mandy Eißing (Die Linke):

Welche Maßnahmen sind im Rahmen des angekündigten 
„gesellschaftlichen Pakts für mehr Familienfreundlichkeit“ 
vorgesehen, um insbesondere Frauen eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zu ermöglichen, wenn gleichzeitig 
vielerorts Betreuungsplätze fehlen und noch immer vor allem 
Frauen Angehörige pflegen (www.spiegel.de/politik/ 
deutschland/familienpolitik-legt-die-regierung-die-frauen- 
auf-die-hausfrauenrolle-fest-a-caccf020-f373-4290-b342- 
4dbef85a04c0)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Brand:
Die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Eine bedarfsgerecht ausgebaute Kindertagesbetreuung 

ist für Familien dabei von zentraler Bedeutung. Des-
wegen wird die Bundesregierung ein neues Investitions-
programm Kindertagesbetreuung auflegen und einen 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im 
Grundschulalter einführen.

Wir wollen das Elterngeld weiterentwickeln und An-
reize für mehr Väterbeteiligung in Eigenverantwortung 
setzen.

Zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wol-
len wir das Pflegezeit- und das Familienpflegezeitgesetz 
zusammenführen, flexibilisieren und erweitern.

Auch Arbeitgeber tragen Verantwortung für familien-
freundliche Arbeitsbedingungen. Wir unterstützen Unter-
nehmen dabei zum Beispiel mit dem Netzwerk „Erfolgs-
faktor Familie“.

Frage 23
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Wie definiert die Bundesregierung den Begriff des Antiziga-
nismus genau, und erfolgt die von der Bundesregierung vor-
genommene Bestimmung bzw. Eingrenzung desjenigen Per-
sonenkreises, der Opfer von Antiziganismus in Deutschland 
wird bzw. werden kann, nach ethnischen Kriterien (www. 
bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte- 
be i rae te-gremien/ant iz iganismusbeauf t ragter -der-  
bundesregierung)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Brand:
Es wird auf die Arbeitsdefinition zu Antiziganismus 

der International Holocaust Remembrance Alliance (IH-
RA) verwiesen. Die Bundesregierung hat die rechtlich 
nicht bindende Arbeitsdefinition im März 2021 durch 
die Kenntnisnahme im Kabinett politisch indossiert.

Frage 24
Frage des Abgeordneten Hans-Jürgen Goßner (AfD):

Ist der Bundeskanzler Friedrich Merz angesichts dessen, 
dass der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Johann 
Wadephul, unlängst erklärte, es seien „ganz entscheidend 
auch“ aufgrund des Anwerbeabkommens zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Türkei vor circa 64 Jahren 
eingewanderte Frauen und Männer aus der Türkei gewesen, 
die das sogenannte Wirtschaftswunder möglich gemacht hätten 
(www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/interview-huerriyet- 
2740228), und vor dem Hintergrund, dass der Bundeskanzler 
nun seinerseits bei seinem Antrittsbesuch beim türkischen Prä-
sidenten Recep Tayyip Erdoğan erklärte, dass ohne die so-
genannten „Gastarbeiter“ und ihre Familien der wirtschaftliche 
Aufschwung der Bundesrepublik Deutschland vor 60 Jahren so 
nicht hätte beginnen können (www.deutschlandfunk.de/ 
bundeskanzler-merz-wuerdigt-bei-treffen-mit-erdogan- 
bedeutung-tuerkischer-arbeitnehmer-fuer-die-deut-100.html), 
der Auffassung, dass das deutsche Wirtschaftswunder erst be-
gann, als türkische Gastarbeiter nach Deutschland kamen und 
dass dies gegebenenfalls entscheidend durch türkische Gast-
arbeiter ermöglicht bzw. herbeigeführt wurde?

Antwort der Staatsministerin Natalie Pawlik:
Vorbemerkung: Die Bundesregierung geht davon aus, 

dass ein Formulierungsfehler des Fragestellers vorliegt 
und hier die Auffassung der Bundesregierung und nicht 
des Bundeskanzlers gemeint ist.

Antwort: Spätestens seit Beginn der 1950er-Jahre ver-
zeichnete die Bundesrepublik Deutschland einen dyna-
mischen und anhaltenden Wirtschaftsaufschwung, der 
als „Wirtschaftswunder“ bezeichnet wird. Verbunden 
mit dieser Entwicklung war unter anderem ein anhaltend 
hoher Arbeitskräftebedarf. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, dass auch Gastarbeiterinnen und Gastarbei-
ter einen wichtigen Beitrag dazu geleistet haben, Eng-
pässe auf dem Arbeitsmarkt abzumildern. Auch deshalb 
konnte sich die dynamische wirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands langfristig auf hohem Niveau fortsetzen.

Im Übrigen stehen die Äußerungen des Bundeskanz-
lers für sich.
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Frage 25
Die Frage wird gemäß Nr. 9 Satz 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde (Anlage 4 der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages) nicht beantwortet.

Frage 26
Frage der Abgeordneten Hanna Steinmüller (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Was plant die Bundesregierung dagegen zu tun, dass Job-
center und Wohngeldstellen im Rahmen der Kosten für Unter-
kunft und Heizung sowie des Wohngeldes regelmäßig Mieten 
übernehmen, die über dem ortsüblichen Niveau liegen, und 
welche gesetzlichen Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für erforderlich, um sicherzustellen, dass überhöhte Mietfor-
derungen nicht dauerhaft aus Steuermitteln finanziert werden 
( w w w. t a g e s s c h a u . d e / w i r t s c h a f t / v e r b r a u c h e r /  
wohnungskonzerne-gewinne-aktionaere-100.html)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Im Bürgergeld werden die tatsächlichen Aufwendun-

gen für Unterkunft und Heizung regelmäßig als Bedarf 
anerkannt, soweit sie angemessen sind. Eine regelmäßige 
Übernahme von Mieten oberhalb des ortsüblichen Ni-
veaus ist nicht vorgesehen. Ausnahmen können sich der-
zeit lediglich während der Karenzzeit sowie der auf eine 
Kostensenkungsaufforderung folgenden Frist ergeben, 
die sich an den Ablauf der Karenzzeit anschließt und in 
der Regel längstens sechs Monate beträgt.

Anlässlich der geplanten Umgestaltung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende prüft die Bundesregierung, 
wie die Übernahme von unverhältnismäßig hohen Mieten 
auch schon während des Laufs der Karenzzeit begrenzt 
werden kann.

Das Wohngeld reduziert zielgenau die Wohnkostenbe-
lastung von Haushalten mit geringen Einkommen. Wohn-
geld ist ein Zuschuss zur Miete oder Belastung, eine voll-
ständige Kostenübernahme erfolgt in der Regel nicht. 
Durch die nach dem Mietenniveau der Gemeinde gestaf-
felten Höchstbeträge (vergleiche § 12 Wohngeldgesetz) 
wird zudem sichergestellt, dass der überhöhte Anteil der 
Miete nicht bezuschusst wird.

Frage 27
Frage des Abgeordneten Dr. Armin Grau (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Mit welchen kompensierenden Maßnahmen plant die Bun-
desregierung, den Arbeitsschutz in kleinen Unternehmen mit 
bis zu 50 Mitarbeitenden weiterhin zu gewährleisten und vo-
ranzubringen, wenn sie, wie mit ihrem Konzept „Bürokratie-
rückbau im Arbeitsschutz“ vom 5. November 2025 geplant, 
die Abschaffung der Sicherheitsbeauftragten für diese Be-
triebsgrößenklasse umsetzt, in der nach der Statistik der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung e. V. knapp 40 Prozent 
aller meldepflichtigen Unfälle stattfinden?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Beim Sofortprogramm für den Bürokratierückbau im 

Arbeitsschutz handelt es sich um eine ausgewogene Lö-
sung, die den Arbeitsschutz praxisgerechter gestaltet und 
zugleich das hohe Schutzniveau wahrt. Hierzu wird unter 
anderem die Verpflichtung zur Bestellung von Sicher-

heitsbeauftragten für Unternehmen mit weniger als 50 
Beschäftigten in Abhängigkeit von der Gefährdungslage 
aufgehoben.

Die geplante Änderung stellt damit stärker auf die 
tatsächliche Gefährdung im Unternehmen ab, anstatt für 
kleinere Unternehmen eine pauschale Verpflichtung vor-
zusehen. Im Fall von bestehenden Gefahren für Leben 
und Gesundheit ist weiterhin ein Sicherheitsbeauftragter 
zu bestellen.

Die Gefährdungsbeurteilung bleibt das zentrale Instru-
ment, um Risiken gezielt zu erkennen und Schutzmaß-
nahmen wirkungsvoll umzusetzen. Der Arbeitgeber ist – 
wie bisher – für sämtliche Arbeitsschutzpflichten verant-
wortlich und wird dabei von Fachkräften für Arbeits-
sicherheit, Betriebsärztinnen und Betriebsärzten und wei-
teren Beauftragten im Arbeitsschutz unterstützt.

Der bisherige pauschale Schwellenwert wird durch die 
europäische Definition für kleine und mittlere Unterneh-
men ersetzt.

Frage 28
Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Will die Bundesregierung – trotz nachgewiesener Mehrkos-
ten von mindestens 77 Millionen Euro, schlechterer Gesund-
heitsversorgung, dem Wegfall der Arbeitsförderung nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und dem nachweisbaren Er-
folg des „Jobturbo“ – weiterhin am rückwirkenden Rechts-
kreiswechsel für Geflüchtete aus der Ukraine zum 1. April 
2025 festhalten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Die Bundesregierung zieht nicht in Erwägung, von der 

Umsetzung des Gesetzgebungsverfahren abzusehen. Der 
Rechtskreiswechsel ist ein im Koalitionsvertrag für die 
21. Legislaturperiode vereinbartes Vorhaben. Die Bun-
desregierung beabsichtigt, den Gesetzentwurf zur Umset-
zung des Vorhabens zeitnah vorzulegen.

Frage 29
Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Auf welchen finanziellen Ausgleichsmechanismus hat sich 
die Bundesregierung mit den Ländern und Kommunen ge-
einigt, um deren zusätzlichen Verwaltungs- und Integrations-
aufwand im Zuge des geplanten Leistungsrechtsanpassungs-
gesetzes – also dem Bürgergeld-Aus für neue Geflüchtete aus 
der Ukraine – abzugelten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Mast:
Die Bundesregierung wird den Gesetzentwurf zum 

Leistungsrechtsanpassungsgesetz zeitnah vorlegen. Die 
Umsetzung der Vereinbarung des Koalitionsvertrages 
für die 21. Legislaturperiode, der entsprechend der 
Bund die durch den Rechtskreiswechsel bei Ländern 
und Kommunen entstehenden Mehrkosten tragen will, 
wird nicht vor der Vorlage des Gesetzentwurfs erfolgen.
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Frage 30
Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie stellt die Bundesregierung die Rechtssicherheit des Ar-
tikels 1 § 12 Absatz 1 und des Artikels 16 im Entwurf der 
Verordnung zur Neuregelung von Vorschriften in der Sport-
schifffahrt und zur Änderung von Vorschriften im Schifffahrts-
recht vor dem Hintergrund der bestehenden Pflicht des Bundes 
zur Erteilung von Sportbootführerscheinen nach dem § 1 Ab-
satz 1 Nummer 4 des Binnenschifffahrtsaufgabengesetzes bzw. 
dem § 1 Nummer 4a des Seeaufgabengesetzes sicher, und wie 
begründet die Bundesregierung, dass Artikel 1 § 12 Absatz 1 
nicht gegen den Parlamentsvorbehalt bei der Privatisierung 
von staatlichen Aufgaben verstößt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Rechtsgrundlage hierfür ist in § 3a Absatz 1 Satz 1 

Binnenschifffahrtsaufgabengesetz und in § 7 Absatz 1 
Satz 1 Seeaufgabengesetz vorhanden.

Frage 31
Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie begründet die Bundesregierung im Rahmen des Ent-
wurfs der Neuregelung von Vorschriften in der Sportschifffahrt 
und zur Änderung von Vorschriften im Schifffahrtsrecht die 
Änderung, dass Fahrerlaubnisse für den Geltungsbereich See 
nur noch auf Seeschifffahrtsstraßen geprüft werden dürfen 
(vergleiche www.bmv.de/SharedDocs/DE/Gesetze-21/ 
verordnung-neuregelung-sportschifffahrt-schifffahrtsrecht. 
html), und wie will die Bundesregierung verhindern, dass 
durch diese Änderung der Großteil der Sportbootsführer-
scheine mit Geltungsbereich See in Zukunft mittels Wochen-
endangeboten an der Küste erworben werden und nach meiner 
Auffassung somit zulasten eines kontinuierlichen und qualita-
tiv hochwertigen Ausbildungsniveaus, das durch regelmäßiges 
Üben erzielt wird, geht?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Hintergrund für den aktuellen Regelungsvorschlag ist, 

dass die Absolventen in der Prüfung zeigen sollen, dass 
sie sich auf den Schifffahrtsstraßen, für die der Sportboot-
führerschein erworben wird, sicher bewegen können. Für 
den Sportbootführerschein See benötigt der Prüfling da-
her Fahrpraxis auf Seeschifffahrtsstraßen bzw. im Küs-
tenmeer und sollte dort auch die praktische Prüfung ab-
legen.

Auch die UNECE-Resolution Nr. 40 unterscheidet 
zwischen einem ICC (International Certificate for Ope-
rators of Pleasure Craft) für den Binnen- und für den 
Seebereich und nennt als Voraussetzung für die interna-
tionale Anerkennung eines Sportbootführerscheins unter 
anderem eine praktische Prüfung bezogen auf das jewei-
lige Fahrtgebiet.

Da das geltende Recht keine Vorgaben über den Ort der 
praktischen Prüfung enthält, sollen diese Vorgaben nun in 
der Sportschifffahrtsverordnung ausdrücklich geregelt 
werden. Im Übrigen kann den Ergebnissen der Ressort-, 
Länder- und Verbändeanhörung nicht vorgegriffen wer-
den.

Frage 32
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Auswirkungen erwartet die Bundesregie-
rung durch die geplanten Schließungen von DB-Cargo-Werk-
stätten und Außenstellen (Rostock, Magdeburg, Senftenberg) 
auf den Schienengüterverkehr in Ostdeutschland und auf mi-
litärische Transporte in Richtung Mittel- und Osteuropa?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind 

keine negativen Auswirkungen auf die Schienengüterver-
kehre der DB Cargo AG in Ostdeutschland zu erwarten, 
da Überkapazitäten abgebaut werden.

Die Instandhaltung von Güterwagen sowie Loks ist 
über alternative Standorte sichergestellt. Zudem werden 
durch die geplanten Werksschließungen keine negativen 
Auswirkungen auf militärische Transporte in Richtung 
Ost- und Mitteleuropa erwartet. Das Arbeitsvolumen 
der aufzugebenden Werkstätten kann vollständig in den 
verbleibenden Werkstätten an den Hauptkorridoren auf-
genommen werden.

Frage 33
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie setzt sich das im Koalitionsausschuss vereinbarte Ein-
sparungsziel zusammen, damit die Investitionen in den 
Neubau von Autobahnen erhöht werden können, und welche 
Haushaltstitel im Bereich Schiene und Wasserstraße sind von 
diesen geplanten Einsparungen betroffen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Der Koalitionsausschuss hat am 09.10.2025 beschlos-

sen, den Straßentitel im Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität (SVIK) um 3 Milliarden Euro von 
12,5 Milliarden Euro auf 15,5 Milliarden Euro im Zeit-
raum 2026‒2029 zu stärken. Dies erfolgt durch eine Um-
schichtung von Mitteln im SVIK aus dem Bereich Mikro-
elektronik innerhalb desselben Zeitraums. Haushaltstitel 
in den Bereichen Schiene und Wasserstraße im Verkehrs-
etat sind von dieser Umschichtung nicht betroffen.

Frage 34
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche finanziellen Investitionen sollen bis 2040 zur Um-
setzung des Hochgeschwindigkeitsplans der Europäischen 
Kommission aus nationalen Mitteln bereitgestellt werden, 
und befürwortet die Bundesregierung den Vorschlag der Euro-
päischen Kommission, Mittel aus Straßenmauteinnahmen 
(zum Beispiel der Lkw-Maut) in Schienenprojekte zu investie-
ren (vergleiche https://transport.ec.europa.eu/document/ 
download/774e79c9-1ece-4514-8f16-a2b98049c82e_en, 
Seite 9)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Bundesregierung begrüßt die am 5. November von 

der Europäischen Kommission vorgestellte Initiative 
„Connecting Europe through High-Speed Rail“ in Ver-
bindung mit einem „Sustainable Transport Investment 
Plan“ als Beitrag zur Stärkung der Schiene im europäi-
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schen Kontext. Es gilt jetzt, die Vorschläge der Initiative 
sorgfältig zu prüfen. Die Bundesregierung kann daher 
zum jetzigen Zeitpunkt keine Angaben zu konkreten 
Maßnahmen auf nationaler Ebene und damit auch nicht 
zu möglichen Finanzierungsansätzen oder -quellen ma-
chen.

Frage 35
Frage des Abgeordneten Hans-Jürgen Goßner (AfD):

Ist der Bundeskanzler Friedrich Merz der Auffassung, dass 
es der Behebung der von ihm benannten „Probleme im Stadt-
bild“, also der Situation, dass Migranten ohne Aufenthaltsrecht 
und Arbeit, „die sich nicht an die in Deutschland geltenden 
Regeln halten“, teilweise das öffentliche Bild – etwa an Bahn-
höfen, in U-Bahnen, Parkanlagen oder ganzen Stadtteilen – 
bestimmen und „die auch unserer Polizei große Probleme ma-
chen“ (www.deutschlandfunk.de/friedrich-merz-stadtbild- 
migration-diskussion-100.html), förderlich gewesen wäre, 
sein Wahlversprechen einzuhalten, im Fall seiner Wahl zum 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland am ersten 
Tag seiner Amtszeit das Bundesministerium des Innern im 
Wege der Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers anzuwei-
sen, die deutschen Staatsgrenzen zu allen unseren Nachbarn 
dauerhaft zu kontrollieren und ausnahmslos alle Versuche der 
illegalen Einreise zurückzuweisen (www.cdu.de/app/uploads/ 
2025/01/Pressestatement-Friedrich-Merz-vom-23.01.2025. 
pdf), und, wenn ja, wie möchte der Bundeskanzler angesichts 
des nach meiner Auffassung nicht eingehaltenen Wahlverspre-
chens (https://youtu.be/-s7CJiMLaSc?feature=shared&t=386; 
ZDF-Chefredakteurin Bettina Schausten betont den Wider-
spruch zum Wahlversprechen bei Minute 7:21) das Vertrauen 
der Bürger dafür gewinnen, dass er künftig wirksame Maß-
nahmen ergreifen wird?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister:
Im Rahmen der seit dem 16. September 2024 vorüber-

gehend wiedereingeführten Binnengrenzkontrollen an 
allen deutschen Landgrenzen erfolgen auf Weisung des 
Herrn Bundesministers des Innern vom 7. Mai 2025 die 
Kontrollen auch unter Anwendung der Regelungen des 
§ 18 Absatz 2 des Asylgesetzes (AsylG) und bilateraler 
Verträge mit den Nachbarstaaten in Verbindung mit Ar-
tikel 72 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) unter Berücksichtigung der kon-
kreten Umstände des Einzelfalls.

Die mit der oben genannten Weisung anwendbar er-
klärte Regelung des § 18 Absatz 2 AsylG führt dazu, 
dass die Grenzbehörde gegenüber Schutzsuchenden bei 
der Einreise aus einem sicheren Drittstaat eine Einreise-
verweigerung verfügen kann.

Im Übrigen stehen die Äußerungen des Bundeskanz-
lers für sich.

Frage 36
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Sind dem Bundeskanzler Friedrich Merz die von Rechts-
anwalt Markus Haintz in einem Interview (veröffentlicht am 
4. November 2025 um 17:04 Uhr) erhobenen, schwerwiegen-
den Vorwürfe gegen den Beauftragten der Bundesregierung für 
Kultur und Medien, Staatsminister Dr. Wolfram Weimer be-
züglich des von der Weimer Media Group GmbH seit 2012 
verlegten „Debattenmagazins The European“ (https:// 
weimermedia.de/the-european/) bekannt, und hält der Bundes-
kanzler Friedrich Merz den Kulturstaatsminister für weiterhin 
in seinem Amt tragbar, falls dieser sich nicht zeitnah durch 
Einleitung rechtlicher Schritte gegen diese Vorwürfe vertei-
digt?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister:
Das Interview ist öffentlich bekannt. Der Bundeskanz-

ler arbeitet mit Herrn Staatsminister Dr. Weimer vertrau-
ensvoll zusammen.

Frage 37
Frage der Abgeordneten Mandy Eißing (Die Linke):

Wie begründet die Bundesregierung ihr bisheriges Festhal-
ten am Ehegattensplitting, und welche Auswirkungen erwartet 
sie von einer möglichen angekündigten Einführung eines „Fa-
miliensplittings“ im Hinblick auf die Stärkung einer gleichbe-
rechtigten Erwerbstätigkeit von Frauen und Männern, statt 
einer Verfestigung traditioneller Rollenverteilungen wie durch 
die bisherigen Regelungen (www.tagesschau.de/inland/ 
innenpolitik/familienpolitik-bundesregierung-eltern-100. 
html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Schrodi:
Eine Reform des steuerlichen Ehegattensplittings und 

die Einführung eines Familiensplittings sind nicht Ge-
genstand des Koalitionsvertrages.

Gleichwohl ist die Ehegatten- und Familienbesteue-
rung regelmäßig Gegenstand in der politischen Debatte. 
Dabei sind neben verfassungsrechtlichen Anforderungen 
insbesondere auch verteilungspolitische, familienpoliti-
sche, gleichstellungspolitische, arbeitsmarktpolitische 
und haushaltspolitische Gesichtspunkte zu berücksichti-
gen.

Familien mit Kindern werden derzeit im Rahmen des 
Familienleistungsausgleichs entlastet. Dabei werden 
Aufwendungen für Unterhalt, Betreuung, Ausbildung 
und Erziehung grundsätzlich durch das Kindergeld sowie 
die Freibeträge für Kinder bei der Einkommensteuer be-
rücksichtigt.

Frage 38
Frage des Abgeordneten Stefan Schröder (AfD):

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Pri-
vatsphäre der Bürgerinnen und Bürger im digitalen Raum auch 
künftig effektiv zu schützen und sicherzustellen, dass Über-
wachungsinitiativen wie die CSA-Verordnung („Chat-Kon-
trolle“) nicht zu einer Beeinträchtigung der Grundrechte auf 
Datenschutz und vertrauliche Kommunikation führen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundesregierung setzt sich stets für den größtmög-

lichen Schutz aller Grundrechte ein. Den jüngsten Vor-
schlägen der dänischen Ratspräsidentschaft zur Aus-
gestaltung einer EU-Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Festlegung von Vorschrif-
ten zur Prävention und Bekämpfung des sexuellen Miss-
brauchs von Kindern (CSA-VO) stimmt die Bundesregie-
rung zu. Diese Vorschläge sehen keine verpflichtenden 
Aufdeckungsanordnungen vor.

Frage 39
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwieweit setzt sich die Bundesregierung auf EU-Ebene 
dafür ein, dass auch ausländische Gäste in Deutschland keinen 
Hotelmeldeschein mehr ausfüllen müssen, um beispielsweise 
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die Abfrage der Nationalität beim Check-in zu vermeiden und 
Bürokratie abzubauen, und welche Kenntnisse hat die Bundes-
regierung über den aktuellen Stand der Umsetzung der Ab-
schaffung des Meldescheins für deutsche Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger, wie sie im Rahmen des Vierten Bürokratie-
entlastungsgesetzes 2024 beschlossen worden war (vergleiche 
www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/323/VO.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Der Deutsche Bundestag hat die besondere Mel-

depflicht für Beherbergungsstätten (die sogenannte „Ho-
telmeldepflicht“) für deutsche Staatsangehörige zum 
1. Januar 2025 mit dem Vierten Bürokratieentlastungs-
gesetz (BEG IV) abgeschafft. Der Deutsche Bundestag 
folgte damit Forderungen der Wirtschaft nach einer Ent-
lastung der Beherbergungswirtschaft und der betroffenen 
Übernachtungsgäste. Eine Rückmeldung der Beherber-
gungswirtschaft über den Umsetzungsstand der abge-
schafften Regelungen erfolgt nicht.

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag auf 
einen umfassenden Bürokratierückbau verständigt und 
überprüft bestehende Bürokratiepflichten auf ihre Ver-
hältnismäßigkeit.

Für ausländische Staatsangehörige ist die Meldepflicht 
nach Artikel 45 des Schengener Durchführungsüberein-
kommens (SDÜ) europarechtlich vorgeschrieben. Die 
Hotelmeldepflicht für ausländische Staatsangehörige 
stellt im Sinne eines Grundgedankens der Schengen-Re-
gelungen einen Ausgleich dafür dar, dass die Binnen-
grenzen im Schengen-Raum grundsätzlich unabhängig 
von der Staatsangehörigkeit ohne Personenkontrollen 
überschritten werden können.

Frage 40
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Liegen der Bundesregierung Kenntnisse darüber vor, wie 
viele Krieger- bzw. Gefallenenehrenmäler für die Teilnehmer 
bzw. die Gefallenen der Befreiungskriege (1813 bis 1815), des 
Deutsch-Dänischen Kriegs (1864), des Deutsch-Deutschen 
Kriegs (1866), des Deutsch-Französischen Kriegs (1870/ 
1871), des Ersten Weltkriegs (1914 bis 1918) und des Zweiten 
Weltkriegs (1939 bis 1945) in den Jahren 2021 bis 2024 in 
Deutschland beschmiert bzw. beschädigt worden sind (www. 
wn.de/muenster/farb-attacke-kriegerdenkmal-kosten- 
steuerzahler-3267553?pid=true&ueg=default), und, wenn ja, 
welche sind diese?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Der Bundesregierung liegen keine statistischen Daten 

im Sinne der konkreten Fragestellung vor.

Frage 41
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Liegen der Bundesregierung Zahlen darüber vor, wie viele 
gegen Lehrkräfte gerichtete und durch Schüler und bzw. oder 
Eltern von Schülern begangene Gewalttaten es an öffentlichen 
Schulen in Deutschland in den Jahren 2011 bis 2024 gegeben 
hat, und, wenn ja, wie lauten diese (bitte jeweils nach Kalen-
derjahren aufschlüsseln; www.focus.de/wissen/schockierende- 
studie-gewalt-alarm-an-schulen-jeden-tag-wird-ein-lehrer- 
opfer-eines-koerperlichen-angriffs_id_260665690.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Statistische Daten im Sinne der konkreten Fragestel-

lung liegen der Bundesregierung nicht vor.

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) wird das 
Merkmal der „Opferspezifik“ unter der Bedingung er-
fasst, dass die Tatmotivation in den personen-, berufs- 
bzw. verhaltensbezogenen Merkmalen des Opfers be-
gründet ist oder in Beziehung dazu steht (sachlicher Zu-
sammenhang). Das Ergebnis der polizeilichen Ermittlun-
gen muss erkennen lassen, dass die Tathandlung unter 
anderem oder allein durch das im Einzelfall vorliegende 
Merkmal veranlasst war. Für die Opferspezifik „Lehr-
kräfte“ gilt folglich, dass die Opferwerdung im Rahmen 
der pädagogischen Tätigkeit des Opfers erfolgt sein 
muss.

Auf der Datengrundlage der PKS kann jedoch nicht 
spezifiziert werden, in welcher Beziehung die Tatver-
dächtigen zum Opfer standen. Aus der Erfassung der 
Opferspezifik Lehrkraft kann also nicht zwangsläufig ge-
schlossen werden, dass es sich bei den Tatverdächtigen 
um Schüler oder Eltern von Schülern gehandelt hat. 
Ebenfalls lässt die Opferspezifik keine Aussagen dazu 
zu, ob die Gewalttat an der öffentlichen Schule selbst 
oder an einem anderen Ort stattfand.

Nachfolgend werden hilfsweise die in der PKS erfass-
ten Daten zu Fällen für den Summenschlüssel 892000 
„Gewaltkriminalität“ sowie für den PKS-Schlüs-
sel 224000 „Vorsätzliche einfache Körperverletzung“ 
mitgeteilt, bei denen mindestens zu einem Opfer die Op-
ferspezifik Lehrkräfte erfasst wurde.

Jahr Fälle bei 892000 
„Gewaltkriminali-
tät“

Fälle bei 224000 
„Vorsätzliche ein-
fache Körperverlet-
zung“

2011 208 696

2012 230 689

2013 195 639

2014 200 662

2015 229 669

2016 241 686

2017 253 716

2018 268 836

2019 276 922

2020 224 660

2021 188 507

2022 312 835

2023 386 892

2024 424 1 152
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Frage 42
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Liegen der Bundesregierung Kenntnisse dazu vor, wie viele 
Körperverletzungen mittels einer Waffe oder eines anderen 
gefährlichen Werkzeugs (§ 224 Absatz 1 Nummer 2 des Straf-
gesetzbuches) Kinder und Jugendliche jeweils im Jahr 2024 in 
Deutschland begangen haben (bitte jeweils nach deutschen und 
nichtdeutschen Tatverdächtigen aufschlüsseln), und welche 
zehn Staatsangehörigkeiten der Tatverdächtigen diesbezüglich 
jeweils am häufigsten vertreten waren, und, wenn ja, welche 
sind diese (www.bz-berlin.de/polizei/jugendlicher-sticht- 
maenner-nieder)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Statistische Daten im Sinne der Fragestellung liegen 

der Bundesregierung nicht vor. Anhand der Polizeilichen 
Kriminalstatistik (PKS) ist keine Auswertung beruhend 
auf dem Merkmal, dass eine Waffe oder ein gefährliches 
Werkzeug genutzt wurde, möglich. Ebenfalls wird der 
§ 224 Absatz 1 Nummer 2 Strafgesetzbuch (StGB) nicht 
differenziert erfasst.

Frage 43
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Was konkret meint das Bundesministerium des Innern, wenn 
es die Aufnahme verletzter Kinder aus Gaza und Israel auf-
grund der „Lagebeurteilung“ und „weiterer Komplexität“ ab-
lehnt (Bundespressekonferenz vom 29. Oktober 2025), wäh-
rend andere Staaten wie Spanien, Italien, Rumänien, 
Norwegen und Frankreich diese Hindernisse nicht haben 
(www.zei t .de/pol i t ik /deutschland/2025-07/kinder-  
gazastreifen-medizin-versorgung-deutschland-evakuierun/ 
komplettansicht), und wie unterscheiden sich verletzte Kinder 
aus Gaza und Israel von verletzten Kindern aus der Ukraine, 
die für die medizinische Versorgung aufgenommen werden 
(www.dw.com/de /nach- rake tenangr i f f -auf -k l in ik -  
deutschland-nimmt-krebskranke-kinder-aus-der-ukraine-auf/ 
a-69878108)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundesregierung engagiert sich in vielfältiger 

Weise und finanziell substanziell im Bereich der huma-
nitären Unterstützung, um Menschen in Gaza zu unter-
stützen. Die Bundesregierung leistet humanitäre Hilfe 
vor Ort und möchte diese auch ausweiten.

Frage 44
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Welche konkreten Daten hat die Bundesrepublik Deutsch-
land für die Erstellung des Jährlichen Europäischen Asyl- und 
Migrationsberichts nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2024/1351 (AMM-VO) an die EU-Kommission übermit-
telt, insbesondere in Bezug auf die Aufnahmekapazität in 
Deutschland, die Zahl der Ausreisepflichtigen, die Rückfüh-
rungsentscheidungen und die entsprechend ausgereisten Dritt-
staatsangehörigen sowie die Prognosen für das kommende Jahr 
in Bezug auf Einreisen, Aufnahmekapazitäten und den Stand 
der Vorsorge (bitte jedenfalls zu diesen Aspekten, vergleiche 
Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe a v, vi und vii sowie b, c und d 
AMM-VO, die entsprechenden konkret übermittelten Daten 
nennen), und was genau beinhaltet die nationale Strategie 
Deutschlands zur Sicherstellung von Kapazitäten, die nach 
Artikel 7 AMM-VO der EU-Kommission zu übermitteln war 
(bitte ausführen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) 2024/1351 

(AMM-VO) bewertet die Europäische Kommission die 
Asyl-, Aufnahme- und Migrationslage in den einzelnen 
Mitgliedstaaten im vorangegangenen Zwölfmonatszeit-
raum im jährlichen Asyl- und Migrationsbericht. Dieser 
Bericht dient als Grundlage für den Beschluss der Kom-
mission zur Bestimmung der unter Migrationsdruck ste-
henden Mitgliedstaaten und den Vorschlag der Kommis-
sion für einen Durchführungsrechtsakt des Rates zur 
Bildung des Solidaritätspools. Der Bericht stützt sich 
auf einschlägige quantitative und qualitative Daten und 
Informationen, die in Artikel 9 Absatz 3 AMM-VO auf-
gelistet sind.

Die Bundesrepublik Deutschland hat Daten insbeson-
dere zur Aufnahmekapazität in Deutschland, der Zahl der 
Ausreisepflichtigen, der Zahl der Rückführungsentschei-
dungen und den entsprechend ausgereisten Drittstaats-
angehörigen übermittelt. Angesichts des Umfangs der 
Daten wird auf den Bericht verwiesen, welcher in Kürze 
durch die Kommission veröffentlicht wird.

Daten zu Prognosen für das kommende Jahr in Bezug 
auf Einreisen und Aufnahmekapazitäten wurden nicht 
übermittelt und werden von der Kommission auch nicht 
angefordert. Die Prognosen werden in Eigenregie der 
Kommission erstellt.

Die nationale Strategie beinhaltet die Sicherstellung 
der notwendigen personellen, materiellen und finanziel-
len Ressourcen sowie einer tragfähigen Infrastruktur in 
Deutschland durch eine vorausschauende, mehrjährige 
Planung auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene. 
Die Personalbedarfsplanung wird kontinuierlich ange-
passt, Qualifizierungsmaßnahmen sichern Fachkom-
petenz insbesondere im Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), bei der Bundespolizei und in den 
Ausländerbehörden.

Gemäß Konnexitätsprinzip tragen Bund und Länder 
die aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben entstehenden 
Kosten getrennt voneinander und nutzen dabei auch euro-
päische Fördermittel, insbesondere aus den Innenfonds. 
Infrastrukturmaßnahmen wie der Ausbau von Aufnahme-
einrichtungen, Digitalisierung der Verfahren und flexible 
Kapazitätssteuerung sichern die Handlungsfähigkeit auch 
bei Migrationsspitzen. Ein kontinuierliches Monitoring 
gewährleistet die Anpassung an neue Herausforderungen 
über den gesamten Fünfjahreszeitraum.

Frage 45
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Zieht die Bundesregierung Konsequenzen aus einem Urteil 
des Verwaltungsgerichts Hannover vom 15. Oktober 2025, 
wonach ein sudanesischer Asylsuchender, der über Belarus 
und Polen nach Deutschland eingereist war, nicht nach Polen 
zurück überstellt werden darf, weil nach Auffassung des Ge-
richts im polnischen Asylsystem systemische Mängel beste-
hen, die dazu führen, dass Dublin-Rückkehrende jedenfalls 
bei einer vorherigen Einreise über Belarus keinen Zugang 
mehr zum polnischen Asylverfahren haben (Az. 15 A 5036/24), 
und, wenn ja, welche, und, wenn nein, geht die Bundesregie-
rung davon aus, dass aus Deutschland nach Polen überstellte 
bzw. zurückgewiesene Asylsuchende in Polen ein Asylverfah-
ren durchlaufen können, obwohl im September 2025 bekannt 
wurde, dass polnische Behörden landesweit die Annahme von 
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Asylanträgen von Schutzsuchenden verweigern, die über die 
polnisch-belarussische Grenze eingereist sind, was auch Dub-
lin-Rückkehrende betrifft (vergleiche ebd. sowie https://bip. 
b rpo .gov.p l /p l / con ten t / rpo -cudoz iemcy-ochrona -  
miedzynarodowa-wnioski-sg-mswia, www.proasyl.de/ 
pressemitteilung/polen-setzt-asylrecht-aus-bundesregierung- 
muss-pushbacks-und-abschiebungen-in-das-land-stoppen/), 
und wie viele Asylsuchende wurden im bisherigen Jahr aus 
Deutschland nach Polen überstellt bzw. zurückgewiesen (bitte 
differenzieren und auch nach Monaten aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Bei dem genannten Urteil handelt es sich um eine 

Einzelfallentscheidung. Nach Kenntnis der Bundesregie-
rung gibt es keinerlei Hinweise über Zugangshindernisse 
zum Asylverfahren für Dublin-Rückkehrende in Polen. 
Dublin-Rückkehrende können nach den vorliegenden In-
formationen in Polen nach Rückkehr entweder die Wie-
deraufnahme ihres Asylverfahrens beantragen oder nach 
Ablauf einer neunmonatigen Frist regulär einen Folgean-
trag stellen.

Die Angaben, wie viele Asylsuchende im Jahr 2025 
(1. Januar 2025 bis 31. Oktober 2025) aus Deutschland 
nach Polen überstellt wurden, können der nachfolgenden 
Tabelle entnommen werden:

Monat Anzahl der Überstellungen

Januar 2025 61

Februar 2025 51

März 2025 35

April 2025 34

Mai 2025 31

Juni 2025 21

Juli 2025 13

August 2025 22

September 2025 16

Oktober 2025 17

Gesamt 301

Frage 46
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Wie hoch sind die veranschlagten Kosten für die Bau- bzw. 
Umbaumaßnahmen der Bundespolizei am Grenzübergang 
Krusau/Kupfermühle, und für wann ist die Fertigstellung der 
Maßnahmen vorgesehen (www.presseportal.de/blaulicht/pm/ 
50066/6152985)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundespolizeiinspektion (BPOLI) Flensburg hat 

den Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig- 
Holstein beauftragt, den Parkplatz Kupfermühle ab Frei-
tagmittag (7. November 2025) für entsprechende Umbau-
maßnahmen zu sperren. Vorgesehen ist der Aufbau eines 
Kontrollzeltes und von drei Containern der Bundespoli-

zei im Kontext der vorübergehend wieder eingeführten 
Binnengrenzkontrollen. Die Aufbauarbeiten sollen in 
KW 49 (1. bis 6. Dezember 2025) abgeschlossen sein.

Die Beschaffungskosten für das bundespolizeieigene 
Zelt, die drei Container sowie für einen bereits vorberei-
teten festen Stromanschluss belaufen sich in Summe auf 
rund 100 000 Euro (netto).

Frage 47
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Welche funktionalen Änderungen (zum Beispiel Kontroll-
infrastruktur, technische Ausstattung, Kapazitätserweiterung) 
sind durch die Bau- bzw. Umbaumaßnahmen am Grenz-
übergang Krusau/Kupfermühle vorgesehen, und wie viele 
Personen wurden seit Beginn der Grenzkontrollen an den deut-
schen Außengrenzen am 16. September 2024 am Grenzüber-
gang Krusau/Kupfermühle zurückgewiesen (bitte nach Mona-
ten und Ursache der Zurückweisung aufschlüsseln; www. 
presseportal.de/blaulicht/pm/50066/6152985)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig- 

Holstein ist von der Bundespolizeiinspektion Flensburg 
beauftragt worden, den Parkplatz Kupfermühle ab dem 
7. November 2025 zu sperren. Grund für diese Maß-
nahme sind Bau- bzw. Umbaumaßnahmen der Bundes-
polizei auf dem Parkplatz im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden Wiedereinführung und Verlängerung 
der Binnengrenzkontrollen an den landseitigen deutschen 
Grenzen. Es wird in den nächsten Wochen ein Zelt für die 
Grenzkontrollen errichtet werden. Zusätzlich werden bis 
zu drei Container und entsprechende Beleuchtungen auf-
gebaut. Das Zelt dient dem Schutz der Beamtinnen und 
Beamten der Bundespolizeiinspektion Flensburg bei 
schlechten Witterungsbedingungen und schafft den kon-
trollierenden Beamtinnen und Beamten bessere Arbeits-
bedingungen für die Durchführung der grenzpolizei-
lichen Kontrollmaßnahmen.

Zur Vorbereitung wurde bereits ein fester Strom-
anschluss verlegt. Der Stromanschluss dient dem Betrieb 
der Informationstechnik und der Heizungsanlagen im 
Zelt und den Containern.

Statistische Angaben zu Zurückweisungen an einer 
einzelnen Kontrollstelle, hier Krusau/Kupfermühle, lie-
gen der Bundespolizei nicht vor.

Frage 48
Frage des Abgeordneten Markus Matzerath (AfD):

Wie hoch ist die Zahl von Personen, die nach sogenannten 
Anhörungen zum Ausschluss von Sicherheitsbedenken („Si-
cherheitsinterviews“) von dem Aufnahmeverfahren oder der 
Erteilung eines Visums ausgeschlossen wurden (bitte in abso-
luten und relativen Zahlen aufgeschlüsselt nach Ländern oder 
Aufnahmeprogramm, Jahr und wesentlichem Grund darstel-
len)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Alle Aufnahmezusagen stehen stets unter dem Vor-

behalt eines erfolgreichen Visumsverfahrens und sich 
eventuell im weiteren Verfahren ergebender Sicherheits-
bedenken oder Erkenntnisse. Grundsätzlich können sich 
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in jedem Stadium des Verfahrens Erkenntnisse ergeben, 
die zu einer Aufhebung der Aufnahmezusagen führen 
können.

Nur wenn alle Verfahrensschritte erfolgreich durchlau-
fen werden, kann ein Visum ausgestellt werden bzw. eine 
Einreise nach Deutschland erfolgen. Sofern Sicherheits-
bedenken im Rahmen der Anhörung zum Ausschluss von 
Sicherheitsbedenken festgestellt werden, wird die Auf-
nahme aufgehoben bzw. nicht erteilt, sodass die 
Grundlage zur Erteilung eines Visums entfällt.

Eine statistische Erfassung, welche Ausschlussgründe 
im Rahmen der Anhörungen zum Ausschluss von Sicher-
heitsbedenken wie oft zu Sicherheitsbedenken führen, 
findet nicht statt.

Sofern bei den im Jahr 2025 durchgeführten, so-
genannten Sicherheitsinterviews Bedenken geäußert 
wurden, bezogen sich diese in der Mehrzahl der Fälle 

auf vorsätzliche Falschangaben oder darauf, dass die Per-
sonen im Falle einer Aufnahme eine besondere Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung darstellen könn-
ten.

Bezüglich der Anzahl der Sicherheitsbedenken im 
Rahmen des Freiwilligen Solidaritätsmechanismus 
(FSM) vor der Kalenderwoche (KW) 37/2023 wird auf 
die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion Die Linke auf Bundestagsdruck-
sache 20/8154 verwiesen.

Die übrigen Angaben bezüglich der Feststellung von 
Sicherheitsbedenken im Rahmen der Anhörungen zum 
Ausschluss von Sicherheitsbedenken können den nach-
folgenden Tabellen entnommen werden.

FSM 

Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

CYP KW 37 2023 105 3 2,86 %

CYP KW 43 2023 102 3 2,94 %

CYP KW 49 2023 96 1 1,04 %

CYP KW 3–4 2024 109 2 1,83 %

CYP KW 21 2024 16 2 12,50 %

CYP KW 29–30 2024 111 6 5,40 %

CYP KW 37–38 2024 120 7 5,83 %

CYP KW 40–41 2024 108 1 0,93 %

CYP KW 47–48 2024 115 5 4,35 %

CYP KW 1 2025 105 5 4,76 %

Resettlement

Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

ETM NER 2018 291 12 4,12 %

EGY 2019 452 36 7,94 %

LEB 2019 493 49 9,94 %

ETH 2019 133 30 22,56 %

JOR 2019 239 28 11,72 %

ETM NER 2021 98 3 3,06 %

EGY I 2021 73 0 0,00 %

JOR I 2021 186 3 1,61 %

LEB I 2021 271 11 4,06 %

EGY II 2021 109 3 2,75 %

EGY III 2021 183 13 7,10 %

LEB II 2021 204 4 1,96 %
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Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

LEB III 2021 150 4 2,67 %

KEN 2021 81 7 8,64 %

JOR II 2021 100 2 2,00 %

LEB I 2022 52 0 0,00 %

JOR I 2022 135 3 2,22 %

JOR II 2022 243 2 0,82 %

LEB II 2022 355 6 1,69 %

KEN 2022 156 3 1,92 %

EGY I 2022 179 1 0,56 %

EGY II 2022 176 1 0,57 %

EGY I 2023 48 4 8,33 %

ETM NER 2023 55 3 5,45 %

LEB I 2023 179 1 0,56 %

LEB II 2023 159 8 5,03 %

LEB III 2023 168 6 3,57 %

EGY II 2023 288 5 1,74 %

JOR I 2023 101 9 8,91 %

KEN 2023 91 0 0,00 %

JOR II 2023 210 8 3,80 %

KEN I 2024 84 8 9,52 %

EGY I 2024 216 6 2,78 %

EGY II 2024 253 1 0,40 %

JOR I 2024 231 11 4,76 %

ETM RWA 2024 102 6 5,88 %

KEN II 2024 140 6 4,29 %

JOR II 2024 158 6 3,80 %

EGY III 2024 130 5 3,85 %

HAP Türkei

Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

März 2024 13 2 15,38 %

Mai 2024 17 2 11,76 %

Juni 2024 8 2 25,00 %

Juli 2024 10 2 20,00 %

August 2024 2 0 0,00 %

Oktober 2024 2 1 50,00 %

November 2024 70 1 1,43 %

Januar 2025 67 7 10,45 %
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Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

März 2025 16 0 0,00 %

Aufnahmen aus Afghanistan

Befragungsturn Gesamtzahl der Interviews Anzahl der Bedenken prozentualer Anteil

PAK 2023 1916 77 4,02 %

PAK 2024 2515 92 3,66 %

PAK 2025 (Stand: 06.11.2025) 885 36 4,07 %

Frage 49
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

Werden nach Kenntnis der Bundesregierung bezüglich der 
im Bundeslagebild Organisierte Kriminalität des Bundeskrimi-
nalamtes (BKA) angegebenen Ermittlungsverfahren, in denen 
die kryptierten Telekommunikationsmittel Sky ECC, Encro-
Chat und Anom genutzt wurden, weiterhin Ermittlungsver-
fahren geführt, in denen die genannten Telekommunikations-
dienste eine Rolle spielen, und wie viele der dort aufgezählten 
Ermittlungsverfahren wurden vor dem Berichtszeitraum 2023 
eröffnet (vergleiche Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 
2024, Seite 26)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Bis zum Ende des Berichtsjahres 2024 wurden dem 

Bundeskriminalamt insgesamt 142 OK-Gruppierungen 
gemeldet, die einen oder mehrere kryptierte Telekom-
munikationsdienste (Sky ECC, EncroChat, Anom, Exclu) 
verwendeten. Dies entspricht 142 Ermittlungsverfahren 
im Zusammenhang mit der Nutzung verschlüsselter Tele-
kommunikation.

Von diesen 142 OK-Verfahren werden nach aktuellem 
Kenntnisstand noch 84 Verfahren weiterhin geführt (of-
fene Verfahren in Bund und Ländern). 21 der 84 OK-Ver-
fahren wurden bereits vor 2023 eröffnet.

Frage 50
Frage des Abgeordneten Markus Matzerath (AfD):

Auf welche Weise legt das Bundesamt für Verfassungs-
schutz die Kategorien für sogenannte „gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ fest, und erfolgt die Festlegung der taug-
lichen Gruppen anhand der Subsumtion unter eine abstrakt- 
generelle Definition (Verfassungsschutzbericht 2024, beispiel-
haft Seite 84, www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/ 
publikationen/DE/verfassungsschutzberichte/2025-06-10- 
v e r f a s s u n g s s c h u t z b e r i c h t - 2 0 2 4 . p d f ? _ _ b l o b =  
publicationFile&v=4)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Bei dem Begriff „gruppenbezogene Menschenfeind-

lichkeit“ handelt es sich nicht um einen Fachterminus 
des Verfassungsschutzes. Er wird auch nicht im Bundes-
verfassungsschutzgesetz verwendet. Vielmehr handelt es 
sich um eine (sozial-)wissenschaftliche Definition, ge-
prägt durch den Soziologen Wilhelm Heitmeyer. So ver-
sucht der Begriff eine Ablehnung gegenüber Menschen 

unterschiedlicher sozialer, religiöser und ethnischer Her-
kunft sowie mit verschiedenen Lebensstilen zu erfassen 
und zu systematisieren. Eine abstrakt-generelle Defini-
tion im engeren Sinne wird dabei nicht genutzt, weil 
der Begriff von Heitmeyer bewusst weit zu verstehen 
ist. Das Bundesamt für Verfassungsschutz legt insoweit 
keine Kategorien fest, sondern verwendet sozialwissen-
schaftliche Fachbegriffe.

Frage 51
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Inwiefern handelt es sich bei den Aussagen des Bundes-
ministers des Auswärtigen, Dr. Johann Wadephul, anlässlich 
seines Besuchs in Damaskus, wonach die Rückkehr nach Sy-
rien „zum jetzigen Zeitpunkt nur sehr eingeschränkt möglich“ 
sei, weil „in der Tat doch sehr viel an Infrastruktur in diesem 
Land zerstört ist“ und nur in „ganz wenigen Ausnahmefällen 
von wirklich schweren Straftätern“ eine Rückführung erfolgen 
solle (www.bild.de/politik/inland/abschiebe-zoff-um-syrien- 
eskal ier t -cdu-fuehrung-at tackier t -wadephul-offen-  
69075d12a6bc3e9242fc9c10) um die offizielle Positionierung 
der Bundesregierung, und wie passt dies zu entgegengesetzten 
Aussagen sowohl des Bundesministers des Innern, Alexander 
Dobrindt, der an Abschiebungen nach Syrien festhält und nach 
eigenen Angaben in seinem Bundesministerium an einer Ver-
einbarung mit Syrien arbeitet (https://jungefreiheit.de/politik/ 
deutschland/2025/dobrindt-will-weiter-syrer-abschieben/), um 
Rückführungen zu ermöglichen, als auch zu den Aussagen des 
Bundeskanzlers Friedrich Merz, der bei einer Veranstaltung in 
Husum sagte, dass es bei den Syrern „keinerlei Gründe mehr 
für Asyl in Deutschland“ (www.tichyseinblick.de/daili-es- 
sentials/kanzler-merz-will-650-000-syrer-abschieben-keine- 
gruende-mehr-fuer-asyl-in-deutschland?) gebe?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Der Koalitionsvertrag sieht Rückführungen auch nach 

Syrien vor, beginnend mit Straftätern und Gefährdern. Zu 
diesem Ziel steht die Bundesregierung geschlossen. Die 
beteiligten Ressorts arbeiten gemeinsam und in enger 
Abstimmung an der Umsetzung.

Dass Rückführungen auch nach Syrien möglich sein 
müssen, hat Bundesaußenminister Wadephul im Rahmen 
seiner Syrienreise am 30. Oktober auch vor Ort in Da-
maskus ausdrücklich betont. Rückführungen betreffen 
vollziehbar ausreisepflichtige Personen. Die Feststellung, 
ob eine Person im Einzelfall vollziehbar ausreisepflichtig 
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ist, treffen die zuständigen Innenbehörden bzw., sofern 
ein entsprechender Rechtsbehelf eingelegt wird, die zu-
ständigen Verwaltungsgerichte.

Dies ist zu trennen von der Frage der freiwilligen 
Rückkehr schutzberechtigter Personen (Asylberechtigte, 
Personen mit Flüchtlingsstatus, subsidiär Schutzberech-
tigte und Personen, für die ein Abschiebungsverbot fest-
gestellt wurde) nach Syrien.

Frage 52
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Wer – abgesehen von den Syrern – soll nach Ansicht des 
Bundesministers des Auswärtigen, Dr. Johann Wadephul, das 
in weiten Teilen zerstörte Syrien nach dem Ende des Krieges 
und dem Sturz des Assad-Regimes vorwiegend wieder auf-
bauen (vergleiche www.cicero.de/aussenpolitik/debatte- 
syrien-wadephul-abschiebungen-damaskus), und von wel-
chem quantitativen Rückführungspotenzial der derzeit in 
Deutschland aus humanitären Gründen aufhältigen Syrer geht 
die Bundesregierung derzeit aus (bitte in diesem Zusammen-
hang auch einen Zeitraum für diese seitens des Bundeskanzlers 
angekündigten, anzustrebenden Rückführungsbemühungen 
nennen; vergleiche www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/ 
kanzler-merz-will-650-000-syrer-abschieben-keine-gruende- 
mehr-fuer-asyl-in-deutschland?)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Syrien ist ein vom fast 14-jährigen Bürgerkrieg zer-

störtes Land. Die syrische Regierung arbeitet daran, den 
Wiederaufbau Syriens möglichst schnell voranzutreiben. 
Syrien benötigt dafür auch internationale Unterstützung.

Der Koalitionsvertrag sieht Rückführungen auch nach 
Syrien vor, beginnend mit Straftätern und Gefährdern. 
Die beteiligten Ressorts arbeiten gemeinsam und in enger 
Abstimmung an der Umsetzung.

Rückführungen betreffen vollziehbar ausreisepflich-
tige Personen. Die Feststellung, ob eine Person im Ein-
zelfall vollziehbar ausreisepflichtig ist, treffen die zustän-
digen Innenbehörden bzw., sofern ein entsprechender 
Rechtsbehelf eingelegt wird, die zuständigen Verwal-
tungsgerichte. Derzeit halten sich mit Stand 31. Oktober 
2025 laut Ausländerzentralregister 944 060 syrische 
Staatsangehörige in Deutschland auf. 10 281 Personen 
mit syrischer Staatsangehörigkeit sind vollziehbar ausrei-
sepflichtig, davon 869 ohne Duldung.

Davon zu trennen ist die Frage der freiwilligen Rück-
kehr schutzberechtigter Personen (Asylberechtigte, Per-
sonen mit Flüchtlingsstatus, subsidiär Schutzberechtigte 
und Personen, für die ein Abschiebungsverbot festgestellt 
wurde) nach Syrien.

Frage 53
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

In welchem finanziellen Umfang hat die Bundesregierung in 
den Jahren seit Beginn der Kriegshandlungen in der Ukraine 
Material und Gerät zur Unterstützung des ukrainischen Zivil-
schutzes und der Katastrophenhilfe geliefert (bitte nach Jahren 
aufschlüsseln), und welche dezidiert für den Zivilschutz und 
die Katastrophenhilfe vorgesehen Mittel sind im kommenden 
Jahr vorgesehen?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Antwort der Bundesregierung bezieht sich auf die 

Zeit seit Beginn des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs 
Russlands gegen die Ukraine am 24. Februar 2022. Die 
seitdem geleistete Unterstützung für den Zivilschutz und 
die Katastrophenhilfe wird in der Anlage übermittelt.

Für die Förderung des BMI und des AA bezieht sich 
die Zuordnung zu den Jahren auf die Annahme der Unter-
stützungsleistungen von ukrainischer Seite. Bei länger-
fristigen Transportprozessen oder Transporten im Be-
reich der Jahreswechsel kann die Lieferung auch erst im 
Folgejahr erfolgt sein.

Hinter der finanziellen Unterstützung stehen konkrete 
Maßnahmen, die auf Grundlage von angezeigten Bedar-
fen der Ukraine beschafft und übergeben wurden. Hierbei 
handelt es sich nicht immer um Neuanschaffungen, wes-
halb die Höhe der Hilfeleistung von den hilfeleistenden 
Stellen auch auf Schätzungen beruht.

Die Zahlen des BMZ beziehen sich auf ein Vorhaben 
der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) GmbH zur Unterstützung des Staatlichen Diensts 
der Ukraine für Notfallsituationen (DSNS). Darüber hi-
naus wird die Unterstützung des Zivil- und Katastrophen-
schutzes sowie die Stärkung der Resilienz der Zivilbevöl-
kerung in der Ukraine über verschiedene Instrumente 
gefördert, wie die kommunalen Partnerschaften oder im 
Rahmen von strukturbildenden und multisektoralen Maß-
nahmen. Innerhalb der kurzen Frist ist es nicht möglich, 
die Anteile für Zivil- und Katastrophenschutz im Rahmen 
dieser Instrumente zu ermitteln.

Die Angaben für das Jahr 2025 sowie die Planungen 
für 2026 sind dabei für alle Behörden noch nicht final 
ermittelt und teils noch nicht beauftragt.
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Anlage zu Mündlicher Frage 53  

Jahre Auswärtiges Amt 
(AA)

Bundesministerium 
des Innern (BMI) 
mit nachgeordneten 
Behörden Bundes-
amt für Bevölke-
rungsschutz und 
Katastrophenhilfe 
(BBK):

Bundesanstalt 
Technisches 
Hilfswerk 
(THW)

Bundesministerium 
für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
(BMZ)

Insgesamt

2022 33 974 980,42 EUR 157 028 126,13 EUR 51 200 000 EUR 242 203 106,55 EUR

2023 28 046 131,58 EUR 58 020 441,57 EUR 20 000 000 EUR 15 500 000 EUR 121 566 573,15 EUR

2024 17 480 998,75 EUR 19 322 787,96 EUR 16 600 000 EUR 53 403 786,71 EUR

2025 15 526 369,03 EUR 5 360 292,28 EUR 4 500 000 EUR 2 100 000,00 EUR

Frage 54
Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut (Die Linke):

Verfügt die Bundesregierung über eigene Erkenntnisse, dass 
laut Medienberichten Israel mittels der staatlichen Einrichtung 
„Israeli Government Advertising Agency“ bezahlte Werbe-
kampagnen durchführt bzw. durchgeführt hat, um UN-Organi-
sationen und andere internationale Initiativen zu diskreditieren 
sowie gezielt die öffentliche Meinung in Deutschland und 
anderen Ländern zu beeinflussen, insbesondere im Rahmen 
einer Desinformationskampagne, die darauf abzielt, die Hun-
gersnot in Gaza zu leugnen (vergleiche www.dw.com/de/ 
faktencheck-was-wir-%C3%BCber-israels-bezahlte- 
propaganda-werbekampagne-wissen/a-73891470), und, wenn 
ja, welche, und hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass 
es in diesem Zusammenhang Versuche des israelischen Bot-
schafters, Ron Prosor, gab, durch Zuschriften an Mitglieder 
des Deutschen Bundestages Einfluss auf die Meinungsbildung 
zu nehmen, wie mir zuletzt bekannt wurde durch eine E-Mail 
vom 24. Oktober 2025 an die Mitglieder des Auswärtigen Aus-
schusses des Deutschen Bundestages, in der er diese dazu auf-
rief, sich gegen ein Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 
(IGH) vom 22. Oktober 2025 auszusprechen, in dem sich der 
IGH zu den humanitären Verpflichtungen Israels in den besetz-
ten palästinensischen Gebieten äußerte, und, wenn ja, wie po-
sitioniert sich die Bundesregierung hierzu, insbesondere mit 
Blick auf die Pflicht zur Nichteinmischung in die inneren An-
gelegenheiten des Empfangsstaates gemäß Artikel 41 Absatz 1 
Satz 2 des Wiener Übereinkommens über diplomatische Be-
ziehungen?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Bundesregierung hat die in der Fragestellung er-

wähnten Berichte über eine „Werbekampagne“ zur 
Kenntnis genommen. Darüber hinaus liegen der Bundes-
regierung hierzu und zur diesbezüglichen Kommunika-
tion des israelischen Botschafters keine eigenen Erkennt-
nisse vor.

Frage 55
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Leistet die Bundesregierung aktuell Hilfe für verletzte Kin-
der aus Gaza und Israel vor Ort, und, wenn ja, welche konkret, 
und können nach Auffassung der Bundesregierung eine intakte 
medizinische Infrastruktur, die Verfügbarkeit von spezialisier-
ten Teams und eine unterbrechungsfreie Versorgung mit 
Medikamenten als Voraussetzungen für eine komplexere Ver-
sorgung wie mehrstufige orthopädische Eingriffe, Prothesen-
versorgung, Reha und psychosoziale Wiederherstellung bei 

der nach Auskunft des Bundesministeriums des Innern „sehr 
fragilen Lage“ vor Ort aktuell sichergestellt werden (Bundes-
pressekonferenz am 29. Oktober 2025)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die umfassende humanitäre Hilfe der Bundesregie-

rung in den palästinensischen Gebieten beläuft sich seit 
dem 7. Oktober 2023 auf insgesamt 374 Millionen Euro. 
Über 90 Prozent davon ging an die Bevölkerung im Gaza-
streifen – darunter auch Kinder. Die humanitären Mittel 
wurden zu einem großen Teil für den Bereich Medizin 
und Gesundheit zur Verfügung gestellt.

Diese Mittel werden unter anderem den VN-Organisa-
tionen wie der Weltgesundheitsorganisation (WHO), aber 
auch Nichtregierungsorganisationen und dem Deutschen 
Roten Kreuz für die Aufrechterhaltung der medizinischen 
Grundversorgung bereitgestellt.

Außerdem finanziert die Bundesregierung die Ausstat-
tung und den Betrieb von Feldhospitälern, medizinischen 
Evakuierungen und Notfallversorgung innerhalb Gazas 
sowie Lieferungen medizinischer Hilfsgüter.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung zur Stärkung 
der Gesundheitsversorgung palästinensischer Geflüchte-
ter in Ägypten medizinische Ausstattung und Ver-
brauchsmaterial im Wert von 3 Millionen Euro geliefert 
und mit 5 Millionen Euro UNICEF bei einem Projekt zur 
psychosozialen Unterstützung aus Gaza evakuierter 
Kinder gefördert. Zudem unterstützt die deutsche Bot-
schaft in Kairo die Organisation „Kinder Relief“ mit 
120 000 Euro zur medizinischen Versorgung verletzter 
und kranker Kinder aus Gaza in Ägypten.

Frage 56
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Wie hoch waren die Aufwendungen der Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH für sich in Pakis-
tan aufhaltende Afghanen im Rahmen der laufenden Aufnah-
meprogramme für afghanische Staatsbürger im Zeitraum von 
2021 bis zum 30. September 2025 (bitte nach Jahren, Anzahl 
der im jeweiligen Jahr betreuten Afghanen und Gesamtkosten 
im jeweiligen Jahr aufschlüsseln; die Gesamtkosten bitte 
weiter nach Kosten für Unterbringung/Verpflegung, medizi-
nische/psychosoziale Versorgung sowie Reisekosten auf-
schlüsseln), und in welcher Weise wurden die geltend gemach-
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ten Kosten gegenüber der Bundesregierung nachgewiesen 
(bitte auch den Zeitpunkt angeben; https://apollo-news.net/ 
staatliche-giz-warnt-millionenkosten-fuer-wartende- 
a f g h a n e n - m u e s s e n - g e h e i m - b l e i b e n - s o n s t - w a e r e -  
aufnahmeprogramm-gefaehrdet/)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Gesamtaufwendungen der Gesellschaft für Inter-

nationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH für sich in Pa-
kistan aufhaltende Afghanen im Rahmen der laufenden 
Aufnahmeprogramme für afghanische Staatsbürger be-
trugen 80,1 Millionen Euro, davon in 2021 1,2 Millionen 
Euro, in 2022 18,5 Millionen Euro, in 2023 30,8 Mil-
lionen Euro, in 2024 29,6 Millionen Euro. Angaben zu 
Aufwendungen für das aktuelle Jahr 2025 können derzeit 
noch nicht gemacht werden, da eine Schlussrechnung erst 
noch erfolgen wird.

Eine weitere Aufschlüsselung der Kosten ist mangels 
statistischer Erfassung in Sinne der Fragestellung nicht 
möglich.

Die Aufwendungen werden jeweils im Folgejahr durch 
die Schlussrechnung der GIZ nachgewiesen.

Frage 57
Frage des Abgeordneten Sascha Müller (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwiefern beeinflusst der bekannt gewordene Verkaufsstopp 
von für die Bundeswehr möglicherweise geeigneten Liegen-
schaften die Trassenführung der sogenannten Juraleitung bei 
Schwabach (vergleiche www.nn.de/region/schwabach/ 
ominose-liste-was-hat-boris-pistorius-mit-dem-alten- 
schwabacher-standortubungsplatz-vor-1.14885415), und bis 
wann wird final entschieden, ob und wie die infrage stehenden 
Grundstücke einer Nutzung durch die Bundeswehr vorbehal-
ten bleiben sollen oder doch einer zivilen Nutzung zugeführt 
werden können?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Nils Schmidt:
Durch den erforderlichen Aufwuchs der Streitkräfte 

und die zu steigernde Verteidigungsfähigkeit Deutsch-
lands entstehen Bedarfe an Liegenschaften, die – mög-
lichst im gesamtstaatlichen Ansatz – gedeckt werden 
müssen. Dazu setzt das Bundesministerium der Verteidi-
gung eine vorausschauende Liegenschaftspolitik um, die 
dazu beiträgt, potenzielle und vor allem künftige Bedarfe 
auch kurzfristig decken zu können. Die Strategische Lie-
genschaftsreserve dient somit dem Optionserhalt für ei-
nen Aufwuchs der Bundeswehr.

In dieser Phase des nun begonnenen Prüfungsprozes-
ses ist es noch nicht möglich, konkrete Folgen im Einzel-
fall beispielsweise auf dem ehemaligen Standortübungs-
platz Schwabach zu benennen.

In einem Folgeschritt werden Gespräche mit den Län-
dern, Städten und Gemeinden oder auch mit anderen 
Bundesressorts geführt, um Lösungen zu finden, die so-
wohl die militärischen Erfordernisse als auch die Interes-
sen der Kommune, des Landes oder sonstiger Dritter 
berücksichtigen.

Frage 58
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Teile des ehemaligen Munitionshauptdepots in den 
Kommunen Langquaid und Schierling wurden seitens des 
Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) zur „strategi-
schen Liegenschaftsreserve“ erklärt, und welche konkreten mi-
litärischen Überlegungen (seitens des BMVg) und nichtmili-
tärische Nutzung (im Rahmen der bis vor Kurzem geplanten 
Konversion) für eine Nutzung des ehemaligen Munitions-
hauptdepots gibt es aktuell?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Nils Schmidt:
Für Langquaid und Schierling kann festgehalten wer-

den, dass das gesamte Munitionsdepot vom Moratorium 
betroffen ist.

Durch den erforderlichen Aufwuchs der Streitkräfte 
und die zu steigernde Verteidigungsfähigkeit Deutsch-
lands entstehen Bedarfe an Liegenschaften, die – mög-
lichst im gesamtstaatlichen Ansatz – gedeckt werden 
müssen. Dazu setzt das Bundesministerium der Verteidi-
gung eine vorausschauende Liegenschaftspolitik um, die 
dazu beiträgt, potenzielle und vor allem künftige Bedarfe 
auch kurzfristig decken zu können. Die Strategische Lie-
genschaftsreserve dient somit dem Optionserhalt für 
einen Aufwuchs der Bundeswehr, der angesichts der ak-
tuellen Sicherheits- und Bedrohungslage zwingend erfor-
derlich ist.

In dieser Phase des nun begonnenen Prüfungsprozes-
ses ist es zu früh, konkrete Verwendungen im Einzelfall 
beispielsweise für die Kommunen Langquaid und Schier-
ling zu benennen.

In einem Folgeschritt werden Gespräche mit den Län-
dern, Städten und Gemeinden oder auch mit anderen 
Bundesressorts geführt, um Lösungen zu finden, die so-
wohl die militärischen Erfordernisse als auch die Interes-
sen der Kommune, des Landes oder sonstiger Dritter 
berücksichtigen.

Frage 59
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Welche genauen Folgen erwartet die Bundesregierung, 
sollte die PCK Raffinerie GmbH in Schwedt aufgrund von 
US-Sanktionen von einem Tag auf den anderen nicht mehr 
ihre Geschäfte führen können, und teilt die Bundesregierung 
diesbezüglich meine Einschätzung, dass dies innerhalb weni-
ger Tage zu einem Zusammenbruch der Versorgung von Tank-
stellen im Nordosten Deutschlands mit Treibstoffen führen 
würde?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Ein reibungsloser Betrieb von Rosneft Deutschland ist 

entscheidend insbesondere für die verlässliche Ölversor-
gung und den Betrieb unter anderem der PCK Raffinerie 
GmbH und damit für die Aufrechterhaltung der Versor-
gungssicherheit in Nordostdeutschland mit Kraftstoffen 
und anderen Raffinerieprodukten. Ein Wegfall der Ros-
neft Deutschland und der von ihr kontrollierten Raffine-
riekapazitäten oder auch ein Wegfall der PCK allein 
könnten kurzfristig nicht durch zusätzliche Importe von 
Raffinerieprodukten voll kompensiert werden.
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Die am 29. Oktober 2025 vom Office of Foreign As-
sets Control (OFAC) des U.S. Department of the Treasury 
veröffentlichte General License erlaubt verbindlich und 
rechtssicher Transaktionen mit der unter Treuhand ste-
henden Rosneft Deutschland. Durch die General License 
werden Rosneft Deutschland (RDG), Rosneft Refining & 
Marketing GmbH (RNRM) und die Raffinerien, also 
auch die PCK Schwedt, von den am 22. Oktober durch 
die USA verhängten Sanktionen gegenüber Rosneft aus-
genommen.

Die General Licence ist zunächst befristet bis zum 
29. April 2026. Die Bundesregierung begrüßt diesen 
klaren Schritt und das schnelle Handeln der US-Behör-
den. Es ist unser Verständnis, dass die am 29. Oktober 
veröffentliche General License ein erster, kurzfristiger 
Schritt ist und somit eine Übergangslösung darstellt.

Die Bundesregierung steht zu einer über den 29. April 
2026 hinausgehenden Genehmigung bereits mit den US- 
Behörden im Austausch. Die Bundesregierung geht des-
halb auch im weiteren Verlauf nicht davon aus, dass die 
PCK Raffinerie GmbH in Schwedt aufgrund von US- 
Sanktionen kurzfristig nicht mehr ihre Geschäfte ausfüh-
ren könnte. Dementsprechend sind die oben beschriebe-
nen Folgen nicht zu erwarten.

Frage 60
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Prüft die Bundesregierung aktuell einen Kauf der durch die 
Bundesnetzagentur treuhänderisch verwalteten Anteile von 
Rosneft in Deutschland, oder kann die Bundesregierung einen 
solchen Kauf in absehbarer Zeit ausschließen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung der Ros-

neft Deutschland inklusive der Raffinerien, an denen 
Rosneft Deutschland beteiligt ist, bewusst. Daher hat 
die Bundesregierung im Herbst 2022 die Treuhandver-
waltung nach dem Energiesicherungsgesetz (EnSiG) 
über die Rosneft Deutschland angeordnet und seitdem 
mehrfach verlängert. Dadurch konnte der Weiterbetrieb 
der Rosneft Deutschland sichergestellt werden. Dies ist 
wichtig für die Energieversorgung in Deutschland, für die 
Beschäftigten der Rosneft Deutschland und besonders 
auch für die PCK-Raffinerie in Schwedt.

Die Bundesregierung prüft kontinuierlich, ob alterna-
tive Maßnahmen zur EnSiG-Treuhandverwaltung nötig, 
sinnvoll und rechtssicher umsetzbar sind.

Frage 61
Frage der Abgeordneten Dr. Sandra Detzer (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Was hat den Ausschlag für die Bundesregierung gegeben, 
den Vorschlag der EU-Kommission zu unterstützen, die hei-
mische Stahlindustrie mit deutlich höheren Zöllen vor Dum-
pingimporten aus Ländern wie China zu schützen, und weshalb 
hat die Bundesregierung dies bislang unterlassen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung begrüßt, dass die Europäischen 

Kommission am 7. Oktober 2025 ein neues Instrument 
vorgeschlagen hat, das die bestehenden, zum 30. Juni 
2026 auslaufenden Schutzmaßnahmen für den Stahlsek-
tor ersetzen soll.

Die Position der Bundesregierung hat sich diesbezüg-
lich – entsprechend der Vereinbarung im Koalitionsver-
trag – nicht verändert. Insofern hat die Bundesregierung 
nichts „unterlassen“. Die Bundesregierung setzt sich auf 
europäischer Ebene weiterhin für ein effektives Instru-
ment ein.

Frage 62
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche negativen Auswirkungen auf die Stahlbranche dro-
hen nach Ansicht der Bundesregierung durch die Tatsache, 
dass Unternehmen nicht zugleich von der Strompreiskompen-
sation und vom Industriestrompreis profitieren können, und 
welche Anpassungen wird die Bundesregierung bei der Strom-
preiskompensation vornehmen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung will die Wettbewerbsfähigkeit 

der Stahlindustrie weiter stärken, um die Wertschöpfung 
und Beschäftigung in der Stahlindustrie in Deutschland 
zu sichern.

Hierbei sind unter anderem auch die sogenannten „in-
direkten CO2-Kosten“ der stromintensiven Stahlunter-
nehmen von Bedeutung, also die über den EU-Emissions-
handel bewirkte CO2-Bepreisung der Stromproduktion. 
In diesem Bereich setzt sich die Bundesregierung gegen-
über der Europäischen Kommission unter anderem für 
die Ausweitung und Verlängerung der EU-Beihilfeleit-
linien für die sogenannte Strompreiskompensation ein. 
Die Bundesregierung will für anderweitig nicht zu ent-
lastende Unternehmen einen Industriestrompreis einfüh-
ren.

Die Bundesregierung steht zu diesen Themen im engen 
Austausch mit der Europäischen Kommission. Die Euro-
päische Kommission hat die Überarbeitung der ETS-Bei-
hilfeleitlinien noch nicht abgeschlossen. Vor diesem Hin-
tergrund sind derzeit noch keine Aussagen über die 
konkreten Auswirkungen auf die Stahlindustrie sowie 
diesbezügliche Anpassungen der nationalen Strompreis-
kompensation möglich.

Die Bundesregierung hat zur Entlastung von den der-
zeit weiterhin hohen Energiepreisen bereits kurzfristig 
Maßnahmen beschlossen, von denen auch die Stahlindus-
trie profitiert: die Abschaffung der Gasspeicherumlage 
zum Jahreswechsel, die Verstetigung der Absenkung 
der Stromsteuer für Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes sowie der Land- und Forstwirtschaft und die 
Senkung der Netzentgelte mittels eines Zuschusses zu 
den Übertragungsnetzkosten des Jahres 2026.
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Frage 63
Frage des Abgeordneten Dr. Alaa Alhamwi (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wann wird die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD angekündigte Preisaufsicht für mehr Verbraucher-
schutz eingeführt, und wie wird diese ausgestaltet sein?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Vorgaben an den Inhalt und die Gestaltung von Ver-

trägen über die Lieferung von Wärme (Fernwärme; 
Contracting) enthält die Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme 
(AVBFernwärmeV).

Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, soll die 
AVBFernwärmeV, die noch im Wesentlichen aus den 
80er-Jahren stammt, zügig novelliert werden. Hierbei 
sollen die Interessen des Verbraucherschutzes und der 
Versorgungsunternehmen ausgewogen berücksichtigt 
werden. Dadurch wird auch eine langfristige Planung 
und Finanzierung der Wärmenetze möglich, die sich kos-
tendämpfend auswirkt.

Im Rahmen der Novelle der AVBFernwärmeV soll 
auch mehr Preistransparenz geschaffen werden, damit 
Kunden erkennen können, wie sich die Preise vor Ort 
im Vergleich zu Preisen vergleichbarer Unternehmen ver-
halten, und die Preisaufsicht gestärkt werden.

Ein konkreter Zeitplan für eine Novelle der AVBFern-
wärmeV liegt derzeit noch nicht vor.

Frage 64
Frage des Abgeordneten Dr. Alaa Alhamwi (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie wird die Bundesregierung die Transparenz im Fernwär-
memarkt für mehr Verbraucherschutz erhöhen, und wann wird 
die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD ange-
kündigte unbürokratische Schlichtungsstelle eingerichtet?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung plant, im Rahmen der Novelle 

der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) auch 
die Regelungen zur Transparenz im Fernwärmemarkt zu 
adressieren. Die AVBFernwärmeV enthält bereits ver-
schiedene Transparenzanforderungen, vor allem im Hin-
blick auf Vertragsinhalte und mit Blick auf Preisän-
derungsklauseln.

Die Art der Darstellung (#Nm, 10/11#) kann allerdings 
für Verbraucherinnen und Verbraucher eine Herausforde-
rung sein und die Beobachtung der Preisentwicklungen 
auf dem Fernwärmemarkt sowie den Vergleich mit den 
Preisen anderer Versorger erschweren. Vor diesem Hin-
tergrund prüft die Bundesregierung im Rahmen der 
Novellierung der AVBFernwärmeV auch eine Weiterent-
wicklung der bereits bestehenden freiwilligen Preistrans-
parenzplattform der Fernwärmeverbände.

Die geplante Schlichtungsstelle soll nach aktuellem 
Planungsstand im Zuge der Novelle der AVBFernwär-
meV geschaffen werden.

Frage 65
Frage des Abgeordneten Dr. Moritz Heuberger 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Zu welchem Zeitpunkt beabsichtigt es die Bundesregierung, 
eine Stellungnahme im Europäischen Rat zur Überarbeitung 
der Richtlinien zur öffentlichen Vergabe einzureichen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Das BMWE hat der EU-Kommission am 13. August 

2025 eine Stellungnahme der Bundesregierung zur Re-
form der EU-Vergaberichtlinien übermittelt. Dem Deut-
schen Bundestag wurde diese Stellungnahme am 29. Sep-
tember 2025 zur Unterrichtung übersandt.

Frage 66
Frage des Abgeordneten Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwieweit plant die Bundesregierung, im Rahmen der na-
tionalen Industrie- und Beschaffungspolitik verbindliche Quo-
ten oder Zielvorgaben für den Einsatz von in Deutschland 
erzeugtem, klimafreundlichem Stahl zu verankern, und welche 
Maßnahmen ergreift sie darüber hinaus, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Stahlindustrie bei der 
Produktion von grünem Stahl zu sichern?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung hat ein großes Interesse an einer 

wettbewerbsfähigen deutschen Stahlindustrie. Ihr Au-
genmerk richtet sie aktuell vor allem auf die Rahmenbe-
dingungen für die Branche und setzt sich für konkrete 
Verbesserungen bei den Energiepreisen, beim CO2- 
Grenzausgleichsmechanismus und beim Schutz vor un-
fairen Handelspraktiken ein.

Daneben unterstützen Bund und Länder die Stahlbran-
che mit gezielten Förderprogrammen, damit sie ihre Pro-
duktionsprozesse auf klimafreundlichere und innovative 
Verfahren umstellen können. Dadurch können diese Un-
ternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit langfristig stärken.

Damit zugleich die Nachfrage nach klimafreundliche-
ren Grundstoffen steigt, unterstützt die Bundesregierung 
die Schaffung und Förderung europäischer Leitmärkte 
für klimafreundlichen Stahl.

Die Bundesregierung wird die Verordnungsermächti-
gung im Rahmen des Vergabebeschleunigungsgesetzes 
nutzen und Anforderungen an die Klimafreundlichkeit 
bei der Beschaffung, unter anderem von Stahl, zeitnah 
nach Inkrafttreten des Gesetzes in einer Rechtsverord-
nung vorgeben.

Die Bundesregierung unterstützt auch die Pläne der 
EU-Kommission zur Etablierung von Leitmärkten im 
Rahmen des Industrial Accelerator Act, beginnend mit 
einem Leitmarkt für klimafreundliche Stahlprodukte. 
Der Fokus könnte dabei auf der staatlichen Infrastruktur, 
wie zum Beispiel bei öffentlichen Bau- und Infrastruktur-
vorhaben, unter anderem der Bahn und auch der Auto-
mobilindustrie, liegen. Dabei sollen Resilienz- und Nach-
haltigkeitskriterien wie CO2-Emissionsintensität gelten.
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In der deutsch-französischen Wirtschaftsagenda ist für 
zentrale und kritische strategische Bereiche der indus-
triellen Produktion, einschließlich der öffentlichen Be-
schaffung, eine rechtlich tragfähige und zielgerichtete 
EU-Präferenz-Regelung dargelegt.

Frage 67
Frage des Abgeordneten Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Rolle misst die Bundesregierung Partnerschaften 
mit afrikanischen Staaten beim Aufbau nachhaltiger industriel-
ler Wertschöpfungsketten – zum Beispiel in den Bereichen 
kritische Rohstoffe, Wasserstoffwirtschaft und Recycling – 
bei, und wie werden ökologische und soziale Nachhaltigkeits-
standards in diesen Kooperationen sichergestellt?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung betrachtet die Partnerschaften 

mit afrikanischen Staaten als wichtigen Baustein sowohl 
für die deutsche Industrie (zum Beispiel Versorgung mit 
kritischen Rohstoffen, Aufbau von Wasserstoffimporten) 
als auch für die nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
Afrikas (lokale Wertschöpfung, Beschäftigung, indus-
trielle Diversifizierung). Im Bereich Recycling und 
Kreislaufwirtschaft wird das Thema im Zusammenhang 
mit Rohstoffstrategien mitgedacht (zum Beispiel „Ge-
winnung, Weiterverarbeitung und Recycling“ im Roh-
stofffonds).

Gleichzeitig sind ökologische und soziale Nachhaltig-
keitsstandards durch gesetzliche Vorgaben, Förder- und 
Kooperationsprogramme sowie spezifische Projekte fest 
verankert. Das betrifft auch Zulieferungen aus Afrika.

Darüber hinaus sind EU-Einführer von sogenannten 
Konfliktmineralien (Zinn, Tantal und Wolfram, deren Er-
zen und Gold) nach der EU-Konfliktmineralien-Verord-
nung (2017/821) zur Einhaltung bestimmter Sorgfalts-
pflichten verpflichtet, um die Finanzierung bewaffneter 
Konflikte zu verhindern.

Frage 68
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Wie bewertet die Bundesregierung derzeit Chancen und Ri-
siken von künstlicher Intelligenz (KI) mit Blick auf die „High-
tech Agenda Deutschland“ vor dem Hintergrund aktueller Stu-
dien zur Zuverlässigkeit bzw. zur tatsächlichen Nutzung von 
KI-Chatbots (vergleiche beispielsweise www.hna.de/ 
verbraucher/ki-studie-zeigt-grosses-problem-von-chatbots- 
auf-jede-dritte-antwort-ist-erfunden-zr-94010762.html, Stern: 
www.stern.de/digital/chatgpt–millionen-wenden-sich-mit- 
suizidgedanken-an-die-ki-36168894.html, jeweils abgerufen 
am 31. Oktober 2025), und leitet die Bundesregierung hieraus 
konkrete Maßnahmen ab, und, wenn ja, welche?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
In der Hightech Agenda Deutschland hat die Bundes-

regierung ambitionierte Ziele für eine KI-Offensive be-
schlossen. Deutschland soll ein zentraler Akteur für die 
nächste KI-Generation und im weltweiten Wettbewerb 
werden. Die Bundesregierung pflegt hierzu einen inten-
siven Austausch mit der KI-Fachwelt. Die Limitationen 
aktueller KI-Systeme sind der Bundesregierung bekannt. 

Die Bundesregierung legt einen Fokus auf die Chancen 
von KI, nimmt aber potenzielle Risiken von KI sehr ernst. 
Das Ziel ist die Erforschung, Entwicklung und Anwen-
dung einer sicheren, vertrauenswürdigen, ressourceneffi-
zienten und gemeinwohlorientierten KI und ein schnel-
lerer Transfer in Anwendungen „Made in Germany“.

Frage 69
Frage des Abgeordneten Stefan Schröder (AfD):

Welchen Zweck verfolgt das Bundesministerium für For-
schung, Technologie und Raumfahrt mit einem am 28. Oktober 
2025 auf Instagram veröffentlichten Katzenvideo, in dem die 
Hightech Agenda erklärt werden soll, und welche Schlüsse 
zieht das Bundeministerium aus der Tatsache, dass die sich 
darunter befindenden Kommentare nahezu ausschließlich das 
Thema ME/CFS aufgreifen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Das Bundesministerium für Forschung, Technologie 

und Raumfahrt (BMFTR) ist verpflichtet, die Öffentlich-
keit über seine Aktivitäten zu informieren. Das tut es 
unter anderem über seine Social-Media-Kanäle und greift 
hierbei plattformspezifische Elemente der Medienkom-
munikation im digitalen Raum auf.

Das BMFTR nimmt Kommentare zu seinen Social- 
Media-Beiträgen wahr und als Ausdruck freier Mei-
nungsäußerung ernst.

Frage 70
Frage des Abgeordneten Dr. Ingo Hahn (AfD):

Wie gewährleistet die Bundesregierung bei öffentlich-priva-
ten Förderprogrammen im Bereich Wissenschaft und For-
schung, dass die wissenschaftliche Unabhängigkeit und Ergeb-
nisoffenheit der geförderten Projekte trotz der Mitwirkung 
privater Stiftungen oder Nichtregierungsorganisationen an 
der Themenauswahl („Agenda-Setting“) sowie der Beteiligung 
von deren Vertretern in den für die Projektauswahl und Pro-
grammausrichtung zuständigen Auswahlgremien und Beiräten 
gewahrt bleibt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Förderprogramme im Bereich Wissenschaft und For-

schung sind öffentliche Programme und keine öffentlich- 
privaten. Sofern konkrete Forschungsprojekte gefördert 
werden, geschieht dies regelhaft unter den Vorgaben ei-
ner öffentlichen Förderrichtlinie, wobei üblicherweise 
mehrere Förderrichtlinien ein Förderprogramm umset-
zen. Dabei stellt die Bundesregierung unter anderem 
durch die Beachtung der Vorgaben und Regelungen des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, der 
Bundeshaushaltsordnung und des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes sicher, dass nach transparenten, sachlichen 
und nachvollziehbaren sowie gemeinwohl- und wissen-
schaftsgeleiteten Kriterien entschieden wird.

Soweit in der Projektauswahl Gutachter beteiligt sind, 
verfolgt die Bundesregierung transparente, im Ergebnis 
offene und fundierte Gutachterprozesse. Neben einer ent-
sprechenden Dokumentation und Prüfung bestehen zu-
dem für die Auswahl von Gutachtern definierte Kriterien 
für die Prüfung möglicher Interessenkollisionen.
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Frage 71
Frage des Abgeordneten Adam Balten (AfD):

Welche finanziellen Mittel stellt die Bundesregierung res-
sortübergreifend für den Ausbau und die Weiterentwicklung 
von künstlicher Intelligenz sowie die dafür notwendige digitale 
Infrastruktur im laufenden Haushaltsjahr bereit (bitte nach 
Ressorts aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Es wird auf die wiederkehrenden Kleinen Anfragen 

der Fraktion Die Linke zum „Einsatz Künstlicher Intel-
ligenz im Geschäftsbereich der Bundesregierung“ (bei-
spielsweise Bundestagsdrucksachen 21/2310 und 20/ 
11648) verwiesen.

Frage 72
Frage des Abgeordneten Adam Balten (AfD):

Welche konkreten Fortschritte oder messbaren Erfolge 
konnten bislang im Rahmen der Förderprogramme für künst-
liche Intelligenz und digitale Infrastruktur erzielt werden, ins-
besondere im Hinblick auf Forschungsstandorte und indus-
trielle Anwendungen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Die Bundesregierung hat, als eines der ersten Länder 

weltweit, im Jahr 2018 eine nationale Strategie für KI 
beschlossen. Zu den zentralen Erfolgen zählen insbeson-
dere:
– der Aufbau von sechs Kompetenzzentren für die KI- 

Forschung,
– der Aufbau von vier KI-Servicezentren, die Wissen-

schaft und Wirtschaft – insbesondere kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) und Start-ups – Zugang zur 
notwendigen Recheninfrastruktur sowie zu Algorith-
men, Software-Tools, Daten und Services zur Ver-
fügung stellen und auch die Grundlage darstellen für 
die erfolgreiche Einwerbung von zwei europäischen 
AI Factories,

– der Aufbau des Supercomputers JUPITER als einer 
der weltweit stärksten Supercomputer für KI und ers-
ter Supercomputer in Europa, der 1 ExaFLOP pro 
Sekunde erreicht,

– die Einrichtung und Besetzung von 165 zusätzlichen 
KI-Professuren mit Unterstützung der Bundesregie-
rung und

– die Veröffentlichung von Free- and Open-Source- 
Komponenten für eine souveräne europäische 
Cloud-Architektur im Rahmen des IPCEI-CIS.

Ausweislich eines Berichts der OECD vom 
Sommer 2024 (https://www.oecd.org/en/publications/ 
oecd-artificial-intelligence-review-of-germany_ 
609808d6-en.html) hat Deutschland gerade in der KI- 
Forschung, der Fachkräftegewinnung und der Steigerung 
des KI-Einsatzes in Unternehmen messbare Fortschritte 
gemacht.

Frage 73
Frage der Abgeordneten Dr. Andrea Lübcke (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die Sozial- und 
Geisteswissenschaften nicht nur eine Nebenrolle bei der Um-
setzung der Hightech Agenda spielen, sondern als gestaltender 
Teil der technologischen Transformation auch sichtbar wer-
den, und welche konkreten Maßnahmen sind dafür geplant?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Die Geistes- und Sozialwissenschaften sind eines der 

fünf strategischen Forschungsfelder der Hightech 
Agenda Deutschland (HTAD) und somit fest im Gesamt-
umsetzungsprozess verankert.

Sie übernehmen eine Schlüsselrolle bei der verantwor-
tungsvollen und menschenzentrierten Gestaltung des ge-
sellschaftlichen Umgangs mit neuen Technologien. Die 
Bundesregierung wird im Rahmen der Umsetzung der 
HTAD auch die strategischen Forschungsfelder und ihre 
Wechselwirkungen zu den prioritären Schlüsseltechnolo-
gien mit Nachdruck vorantreiben. Erster Schwerpunkt ist 
dafür die Umsetzung der in der HTAD benannten Flagg-
schiffmaßnahmen, wie beispielsweise der Erarbeitung ei-
nes neuen Rahmenprogramms für die Geistes- und Sozi-
alwissenschaften.

Im Übrigen ist die HTAD eine Mitmach-Agenda. Alle 
Stakeholder aus Forschung, Wirtschaft, Praxis und Zivil-
gesellschaft, dies umfasst auch Stakeholder aus den 
Geistes- und Sozialwissenschaften, werden durch das 
Bundesministerium für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt eng in die verschiedenen Phasen der HTAD 
eingebunden.
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